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A. 
Bormort. 


Die Anregung zur Abfafjung der nachſtehenden 
Arbeit verdante ich dem Berliner jtädtifchen Kämmerer, 
Herrn Stadiratd Maaß, Königlihem Regierung: 
rathe a. D., welcher es für die ftädtifche Verwaltung 
als jehr wünſchenswerth und zeiterfparend bezeichnete, 
wenn die mwidtigften, das ftädtifche Beamtenrecht 
betreffenden Bejtimmungen in einem handlichen 
Bändchen zufammengefaßt werden würden. Für das 
Staatsbeamtenrecht ift eine ſolche Zufammenftellung 
befanntlid vom Königliden Kanzleirathb Herrn 
Pfafferoth als zweites Bändchen der Guttentag’fchen 
Sammlung Preußifcher Geſetze erſchienen und bat 
ji als Vademekum der königlichen Beamten fo ein 
gebürgert, Daß es bereits in Dritter Auflage vorliegt. 
Nach dem Muſter diefes Buches habe ich das meinige 
verfaßt, unter Berüdfichtigung der eigenthümlichen 
Struktur des Kommunalbeamtenrechtes, welches weit 
zerjplitterter und unüberfichtlicher als das Staat3- 
beamtenredt ijt, und von der Gejeggebung bislang 
noch ſtiefmütterlicher als Diefes behandelt wurde, 
Jeder Kenner der Materie weiß, daß Dabei recht 
erhebliche Schwierigkeiten gu überwinden waren, 


vI Vorwort. 


Bor Allem handelte es fi) um die Begrenzung 
Des Stoffes. Obwohl ich anfänglich nur beabfichtigt 
Hatte, das Recht der ftädtifhen Kommunalbeamten 
zu behandeln, entſchloß ich mid) auf Wunfch der 
Berlagsbuhhandlung aud) das Recht der Beamten 
der anderen Kommunalverbände mit in die 
Bearbeitung einzubeziehen, namentlich da durd) das 
neue Kommunalbeamtengejeg der erjte und in der 
That vollkommen geglücdte gejeggeberifhe Verſuch 
gemacht worden ift, das Kommunalbeamtenredht zu 
vereinheitlichen. Ferner Handelte e8 ſich um die 
Stage, ob nur das Recht der bejoldeten oder auch 
das der unbefoldeten Kommunalbeamten in Betracht 
gezogen werden follte. Nach reifliher Lieberlegung 
entſchloß ich mich, nur das Recht der befoldeten 
Beamten darzuftellen, da diefes für die Kommunal- 
verwaltungen von ganz bejonderer Wichtigkeit ift 
und weil leider bezüglich der Frage, welche ehren- 
amtlich wirkende Funktionäre den Kommunalbeamten 
zuzuzählen find, immer noch diejelbe bedauerliche 
Unficherheit herrſcht, wie fie vor Inkrafttreten des 
KRommunalbeamtengejeges Hinfichtlich der bejoldeten 
Beamten beitand. 

So ift 3. B. für Berlin erft durh Magiftrats- 
befhluß nad eingeholtem Syndikatsgutachten fejt- 
gejegt worden, welche im ftädtilchen Dienst befind- 
lien unbefoldeten Beamten als Beamte im Ginne 

em Der Städteordnung anzujehen find, und welche nicht. 





Korwort. vii 
Um alſo feften Boden unter den Füßen zu 
haben, erſchien eine ftrifte Anlehnung an die Bor- 
Thriften des Kommunalbeamtengejeges geboten. Nach 
S 1 des Geſetzes betreffend die Anftelung und Ver⸗ 
forgung der Kommunalbeamten vom 30. Juli 1899, 
nit ganz zutreffend aber kurz „Rommunalbeamten- 
gejeg” genannt, gilt nämlich im Sinne dieſes Ge⸗ 
ſetzes nur der als Kommunalbeamter: 
„wer als Beamter für den Dienft eines Kom⸗ 
munalverbandes gegen Bejoldung an 
geitellt ijt.“ 
Dem Konımunalbeamtengejege, welches ich als zweiten 
Theil unter der Rubrik „Art der Anftellung,” wegen 
der zur Begründung der Tommunalen Beamten- 
eigenfchaft nunmehr erforderlichen Aushändigung der 
Anftellungsurfunde aufführte, habe ich einen „Allge- 
meinen Theil” voraufgehen laſſen, in welchem nad) 
einander die noch gültigen Beltimmungen des 
Preußischen Allgemeinen Landrechts, die Allgemeinen 
Bedingungen der Anjtellung jowie die Beftimmungen 
über den Dienfteid, die bejonderen Rechte und 
Pflichten der Kommunalbeamten, die Schadenserjag- 
anfprüche gegen legtere, und die Sicherung der Alten 
nad) dem Zode von Kommunalbeamten behandelt 
find. Die benüsten Quellen find gehörigen Orts 
angegeben. Das kürzlich erſchienene „Preußiſche 
Kommunalbeamtenrecht“ von Kautz und Appelius 
konnte wegen begonnener Drucklegung leider nur 
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für einzelne Theile der Arbeit verwendet werden. 
Dem Kommunalbeamtengeſetze nebſt Ausführungs- 
anweiſung folgt zunächſt das für die Kommunen 
ſehr wichtige Anſtellungsrecht der Militäranwärter, 
welches den Uebergang bildet zu dem Spezial- 
beamtenrechte der einzelnen Kommunalverbände. 
Sn Ubmweihung von dem FKommunalbeamten- 
gefege, welches das ftädtifche Beamtenrecht zuerft 
porwegnimmt, habe ich aufjteigend von den Kleineren 
zu den größeren Kommunalverbänden der Reihe nach 
das Beamtenrecht der Landgemeinden, Rheiniſchen 
Zandbürgermeiftereien, Weſtfäliſchen Aemter, Zweck⸗ 
verbände, Amtsverbände, Stadtgemeinden, Kreis⸗ 
und Provinzialverbände ſowie im Anſchluß an 
letztere das der Bezirksverbände Caſſel und Wies- 
baden, des Lauenburgiſchen Landeskommunalver⸗ 
bandes und zuletzt das Recht der Gemeindeforſt⸗ 
beamten behandelt, im Uebrigen vollſtändig der 
Anordnung des Kommunalbeamtengeſetzes folgend. 
Angefügt ſind ferner die Vorſchriften über die Pen— 
ſionirung, das Gnadenquartal und die Sterbemonate. 
Die Schlußkapitel bilden die disziplinar- und ſtraf— 
rechtlichen Vorfchriften. Nah dem Vorgange Pfaffe- 
roths ift das Defekten- und Konfliltsverfahren nicht 
mit aufgenommen, da bei dem Jeltenen Borfommen 
einjchlägiger Fälle der Gebraud) von Kommentaren 
doch nicht zu umgehen ift. 

Die einzelnen Gefegesbeftimmungen wurden auf 
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ihre Gültigfeit geprüft und es find nur diejenigen 
mit aufgenommen worden, die nad) meiner Anficht 
gegenwärtig noch in Kraft find. Die Kompilation 
ift hauptſächlich für die Bedürfniffe der Praxis be- 
ftimmt und fol dem vielgeplagten Berwaltung3- 
beamten, dem oft nur fehr ſchwer die erforderliche 
Beit zu Gebote fteht, fich in einer ganzen Reihe von 
Büchern über die anzumendenden Beitimmungen zu 
orientiren, Erleichterung verjhaffen. Es ift mir 
gar wohl bemußt, daß es bei der ungeheueren Zer⸗ 
[plitterung des Material geradezu unmöglid it, 
auch nur einigermaßen vollitändig zu fein. Ich 
mußte mid) daher auf die Zufammenftellung der 
hauptſächlichſten Beftimmungen befchränfen. Da die 
Herausgabe eines Kommentars nicht bezwedt war, 
fo beſchränken ſich die Anmerkungen auf die zum 
Verſtändniß des Gefebestertes unentbehrlichſten Er- 
läuterungen, 
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dem Staat noch zu befonderen PDienften durch Eid 
und Pfliht zugethan. 
II. Civilbeamte. 

68. Ale Beamte des Staats, welche zum 
Militärftande nit gehören, find unter der all- 
gemeinen Benennung von Civilbedienten begriffen. 

69. Dergleihen Beamte ftehen entweder in 
unmittelbaren PDienften des Staats, oder gewiſſer 
demjelben untergeordneter ..... Gemeinen. 


Beftellung derfelben. 

70. Es fol Niemandem ein Amt aufgetragen 
mwerden,der ſich dazu nicht hinlänglich qualificirt, und 
Proben feiner Geſchicklichkeit abgelegt hat. 

71. Wem die Bejegung der verfchiedenen Arten 
von Givilbedienungen zulomme, wer zu dergleichen 
Bedienungen gelangen könne, und was für VBor- 
bereitungen und Prüfungen dazu vorhergehen müſſen, 
ift, nach Berfchiedenheit der Fächer und Stufen 
folder Bedienungen, durch fpezielle Geſetze und 
Snftructionen beitimmt. 

72. Wer fi) durch Beftechungen oder andere un⸗ 
erlaubte Wege in ein Amt eindrängt, joll deſſelben 
fofort wieder entjegt werden. 


73. Alle Berträge und Verſprechungen, wodurd es 
mandem gegen Zumendung eines Amtes, Privatvortbeile zu- 
gejagt oder wirklich eingeräumt worden, find null und nichtig. 

Erſetzt durch $. 138 B.G.B. Ein Rechtsgeichäft, das 

A Sesgen die guten Sitten verſtößt, iſt nichtig. 


— — —— — — — 
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74. Auch Verabredungen zwifchen einem ab- 
gehenden Beamten und deſſen Nachfolger, wodurch 
dem Eriteren von den Einkünften des Amtes etwas 
vorbehalten werben foll, find nur jo weit gültig, als 
fie von der vorgefeßten Behörde ausdrüdlich ge- 
nehmigt worden. 

75. Wer mwiffentli eine Bedienung einer dazu 
nicht tauglichen Perſon anvertraut, muß dem Staat, 
..... für allen durch die Unwiſſenheit und Untauglich⸗ 
feit eines ſolchen Bedienten entjtandenen Nachtheil 
gerecht werden. 

76. Niemand fol fi) eigenmädtig die Ver⸗ 
waltung eines Amtes anmaßen, wozu er von der 
vorgefegten Behörde nicht angewieſen worden. 

77. Wer diefes thut, und vermöge eines ſolchen 
Amtes Handlungen vornimmt, zu melden er nad 
den Geſetzen überhaupt nicht qualificirt ift, deſſen 
Handlungen find unträftig. 

78. Mangelt es ihm nicht an den erforderlichen 
Eigenfhaften zu Handlungen diefer Art überhaupt: 
jo fünnen zwar feine Handlungen, zum Nachtheil 
der Parteien, in der Regel, und wo nicht befondere 
Gefege ein Anderes vorfchreiben, für nichtig. nicht 
angejehen werden. 

79 erſetzt durch 8 132 des Reichsſtrafgeſetzbuchs (R.G. Bl. 
1876 ©. 25). Wer unbefugt fi mit Ausübung 
eines Öffentliden Amtes befaßt oder eine 
Handlung vornimmt, welde nur fraft eines m 

1* 


4 Kommunalbeamtengefehgebung. 


öffentlihden Amtes vorgenommen merden 
darf, wird milt Gefängniß bis zu Einem Jahre 
oder mit Geldjtrafe bis zu dreihundert 
Markt beſtraft. 

80. Alles, was der unbefugte Anmaßer bei Gelegen- 
heit der von ihm unternommenen Amtshandlungen empfangen 
hat, muß er zurücgeben. (Erſetzt dur 8. 182 B. G. B.) 


81. Niemand foll dei Vermeidung der im $ 132 
R.St.G. B. angedrohten Strafe fich ein Amt anmaßen, 
mweldes ihm nicht auf eine der eingeführten Ordnung 
gemäße Art iibergeben worden. (Vergl. $ 79.) 

82. Allen Schaden, melder aus foldden un- 
gebührlichen Anmaßungen für den Staat.... entfteht, 
muß er erfegen. 

83. Wer einem Hafjenbedienten die Kaffe über- 
giebt, ehe und bevor die Amtsfaution deifelben be- 
rihtigt worden, ift für allen daraus entitandenen 
Schaden verhaftet. 

8. Titel und Rang, welche mit einem Amt ver- 
bunden find, werdet, nebft den davon abhangenden 
Vorrechten, ſchon dur die darüber ausgefertigte 
Beftallung verliehen. (8.B.&. 8. 1 Seite 71.) 

Rechte und Pflichten derſelben in Anfehung ihres Amtes 
85. Die Rechte und Pflichten der Civilbedienten, 
in Beziehung auf das ihnen anvertraute Amt, werden, 
durch die darüber ergangenen beſonderen Geſetze, und 
durch ihre Amtsinſtruktionen beſtimmt. 
8%. Niemand fol fein Amt zur Beleidigung 
oder Benörtheilung Anderer mißbrauden. 
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8. Was ein Beamter vermöge feines. Amtes 
und nad den Borfchriften deflelben unternimmt, kann 
gegen ihn als eine Privatbeleidigung nicht ‚gerügt 
werben. 


88. Wer ein Amt übernimmt, muß aufdiepflitmäßige 
Führung deffelben die genauejte Aufmerkſamkeit wenden. 

89. Jedes dabei: begangene Verſehen, welches bei 
gehöriger Aufmerkſamkeit, und nach den Keuntuifien, die bei 
der Verwaltung des Amtes erfordert werden, hätte vermieden 
werben können und follen, muß er vertreten.*) 


*) 88. 88, 89° gelten nur für die Saftımg der Beamten dem 
betreffenden Sommımal verbande gegenüber, Aldi bie Haftung Dritten 
gegenüber gelten $$. 839, 831 3.8.3. (S. 63). 


90. Vorgeſetzte, welche durch vorfehriftsmäßige 
Aufmerffamkeit die Amtsvergehungen ihrer Unter- 
gebenen hätten hindern können, find für den aus Ber- 
nadhläffigung deffen entftehenden Schaden, ... . dem 
Staate .... verhaftet. 

91. Doch findet in beiden Fällen (88 89, 90) Die 
Vertretung nur alsdann ftatt, wenn kein anderes 
gefegmähiges Mittel, wodurch den nachtheiligen 
Folgen eines ſolchen Verſehens abgeholfen werden 
fönnte, mehr. übrig if. 

92. Kein Beamter darf den zur Ausübung 
feines Amtes ihm angewiefenen Wohnort ohne Vor⸗ 
wiffen und Genehmigung ſeiner Vorgeſetzten ver⸗ 
laſſen. 

93. In wie fern, zu bloßen Reifen und Ent⸗ 
fernungen auf eine Zeitlang, die Erlaubniß der un⸗ 
mittelbaren oder höheren Vorgeſetzten erforderlich ſei, 
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ift nad) den einer jeden Klaſſe von Beamten vor⸗ 
geichriebenen bejonderen Gejegen und Amtsinftruce 
tionen zu beftimmen. (Anhang $. 124 fällt meg.) 


Riederlegung, Entfehung und Verabſchiedung. 


94. Bei derjenigen Inſtanz, von welcher die 
Befegung eines Amtes abhängt, muß auch die Ente 
laſſung davon gejucht werden. 

9%. Die Entlafjung joll nur alsdann, wenn 
daraus ein erheblicher Nadjtheil für das gemeine 
Beite zu beforgen ift, verjagt werden. 

96. Einem Beamten, dem aus diefem Grunde 
die Entlafjung verfagt wird, fteht dagegen die Be⸗ 
rufung auf die unmittelbare landesherrliche Ent⸗ 
ſcheidung offen. 


97. In keinem Falle aber darf der abgehende 
Beamte ſeinen Poſten eher verlaſſen, als bis wegen 
Wiederbeſetzung oder einſtweiliger Verwaltung des⸗ 
ſelben Verfügung getroffen iſt. 

98. Kein Vorgeſetzter oder Departements-Chef 
fann einen Eivilbedienten, wider feinen Willen, ein- 
feitig entjegen oder verabſchieden. (Disziplinargeſetz 
vom 21. Juli 1852, fiehe Disziplinarverhältniffe[X VI].) 

102. Amtsverbindungen, deren Dauer durch die 
Natur des Geſchäftes, oder durch ausdrädlichen Vor⸗ 
behalt, auf eine gewiſſe Zeit eingeſchränkt ift, erlöfchen 
mit dem Ablaufe diefer Zeit von felbft. (8. 97.) 
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Rechte der Civilbedienten in ihren Privatangelegenheiten. 
104. Civilbediente werden in ihren Privat- 
angelegenheiten nad) eben den Gefegen und Rechten, 
wie andere Bürger des Staats, beurtbeilt. 
Anmerfung. Die Beitimmungen der 88. 114—145 
Ih. II Zi. 10 A.L.R. „Bon Kollegiis der Beamten“ waren 
Thon zu landrechtlicher Zeit größtentheils veraltet und une 
praftiich geworden. Insbeſondere find die Beitimmungen 
über die „Bertretungsverbindlichleit* der Beamtentollegien 
88 127—145 1. c. dur die Beitimmungen des Bürger: 
lichen Gefegbuches als erjeßt zu erachten (Siehe S. 63 ff.). 


2. 
Allgemeine Bedingungen der Anftellung 
und Bienfteid. 
A. Allgemeine Bedingungen der Anfellung, 
a) Berfaffungsurfunde für den PBreußi- 
Then Staat. 
Bom 31. Januar 1850. (8.©. ©. 17.) 

U. ...... Die öffentliden Aemter find, 
unter Einhaltung der von den Gejegen fejtgejtellten 
Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich zu— 
gänglich. 

b) Verfaſſungsurkunde für das Deutſche 
Reich. 
Vom 16. April 1871. (GB. G. Bl. ©. 63.) 

Art. 3. Für ganz Deutſchland befteht ein ge= 

meinfantes Indigenat mit der Wirkung, daß der An- 
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Könige den Eid der Treue und des Gehorfams und 
befhmwören die gemifjenhafte Beobachtung der Ver⸗ 
faſſung. 


b) Verordnung, betreffend die Form der 
Dienfteide. 
Bom 6. Mat 1867. (8.5. ©. 715.) 

Wir Wilhelm 2c. verordnen für das Gebiet der 
Preußifhen Monardie, mit Ausſchluß derjenigen 
Zandestheile, auf welche fich die Verordnung vom 
22. Januar d. %. (Geſetz-Samml. ©. 182)') bezieht, 
was folgt: 

1. Die Form des Dienfteides, welcher von den 

. im mittelbaren Staatsdienite ftehenden Beamten 
fortan zu leiften ift, wird dahin feftgeftellt: „Ich 
N. N. ſchwöre zu Gott dem Allmädtigen und All—⸗ 
wiſſenden, daß Geiner Königliden Majeſtät von 
Preußen, meinem Allergnädigjten Herrn, ich unter 
thänig, treu und gehorfam fein und alle mir ver: 
möge meines Amtes obliegenden Pflichten nach meinem 
beiten Wiſſen und Gewiſſen genau erfüllen, aud) die 
Berfaflung gewiſſenhaft beobachten will, jo wahr mir 
Gott helfe u. j. wm.” Dem Schmwörenden bleibt es 
überlafjen, den vorjtehend fejtgejtellten Eidesworten 


1) Die Verordnung vom 22. Sanuar 1867 betraf die 
PVereidigung der Beamten in den mit der Preußiſchen Mo— 
narchie durch die Gelee vom 20. September und 14. De— 
zember vereinigten Landestheilen. Sebt ift au für Die 
legteren die Verordnung vom 6. Mai 1867 maßgebend. 
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die feinem religiöjen Bekenntniß entjprechende Be⸗ 
träftigungsformel?) hinzuzufügen. 

Bei den im mittelbaren Staatsdienjte ftehenden 
Beamten tritt denfelben diejenige Eidesnorm hinzu, 
mittelft deren diefe Beamten fich, den beftehenden Be- 
ftimmungen und den befonderen Berhältniffen gemäß, 
dem unmittelbaren Dienftherrn zu verpflichten haben. 

2. Der im $. 1 gedadte Eid verpflichtet den 
Schwörenden nit nur für Die zur Zeit der Eides- 
leiftung von ihm befleideten, fondern auch für alle 
ihm etwa fpäter zu übertragenden Aemter. 


BZufag 1: Eidesformel für die Berliner 
ftadtifhen Beamten: 

Ich ...... . Ihmwödre zu Gott dem Allmächtigen 
und Allwiffenden, daß Seiner Königlichen Majeftät 
von Preußen, meinem allergnäbdigften Herrn, ich unter- 
thänig, treu und gehorfam fein, dem Magiſtrat als 
meiner vorgejegten Behörde jederzeit mwillige Folge 
leiften und alle mir vermöge meines Amtes ob- 
liegenden Pflihten nach meinem beften Wiffen und 
Gewiſſen genau erfüllen, auch) die VBerfaffung gemiflen- 
haft beobachten will, jo wahr mir Gott helfe. 

Bemertung. Hat der zu vereidigende Beanıte, wie 
ihm bei Abnahme des Eides nach dem Staats-Minijterial- 


2) Für Evangeliſche: So wahr mir Gott helfe durch 
Jeſum Chriftum zur Seligfeit. Für Katholilen: So wahr 
mir Gott helfe und fetıt heiliges Evangelium, Für Suden: 
So wahr mir Gott helfe. 


— 
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Beſchluſſe vom 12. Februar 1850 freizuftellen ift, den Eides⸗ 
worten am Schlufje eine, feinem religidjen Bekenntniſſe 
entipredhende weitere Belräftigungsformel hinzugefügt, jo iſt 
diefelbe auch in die von ihm durch feine Namensunterſchrift 
zu vollgiehende Eidesformel aufzunehmen. 


Zufaß 2: Befondere Beftimmungen für 
die Magiftratsmitglieder und Beamten der 
Hannoverſchen Städte. 
Hannoverſche Städteordnung vom 24. Juni 1858. 
(Hamov. 8.8. ©. 141.) 

58. Die Magiſtratsmitglieder find bei der Ein- 
führung in ihr Amt dahin zu verpflichten, daß fie das 
ihnen anvertraute Amt nad) den Gejegen und der 
Stadtverfaffung getreulich verjehen, die vermöge des 
Dienftes zu ihrer Kenntniß gelangenden, Geheim— 
haltung erfordernden Angelegenheiten Ntiemandem, 
als dem. e8 zu wiljen gebührt, offenbaren, aud) nad) 
Kräften und ohne alle Nebenrüdlichten das Wohl 
der Stadt, ſowie aud) bei den von ihnen zu bejorgen- 
den Regierungsangelegenheiten das Wohl des Staates 
befördern wollen. 

Im Falle der Wiederermählung eines Magiftrats- 
mitgliedes zu dem bis zur Wahl von ihm befleideten 
Amte bedarf es nur der Vermweifung auf den früher 
geleifteten Eid. 

Die übrigen bei und von dem Magiftrate an 
zuftellenden Beamten werden auf die vom Magiftrate 
zu entwerfende Dienjtanmweifung beeidigt. . 
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3. 


Befandere Rechte der Fommunalbeamten. 
Hue de Grais, Handbuch, 13. Auflage 1900 ©. 84ff.) 


a) Vermögensrechtliche Anfprüde 
der Kommunalbeamten aus ihrem PDienft- 
verhältniffe. 


1. Geſetz betreffend die Anstellung und 
VBerforgung der Kommunalbeamten. 
Vom 30. Suli 1899. (G.S. ©. 141.) 


7. Der Bezirksausſchuß beſchließt über ftreitige 
vermögengrechtliche Anfprüche der Kommunalbeamten 
einfchließlich der in $.2 Abja 1?) ermähnten Beamten 
aus ihrem Pienftverhältnijfe, insbejondere über 
Anſprüche auf Bejoldung, Reiſekoſtenentſchädigung, 
Penſion ſowie über ftreitige Anſprüche der Hinter- 
bliebenen der Beamten auf Gnadenbezüge oder 
Wittwen- und Waifengeld Die Beſchlußfaſſung 
erfolgt, jomeit fie ſich auf die Frage erſtreckt, welcher 
Theil des Dienſteinkommens bei Teftitellung der 
Penſionsanſprüche als Gehalt anzufehen ift,. vor» 
behaltlid der den Betbeiligten innerhalb zmet 
Wochen bei dem Bezirfsausichuß gegen einander 
zuftehenden Slage im Bermwaltungsftreitverfahren. 
Im Uebrigen findet gegen den in erſter oder auf 


2) Die auf Probe, zu vorübergehenden Dienftleiftungen' 
oder zur Vorbereitung angejtellten Kommunalbeamten. 
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Beſchwerde in zweiter Inſtanz ergangenen Beſchluß 
binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten nad 
Buftellung bdesfelden die Klage im ordentlichen 
Rechtswege ſtatt. Die Beichlüffe find vorläufig 
vollftredbar. 

Bei den in 88. 18 bis 20°) erwähnten ländlichen 
KRommunalverbänden tritt an die Stelle des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes ſowohl für das Beihluß- als auch für 
das Vermwaltungsftreitverfahren der Kreisausſchuß. 


Zujag: BZuftändigfeitstabelle, 

(Kremsti Kommunalbeamtengeieg ©. 21.) 

I. Falls es ſich um die Frage handelt, welcher 
Theil des Dienfteinfommens bei Feſtſtellung Der 
Penſionsanſprüche als Gehalt anzufehen ift: 

a) bei Beamten der ländliden Kommunal- 

verbände und der Amtsbezirke. 

Beihluß des Kreisausſchuſſes, binnen zwei 
Wochen ($. 51 L. V. G.) Klage im Verwaltungsitreit- 
verfahren gegen dieſen Beichluß vor demſelben Kreis⸗ 
ausſchuß, gegen deſſen Entfeheidung Berufung an 
den Bezirksausſchuß und gegen deſſen Endurtheil 
Reviſion an das Oberverwaltungsgeriht (88. 82 
u. 93 L. V. G.) beides binnen zwei Wochen (88. 85, 
95 L. V. G.). 

2) Landgemeinden, Landbürgermeiſtereien (Rhein⸗ 


gropind Aemter (Weſtphalen), Zwedverbände und Amts⸗ 
ezirke. 
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b) bei Beamten der ftädtifchen und Höheren 
Kommunalverbände: 

Beſchluß des Bezirksausfchufles, in Berlin des 
Sherpräfidenten, gegen diejen Bejchluß binnen zwei 
Wochen (8.51 2.8.6.) Klage im VBermwaltungsftreit- 
verfahren bei demfelben Bezirtsausfchuffe, in Berlin 
beim dortigen Bezirksausſchuß ($. 43 Abf. 3 L. V. G.), 
gegen deffen Entſcheidung Berufung an das Ober- 
verwaltungsgerihht binnen zwei Wochen (88. 83 u. 
85 L. V. G.). 


II. In allen andern Fällen des 87 K.B. G.: 


a) bei Beamten ber ländliden Kommunal» 

verbände und Amtsbezirke: 

Beſchluß des Kreisausfchuffes, eventuell Dagegen 
binnen zwei Wochen Beſchwerde an den Bezirfs- 
ausfhuß (8 121 L. V.G.). Gegen den in erfter oder 
in zweiter Inſtanz ergebenden Beihluß binnen 
6 Monaten Ausſchlußfriſt nac Zustellung des Bes 
ſchluſſes die Klage im ordentlihen Rechtswege, bei 
Objelten bis zu 300 Mark einſchließlich an das 
Amtsgericht, bei ſolchen über 300 Mark an das 
Landgericht. 

b) bei Beamten der ſtädtiſchen und höheren 

Kommunalverbände: 

Beſchluß des Bezirksausichuffes, für Berlin des 
Oberpräſidenten, eventuell Dagegen binnen 2 Wochen 
Beihmwerde an den Provinzialrath (8. 121 L. V. G.), 
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für Berlin an den Minifter des Innern (8. 43 Abſ. 1 


L. V. G.). 
Das weitere Verfahren wie vorher bei a). 


2. Geſetz, betreffend die Erweiterung des 
Rechtsweges. 
Vom 24. Mai 1861.9 (G.S. ©. 242). 

SS. 1—4 erjegt durch K.B. G. 8.7. 

5. Die Entſcheidungen der Pisziplinar- und 
VBerwaltungsbehörden darüber, ob und von weldem 
Beitpunfte ab ein Beamter aus jeinem Amte zu ent- 
fernen, einjtweilen oder definitiv in den Ruheſtand 
zu verfegen oder zu ſuspendiren fei, über Die Ver- 
Hängung von Ordnungsftrafen, ſowie darüber, ob 
und wieweit eine geforderte Vergütigung in Er- 
mangelung eines vorher bejtimmten Betrages oder 
Maßſtabes derjelben mit der betreffenden Leiſtung 
im Verhältniß ftehe, jind für die Beurtheilung der 
vor den Gerichten geltend gemachten vermögens- 
rechtlichen Anſprüche maßgebend. 

6. Ingleichen find bei derrichterlichen Beurtheilung 
nädjft den, dem Beamten bejonders ertheilten Zu— 
fiherungen und den Beitimmungen der allgemeinen 
Zandesgejege, die zur Zeit der Entitehung des 
ftreitigen Anſpruchs in Kraft gemwejenen Königlichen 





*, Gilt au für Kommunalbeamte.. Koch Kommentar 
3. A.L. R. 8. Auflage Bd. IV ©. 98 Anm. 73. 
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Anordnungen, ſowie die Seitens der Gentralbehörden 
ergangenen, den Provinzialbehörden mitgetheilten 
und die mit Genehmigung der Eentralbehörden von 
den Provinzialbehörden erlaffenen allgemeinen Ber: 
fügungen, ſoweit folde nicht den Gefegen ober 
Königlihen Anordnungen zumiderlaufen, zum 
Grunde zu legen. 


b) Rechtsverhältniſſe des Dienſteinkommens 
der fommunalbeamten. 


aa. Befimmungen des bürgerlichen Reihtes, 
Yerjährung, Abtretung, Perpfändung und Aufrehnung 
der Gehaltsanfprüde. 
1. Grundlegende Beftimmung. 

E.G. z. B. G.B. Art. 80 Abſ. 1. Unberübrt bleiben, 
ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuche eine be⸗ 
ſondere Beſtimmung getroffen ift,') die landesgeſetz—⸗ 
lichen Vorſchriften über die vermögensrechtlichen An⸗ 
ſprüche und Verbindlichkeiten der Beamten..... aus 
dem Amts- oder Dienſtverhältniſſe, mit Einſchluß der 
Anſprüche der Hinterbliebenen. 


2. Berjährung der Gehaltsanfprüde. 
3.6.8. 197. In vier Kahren verjähren die An- 
1) Sole Beftimmung trifft das B.G. B. in den 88. 197, 
(394, 411 Siehe Zuſatz zu dem folgenden Artikel 81 E.®. 
3. B.G.8.) ferner in 88. 839, 841 (fiehe ©. 63) (Achilles 
©. 839). 
Kremsti, Kommunalbeamtengeſetzgebung. 2 
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fprüde auf Rüditände von... Bejoldungen, Warte: 
geldern, Rubegehalten...... 

201. Die Berjührung der in dem $. 197 be 
zeichneten Anſprüche beginnt mit dem Schluſſe 
des Jahres, in melden: der nad 8. 198 maß⸗ 
gebende Zeitpunkt eintritt. 

18 Satz 1. Die Verjährung beginnt mit der 
Entjtehung des Anſpruchs. 

208. Die Berjährung wird unterbrochen *), wenn 
der Verpflichtete dem Berechtigten gegenüber den 
Anſpruch duch Abfchlagszahlung, Zinszahlung, 
Gicherheitsleiftung oder in anderer Weile anerkennt. 

209. Die Verjährung wird unterbrochen, wenn 
der Berechtigte auf Befriedigung oder auf Feſtſtellung 
des Anſpruchs, auf Ertheilung der Vollftredungs- 
Haufel oder auf Erlaſſung des Bollftredungsurtheils 
Klage erhebt. 

Der Erhebung der Klage jtehen gleid): 

1. die Zuftellung eines Yahlungsbefehls im Wtahn- 
verfahren; 

2. die Anmeldung des Anfpruds im Konkurfe; 

3. die Geltendmahung der Aufrechnung des An— 
ſpruchs im Prozeſſe; 

4. die Streitverkündung in dem Prozeſſe, von deſſen 

Ausgang der Anſpruch abhängt; 

*) Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Ver— 
jährungsfrift. Der por der Unterbredhung bereit3 abgelaufene 
Theil der Verjährungsfrift wird hierbei nicht mitgerechnet. 


k 
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5. Die Bornahme einer Bollftredungsbandlung, 
und, fomweit die Zwangsvollitredung den Ge⸗ 
richten oder anderen Behörden zugemiejen ift, die 
Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtreckung. 
210. SHängt die Zuläffigkeit des Rechtswegs 

von der Vorentjheidung einer Behörde ab, oder hat 
die Beitimmung des zuftändigen Gerichts dur ein 
höheres Gericht zu erfolgen, fo wird die Verjährung 
durch die Einreihung des Geſuchs an die Behörde 
oder das höhere Gericht in gleicher Weife wie durch 
KHlagerhebung, unterbrochen, wenn die Klage binnen 
drei Monaten nad) der Erledigung des Geſuchs er- 
hoben wird. 


3. Aufrehnung, Abtretung und Ber- 
pfändung der Gehaltsaniprüde. 


E.G. z. B. G.B. Art. 81. Unberührt bleiben die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Uebertrag⸗ 
barkeit der Anſprüche der im Artikel 80 Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Berfonen auf Befoldung, Wartegeld, Ruhe⸗ 
gehalt, Wittwen⸗ und Waifengeld beſchränken, ſowie 
die landesgeſetzlichen Vorfchriften, welche die Auf- 
rehnung gegen ſolche Anfprüche abweichend von der 
Vorſchrift des 8. 394 des Bürgerlichen Gejegbudhs 
zulaſſen. 

a) Aufrechnung. 

B.G.B. 394. Soweit eine Forderung der Pfän- 

dung nicht unterworfen ift, findet die Aufrechnung 
. 9% 
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gegen die Forderung nicht Statt. Gegen die aus 
Kranten-, Hülfs« oder Sterbefnflen .... zu. beziehenden 
Hebungen’ können : jedoch geſchuldete Beiträge auf- 
gerechnet werben. 


Anmerkung. Nach der herrſchenden Meinung (Kappel 
mann Pr. V. Bl. XXI S. 498 Anm. 40 und die dort Citirten 
ift Aufrechnung gegen die Gehaltsforderung eines Beamten 
nur bezüglich des pfändbaren Theils des Gehalts, !/; vom 
Plus über 1500 Marf, zuläffig. Ebenſo Kaub-Appelius 
Preuß. Kommunalbeamtenreht ©. 214. Dagegen Ledermann 
Kommentar 3.8.3.6. &.48. Nr. 6: Aufrechnung unbejchräntt 
zuläffig. 


b) Abtretung und Verpfändung. 


3.6.8. 400. Eine Forderung kann nicht ab- 
getreten werben, ſoweit ſie der Pfändung nicht 
unterworfen iſt. 


Giehe C.P.O. 8 850 Nr. 8 und Abſ.2 ©. 23.) 


Anmerkung 1. Im Geltungsbereiche des 
Preußiſchen Landrechts ausſchließlich der landrechtlichen 
Gebiete der Provinz Hannover find Abtretung und (freie 
willige) Berpfändung von Gehaltsanfprüden üherhaupt ume 
zuläffig. (Herrichende Meinung.) Anhang $$. 161, 163 zu 
TH. I Tit. 124 Allgemeine Gerihtsordnung d. 6. 11. 1793, 
nidht aufgehoben durch 8. 14 E. G. 3. C. P.O. (R. G. Straff 
Bd. VII S. 95). Publ. v. 18. XI. 1802 N.C.C. XI 
©. 1213; O.Tr. IV v. 24. VI. 1861. Str. Arch. Bd. 42 
©. 179; Hue de Grais 13. Aufl. 1900 ©. 88; Kod 
Kommentar 3. A.L.R. 8. Auflage 1884 Bd. I ©. 821; 
Ledermann Kommentar 3. K. B. G. ©. 48 Nr. 5; Kautz- 
Appelius Preuß. Kommunalbeamtenrecht ©. 213. 
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Anderer Meinung Ortel, Kommentar zu St.D. v. 30. V. 
53 3. Auflage 1900 ©. 515: Gehaltsanfprüde find ceffibel, 
foweit fie pfändbar find. 

Anmerlung 2 Im Geltungsbereih des 
rheiniſchen Rechtes befteht derjelbe Redtszuftand, da 
Anhang 88. 161, 163. zu Th. I Tit. 24 Alle. Ger. Ordn. 
v. 6. 11. 1793 dort durch K.D. v. 23. V. 1826 (G. S. S. 54) 
eingeführt ift. 

Anmerkung 3. Für die neuen Provinzen fehlt 
es an landesgeſetzlichen Vorſchriften. Fur dieſe behält es 
bei den folgenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
fein Bewenden. 

41. Tritt ein... . (Rommunal-)Beamter.... 
den übertragharen Theil des Dienjteinfommens, des 
Wartegeldes oder des Ruhegehalts ab, jo iſt die 
auszahlende Kaſſe durch Aushändigung einer von 
dem bisherigen Öläubiger ausgeftellten, öffentlich 
beglaubigten Urkunde von der Abtretung zu benad)- 
richtigen. Bis zur Benachrichtigung gilt die Ab- 
tretung als der Kaffe nicht bekannt. 

1069. Die Beftellung des Nießbrauchs an einem 
Rechte erfolgt nach den für die Uebertragung des 
Rechtes geltenden Vorſchriften .... 

An einem Rechte, das nicht übertragbar ift, kann 
ein Nießbrauch nicht bejtellt werden. 

1274. Die Beftellung des Pfandrechts an einem 
Rechte erfolgt nach den für Die llebertragung des 
Rechtes geltenden Vorſchriften. 

Soweit ein Recht. nicht übertragbar ift, kann ein 
Pfandrecht an dem Rechte nicht beftellt werden. 


J 
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bb. pPfündungsverrechte. 


Vorbemerkung. 
Wirkung der Pfändung. 

C.P.O. F. 832. Das Pfandrecht, welches durch 
die Pfändung einer Gehaltsforderung oder einer 
ähnlichen in fortlaufenden Bezügen beftehenden 
Forderung erworben wird, erſtreckt ſich auch auf die 
nad) der Pfändung fällig werdenden Beträge. 

833. Dur die Pfändung eines Pienftein- 
Iommens wird auch dasjenige Einkommen betroffen, 
mwelches der Schuldner infolge der Verfegung in ein 
andres Amt, der Hebertragung eines neuen Anıtes 
oder einer Gehaltserhöhung zu beziehen Hat. 

Diefe Beftimmung findet auf den Fall der 
Uenderung des Dienſtherrn feine Anwendung. 


I. 3m GCisilprozeguerfahren. 

1. Bon der Pfändung befreite Saden der 
Rommunalbeamten. 
Civilprozeßordnung neue Fallung. 

(R.G.BL. 1898 ©. 410,) 

811. Folgende Sachen find der Pfändung nicht 
unterworfen: 

1—6 ꝛe. 

7. Bei .... (Hommunal)beamten, die zur Ber 
mwaltung des Dienſtes oder Ausübung des 
Berufes erforderlichen Gegenftände, ſowie an- 
ſtändige Kleidung. 
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8. Bei... . (Rommunal)beamten ein Geldbetrag, 
welcher dem der Pfändung nicht unterworfenen 
Theile des Dienfteintommens*) oder der Benfion 
für die Zeit von der Pfändung bis zum nächſten 
Termine ber Gehalts- oder Penfionszahlung 
gleichlommt. 


2. Pfändbarkeit der BehaltS-Forderungen 
der Rommunalbeamten. 
Civilprozeßordnung neue Faflung. 

(R.G.Bl. 1898 ©. 410.) 

850 Abf. 1. Der Pfändung find nit unter- 
morfen: 

1—6 ce. 

7. die Benfionen der Wittwen und Waifen und 
die denjelben aus Wittmen: und Waiſenkaſſen 
zulommenden Bezüge, die Erziehungsgelder und 
die Studienftipendien ....; 

8. das Dienfteinfommen der .... (Kommunal.) 
Beamten, .... die Benfion diefer Perſonen nad 
deren Verfegung in.... dauernden Ruheſtand, 
fowie der nad) ihrem Tode den Hinterbliebenen 
zu gewährende Sterbe- oder Önadengehalt. 
Abſ. 2. Ueberjteigen in den Fällen Nr. 7 und 8 

das Dienfteintommen, die Penſion oder die jonjtigen 
Bezüge die Summe von fünfzehnhundert Marf für 








*) Siehe $ 850,8 E.B.O., welder folgt. 


24 Kommunalbeamtengeſetzgebung. 


das Jahr, ſo iſt der dritte Theil des Mehrbetrags 
der Pfändung unterworfen. 

Anmerkung. Die Beſtimmungen der 88. 29, 110 
des Hannoverſchen Staatsdienergeſetzes dv. 24. 6. 58 (Hannov. 
Geſ.S. 1119) — vergl. auch $. 48 Abi. 4 H. St.O. — nad 
welchen zur gerichtlichen Beichlagnahme der Dienfteinnahme 
von Beamten Genehmigung der Anftellungsbehörbe erforder- 
lih mar, müſſen als aufgehoben gelten, da die E.BP.D. eine 
derartige Ausnahme nicht kennt. 

Abj.4. In den Fällen des Abfages 2 ift die 
Pfändung ohne Rüdfiht auf den Betrag zuläffig, 
wenn ſie wegen der den Verwandten, dem Ehegatten 
und dem früheren Ehegatten für die Zeit nah Er- 
bebung der Klage und für das dieſem Zeitpunkte 
vorausgehende legte Vierteljahr kraft Gefeges zu 
entrichtenden Unterhaltsbeiträge beantragt wird. Das 
Gleiche gilt. in Anfehung der zu Gunften eines un- 
ehelichen Kindes von dem Vater für den bezeichneten 
Zeitraum kraft Geſetzes zu entrichtenden Unterhalts- 
beiträge; dieſe Vorſchrift findet jedoch inſoweit feine 
Anwendung, als der Schuldner zur Bejtreitung feines 
nothdürftigen UnterhaltS und zur Erfüllung der ihm 
feinen Berwanödten, feiner Ehefrau oder feiner früheren 
Ehefrau gegenüber gejeglich obliegenden Iinterhalts- 
pflicht der Bezüge bedarf. Hierbei werden ausfchlieglich 
die Leiſtungen berüdjichtigt, welche vermöge einer 
ſolchen Unterhaltspflicht für den nämlichen Zeitraum 
oder, falls die Klage zu Gunſten des unehelichen 

um Kindes nad) der Klage eines Unterhaltsberecdhtigten 
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erhoben ift, für die Zeit von dem Beginn des der 
Klage dieſes Berechtigten vorausgehenden legten 
Bierteljahrs ab zu entrichten find. 


U. Im Berwaltungsjmangsserfahren 
Verordnung, betreffend das Verwaltungs— 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von 

Geldbeträgen. 
Bom 15. November 1899. (G.S. ©. 545.) 


1. Die Zwangsvollſtreckung wegen aller der= 
jenigen Abgaben, Gefälle und fonftigen Geldbeträge, 
melde nad den beftehenden VBorfchriften der Bei- 
treibung im BermwaltungSzmangsverfahren unter- 
liegen, erfolgt ausſchließlich nach den Vorſchriften 
dieſer Verordnung. 

a) BPfandfreie Saden. 

25 Abi. 1. Die in dem $. 811 der Civilprozeß⸗ 
ordnung”) bezeichneten Sachen find der Pfändung 
nicht unterworfen. 

b) Bfandfreie Forderungen. 

46. Der Pfändung find nicht unterworfen: 

1—5 x. 

6. die Penfionen der Wittwen und Waiſen und 
die denfelben aus Wittwen- und Waiſenkaſſen 
zulommenden Bezüge, die Erziehungsgelder und 
die Studienftipendien ....; 


*, Siehe ©, 22. 
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7. das Dienfteinlommen der .... (Kommunal) 
Beamten... .; die Benfion dieſer Perſonen nad 
deren Berjegung in... . dauernden Ruheſtand 
fowie der nah ihrem Tode den Hinterbliebenen 
zu gewährende Sterbe- oder Gnadengehalt. 
Abſ. 2. Ueberfteigen in den Fällen der Nr. 6 

und 7 das Dienfteinfommen, die Penfion oder Die 
fonftigen Bezüge die Summe von fünfzehnhundert 
Mark für das Jahr, fo ift der dritte Theil des 
Mehrbetrags der Pfändung unterworfen. 

Abſ. 3. Bei der Einziehung von kurrenten 
öffentlichen Abgaben, von Disziplinarftrafen und von 
folden Zwangsſtrafen, welche durch die vorgejegte 
Dienftbehörde fejtgefegt find, finden die Borfchriften 
der Nr. 7 rüdfichtlich des Dienjteinfommens und der 
Benfion der .... (RKommunal-)Beamten..... 
nicht Anwendung. 


cc. Bteuerverrenie. 


1. HSeranziehung der Kommunalbeamten zu 
der Gemeindeeintommenfteuer. 
a) In Landgemeinden. 
Borbemerkung. 

8. 30 ber Landgemeindeordnung für die öft- 
lien Provinzen vom 3. Juli 1891 ift erfegt durch 
8. 41 des Kommunalabgabengejeges vom 14. Yuli 
1893, welcher auch für den Geltungsbereid} der übrigen 
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Landgemeindeordnungen an Stelle der früheren Vor⸗ 
fhriften getreten ift, da jene Ordnungen mit Aus⸗ 
nahme der Heſſen⸗Naſſauiſchen, vor dem Kom—⸗ 
munalabgabengefeg ergangen find. 
Kommunalabgabengejeg vom 14. Juli 1898. 


(8.6. ©. 152.) 
4. Die Heranziehung ber... . mittelbaren 
Staatsbeamten, ...... jowie der Wittwen und Waifen 


diejer Perfonen zu Einfommen- und Aufwandsfteuern 
($. 23) wird durch bejonderes Gefeg geregelt. Bis 
zum Erlaſſe diefes Gefebes fommen die Beftimmungen 
der Verordnung, betreffend die Heranziehung der 
Staatsdiener zu den Kommunalauflagen in den neu 
erworbenien Yandestheilen, vom 23. September 1867 
(Befeg-Samml. &. 1648) mit der Maßgabe zur An- 
wendung, daß das nothwendige Domizil außer Berück⸗ 
ſichtigung bleibt. 
Zufaß 1: LUG. 8. 23 al, 2. 

Die Einktommenfteuer kann zum Theil durd 
Aufwandsfteuern erjegt werden. Aufwandsiteuern 
dürfen grundfäglich die geringeren Einkommen nicht 
verhältnigmäßig höher als die größeren belajten. 
Zuſatz 2: Landgemeindeordnung für die Provinz 

Heflen-Rafjau vom 4. Auguſt 1897 (G.S. ©. 301.) 

8. Die Gemeindeangehörigen find nad Maß—⸗ 
gabe der beftehenden Beftimmungen .... zur Theil- 
nahme an den Gemeindelaften verpflichtet. 
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Es gilt aljo hier gleihfalls 8 41 des Kommunal- 
abgabengefeges. 


b) In Städten. 

Hier gilt gleichfalls 8. 41 des Kommüunalabgaben- 
gejeges im ganzen Umfang der Monarchie. (8. 4 der 
Städteorbnung für die Provinz Heſſen-Naſſau vom 
4. Auguft 1897 [G. S. S. 254] enthält die gleiche 
Beitimmung, wie der vorangeführte 8. 8 der Heffen- 
Naſſauiſchen Landgemeindeordnung v. 4. Auguſt 1897.) 


Bujap. | 
Berordnung, betreffend die Heranziehbung 
der Staatsdiener zu den Kommunal-Auf- 
lagenin den neuermworbenen Qandestheilen. 

Rom 23. September 1867. (Geſetz-Samml. ©. 1648.) 

1. Bon allen direkten Kommunalauflagen, ſo⸗ 
wohl der einzelnen bürgerlichen Stadt und Land- 
gemeinden, als der weiteren kommunalen Körper- 
Ihaften (Amtsbezirke, Diftriktsgemeinden, Armen- 
dijtrifte, Wegeverbände u. f. w.) und der Treis-, 
fommunal- und provinzialftändifchen Verbände, find 
vollitändig befreit: 

1—3 ıc. ıc. 

4. die verabichiedeten Beamten... . hinſichts ihrer 
aus Staatsfonds oder fonftigen öffentlichen 
Kaſſen zahlbaren Benfionen und laufenden Unter: 
ftügungsbezüge, ebenfo die Beamten hinfichts 
ihrer Wartegelder, fofern der jährliche Betrag 
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ſolcher Bezüge für Einen Empfänger die Summe 
von 750 Mark nicht erreicht; 

5. die Hinterbliebenen Wittwen und Waifen. der 
unter 4 genannten Berfonen binfichts ihrer aus 
Staatsfonds oder aus einer öffentlichen Ver⸗ 
forgungstafie zahlbaren Penfionen und Laufen- 
den Unterftüßungen; 

6. die Sterbe- und Gnadenntonate; 

7. alle diejenigen Dienftdmolumente, weiche blos 
als Erſatz baarer Auslagen zu betrachten ſind. 
2. Zu den Beamten im Sinne dieſer Verord⸗ 

nung gehören alle, in .... Dienſten der dem Staate 
untergeordneten.... kommmalen.... Korporativnen 
ſtehende, mit feſter Beſoldung angeſtellte, beziehentlich 
in Ruheſtand getretene Hffentlide Beamte, ..... da⸗ 
gegen nicht diejenigen, welche nur als außerordent⸗ 
liche Gehülfen vorübergehend im öffentlichen Dienft 
beichäftigt werden. . 

| 3. Die Beamten (8. 2) tönnen von ihrem Dienſt⸗ 
eintommen einfchließlich der Warte und Ruhegehälter 

. — wenn niet ein Fall der gänzlichen Befreiung 

nad) 8. 1 vorliegt — zu direkten Kommunal-Auflagen 
(8. 1) nur inſoweit herangezogen werden, als Dieje 
von allen Pflihtigen nach dem Maaßſtabe des per- 
jönliden Einkommens erhoben werden. 

4. Das Dienjteinfommen wird in jolchen Fällen 
nur halb fo Hoch, als anderes gleich hohes perjün- 
Lies Einkommen der Steuerpflichtigen veranlagt. 
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Wenn die Veranlagung nicht unmittelbar den 
Einfommensbetrag zur Grundlage Hat, fo tft, unter 
Genehmigung der Auffiytsbehörde Des befteuernden 
tommunalen Verbandes, das Einihägungsverfahren 
dergeftalt befonders zu regeln, daß der vorftehende 
Grundfag analog zur Anwendung kommt. 

Das Dienfteinfommen von zufälligen Emolu- 
menten wird gleich bem feiten Gehalte befteuert; zu 
dDiefem Behufe wird nöthigenfalls der Betrag der- 
felben in runder Summe durd) die vorgefegte Dienft- 
bebörde feſtgeſtellt. 

5. An kommunalen Auflagen aller Art (8. 1) 
dürfen äußerften Falls, im Gefammtbetrage, bei Be- 
foldungen ($. 3) unter 750 Mark nicht mehr als Ein 
Prozent, bei Befoldungen von 750 bis 1500 Marf 
ausschließlich nicht mehr als anderthalb Prozent, und 
bei höheren Befoldungen nicht mehr als zwei Prozent 
des gefammten Dienfteinftommens jährlich gefordert 
werden. 

Die hiernach etwa nöthige Ermäßigung der nad) 
8. 4 berechneten Steuerbeträge trifft, im Fall der 
Konkurrenz mehrerer fommunaler Verbände, die zu⸗ 
legt zur Hebung geftellte Forderung, mehrere nod) 
nicht entrichtete Forderungen aber nad) Verhältniß 
ihrer Höhe. 

6. Auf Staatsfteuern und Steuerlaften, welche 
gemeindemeife abgetragen werden, finden die Be- 
ftimmungen diefer Verordnung keine Anwendung. 
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1. Die gemäß SS. 3—5 den Staatsbdienern ob- 
liegende Beitragspfliht zu den Kommunalabgaben 
erſtreckt ſich auf alle Diejenigen Beträge der legteren, 
welche innerhalb der Zeit, da der Pflichtige dem be= 
treffenden fommunalen Berbande angehört, auf ihn 
vertheilt und aud fällig werden, nicht aber auf 
jpäter fällige. 

8. Nothwendiges Domizil des Beamten am 
Sitz feiner Behörden. (Uufgehoben dur K.A.G. 
$. 41.) 

9. Bon ihrem etwaigen befonderen Vermögen 
haben aud) die nad) 8. 3 begünftigten Staatsdiener 


..... ihre Beiträge zu den Kommunallaſten gleich 
anderen Angehörigen der betreffenden Verbände zu 
entrichten. 


10 Abſ. 1 erſetzt durch K. A.G. 8 68 Abf. 6 
(Brauch. 111 ©. 569). Die in 8. 41 (K. A.G.) ge⸗ 
nannten Perſonen Kommunalbeamten] find von 
Ntaturaldieniten, jomweit diefe nicht auf den ihnen 
gehörigen Grundftüden laften, befreit; ..... 

11 Abſ. 1. Zu den indirekten Gemeinde-Abgaben 
müſſen aud die nad) 88. 1—5 begünftigten Perſonen 
gleich anderen Gemeinde-Einwohnern beitragen. Gie 
find nicht befugt, was jie hierauf entrichten, bei ihren 
direften SKommunalbeiträgen in Anrechnung zu 
bringen. 

12. Alle entgegenftehenden gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen werden aufgehoben. 
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Wo jedoch weitergehende Immunitäten für Be- 
amte.... nad ftatutarifchen Recht oder bejonderen 
Privilegien beftehen, jol in denjelben Hierdurch nichts 
geändert werden. 

13. Gegenmärtige Berordnung tritt mit dem 
30. September d. %., unter Anwendung auf alle von 
diefem Tage an zur Ausfchreibung gelangenden 
direlten Kommunal-Auflagen, in Kraft. 

Der Minifter des Innern wird mit Ausführung 
derfelben beauftragt. 


2. Heranziehbung des Dienfteinfommen$ 
der fommunalbeamten zu den freiß- 
fteuern. 


a) Kreisordnung für die öftlihen Provinzen vom 


13. Dezember 1872. 
19. März 1881. (8.©. €. 179.) 


8 41 K. A.G. bezieht fih nur auf die Gemeinde 
einfommeniteuer.) 

(Anderer Meinung von Trott zu Solz Ergänzungs- 
band für —— zu Brauchitſch 1898 ©. 209 Anm. 
zu 8 18 H..N.rD 
18 .... Bis zu einer gefegliden Regelung 
ift die Befteuerung des Pienfteinfommens der.. 
mittelbaren Staatsbeamten nur nad) Maßgabe der 
SS. 2 und 3 des Gefeges vom 11. Juli 1822 (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 184) und nur infomweit zuläffig, als die 
Beiträge derjelben zu den Bedürfnifien der Gemeinde 
ihres Wohnortes nicht bereits das in den gedachten 
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Gejegesporfchriften beftimmte Marimum erreichen, 
und aud) dann nur innerhalb der Grenzen der 
legteren. Ebenſo findet der 8. 10 des Geſetzes vom 
11. Juli 1822 auf die Heranziehung zu den Freis- 
abgaben Anwendung. 


Zuſatz: Geſetz vom 11. Juli 1822, betreffend Die 
Heranziehung der Staatsdiener zu den 
Gemeindelaften. (6.6. ©. 184.) 


1. Das Dienfteinfommen der Beamten kann 
von den Gemeinden, zu welchen diejelben gehören, 
überhaupt nur dann befteuert werden, wenn aud 
der Beitrag der übrigen Einwohner des Orts in der 
Form. einer allgemeinen Ginfommenfteuer erhoben 
wird. 

2. Das Dienjteinfommen fol bei einer ſolchen 
Beihagung fortan im Uebrigen zmar wie das Ein- 
fommen der Bürger behandelt, darf aber, meil es 
einerjeit8 jeinem ganzen Daſein nah) von dem 
Leben, der Gefundheit und andern zufälligen Verhält- 
nifjen der Perſon abhängig, und andererfeits feinem 
ganzen Betrage nad), beftimmt ift, und dadurd) 
auf der einen Seite gegen Grund- und Sapital- 
Eintommen, und auf der andern gegen Gewerbs— 
Einfommen im Nachtheil fteht, immer nur mit 
einem Theile feines Betrage8 zur QDuotifirung 
gebradht werden, welcher hierdurch auf die Hälfte 
beftimmt wird. 

Kremsti, Kommunalbeamtengefeggebung 3 


u 
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3. Da auch dem Staate daran liegen muß, 
daß den Beamten, welche als ſolche ihr Einkommen 
durch die den übrigen Einwohnern vermittelft Des 
ſtädtiſchen Vereins dargebotene Gelegenheit zum Er- 
werb nicht vermehren können, ihr Unterhalt unter 
feinerlei Umftänden zu ſehr geſchmälert werde, fo 
verbleibt e8 bei der Beftimmung, daß im äußerten 
Fall an direkten Beiträgen aller Art, und zu ſämmt—⸗ 
lihen Gemeindebedürfniffen bei Gehalten unter 
750 Mark nicht mehr als Ein Prozent, bei Gehalten 
von 750 Mark bis zu 1500 Mark ausſchließlich 
nicht mehr als Anderthalb Prozent, und bei höheren 
Gehalten nicht mehr als Zwei Prozent des gefammten 
Dienfteinlommens gefordert werden fünnen. 

10. Jedoch bleiben von allen direkten Beiträgen 
zu den Gemeinelaften befreit: 

a) die aus Staatskaſſen zahlbaren Penjionen der 
Wittwen und die Erziehungsgelder für Waijen 
ehemaliger Staatsdiener; 

b) eben dergleichen Penfionen, ingleihen Warte- 
gelder der Staatsdiener ſelbſt, jofern Deren 
jäbhrlider Betrag die Summe von 750 Mark 
nit erreicht; 

c) die Sterbe- und Gnadenmonate; 

d) alle diejenigen Dienft-Gmolumente, welche blos 
als Erjag baarer Auslagen zu betrachten jind. 
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b) Kreisordnung für die Provinz Weftfalen. 
Dom 31. Zuli 1886 (G.S. ©. 217) und 
c) Kreisordnung für die Rheinprovin;. 
Vom 30. Mai 1887. (G. S. ©. 209.) 
8. 18 gleichlautend mit $. 18 der öftlichen Streis- 
ordnung (fiehe unter a). 


d) Kreisordnung für die Provinz Hannover. 
Bom 6. Mai 1884 (G.S. ©. 181), ſowie 
e) Kreisordnumg für die Provinz Heſſen⸗Naſſau. 
Vom 7. Zuni 1885 (8.6. ©. 193) und 
f) Kreisordnung für die Provinz Schleswig-Holitein. 
Bom 26. Mai 1888. (8.5. ©. 139.) 
| d, e, f gleidjlautend. 

18. Bis zur andermeiten gejeglihen Regelung 
bleiben die Dienftgrundftücke der Geiftlichen, Kirchen- 
diener und Elementarfchullehrer gleihfalls von den 
Kreislaften befreit. Auch ift bis zu diefer Regelung 
die Beiteuerung des PDienfteinflommens der..... 
mittelbaren Staatsbeamten nur nad) Maßgabe der 
SS. 4 und 5 der Verordnung vom 23. September 1867 
(Gefeg-Samml. ©. 1648)*) und nur infomweit zuläffig, 
als die Beiträge derfelben zu den Bedürfnifien der 
Gemeinde ihres Wohnortes nicht bereits das in den 
gedachten Gefegesvorjchriften beftimmte Marimum 
erreihen, und auch dann nur innerhalb der Grenzen 


2) Siehe ©. 28 fi. 
3% 
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der legteren. Ebenfo findet der 8. 1 der Verordnung 
vom 23. September 1867 auf die Heranziehung zu 
den Kreisabgaben Anwendung. 


d) Befonderes Kündigungsredt der 
Kommunalbeamten bei Miethungen von. 
Wohnungen. 
8.8.8. 570... (Kommunal)Beamte .. . fönnen 
im Falle der Berjegung nad einem anderen Orte das 

Miethverhältniß in Anfehung der Räume, melde fie 
für fich oder ihre Familie an dem bisherigen... Wohn- 
orte gemiethet Haben, unter Einhaltung der gejeb- 
lichen Friſt fündigen. Pie Kündigung kann nur für 
den erjten Termin erfolgen, fiir den fie zuläffig ift. 

565 Abi. 1. Bei Grundſtücken iſt die Kündigung 
nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs zu— 
läffig; fie hat fpätefteng am britten Werktage bes 
Bierteljahrs zu erfolgen. Iſt der Miethzins nad 
Monaten bemefjen,. fo ift die Kündigung nur für 
den Schluß eines Kalendermonats zuläflig; fie hat 
jpäteftens am fünfzehnten des Monats zu erfolgen. 
Iſt der Miethzins nah) Wochen bemeffen, jo ift die 
Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche 
zuläffig; fie Hat ſpäteſtens am erſten Werktage der 
Woche zu erfolgen. 

596 Abſ. 3. Eine Kündigung des Pachtverhält⸗ 
niſſes nach 8. 570 findet nicht ſtatt. 
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e) Rommunalbeamte- al s Urfundsperfänen. 
A.G. z. B.G.B. Urt. 12 8. 2. Wird’ det’ einem 
Vertrage, durch den fich der eine Theil verpflichtet; 
das Eigenthum von einem 'in Preußen Tiegenben 
Grundſtücke zu übertragen, einet der Vertragſchließen 
ben durch eine öffentliche Behbrde vertreten, fo iſt für 
die Beurkundung des Vertrags außer den Gerichten 
und Notaren auch ber Beamte zuftändig, welcher von 
dem Borftande ber zur Vertretung berufenen Behörde 
oder von der vorgefegten Behörde bejtimmt ift. 
8.6.8. 313. Ein Vertrag, durch den fich der 
eine Theil verpflichtet, da8 Eigentum an ‚einem 
Grumdftlice zu Ubertragen, bedatf Ber: geridjtlfhen 
oder notariellen Beurkundung. Gin ohne Beobachtung 
dieſer Form geſchloſſener Vertrag wird feinem ganzen 
Inhalte nad) gültig, wenn die Auflaffung und die 
Eintragung in das Grundbuch erfolgen. 


873. Zur: Vebertragung bes Eigentbums an ° 


einem Grundſtücke, zur Belaftung eines Grunbftücks 
mit einem Rechte, ſowie zur Uebertragung oder Be⸗ 
laftung' eines ſolchen Rechtes iſt die Einigung des 
Berechtigten und des anderen Theiles über den Ein- 
tritt Der Rechtsänderung und bie Eintragung der 
Rechtsänderung in das Grundbuch, erforderlich, fo- 
weit nit das Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 
Vor der ‚Eintragung find’ Pie Betheiligten an 
die Einigung nur gebunden, wenn bie Srfläcnngen 
gerichtlich oder notariell beurfundet .. . find. 
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... E. G. z. B. G.B. Art. 142, Unberührt bleiben die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche in Anſehung 
der in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden 
Grundſtüde beſtimmen, daß für die Beurkundung 
des im 8. 313 B. G. B. bezeichneten Vertrags ſowie 
für die nach 8. 878. Abſ. 2 B. G.B. zur Bindung der 
Betheiligten erforderliche Beurkundung der Erklä⸗ 
rungen außer den Gerichten und Notaren auch andere 
Behörden und Beamte zuſtändig ſind. 


4. 

Peſondere Pflichten der Rommunalbeamten. 
:(Hue de: Grais Handbuch, 13. Auflage, 1900, ©. 79ff.) 
a) Wohnſitzpflicht am Dienftort. 

1. URR. Th. U Tit. 10. 
0: WGilt für die ganze Monarchie.) 
92. Kein Beamter darf ben zur Ausübung feines 


Amtes ihm angemwiefenen Wohnort ohne Borwiffen 
und Genehmigung feiner Borgefetten verlafjen. 


2. Befondere Beftimmungen für ſtädtiſche 
Beamte ber Provinz Hannover. 
Hannoverſche Stäbteordnung v. 24. Suni 1858. 
(9.6.©. GS. 141) 


46. Die Magiftratsmitglieder, die Gelretaire 
und der Kämmerer find verpflichtet, in der Stadt zu 
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wohnen, ſofern nicht Magiſtrat und Bürgervorſteher 
eine Ausnahme geſtatten. 


b) Verbot der eigenmäßtigen Subjtitution 
eines Andern in Ausübung ber ‚Dienft- 
verrichtungen. im 
Gilt nur für das ehemals landrechtliche Gebiet! 


A.G.z BGB. Art. 89. Aufgehoben werben: 
1. folgende Vorſchriften des Allgemeinen. Dand- 


rechts, ſoweit jie fich nicht auf öffentliches Recht begieben. 


a) 2C. 2C. 


b) der erfte Theil mit Ausnahme ... der, | 


88. 41--45 des 13. Titels. 

41. Gejchäfte eines öffentlichen Amtes ſoll Nie— 
mand eigenmächtig einem Anderen an ſeiner Statt 
auftragen. 

42. Iſt es dennoch geſchehen, ſo find die 
Handlungen des Subftituten nichtig, und er ſowohl, 
als fein Machtgeber haften, Einer für Beide. und 
Beide für Einen, wegen alles daraus entftandenen 
Schadens. 

43. War jedoch der Subftitut zur Verrichtung 
von Amtshandlungen diefer Art an ſich qualifizirt; 
fo wird zwar dadurch, daß der, welchem das Geſchäft 
eigentlich oblag, ihn dazu eigenmädtig fubftituirt 
hat, die Handlung jelbft noch nicht ungültig; 

44. Derjenige aber,: welcher fich eine folche 
eigenmädhtige Subftitutipn angemaßt hat, foll, nad 
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Bewandtniß der Umftände, mit verhältnigmäßiger 
Geld- oder Sefängnißitrafe belegt. werden.') 

45. Auch von diefer Strafe bleibt ein Beamter 
frei, welcher durch Krankheit, oder andern Zufall, die 
Geſchäfte feines Amts zu verwalten, auf eine geit- 
lang außer Stand gefegt worden, und auf fo lange, 
bis von feinem Vorgeſetzten wegen einftweiliger Ver- 
fehung dejjelben Anftalten getroffen worden, jolde 
Amtshandlungen, die feinen Aufſchub leiden, Anderen, 
‚welche zu Geſchäften von gleicher Art öffentlich beitellt 
und verpflichtet find, aufgetragen hat. 


c) Pfliht zur Urlaubsnachſuchung bei dienft- 
liher Verhinderung und Ausnahmen. 
I. Allgemeine Brelimmungen. 


1. Urlaub in Kranftheitsfällen und zum 
Zwecke ber Wiederherjtellung der Ge: 
fundheit: 


Die Stellvertretungstoften fallen dem betreffenden 


Kommunalverbande zur Lait. 
a) Minifterialrefcript vom 9. April 1837. 
(vd. Kampt Annalen Seite 436.) 


2... Da jede Kommune die Koften für ihre 
Verwaltung i in ſich aufbringen muß, it fie auch ohne 








An Stelle der in $ 44 angedrohten Strafen treten 
jet die Strafen des Disziplinargefeßes vom 21. Juli 1852. 
Koch, Commentar, 8. Auflage; Bd. I. ©. 161.) 
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allen Zweifel verpflichtet, für die Vertretung des 
Bürgermeifters in Krankheitsfällen auf ihre Koften 
zu forgen. Dem Antrage der Majorität bes Re⸗ 
gierungs⸗Kollegiums, diefen Aufwand auf Staats- 
toften zu übernehmen, ift Daher nicht ftatt zu geben. 


b) Refolution des Ministeriums des Innern und 


der Polizei, an den Stadtlämmerer zu N. in Oft- 


preußen, wegen verweigerter Entihädigung für Die 
Vertretung des Bürgermeifters. Vom 4. Yuli 1837. 
(v. Kamptz Annalen Seite 687.) 

Es gilt,...... allerdings als Regel, daß, wenn 
der Borfigende eines Collegii erkrankt, das zunächft 
folgende Mitglied den Vorfig übernehmen und Die 
Geſchäfte beforgen muß, ohne dafür eine befondere 

‚ Bergütung fordern zu können. 


 Kollegien feft. Glaubten Sie nun, daß Sie aus 
befonderen Gründen eine Ausnahme. in Aniprud) 
nehmen könnten, fo hätten Sie gleich bei Hebernahme 









Gegenmärtig ift ein Anfprud überhaupt nicht ftatt- 
haft, am menigften gegen die Stadt, melde die 


at, und von der daher nicht weiter gefordert 
erden fann. Will die Stadt Ihnen aus Billigfeits- 
Aründen eine Remuneration für die Stellvertretung 
willigen, jo wird fie daran nicht gehindert werden. 


Diefe Regel Steht auch Hinfichtlich der Magiſtrats⸗ 


des Geſchäfts dieſe Gründe geltend machen ſollen. 


1 
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Zeit der Einberufung. zum Militärdienft gemahtt. 
Erhalten diefelben Dffizierbef oldung, jo kann ihnen 


. der reine Betrag derfelben auf Die Eivilbejoldung 


angerechnet werden; denjenigen, welche einen eigenen 
Hausftand ‚mit Frau oder Find haben, heim Ver⸗ 
laſſen ihres Wohnortes jedoch nur, wenn und foweit 
das reine Civileinkommen und Militärgehalt zu- 
fammen den Betrag von 3600 Mark jährlich Üüber- 
jteigen. 

Nach denfelden Grundfägen find penſionirte 
oder auf Wartegeld ftehende, Civilbeamte hinſichtlich 
ihrer, Penfionen oder Wartegelder zu hehandeln, 
wenn. fie bei einer Mobilmachung in den Kriegs⸗ 
dienſt eintreten. 

Obige Vergünſtigungen fommen nad aus⸗ 
geſprochener Mobilmachung auch denjenigen in ihren 
Cipilftelungen abkömmlichen Staatsheamten zu 
Gute, welche fich freiwillig in das, Heer aufnehmen 
lafien. : 

Dig näheren Beftimmungen. bleiben den n einzelnen 
Bundesregierungen überlaflen. 


BJ Bei Berufung als Schöffe ober 
Geſchworener. 
Finanzminiſterialreſeript v. 24. Auguſt 1849 (M. Bl. ©. 189). 
Im Allgemeinen muß anerfannt und Daran 
f eſtgehalten werden, daß den Staatsbeamten ) ihre 


1) Alſo auch den mittelbaren. 
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politifhen Rechte unter der Annahme der Unentbehr- 
lichkeit in ihrer amtlichen Stellung nicht verfiimmert 
werden dürfen; e8 wird daher in der Regel auch 
feine bejondere Erlaubniß der ‚vorgejegten Behörde 
erforderlich fein, wenn Beamte als Geſchworene?) zu 
den Schwurgeriätsfigungen einberufen merden. 


1. Speciaihehimmungen. 


1. Beurlaubung der Bürgermeijter, Bei- 
geordneten und Magiftratsmitglieder. 


Allgemeine Verfügung vom 10. Dezember 1898, be- 

treffend die Beurlaubung der mit der Handhabung 

der Polizei in Städten hetrauten Magiſtratsperſ onen. 
(M. Bl.d.J. ©. 4/5.) 

Die mit der Handhabung der Polizei in Städten 
betrauten Magiſtratsperſonen bedürfen in denjenigen 
Fällen, in welchen ſie nach dem unten abgedruckten 
Cirkularerlaſſe vom 5. Dezember 1867 (Anlage a) 
Urlaub von dem Regierungspräfidenten zu nehmen 
haben, ‚neben biefem Urlaub eines Dispenjes oder 
einer förmlichen Beurlaubung: von denen ihnen außer 
den polizeilichen übertragenen Magiftrats-Gefchäften 
dur den Magiſtratsdirigenten nit. Ein ſolches 
jelbftändiges Beurlaubungsrecht des Lebteren neben 
demjenigen des ihm vorgefegten NRegierungspräfi- 
denten würde Den allgemeinen Regeln der Beamten- 


2) Iſt analog auf den Schöffendienft anzınvenden. 
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disziplin widerſprechen und iſt deshalb nicht an⸗ 
zuerkennen. 

Andererſeits hat die Beſtimmung des Cirkular⸗ 
erlaſſes vom 5. December 1867, welche den zu 
Polizeiverwaltern beſtellten Magiſtratsperſonen aus⸗ 
drücklich vorſchreibt, daß fie, ebenſo wie die Anzeigen 
über eine mehr als dreis und weniger als achttägige 
Abweſenheit, auch ihre Urlaubsgefuche Stets „zunächſt 
dem dirigirenden Bürgermeifter zur Weiterbeförderung 
zuzüftellen” haben, doch mehr als eine nur formelle 
Bedeutung. Sie foll dem Magiftratsdirigenten Ge: 
legenheit geben, fich entweder mit der Ertheilung 
des erbetenen Urlaubs einverftanden zu erflären 
oder feine etwaigen Bedenken gegen die Beurlaubung 
vor der Bewilligung des Urlaubs dem Regierungs- 
präfidenten vorzutragen. Diefer wird, wenn gegen 
die Beurlaubung aus der Lage der von dem Polizei- 
verwalter mitverwalteten Magiftratsgejehäfte weſent⸗ 
liche und geredhtfertigte Bedenken erhaben merben, 
die ſich auf andere Weiſe nicht bejeitigen laffen, den 
Urlaub verſagen müflen. In diefer Beziehung beruht 
der Cirkularerlaß vom 5. Dezember 1867 ganz auf 
derjelben Auffafjung, aus welcher heraus in Dem 
Erlaſſe vom 10. Mai 1872 (Min.Bl. 1872 ©. 137) 
der Grundjag ausgeſprochen ift, daß die „Pflichten, 
welche ein beftimmtes Amt dem Inhaber auferlegt“, 
dadurch „feine Minderung erleiden fünnen, daß die 
betreffende Perſon ein anderes, in irgend einer Be— 
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ziehung mit geringeren Pflichten verfnüpftes Amt 
überninmt.“ 

Aus demfelben Grundfage folgt, daß auch die 
Frage zu bejahen ift, ob die Polizeiverwalter, welchen 
zugleih Magiſtratsgeſchäfte obliegen, in denjenigen 
Fällen, in welchen fie wegen der kurzen Dauer der 
beabfichtigten Entfernung vom Amte als Polizei- 
verwalter einer Beurlaubung durch den Regierungs- 
präfidenten nicht bedürfen, gleichwohl aud) nach dem 
Girfularerlafe vom 5. Dezember 1867 verpflichtet 
feien, Urlaub von dem dirigirenden Bürgermeifter 
zu erbitten. | 

Die Entſcheidung auf die ihm durch die Hand 
des Dirigirenden Bürgermeifters vorgelegten Urlaub3- 
geſuche wird der NRegierungspräfident in der Regel 
auf dem gleichen Wege den Untragftellern zugehen 
zu laflen, und, wo er eine direfte Benachrichtigung 
vorzieht, jedenfalls gleichzeitig dem Bürgermeijter 
von der Urlaubsbemwilligung Mittheilung zu maden 
haben. Findet ſich dabei Anlaß zu fonjtigen für 
den Magijtrat beitimmten Anordnungen oder Be- 
nachrichtigungen, jo find dieſe an den dirigirenden 
Bürgermeifter zu richten. 

Berlin, den 10. Dezember 1898. 

Der Minifter Des Innern 
Frhr. von der Rede. 
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Anlage a. 

In Folge der gutachtlichen Aeußerungen, welche 
von den Provinzialbehörden auf meinen Erlaß vom 
10. December 1865 erjtattet worden ſind, babe ich 
angemefjen befunden, die beftehenden Vorſchriften 
über die Beurlaubung der jtädtiihen Magiſtrats⸗ 
perjonen andermeit und gleihmäßig zu regeln, und 
beftimme zu diefem Behufe für. diejenigen. Städte, 
welche 
a) nach der Städteordnung vom 30. Mai 1853 

für die ſechs öſtlichen Provinzen, 

b) nah der MWeftfälifchen Städteordnung vom 

19. März 1856 oder 

ec) nah der Rheiniſchen Städteordnung vom 

15. Mai 1856 
verwaltet werden, Folgendes: 

1. Die Oberbürgermeifter und Bürgermeifter: 
(die Beigeordneten, beziehentlic) die zweiten Bürger- 
meifter nur, während fie vertretungsmweife die Funk— 
tionen des dirigirenden Bürgermeiſters ausüben), 
haben von einer längeren als dreitägigen, jedoch den 
Beitraum von acht Tagen nicht überfteigenden Ab- 
wejenheit vom Amte dem vorgefetten Regierungs- 
präfidenten Anzeige zu maden. Bu einer längeren 
als achttägigen Abwefenheit bedürfen fie des Urlaubs 
de3 Regierungspräfidenten. 

2. Das Nämliche gilt, falls eine andere Magijtrats- 
perjon als der Bürgermeifter mit der Handhabung 
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der Polizei in der Stadt beauftragt ift, für den be- 
treffenden Beamten. 


3. Die nach Beitimmung 1. und 2. an die Re— 


gierungspräfidenten zu richtenden Anzeigen und 
Urlaubsgeſuche find — fofern die Stadt einem Iand- 
räthlichen Kreisverbande angehört und die Orts⸗ 
polizei nicht einer bejonderen Königliden Behörde 


übertragen ift — dur den Landrath an den Re— 


gierungspräfidenten einzureichen, Die Beſcheide des 
legteren auf gleichem Wege zurüd zu befördern. 

In dem oben sub 2 erwähnten Falle, ijt die be= 
treffende Anzeige, bezüglich das Urlaubsgeſuch zunächſt 
dem Dirigirenden Bürgermeifter zur Weiterbeförderung 
zuzuſtellen. 

4. Zugleich mit der Anzeige oder dem Urlaubs⸗ 
geſuche (zu 1. und 2.) iſt der Regierungspräſident 
jedesmal von den wegen Verſehung des Dienſtes 
während der Abweſenheit vom Amte getroffenen 
oder zu treffenden Aenderungen in Kenntniß zu ſetzen. 

5. Die übrigen Magiſtratsmitglieder und die 
Beigeordneten (zweiten Bürgermeiſter), auf welche 
die Beſtimmungen zu 1. und 2. nicht Anwendung 
finden, haben den Urlaub, ohne Unterſchied der 
Dauer und ob ſie beſoldet ſind oder nicht, bei dem 
dirigirenden Bürgermeiſter zu nehmen. Letzterer hat 
indeß dergleichen Beurlaubungen, ſofern ſie auf 


längere Zeit als vier Wochen erfolgen, dem Regierungs⸗ 


präſidenten anzuzeigen. 
Kremski, Kommunalbeamtengeſetzgebung. 4 


en 
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.6. Alle hiervon abmeicdhenden reglementarijchen 
Beſtimmungen, insbefondere der Gefchäftsinftruftion 
für den Magiftrat zu Berlin vom 14. Juli 1834, 
für die Magifträte in den ſechs öftlichen Provinzen 
. nom 25. Mai 1835, fomwie der zu der Weftfälifchen 
und der Rheiniſchen Städteordnung ergangenen 
Miniſterial⸗Inſtruktionen vom 9. Mai reſp. 18. Juni 
1856 u. f. w. werden hierdurch außer Kraft gefeßt. 

Hinfichtlid) der nicht zu den Magiftratsperfonen 
gehörenden Gemeindebeamten bleiben die bisherigen 
Vorſchriſten ungeändert. 

Berlin, den 5. Dezember 1867. 

Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


2. Beurlaubung der jonjtigen jtäbtifhen 
Beamten. 


Im Geltungsbereich der GStädteordnung vom 
30. Mai 1853. 

Inſtruktion für die Stadtmagiftrate vom 25. 
Mai 1835. 

(von Kampt, Annalen ©. 733.) 

20, Nr. 9. Er (der Dirigent des Magiſtrats, 
Bürgermeijter oder Oberbürgermeijter) ift befugt, 
den Unterbeamten des Kollegiums bis auf vier 
Wochen Urlaub zu ertheilen; längerer Urlaub muß 
für Die Unterbeamten beim Magiftrats-Kollegium 
nachgeſucht werden. 
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3. Befondere Beitimmungen fürHannoverfde 


ftädtifhe Beamte. 
Hannoverſche Städteordnung vom 24. Juni 1858. 
GG.S. ©. 141.) 

59. Der Bürgermeifter darf fi über Nacht 
nur mit Bormiflen. des Stellvertreter8 und bei einer 
acht Tage und darüber dauernden Abweſenheit nur 
unter Zuftimmung des Magiftrats aus dem ‚Stadt- 
gebiete entfernen. 

Den Mitgliedern des Magiftrats kann der Bürger⸗ 
meiſter auf 14 Tage Urlaub ertheilen; ein längerer 
Urlaub erfordert die Bewilligung des Magiſtrats. 

Die Genehmigung der vorgeſetzten Dienftbehörde*) 
iſt erforderlih zu einer acht Tage und Darüber 
dauernden Beurlaubung des Bürgermeifters, des 
Borftandes einer ſtädtiſchen Polizeidireftion und 
desjenigen Magijtratsmitgliedes, welches nach Be- 
ftimmung des Regierungspräfidenten die ftädtijche 
Polizei zu beforgen hat. 

Beurlaubungen der übrigen Magijtratsmitglieder 
auf länger als vier Wochen find der vorgefegten 
Dienftbehörde anzuzeigen. 


4. Für die Beamten der anderen 
KRommunalverbände 
tönnen Beftimmungen über Urlaubsertheilungen 
ftatutarifch bezw. reglementariſch feftgefegt werden. 


* Des Regierungspräfidenten. 
| 4* 
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d) Umtsverfhmwiegenheit. 
l. Allgemeine Bekimmungen. 

1. Kabinetsorder vom. 21. November 1835, 
betr. die Amtsverſchwiegenheit der öffent- 
liden Beamten. (6.6. ©. 237.) 

Obgleich Geſetze und Dienft-nftruftionen den 
öffentlichen Beamten Verſchwiegenheit liber Gegen- 
ftände ihres Amtes zur Pflicht machen, fo babe Ich 
doc mißfällig in Erfahrung gebracht, daß diefe 
Pfliht aus den Augen gefegt, über dergleichen 
Gegenstände, ohne amtliche Veranlaffung, münbliche 
und Schriftliche Mittheilung gemacht und folche felbit 
zur Publizität gebracht worden. Eine foldde Ver⸗ 
legung ber geſetzlichen Vorſchriften ift nicht Tänger 
zu. dulden; das Staatsminifterium bat daher diefe 
Mipbräuche abzuftellen und zu weranlafien, daß 
die DepartementssChef8 nit nur ihren unter 
geordneten Behörden und Beamten die im Intereſſe 
des Dienftes unerläßliche Verſchwiegenheit mwieder- 
holend und ernſtlich einfchärfen, ſondern auch die 
geeigneten Anordnungen treffen, um die genaue 
Beobachtung derjelben zu fihern und die Propa- 
lation amtlicher Verhandlungen zu verhindern. Die 
Departements:Chefs haben auf die Befolgung diefer für 
die Beamten aller Kategorien geltenden Vorſchrift mit 
Ernjt und Sorgfalt zu halten, die Beamten, welche 
diejelbe verlegen, unnacdhlichtlich zur Verantwortung 
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und Beftrafung zu ziehen... (Die Beftrafung er- 
folgt nad den Borjäriften bes Disziplinar- 
gefeges v. 21. Yuli 1852). Ich beauftrage das 
Staatsminifterium, die gegenwärtige Order durch die 
Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, 21. Rovember 1885. 
nn Sriedrih Wilhelm. 

An das Staatsminifterium. 

(Dal. Reihsbeamtengejeg v. 31. März 1873 R.G. Bl. 
€. 618 11.) 

Ueber die vermöge feines Amtes ihm befannt ge 
wordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer 
Natur nad erforderlich oder von feinem Vorgeſetzten vor— 
geichrieben tit, hat der Beamte Verſchwiegenheit zu beob- 
achten, auch nachdem. das. Dienitverhältnig aufgelöft ift. 


2. UmtSverfhwiegenheit und Zeugniß- 
pflidt im Civilprozeß und Gtrafprozeß. 


a) Wahrung des Dienftgeheimniffes bei 
Bernehmung eines Kommunalbeamten 
als Zeuge. 

GivilprogeBordnung neue Faflung. (R.G. BJ. 1898 ©. 410., 

376. Deffentlihe Beamte, auch wenn fie nicht 
mehr im Dienfte find, dürfen über Umftände, auf 
melde ſich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit be- 
zieht, ala Zeugen nur mit Genehmigung ihrer vor- 
gejegten Dienſtbehörde oder der ihnen zulegt vorgejeßt 
gemwefenen Dienftbehörde pernommen werden ... 


54 Kommunalbeamtengejeggebung. 


Die Genehmigung darf nur verjagt werden, 
wenn die Ablegung des Beugnifjes dem Wohle des 
Neiches oder eines Bundesftaates Nachteil bereiten 
würde. 

Die Genehmigung ift durch das Prozefgericht 
einzuholen und dem Zeugen befannt zu machen. 


Strafprogehordnung vd. 1. Februar 1877. (R.G. Bl. ©. 253.) 
53. Mit C.P.O. S. 376 Abſ. 1 u. 2 mörtlid 
gleichlautend, Abf. 3 fallt meg. 


b) Pfliht der Kommunalbeamten, fi im 
Civilprozeß und Strafprozeß als Sadver- 
ftändige vernehmen zu laffen. 
Givilprogekordnung, neue Faſſung. (R.G.BL. 1898 ©. 410.) 

407. Der zum Sachverftändigen Ernannte hat 
der Ernennung Folge zu leiften, wenn er zur Er- 
ſtattung von Gutachten der erforderten Art öffentlich 
beftellt ift, oder wenn er die Wiſſenſchaft, die Kunft 
oder das Gewerbe, deren Kenntniß Vorausfegung 
der Begutadhtung ift, öffentlich zum Ermerbe ausübt, 
oder wenn er zur Ausübung derjelben öffentlich. be- 
jtellt oder ermäditigt ift. 

Zur Eritattung des Gutachtens ift auch derjenige 
verpflichtet, welcher ſich zu derjelben vor Gericht 
bereit erklärt hat. 

St. P.O. 8. 75 wörtlich gleichlautend. 

C.P.O. 8. 408 Abf. 2. Die Vernehmung eines 

m öffentlichen Beamten als Sachverftändigen findet 


k 
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nicht ftatt, wenn die vorgejegte Behörde des Beamten 
erklärt, daß bie Bernehmung den bienftlichen Inter— 
eſſen Nachtheile bereiten würde. 

- SPD. 8 76. Abſ. 2 wörtlich gleichlautend. 


II, Sonderbehimmungen. 


1. Sinfommenfteuergejeg vom 24 Juni 1891. 
GG.S. ©. 175) 


69.. Die bei der Steuerveranlagung betheiligten 
(Rommunal)-Beanten ... werden, wenn fie die zu 
ihrer Kenntniß gelangten Ermwerbs-, Vermögens- oder 
Eintommensverhältnifje eines Steuerpflichtigen, inS- 
befondere auch den Anhalt einer Steuererklärung 
oder der darüber gepflogenen Verhandlungen unbefugt 
offenbaren, mit Geldjtrafe bis zu eintaufendfünf- 
Hundert Mark!) oder mit Gefängniß bis zu Drei 
Monaten beitraft 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag der Re- 
gierung?) oder des betroffenen Steuerpflichtigen ftatt. 


2. Gemwerbefteuergefeg vom 24. Yuni 1891. 
(8.6. ©. 205.) 
12. Die bei der Steuerveranlagung betheiligten 
(Rommunal)-Beamten.... werden, wenn fie die zu 


ı Sm Unvermödgensfalle Haft gemäß R.St. G. B. 8. 28, 
29. (E.St. G. $. 70.) 

2) Sn Berlin der Königliden Direktion für die Ver⸗ 
waltung der direften Steuern. 
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ihrer Kenntniß gelangten Erwerbs⸗, Bermögens- oder 
Einfommensverhältniffe oder die Geſchäftsgeheimniſſe 
eines Steuerpflidtigen, insbeſondere aud den Inhalt 
der im $. 55!) bezeichneten Erklärungen oder der 
darüber gepflogenen Verhandlungen unbefugt offen- 
baren, mit Geldftrafe bis zu eintaufendfünfhundert 
Markt?) oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten 
beitraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein 
und muß ftattfinden, infofern der durch die Ber- 
letzung des Geheimniffes betroffene Steuerpflichtige 
diefelbe unter Darlegung des Sachverhalt? bean— 
fprudt und nicht Rüdfichten des Öffentliden Wohles 
entgegenstehen. Für die Stellung des Antrages .... 
it... die Bezirksregierung zuftändig. (Siebe 
©. 55 Anm. 2.) 


3. Ergängungsfsteuergefeg vom 14. Yuli 1892. 
G.S. ©. 134.) 


46. Die folgenden Bejtimmungen des Ein= 
fommenfteuergejeges ... 


2) Verhandlungen über den jährlihen Ertrag des 
Gewerbebetriebes oder über den Werth des Anlage und 
Betriebsfapitals, worüber der Steuerflichtige auf bejondere 
Aufforderung des Vorfißenden eines zuftändigen Steuer- 
ausichuffes des Veranlagungsbezirks Auskunft zu ertheilen 
verpflichtet ift. 

2) Sm Unvermögensfalle Haft, gemäß R.St. G. B. 

et: 29 (G. St. G. 8. 73). 
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69 2c. (fiehe vorher unter 1) finden finngemäße An⸗ 
wendung, ... 8. 69 mit der Maßgabe, daß der 
‚Steuererflärung die VBermögensanzeige, dem Ein- 
kommen das 'fteuerbare Vermögen im Sinne diejes 
Geſetzes gleichſteht ... 


e) Genehmigung zur Uebernahme von Neben— 

ämtern, Nebenbeſchäftigungen, zum Ge— 

werbebetrieb und zur Uebernahme einer 
Vormundſchaft. 


1. Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen 
der Magiftratsmitglieder. 


Verfügung des Minifters des Innern. 
Bom 21. Januar 1882. (M.Bl. ©. 47.) 


... Die Kabinetsordre vom 13. Yuli 1839 bezieht 
ih nur auf unmittelbare Staatsbeamte. Da— 
‘gegen aber ergiebt fi aus den den Königl. ... 
Regierungspräfidenten (für Berlin dem Ober- 
präfidenten) in & 76 der Städteordnung vom 30. Mai 
1853 (jegt 87 des Zuftändigleitsgefeges vom 1. Auguft 
1883) zugewieſenen AuffichtSbefugniffen von jelbft 
die Berpflihtung darüber zu wachen, daß von 
Dragiftratsmitgliedern nicht Nebenämter oder fonftige 
Nebenſtellungen verjehen werden, : welche mit ihrem 
betreffenden Kommunalamte unvereinbar erjcheinen. 
Es ift vielmehr in Fällen ſolcher Art die Ueber— 
nahme . oder Fortführung des Nebenamtes 2c. zu 


m 
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unterfagen und wenn einer bezügliden Aufforderung 
nicht Folge gegeben werden follte, auf Grund des 
Disciplinargefeges nom 21. Juli 1852 einzufchreiten. 


Anm. Diejelben Beitimmungen werden naturgemäß auf 
alle Kommunalbeamte Anwendung finden. 


2. Befondere Beftimmungen bezüglidh der 
Uebernahbme von Nebenämtern und Neben— 
beihäftigungen für Hannoverſche ftädtifche 
Beamte. | 

Hannoverſche Städteordnung dv. 24. Juni 58. (G. S. ©. 141.) 

57. Die befoldeten ftimmführenden Mitglieder 
des Magijtrats, die Stabdtfefretäre ſowie der Kämmerer 
dürfen ohne Genehmigung des Magiftrats und der 
Bürgervorfteher weder einen andern Eriwerbszmeig 
oder ein Nebengejchäft betreiben, noch andere Staats- 
dienfte neben ihren ftädtifhen Aemtern befleiden. 
Inwiefern ein folcher Nebenerwerb den Unterbedienten 
zu gejtatten, bleibt der Beftimmung des Ortsftatuts 
überlajfen. 


Anm. Für die jonftigen Kommunglverbände fehlt es 
an Beltimmungen, doch können ſolche ftatutarifch oder 
reglementariſch eingeführt werden. 


3. Gewerbebetrieb der Kommunalbeamten. 
Preußiſche Allgemeine Gewerbeordnung 
Vom 17. Sanuar 1845. (G. S. ©. 41.) 

19. ... X He mittelbaren Staatsbeamten, auch folche, 

die ihr Amt unentgeltlich nerwalten, ‚bedürfen zu dem 
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Betriebe eines Gewerbes der Erlaubniß ihrer vor- 
gejegten .Dienftbehörde, ſofern nicht das Gewerbe 
mit der Bewirthſchaftung eines ihnen gehörigen 
ländliden Grundſtücks verbunden, ober font durch 
befondere gejeglihe Beftimmungen ein Anderes an- 
geordnet ift. 

Diefe Erlaubnig muß auch zu dem Gewerbe- 
betriebe ihrer Ehefrauen, der in ihrer väterlicgen 
Gewalt ftehenden Finder, ihrer PDienftboten und 
anderer Dtitgliederihres Hausftandes eingeholt werden. 


Gewerbeordnung für den Norddeutihen Bund. | 
Vom 21. Juni 1869. B. G. Bl. ©. 245.) 

12 Abſ. 2. Diejenigen Beſchränkungen, welche in 
Betreff Des Gemwerbebetriebes für Perfonen des... 
Beamtenftandes, ſowie deren Angehörigen beftehen, 
werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 


4. Genehmigung der vorgefegten Dienft- 
bebörde zur Hebernahme einer VBormund- 
Ihaft, Gegenvormundſchaft, Pflegihaft, 
fomwie des Amtes als Beiftand. 

B.6.8.1784. Ein (Kommunal)Beamter ...., der 
nad) den Zandesgefegen einer bejonderen Erlaubniß 
zur Uebernahme einer Bormundfdhaft bedarf, joll 
nicht ohne die vorgefchriebene Srlaubniß zum Bor: 
munbe bejtellt werden. 

A.G. z. B. G.B., Art. 72, Abſ. Lund. Werein.... 
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befoldetes Amt in der... . Kommunalverwaltung 
betleidet, bedarf zur Uebernahme einer Vormund⸗ 
ſchaft oder zur Fortführung einer nor dem Ein: 
tritt in das Amt übernommenen Vormundſchaft der 
Erlaubniß der zunächſt vorgefegten Behörde. Das 
Gleiche gilt für Die Uebernahme oder die Fort» 
führung des Amtes eines Gegenpormundes, Pflegers 
oder Beiſtandes. 

Die Erlaubniß kann zurückgenommen werden. 

B.G. B. 1888. Iſt ein Beamter zum Vormunde be⸗ 
ſtellt, ſo hat ihn das Vormundſchaftsgericht zu entlaſſen, 
wenn die Erlaubniß, die nach den Landesgeſetzen zur 
Uebernahme der Vormundſchaft oder zur Fortführung 
der vor dem Eintritt in das Amts- "oder Dienft- 
verhältniß übernommenen VBormundfchaft erforderlich 
ift, verfagt ‘oder zurldgenommen wird, oder wenn 
die nad) den Landesgefegen zuläflige Unterfagung 
der Fortführung der VBormundichaft erfolgt. 


f) Pflicht zur Stempelfontrolle 
1. Für Preußen. 


Stempelfteuergefeg, vom 31. Juli 1895. 
G.S. ©. 413.) | 
Haftbarkeit für bie Stempeilftener. 

13. Für die Entrichtung Der Stempelfteuer 
haften unter Vorbehalt des Rüdgriffs gegen Die 
eigentlih Verpflichteten: 

N 


l 


.?r 
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a) (Rommunal)Beamte, .... meldhe die von ihnen 
aufgenommenen Urkunden vor erfolgter oder 
nit ausreichend erfolgter Stempelverwendung 
aushändigen oder Ausfertigungen oder Abſchriften 

ertheilen oder wegen der Einziehung des Stempels 
die ihnen nad) 8. 15 obliegenden Pflichten ver- 
abjäumen. 


Beit der Stempelberwendung bei den bon Behörben und Be⸗ 
amten aufgenommenen Berhaublungen. 

15. (KommunaljBehörben und Beamte, .. 
haben zu allen von ihnen aufgenommenen Verband: 
lungen ober ertheilten Ausfertigungen, Abjchriften; 
Beicheinigungen, Auszügen und Genehmigungen aller 
Art den Stempel vor deren Aushändigung, ſpäteſtens 
aber binnen zwei Wochen nad) dem Tage der Aus- 
ftelung der Urkunden zu verwenden. Sit der Stempel 
innerhalb diefer Frift von den Verpflichteten nicht 
beigebradjt, fo ift die zwangsweiſe Einziehung des 
Stempels binnen einer Woche bei der zuftändigen 
Steuerftelle von den vorbezeichneten Behörden und 
Beamten zu beantragen oder, wenn ſie felbit zur 
zwangsweifen Ginziehung non Geldern: befugt find, 
die zwangsweiſe Singiebumng innerhalb ber gleichen 
Friſt anzuordnen .. 


Geffehung bon Orbunugäftrafen gegen Beamte... 
19. .... Mittelbare Staatsbeamte, .... welche 
bei ihren amtlichen Verhandlungen oder bei den im 
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Auftrage oder Namens einer.... mittelbaren Staat$- 
behörde mit PBrivatperfonen abgeſchloſſenen Verträgen 
die ihnen Durch dieſes Geſetz oder die zu deffen Aus- 
führung erlafienen Vorfchriften Hinfichtlih der Ver⸗ 
fteuerung auferlegten Pflichten verfäumen, find, fofern 
nicht nad) der Art des Vergehens wegen verletter Amts- 
pflicht eine höhere Strafe eintritt, mit einer Ordnungs⸗ 
ftrafe bi8 zum Betrage des nicht verwendeten Stempels, 
jedoch nicht über einhundertfünfzgig Mark zu belegen. 
.... Die Feitfegung der Strafen gegen Beamte 

.. erfolgt durch die ihnen vorgejegte Auffichts- 
behörde; die Ermäßigung oder Niederfhlagung der 
Strafe fann durch dasjenige Vtinifterium angeordnet 
werden, zu deſſen Verwaltung der Beamte gehört. 


2. Für das Reid). 
Neihhsftempelgeje vom 27. April 1894. 
(R.G. Bl. ©. 381.) 

40. Außerdem haben... die Behörden und Be⸗ 
amten der..... Kommunen .... die Verpflichtung, 
die Befteuerung der ihnen vorlommenden Urkunden zu 
prüfen und Die zu ihrer Kenntniß gelangenden Zus 
widerhandlungen gegen dieſes Gejeß bei der zus 
ftändigen Behörde zur Anzeige zu bringen. 

34 Abſ. 1. Zumiderhandlungen gegen die Bor- 
Schriften dieſes Gefetes .. ., die im Gefege mit feiner 
befonderen Strafe belegt find, ziehen eine Ordnungs⸗ 
ftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark nad ſich. 
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5. 
Anſpruch auf Erſatz des von Kommunalbeamten 
zugefügten Schadens. 

(Niedner, Kommentar zum Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch, Berlin 1899, ©. 145.) Achilles, Bürgerliches 
Geſetzbuch, 2. Auflage Berlin bei Guttentag 1899. - 
Vorbemerkung. 

Für den Fall, daß der Beamte den Schaden in 
Ausübung ſeiner amtlichen Verrichtungen 
verurſacht, kommen nachſtehende Beſtimmungen in 
Betracht. 

(Gat der Beamte den Schaden nicht in Ausübung 
ſeiner amtlichen Verrichtungen verurſacht, alſo lediglich 
in Ausübung privater Verrichtungen einen Dritten ge— 
ſchädigt, jo haftet der Beamte jelbft, wie jede andere Privat⸗ 
perſon nad den Grundfähen des kontraktlichen oder außer: 
tontraftlicden Verfchuldens B.G.B. 88. 276— 278, 287, 300 
bezw. $$. 249 ff. 823, 989, 1838, 2133). 

a) Schadenserſatzanſpruch gegen den Beamten 
feldft bezw. deſſen Bertreter oder Gehülfen, und 
zwar gleichviel, ob er fi in Ausübung der ihm 
anvertrauten privatrehtlihen Berrichtungen, 
oder der ihm anvertrauten öffentliden Gewalt 
befindet. | 

8.6.8. 839. Verletzt ein Beamter vorfäglid) 
oder fahrläffig die ihm einem Dritten gegenüber 
obliegende Amtspflicht, jo hat er dem Dritten 


gm 
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Nach Kantz-Appelius Preußiſches Communal- 
beamtenrecht Berlin 1900 J. T. Heines Verlag S. 257 
kommen hier folgende Vorſchriften des Preußiſchen 
Landrechts in Betracht (Vergl. die Anm.). 

A.L.R. Th. I Tit. 13. 88. 41, 42, abgedrudt 
©. 39, 

ALR. Th. TI Tit. 10. 88. 90, 91, abgedrudt 
©. 5. 

A.L.R. Th. I Tit. 6 (aufrecht erhalten durch A.G. 
3.3.8.2. Art. 89, Toweit Öffentliches Recht in Frage kommt). 

45. Wer den Befehl defjen, dem er zu gehorchen 
ſchuldig ift, vollzieht, fanıı in der Regel zu feinem 
Schadenserfag angehalten werden. . 

46. Er muß aber dafür haften, wenn Die be- 
fohlene Handlung in den Gefegen ausdrüdlich ver- 
boten iſt. In 

47. Wer vermöge feines Standes oder. Amtes 
die Befehle feiner Vorgejegten ohne Einſchränkung 
zu befolgen verpflichtet ift, von dem kann nicht ge- 
fordert werden, daß er einen in Dienftgefchäften ihm 
geichehenen Auftrag feiner Oberen prüfe. 

48. Dem, der aus Unwiſſenheit einen geſetz⸗ 
widrigen Befehl ausgerichtet hat, bleibt der Regreß 
gegen den Befehlenden vorbehalten. 

49. Wer die Grenzen des erhaltenen Befehls 
überjchreitet, macht ſich allemal zum Erjaß des da: 
durch entitandenen Schadens verantwortlich. 

um 58. Wer eine unerlaubte Handlung beftehlt, 
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haftet hauptfählih für den daraus entftandenen 
Schaden, 

Anm. Th. II Zit. 10 88. 90, 91 gelten für die 
ganze Monardie, die borangeführten Beftinunungen des 
ZH IT A.L.R. nur für das vormals landrechtliche Gebiet. 
Sm gemeinen und franzöftihen Rechte find GSonder- 
beitimmungen nicht vorhanden. 


b) Erfaganjprud gegen den öffentliden 
Berband, defjen Organ der Beamte ift. 


1. Denn der Beamte fih in Ausübung 
ihm anvertrauter privatredhtlidher Ver— 
rihtungen befunden hat. 

Borbemerkung. 

Dienten diefe Verrichtungen zur Erfüllung eines 
dem Communalverbande obliegenden Contracteg, 
fo ift die Haftung aus B.G.B. 8. 278 begründet, 
anderenfall8 aus B. G. B. 88. 31, 89. 


(Das Citat bei Niedner ©. 145 88. 31, 46 iſt offen- 
bar ein Drudfehler!) 


aa. Kontraktliche Derhältnifle. 

8.8.8. 278. Der Schuldner hat ein Ver— 
ſchulden feines gefeglihen Vertreters und der Per- 
fonen, deren er fich zur Erfüllung feiner Verbindlich- 
teit bedient, in gleichem Umfange zu vertreten, mie 
eigenes Verfchulden. Die Vorfchrift des 8. 276 Abf. 2 


findet feine Anmendung. 
5% 
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276 Abi. 2. Die Haftung wegen VBorjages kann 
dem Schuldner nicht im Voraus erlaffen werden. 

hb. Auherkontraltiiche Verhältnifſe. 

83.6.3. 31. Der Berein ift für den Schaden 
verantwortlich, den der Vorſtand, ein Mitglied des 
Boritandes oder ein anderer verfafjungsinäßig be- 
rufener Vertreter durch eine in Ausführung der ihm 
zuftehenden Berrichtungen begangene, zum Schadens⸗ 
erfag verpflicdtende Handlung einem Dritten zufügt. 

89 Abf. 1. Die Vorfchrift des 8. 31 findet auf 
.... die Körperſchaften, .... des öffentlichen Rechtes 
entſprechende Anwendung. | 


2. Wenn der Beamte fihb in Ausübung der 
ihm anvertrauten öffentliden Gewalt be— 
funden hat. 


E.G. z. B.G.B. Art. 77. Unberübrt bleiben die 
landesgejeglihen Vorſchriften über die Haftung... 
der Gemeinden und anderer Kommunalverbände (PBro- 
vinzial-, Kreis-, Amtsverbände) für den von ihren Be- 
amten in Ausübung der dieſen anvertrauten 
öffentlihen Gewalt zugefügten Schaden!) ſowie 





I) Sm Gebiet des Allgemeinen Landrechts und des 

gemeinen Rechts giebt es jolche landesgejekliche Vorichriften 
nicht, wohl aber int Gebiete des franzöfiichen Rechtes. 

Code eivil. Art. 1384. Abſ. 1. Man ift nit nur 

für den Schaden verantwortlid, den man durch jeine 

eigene Handlungen verurjacht, jondern aud für den- 
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die Tandesgefeglihen Vorjchriften, welche das Recht 
des Beihädigten, von den: Beamten den Erſatz eines 
folden Schadens zu verlangen, infoweit ausschließen, 
als der Kommunalverband haftet.?) 


6. Siherung der Alten und amtlichen Saden 
beim Tode eines Kommunalbeamten. 


Preuß. Geſetz über die freiwillige Gerichts— 
barkeit. 
Bom 21. September 1899 (G.©. ©. 253). 


Art. 20. Nach) dem Tode eines Beamten bat, 
unbefchadet der Zuftändigfeit des Nachlaßgericht:, 
die Behörde, welcher der Verftorbene angehörte, oder 
die Aufſichtsbehörde für die Sicherung der amtlichen 
Alten und der fonftigen Sachen, deren Herausgabe 
auf Grund des Dienftverhältniffes verlangt werden 
kann, zu forgen, joweit hierfür ein Bedürfniß entfteht. 





jenigen, der aus einer Handlung der Perfonen, für 
welche man zu haften hat... ., entfteht. 
Art. 1384 ift aufrecht erhalten durch A.G. 3.3.8.8. 
Art. 89. 
Aufgehoben wird: 

2. Das Rheinifhe Bürgerlihe Geſetzbuch mit Aus- 
nahme... .. des Artikel 1384, ſoweit er auf die Haftung 
... der Gemeinden und anderer Communalverbände fir 
den an ihren Beamten in Ausübung der diefen anvertrautei 
öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden Anwendung finde. 

2) Sole landesgejekliche Vorſchriften find für Preuße. 
nicht erlaffen. 
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Werden bei der Ausführung einer Dtaßregel, Die 
das Gericht zur Sicherung eines Ntachlaffes angeordnet 
bat, Sachen der im Abſ. 1 bezeichneten Art vor- 
gefunden, jo hat das Gericht die Behörde, welcher 
der Berjtorbene angehörte, oder die AuffichtSbehörde 
hiervon zu benachrichtigen und ihr zugleich von den 
Sicherungsmaßregeln, die in Anfehung diefer Sachen 
vorgenommen worden find, Mittheilung zu machen. 
Der Behörde liegt es ob, Das Weitere zu veranlafien. 


— — — — — —— 


IL. Art der Auſteſſung. 


Kommmunalbeamtengejek v. 30. Juli 1899 mit Aus» 
führungsanweifung v. 12. Ottober 1899 und ben 
Zuſützen. 

1. Zuſatz zu K.B.G. 8. 6: 

Beſchluß des Reichsgerichts III Civilſenats vom 
15. Februar 1898 und Gebührenordnung vom 30. Juni 
1878, neue Faſſung (R.G. Bl. 1898 ©. 691) 8. 14. 
2. Zuſatz zu K.B.G. 8. 11 Abſ. 2: 

Gemeindepolizeibeamte. 
3. Zufag zu 8.8.6. $. 12 Abi. 1: 
Standesbeamte. 


Commentare von Dr. Ledermann, Berlin 1899 bei 
Suttentag; Freytag, Berlin 1900 bei Karl Heymanı ; 
Dr. Kremsfi, Leipzig 1900 bei Albert Berger (Meinholds 
juriftiide Handbibliothef, Band 112). 
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1 


Gele betreffend die Anftellung und Berforgung 
der Sommunalbeamten vom 30. Juli 1899. 


Allgemeine Beſtimmungen. 

1. (U. U. Art. L) Als Eommunalbeamter im 
Sinne dieſes Gefeges gilt, mer als Beamter für den 
Dienit eines Communalverbandes ($$. 8 bis 22) 
gegen Bejoldung angeftellt ift. Die Anſtellung er- 
folgt dur) Aushändigung einer Anſtellungsurkunde. 

2. (U. U. Art. [) Die Rechtsverhältniffe der 
auf Probe, zu vorübergehenden Dienftleiftungen oder 
zur Borbereitung angeftellten Communalbeamten 
unterliegen den Beitimmungen dieſes Gejeges nur 
infomeit, als dies ausdrüdlich vorgejehen ift. Die 
Anftellung auch diefer Beamten erfolgt nad 8. 1 
Satz 2. 

Auf Perfonen, melde ein Communalamt nur 
als Nebenamt oder als Nebenthätigleit ausüben oder 
ein Communalamt führen, das feiner Art oder 
feinem Umfange nad nur als eine Nebenthätigfeit 
anzufeben ift, findet Diefeg Gefeß feine Anwendung. 

3. (U. U. Urt. II) Die Zahlung des Gehalts 
an Communalbeamte erfolgt in Ermangelung be- 
jonderer Feftfegungen vierteljährli im Voraus. 

4. (U. U. Urt. II) Die Hinterbliebenen eines 
Sommunalbeamten erhalten für das auf den Sterbes 
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monat folgende Vierteljahr noch die volle Befoldung 
des Verstorbenen (Gnadenquartal); war der Ber- 
ftorbene penfionirt, jo gebührt ihnen die Penfion 
noch für den auf den Sterbemonat folgenden Monat 
(Snadenmonat). Dabei finden die für die unmittel- 
baren Staatsbeainten geltenden Bejtimmungen mit 
der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle der Ge- 
nehmigung des VBerwaltungschef8 und der PBrovinzial- 
behörde, auf deren Stat die Penfion übernommen 
war, die Genehmigung der Communalverwaltung$- 
behörde tritt. 

5. (U. A. Art. II) In dem Genuffe der von 
dem verstorbenen Beamten bemohnten Dienftwohnung 
ift Die Binterbliebene Familie in Ermangelung ander- 
weiter Feitfegungen nah Ablauf des Sterbemonats 
noch drei fernere Monate zu belaſſen. SHinterläßt 
der Beamte feine Familie, fo ift denjenigen, auf 
welche fein Nachlaß übergeht, unter der gleichen VBor- 
ausjegung eine vom XTodestage an zu rechnende 
einmonatliche Frift zur Räumung der Dienftmwohnung 
zu gewähren. 

In jedem Falle müfjen Arbeits: und Sitzungs⸗ 
zimmer fowie fonftige, für den amtlichen Gebrauch 
beftimmte Räumlichkeiten jofort geräumt werden. 

6. (U. U. Art. I.) Ueber die Art und Höhe 
der Reifefoftenentichädigung, weldde den Communal⸗ 
beamten, einfchlieglich der im 8. 2 Abſatz 1 ermähnten, 
bei Dienftreifen zugebilligt werden follen, können 
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die Sommunalverbände Vorjchriftenerlaffen. Kommen 
ſolche in Fällen, in welchen ein Bedürfniß der Re- 
gelung beſteht, nicht zu Stande, fo kann die Auf- 
fihtsbehörde die erforderlichen Vorſchriften erlaffen, 
welche folange in Geltung bleiben, bis andermeite 
Beitimmungen feiten® der Gommunalverbände ges 
troffen find. 


Zuſaß zu 8 6. 
Beihluß des Neichsgerihts III. Civilſenats vom 
15. Februar 1898. 

Bei Bemeflung der Gebühren bei Beugen- 
und Sadiverftändigenvernehmungen der Communals- 
beamten in den Fällen des 8. 14 der Gebührenorb- 
nung vom 30. Juni 1878 (neue Faſſung R.G.Bl. 
1898 ©. 691) find die auf Grund gejeglicher Be— 
ffimmungen zu erlafjenden NReglementS der Com— 
munalverbände zu Grunde zu legen. 

®eb.D. v. 30. Yuni 1878 (R. G. Bl. ©. 173). 

14. „Oeffentlihe Beamte erhalten Tagegelder 
und Erftattung der NReifefoften nad) Maßgabe der 
für Dienftreifen geltenden Borjchriften, falls fie zu- 
gezogen werden: 

1. als Zeugen über Umftände, von denen fie in 
Ansübung ihres Amtes Kenntniß erhalten haben; 
2. als Sacdhverftändige, wenn fie aus Veranlafjung 
ihres Amtes zugezogen werden und die Ausübung 
der Wiſſenſchaft, der Kunſt oder des Gemerbeg, 
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deren Kenntniß Vorausſetzung der Begutachtung 
iſt, zu den Pflichten des von ihnen verſehenen 
Amtes gehört. 

Werden nach den Vorſchriften dieſes Paragraphen 
Tagegelder und Reiſekoſten gewährt, ſo findet eine 
weitere Vergütung an den Zeugen oder Sachverſtän⸗ 
digen nicht Statt“. 

K.B.G. 7. (U. U. Art. IL) Der Bezirksausſchuß 
befchließt über ſtreitige vermögensrechtliche Anſprüche 
der Communalbeamten einſchließlich der in 8.2 Ab- 
ſatz 1 erwähnten Beamten aus ihrem Dienſtver⸗ 
hältniffe, insbejondere über Anſprüche auf Bejoldung, 
Reifeloftenentfhädigung, Penfion ſowie über ftreitige 
Anfprüde der Hinterbliebenen ber Beamten auf 
Gnadenbezüge oder Wittmen- und Waifengeld. Die 
Beſchlußfaſſung erfolgt, ſoweit fie ſich auf Die Frage 
erftrecdt, welcher Theil des Dienfteintommens bei 
Feſtſtellung der Penfionsanfprüche als Gehalt an- 
zufehen ift, vorbehaltlich der den Betheiligten inner- 
halb zwei Wochen bei dem Bezirksausfhuß gegen 
einander zuftehenden Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren. Im Uebrigen findet gegen den in erjter 
oder auf Beſchwerde in zmeiter Inſtanz ergangenen 
Beihluß Binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs Mo— 
naten nad) Zuftellung defjelben die lage im ordent- 
lien Rechtswege jtatt. Die Beichlüffe find vor- 
läufig vollftredbar. 

Bei den in SS. 18 bis 20 erwähnten ländlichen 
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Communalverbänden tritt an Die Stelle des Bezirks- 
ausſchuſſes ſowohl für das Beſchluß⸗ als auch für 
das Berwaltungsftreitverfahren der Kreisausſchuß. 


Beamte der Stabigemeinden. 


8. (A. A. Art. II.) Die Anſtellung der ftädtifchen 
Beamten erfolgt, unbejchadet der VBorfchriften in SS. 9 
und 10, auf Lebenszeit. - 

Tür die Beamten der ſtädtiſchen Betriebsver- 
mwaltungen findet Abjag 1 nur infoweit Anwendung, 
als die Stadtgemeinden dies befchließen. Welche 
Derwaltungszweige zu den ftädtifchen Betriebsver- 
mwaltungen zu rechnen find, Tann durch Ortsitatut 
fejtgejeßt werden. 

9. (U. U. Urt. II) Abweichungen von dem 
Grundſatze der Anftellung auf Lebenszeit (8. 8 Ab- 
fag 1) fünnen dur Ortsſtatut oder in einzelnen 
Fällen mit Genehmigung der Auffihtsbehörde feft- 
geſetzt werden. 

Soweit hiernach eine Anftellung auf Kündigung 
zuläffig ift, darf die Kündigung nur auf Grund 
eines Bejchluffes des kollegialiſchen Gemeindevor- 
ftandes (Magiftrats) oder, wo ein foldher nicht be- 
fteht, eine® aus dem Bürgermeifter und ben 
Beigeordneten (Schöffen, Rathmänner) gebildeten 
Collegiums erfolgen. 

10. (AU. Art. II.) Der Anftellung kann eine 
Beichäftigung auf Probe vorangehen. Diefelbe darf 


lim. 
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in der Regel die Dauer von zwei Jahren nicht über. 
fteigen. Eine Ausdehnung der probemweifen Bes 
Ihäftigung ijt nur mit Genehmigung der Auffichts- 
behörde zuläffig. 

Im Uebrigen hat bei Beamten, welche probe- 
weiſe oder zu vorübergehenden Dienftleiftungen oder 
zum Zwecke der Vorbereitung befhäftigt werden, die 
Regelung der Annahmebedingungen vor dem Antritt 
der Beihäftigung zu erfolgen. 

Durch die vorstehenden Beitimmungen wird 8. 13 
des Geſetzes, betreffend die Befegung der Subaltern- 
und Unterbeamtenftellen der Communalverbände mit 
Militäranwärtern, vom 21. juli 1892 (Geſetz⸗-Samml. 
©. 214) nicht berührt. 

11. (UA. Art. IV.) Die Auffihtsbehörde kann 
in Fällen eines auffälligen Mißverhältniſſes zwiſchen 
der Beloldung und den amtlidden Aufgaben der 
Beamtenjtelle verlangen, daß den ftädtifchen Beamten 
die zu einer zmedmäßigen Verwaltung angemefjenen 
und der Leiltungsfähigteit der Stadtgemeinde ent- 
ſprechenden Befoldungsbeträge bewilligt werden, in- 
fomweit nicht die Bejoldung der betreffenden Stelle 
dur Ortsſtatut feitgefegt ift. Im Falle des Wider- 
ſpruchs der Stadtgemeinde erfolgt die Feitftellung 
der Befoldungsbeträge durch Beſchluß des Bezirks- 
ausſchuſſes. 

Betreffs der Polizeibeamten bewendet es bei 
der Beſtimmung im 8. 4 Abſatz 1 Satz 1 des Ge— 
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jetes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 (Gejeg-Samml. ©. 265), 8. 4 Abfag 1 der Ver⸗ 
ordnung vom 20. September 1867 (GGeſetz-Samml. 
©. 1529), 8.5 Abſatz 1 des Lauenburgiſchen Geſetzes 
vom 7. Januar 1870 (Officielles Wochenblatt ©. 13). 


Zuſatz 1 zu K.B.G. 8. 11 Abf. 2. 
Polizeiverwaltungsgefeg vom 11. März 1850. 
(8.©. ©. 265.) 

4 Ab. 1. Ueber die Einrichtungen, welche die 
örtliche Polizeiverwaltung erfordert, Tann der Re- 
gierungspräfident (L.V. G. 8. 18) befondere Vor- 
Ichriften erlaffen. Die Ernennung aller Bolizei- 
beamten*), deren Anftellung den Gemeindebehörden 
zufteht, bedarf der Beitätigung des Regierungs- 
präfidenten (L.V. G. 8. 18.) 


Verordnung vom 20. September 1867. 
(G.S. ©. 1529.) 
4U6].1 und Lauenburgifches Geſetz vom 7. Januar 
1870. 
(DOfficielles Wochenblatt ©. 13.) 


5 Abf. 1. (Mörtlich gleichlautend mit Geſet vom 
11. Mär; 1850 8 4 Qbi. 1.) 


Bufag 2 zu K.B.G. 8. 11 Abſ. 2 (Ausnahme 
von dem Grundfage des 8. 4 Abf. 1 Sab 2 des 
Polizeiverwaltungsgejeges vom 11. März 1850). 


*) Siehe die Anmerfung auf der nächſten Geite. 
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Schl.⸗H. St.O. 89 Abf. 2 Diejenigen von der 
Gemeinde anzuftellenden Polizeibeamten, welche nur 
zu mechaniſchen Dienftleiftungen verwendet werden, 
bedürfen die Beftätigung des Regierungspräfi- 
denten nidt. (L.V. G. 8. 18.) 

Zufag3zuR.B.6.8.11A6f.2:1.A.3.R.B G. IV. 1. 
Die Gehälter der ſtädtiſchen Polizeibeamten“*) 
unterliegen der unbeſchränkten Reviſion durch den 
Regierungspräfidenten. 

12. (AU. Urt. IV.) Die ftädtifchen Beamten er- 
halten bei eintretender Dienftunfähigleit — ſofern nicht 
mit Genehmigung des Bezirfsausichufles ein Anderes 
feftgefegt ift — Penfion nach den für die Penfionirung 
der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Grund- 
fügen, wobei Artikel III des Gefeges vom 31. März 
1882, betreffend die Abänderung des Penfionsgejeges 
vom 27. März 1872 (Gejeg-Samml. 1882 ©. 133), 
infomweit er nicht durh das Gejeg vom 1. März 
1891 (Gejeg-Samml. ©. 19) abgeändert ift, unberührt 
bleibt. 

Als penfionsfähige Dienftzeit wird, unbeſchadet 
der über die Anrechnung der Militärdienftzeit bei 
Militäranwärtern und forftverforgungsberedtigten 
Perfonen des Jägercorps geltenden Beftimmungen 
und in Ermangelung andermeiter Feftfegungen nur 

*, Hierunter find nur Polizeierecutivbeannte zu verjtehen, 


nicht Volizeiverwaltungsbeamte. (Freytag, Anm. 9 zu $. 11 
©. 78. Yedermann, Anm. 7 zu 8. 11 €. 76.) 
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die Zeit gerechnet, welche der Beamte in bem Dienite 
der betreffenden Gemeinde zugebracht hat. 

Die Beitimmungen des Gejeges vom 31. März 
1882, betreffend die Abänderung des Penjtions- 
gejeges vom 27. März 1872 (Gefeg-Samml. 1882 
©. 133), in Betreff der Beamten, welche das 65. 
Lebensjahr vollendet haben, fünnen durch Ortsitatut 
auch für Communalbeamte in Kraft gejegt werden. 


Bufaß zu 8. 12 Abf. 1: Standeöbeamte. 
Vorbemerkung. 

Nach K. B. G. 8. 12 find Standesbeamte penſions⸗ 
ſähig, wenn ſie nach erreichtem penſionsfähigen 
Dienſtalter dauernd dienſtunfähig werden und vor— 
ber ein Widerruf der zu ihrer Beſtallung erforder: 
lichen Genehmigung nicht ergangen ift. (A. A. 3. K. B.G. 
IV, 2 Abi. 5.) 


Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes 
und die Eheihltekung. Bom 6. Februar 1875. 
(R.G.Bl. ©. 23.) 

Brauchitſch Verwaltungsgeiebe 1886 Bd. IV ©. 415 ff.) 
Erſter Abſchnitt. 

Allgemeine Beſtimmungen. 

1. Die Beurkundung der Geburten, Heirathen 
und Sterbefälle erfolgt ausſchließlich durch die vom 
Staate beſtellten Standesbeamten mittelſt Eintragung 
in die dazu beſtimmten Regiſter. 
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2. Die Bildung ber Standesamtsbezirke erfolgt 
durch Die höhere VBermwaltungsbehörde.*) 

Die Standesamtsbezirfe können aus einer oder 
mehreren Gemeinden gebildet, größere Gemeinden in 
mehrere Standesamtsbezirte getheilt werben. 

3. Tür jeden Standesamtsbezirk ift ein Standes- 
beamter und mindeſtens ein Stellvertreter zu be= 
ftellen. Für den Fall vorübergehender Behinderung 
oder gleichzeitiger Erledigung des Amtes des Standes 
beamten und der Stellvertreter ift die nächte Auf- 
ſichtsbehörde ermächtigt, die einftweilige Beurfundung 
des Perfonenjtandes einem benachbarten Standes- 
beamten oder Stellvertreter zu übertragen. 

Die Beftellung erfolgt, fomweit nicht im 8.4 ein 
Anderes beftimmt iſt, durch die Höhere Verwaltungs: 
behörde. (Oberpräfident.) 

Geiſtlichen und anderen NReligionsdienern darf 
das Amt eines Standesbeamten oder die Gtell- 
vertretung eines folchen nicht übertragen werden. 

4. In den Standesamtsbezirfen, welche den 
Bezirk einer Gemeinde nicht überfchreiten, Hat der 
Vorſteher der Gemeinde (Bürgermeifter, Schultheiß, 
Ortsvorsteher oder deren gejeglicher Stellvertreter) 
die Geſchäfte des Standesbeamten wahrzunehmen, 
fofern durch die Höhere Verwaltungsbehörde nicht 
ein befonderer Beamter für diejelben beftellt ift. 


*) Dberpräfident. Belanntmahung v. 1, December 1875 
Nr. 1 (M.Bl. ©. 275). 
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Der Borfteher!) ift jedoch befugt, die Gefchäfte mit 
Genehmigung der höheren Bermwaltungsbebörde 
anderen Gemeindebeamten widerruflih zu über⸗ 
tragen. 

Die Gemeindebehörde?) kann die Anjtellung bes 
fonderer Stanbesbeamten befchließen. Die Ernennung 
der Standesbeamten erfolgt in diefem Falle durch 
den Gemeindevoritand?) unter Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbebörde. 

In der gleichen Weiſe erfolgt Die Beſtellung der 
Stellvertreter. 

Die durh den Gemeindevorſtand ernannten 
befonderen Standesbeamten und deren Stellvertreter 
find ®emeindebeamte. 

5. Die durch die höhere Verwaltungsbehörde 
erfolgte Beitellung und Genehmigung zur Beftellung 
ift jederzeit widerruflich 

6. Ft ein Standesamtsbezirt aus mehreren 
Gemeinden gebildet, jo werden der Standesbeamte 


1) Sn Städten mit collegialiihem Gemeindevorſtande 
der Bürgermeifter. Belanntmadhung vom 1. December 1875 
Nr. 4 (MM. Bl. ©. 275). 

In Landgemeinden der Ortsvorſteher. 

2) Diejenige Behörde, melde über die Einrichtung 
neuer Gemeindeämter zu beichliegen hat. (Belanntmadung 
vom 1. December 1875 Nr. 5.) 

9) In Städten mit collegialiihenm Gemeindevorftand 
den Magiftrat, ſonſt den Bürgermeiſter (Ortsporiteher). 
(Bekanntmachung von 1. December 1875 Nr. 6.) 

Kremsti, Kommunglbeamtengefepgebung. 6 
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und deſſen Stellvertreter ſtets von der höheren Ber: 
waltungsbehörde bejtellt. 

Ein jeder Borfteher oder andere Beamte einer 
diefer Gemeinden ift verpflitet, das Amt. des 
Standesbeamten oder bes Stellvertreter zu über- 
nehmen. 

8.B.©.13. (UA. Art. IV.) DasRechtaufden Bezug 
der Penfion (8. 12) ruht, wenn und Solange ein 
Penſionär im Staat3- oder Communaldienft ein 
Dienfteinlommen oder eine neue Penfion bezieht, 
infomweit als der Betrag bes neuen Einkommens 
unter Hinzurechnung der zuvor erdienten Penſion 
den Betrag de8 von dent Beamten vor der 
Penfionirung bezogenen Dienfteinfommens überfteigt. 

14. (A.A. Art. IV) Betreff der Anſtellung, 
Befoldung und Penfionirung der Mitglieder des 
collegialifden Gemeindevorftandes (Dtagiftrats), ſo⸗ 
wie in Städten ohne collegialifchen Gemeindenorftand 
der Bürgermeifter und deren Stellvertreter (zweite 
Bürgermeifter, Beigeordnete), bewendet e8 bei den 
beftehenden Beftimmungen mit der Wenderung, daß 
die Penfion vom vollendeten zwölften Dienftjahre 
ab bis zum vierundzwanzigiten Dienſtjahre all» 
jährlih um ?/so fteigt. 

Sm der Provinz Hannover findet, unter ent- 
fprecdender Aufhebung der Vorſchrift des 8 64 Ab- 
fa 2 der revidirten Städteordnung vom 24. Juni 
1858 (Hannoverfche Gefeg-Samml. ©. 141), aud) auf 
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die im Abjag 1 gedadyten Beamten die Berechnung 
der Penfion nad) Maßgabe des 8. 8 des Geſetzes 
vom 31. März 1882, betreffend die Abänderung des 
Penfionsgejeges nom 27. März 1872 (Gejeh-Samml. 
1882 ©. 133), Anwendung. 

15. (UN. Urt. IV) Die Wittwen nnd Waifen 
der penfionsberechtigten Beamten der Stadtgemeinden, 
einfchließlich der im 8. 14 aufgeführten Beamten, er- 
halten — fofern nit mit Genehmigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes ein Anderes feitgejegt ift — Wittiwen- 
und Waifengeld nad den für die Wittmen und 
Baifen Der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Borjhriften unter Zugrundelegung. des von dem 
Beamten im Augenblid des Todes erdienten Benfions- 
betrages; Dabei tritt an die Stelle der für das 
Wittmengeld bei unmittelbaren Staatsbeamten vor- 
gejchriebenen Höchſtſätze der Höchſtſatz von 2000 
art. 

Auf das Wittwen- und Waifengeld fommen die 
Bezüge, welde von öffentlihen Wittmen- und 
Watfenanftalten oder von Privatgejellihaften ge⸗ 
zahlt werden, in demſelben Verhältniſſe in Anrechnung, 
in meldem die Stadtgemeinde fi an den ver- 
traglichen Gegenleiftungen betheiligt bat. Als Be- 
theiligung der Stadtgemeinde wird es auch, ſoweit 
die Zeit vor dem Inkrafttreten des Gejeges in Be- 
trat Tommt, angejehen, wenn die Gegenleiftung 
jeitens des Beamten auf Grund ausdrüdlicher, bei 

6* 
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der Anjtellung übernommener Berpflihtung oder 
andermweiter Feitfegungen erfolgt ift. 

16. (AA. Art. IV.) Stadtgemeinden im Sinne 
dieſes Geſetzes find diejenigen Städte, welche nad) 
einer Stäbtenrdnung verwaltet werden, einſchließlich 
der im $. 1 Abfag 2 der Städteordnung für Die 
ſechs öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853 (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 261) und ber in 88. 94 ff. des Geſetzes, 
betreffend die Verfaſſung und MBermaltung der 
Städte und Fleden in der Provinz Schleswig-Hol- 
ftein vom 14. April 1869 (Geſetz-Samml. ©. 589), 
erwähnten Ortſchaften und Fleden. 

17. (AU. Art. IV.) Die in den vorstehenden 
Beitimmungen vorgejehenen Ortsftatuten unterliegen 
aud) in den Städten von euvorpommern und Rügen 
der Genehmigung des Bezirksausfchufies. 


Beamte der Zandgemeinben, der Randbüürgermeiftereien, 
Aemter, Zweckverbände und Amtabezirke. 

18. (A.A. Urt. V.) Die Anftellungs-, Bes 
foldungs- und PBenfionsverhältniffe der Beamten der 
Zandgemeinden, fowie die Anſprüche der Hinter- 
bliebenen diefer Beamten auf Wittmen- und Waifen- 
geld können durch Ortsftatut geregelt werden. Hier- 
bei gelangt für die Aheinprovinz und die Provinz 
Weitfalen 8. 19 Nr. 2 zur Anwendung. 

Kommt ein derartiges Statut in größeren Land- 
gemeinden, für welche nach ihren bejonderen ört— 
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lien Berhältnifien ein Bedürfniß ortsftatutarifcher 
Regelung (Abſatz 1) befteht, insbefondere ſtädtiſchen 
Bororten, Ynduftrieorten, Badeorten u. f. w. nicht 
- zu Stande, fo fann auf Antrag der Auffichtsbehörde 
der Kreisausſchuß bejchließen, ob und inwieweit Die 
Beitimmungen der 8$. 8 bis 10 und 12 bis 15 Diejes 
Geſetzes auf die Beamten oder einzelne Klafjen Der 
Beamten derſelben entjpredhende Anwendung zu 
finden haben. Bei Anwendung der vorgedaditen 
Beitimmungen tritt an die Gtelle des Bezirfs- 
ausſchuſſes der FKreisausfhuß. Der Beichluß des 
Kreisausfchufles bleibt ſolange in Geltung, bis durch 
DOrtsftatut (Abſatz 1) eine andermeite Regelung ge- 
teoffen ift. 

Auf Antrag der Betheiligten oder der Auffichts- 
behörde befchließt der Kreisausſchuß über die Feft- 
fegung der Bejoldungen und fonftigen Dienftbezüge 
der Zandgemeindebeamten. 

Die vorjtehenden Beitimmungen gelten auch für 
die Beamten der Amtsbezirfe und der auf Grund 
der 88. 128 ff. der Landgemeindeordnung für Die 
fieben öftliden Provinzen vom 3. Yuli 1891 (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 233), SS. 128 ff. der Landgemeindeord- 
nung für die Provinz Schleswig-Holitein vom 4. Yuli 
1892 (Gejeg-Samml. ©. 155), 88. 100 ff. der Land⸗ 
gemeindeordnung für die Provinz Hefjen-Ntafjau vom 
4. Auguft 1897 (Gefeg-Samml. ©. 301) gebildeten 
Bmedverbände. 
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19. (ALU. Art. V.) Die Vorfchriften der 88.8 
bis 15 diefes Gefeges finden auf die Beamten der 
Bürgermeiftereien in der Rheinprovinz und der 
Aemter in der Provinz Weftfalen, ſowie im Um— 
fange der 88. 12 bis 15 auch auf die Gemeinde- 
einnehmer in dieſen Provinzen mit folgenden Maß— 
gaben finnentjpreende Anwendung: 

1. die Anftellung der Bürgermeijter und Amts 
männer, ſowie die Feitfegung der Bejoldung und 
Dienſtunkoſtenentſchädigung für dieſe Beamten 
und die Gemeindeeinnehmer (Anıtseinnehmer) 
erfolgt nad) den bisherigen Vorjchriften; 

2. im alle der Penfionirung fommt bei der Be- 
rechnung der Dienjtzeit auch Die Zeit in Anrech» 
nung, während welder der zu penfionirende 
Beamte bei anderen Bürgermeijtereien (Amts⸗ 
verbänden) oder Landgemeinden innerhalb der 
betreffenden Provinz angejtellt geweſen ift; 

3. an Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt überall 
der Kreisausſchuß. 

20. (A.A. Art. V.) Für die Bürgermeijtereien 
in der Rheinprovinz und die Aemter in der Provinz 
Weitfalen kann die Anftelung bejoldeter Beigeord- 
neter durch die Bürgermeifterei- oder Amtsverfamm- 
Iungen beſchloſſen werden. Die Art der Ernennung 
und die Bedingungen der Anftellung regeln fid) nach 
den Die Zandbürgermeifter oder Amtmänner betreffen- 
den Beltimmungen. 
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Beamte der Kreis⸗ und Provinzialverbände. 

21. (AU. Art. VI) Auf die Rechtsverhältniſſe 
der Kreisfommunalbeamten finden die Vorfchriften 
in 88. 8 big 15 entjprechende Anwendung; an Stelle 
der ortsjtatutarifhen Regelung tritt die der Ge- 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes unterliegende Be- 
ſchlußfaſſung des Streistages. 

22. (A.A. Art. VI) Hinſichtlich der Provinzial- 
beamten und der Beamten der Bezirksverbände der 
Regierungsbezirke Caffel und Wiesbaden ſowie der 
Beamten des Lauenburgifhen Landes-ommunal- 
verbandes bewendet es, unbefchadet der allgemeinen 
Beitimmungen dieſes Geſetzes, bei den beftehenden 
Vorfchriften. 

Gemeindeforftbeamte. 

23. (A.A. Art. VIL) Die Rechtsverhältniffe 
der Gemeindeforitbeamten unterliegen der Regelung 
dur das vorliegende Gejeg mit folgenden Wtaß- 
gaben: 

1. die 88. 8 bis 10 bleiben außer Anwendung; 

2. die Verordnung betreffend die Verwaltung der 
den Gemeinden und öffentlichen Anftalten ge= 
börigen Forften in den Provinzen Weſtfalen, 

Eleve, Berg und Niederrhein vom 24. December 

1816 (Gefeg-Samml. 1817 ©. 57), 8. 15 bes 

Gejeges vom 14. Auguft 1876 (Geſetz⸗Samml. 

©. 373) und das Gejeb, betreffend die Forit- 
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ſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen 
Anfjtalten im Regierungsbezirf Wiesbaden u. |. f., 
vom 12. Oftober 1897 (Gefeg-Samml. ©. 1) 
bleiben unberührt; 


. die Forftbeamten der Landgemeinden in Der 


Rheinprovinz und in der Provinz Weftfalen 
erhalten Benfion und deren Wittmen und Waifen 
Hinterbliebenenverforgung nad) den Vorſchriften 
der SS. 12 bis 15; Dabei tritt an Stelle des 
Bezirksausſchuſſes der Kreisausfchuß, und kommt 
im Falle der Penfionirung auch diejenige Zeit 
in Anrechnung, während deren der Beamte bei 
einer anderen Qandgemeinde innerhalb der be- 
treffenden Provinz als Forjtbeamter angejtellt 
geweſen ift. 


Ehiuk- und Uchersangäbeftimmungen. 


24. (A.A. Art. VIIL) Iſt die nah Maßgabe 


dieſes Geſetzes zu bemeſſende Penfion eines Beamten 
geringer als die Penſion, welche ihm hätte gewährt 
werden müſſen, wenn er am 31. März 1900 nach 
den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen 
penſionirt worden wäre, ſo wird dieſe letztere 
Penſion an Stelle der erſteren bewilligt, jedoch 
unbeſchadet der Feſtſtellung des Wittwen⸗ und 
Waiſengeldes nach Maßgabe dieſes Geſetzes, ſoweit 
nicht auch in dieſer Beziehung bereits erworbene 
Rechte beſtehen. 
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25. (A.A. Urt. VIII) Die diefem Gefege ent- 
gegenjtehenden Beitimmungen treten außer Kraft. 
Smsbejondere gilt diefes auch von den 88. 41 Ab⸗ 
fag 3 und 47 der Hannoverfchen Städteordnung vom 
24. Yuni 1858 (Hannoverſche Gefeg-Samml. ©. 141). 

Unberührt bleiben: 

1. 8. 28 Abſatz 2 bis 5 der Kreisordnung für 
die Provinz Weitfalen vom 31. Yuli 1886 (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 217) und 8. 27 Abfag 2 bis 6 der Kreis⸗ 
ordnung für die Rheinprovinz vom 30. Mai 1887 
(Gefeg-Samml. ©. 209), jedoch mit der Maßgabe, 
daß die Zahlungspflicht der Kaffenverbände ſich aud) 
auf die den Beamten nad) $. 18 zuftehenden Penſionen 
erftredt. 

Im Uebrigen Tann in den beiden genannten 
Provinzen dur Beſchluß des Provinziallandtages 
mit Genehmigung des Minifters des Innern der 
Kaffenverband verpflichtet werden: 

a) auch diejenigen Penfionen von Beamten der 
Amtsverbände (Bürgermeiftereien) und Land- 
gemeinden zu zahlen, welche diefen im Wege 
der Eingelvereinbarung unter Beachtung ber 
in den 88. 12 Abfag 1, 19 Nr. 2, 23 Nr. 3 
oder 25 Abfag 2 Nr. 1b ſeſtgeſtellten Grund- 
ſätze gewährt werden, 

b) bei Zahlung der Penſionen auch diejenigen 
Beträge zu übernehmen, welche ſich aus einer 
Anrechnung der von den Beamten im Reichs⸗, 


90 Kommunalbeamtengejehgebung. 


insbefondere im Militärdienfte, im Staatsdienfte 

oder im Dienjte eines deutſchen Communal«- 

verbandes oder einer anderen öffentlichen 

Corporation verbrachten Zeit ergeben. 

2. 88. 81 bis 87 der Yandgemeindeordnung für 
die Provinz Heflen-Naffau vom 4. Auguft 1897 
(Gefeg-Samml. ©. 301), 8. 84 indeflen mit der 
Henderung, daß die Penfion vom vollendeten 
12. Dienftjahre ab bis zum 24. PDienftjahre all- 
jährlich um ?/eo fteigt. 

26. (U.U. Art. VIII) Das gegenwärtige Gejet 
tritt am 1. April 1900 in Kraft. 

27. Der Minifter des Innern ift mit der Aus- 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlih unter Unſerer Hödjteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Bergen, an Bord M.Y. „Hohenzollern“, 
den 80. Juli 1899. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürft zu Hohenlohe. v. Miguel. 

Thielen. Boſſe. Schönftedt. Frhr. v. d. Nede. 
v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
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Anweifung zur Ausführung des Gefehes, betr. die 
Anftellung und Berforgung der Kommunalbeamten. 
Bom 30. Zuli 1899. 


Allgemeine Beltimmungen. 
(88. 1—7 des Gejehes.) 


Artikel I. 
' Anwendungsgebiet des Geſetzes. — Be- 
gründung der Beamteneigenjdhaft. 
(88. 1, 2.) 

1. Durch die Ueberſchrift und die zwei erſten 
Paragraphen des Geſetzes wird das Anwendungs: 
gebiet defjelben nad) einer dreifachen Richtung ab- 
gegrengt. 

a) Zunächft regelt das Gejeg nur die An— 
ftellung und Berforgung (Befoldung, Penfio- 
nirung, Wittwen- und Waifenverforgung) Der 
Communalbeamten in einigen widtigen Be- 
ziehungen. Im Gebiete der Anftellung insbefondere 
greift e8 nur Diejenigen Rechtsverhältniffe heraus, 
welche die Begründung der Beamteneigenihaft und 
die Dauer des Anftellungsverhältniffes betreffen, 
läßt indeflen die nad) den Gemeindeverfaffungs- 
gefegen beftehenden Verſchiedenheiten in der Urt der 
Beftelung der Beamten, d. 5. die Beitimmungen 


— — 
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über Wahl oder Anstellung, über Beltätigung u. ſ. f. 
unberührt. 

b) Sodann werden nur die Beamten derjenigen 
Communalverbände, weldje in den 88. 8 bis 22 
erwähnt find, von dem Geſetze betroffen, d. h. die 
Beamten der Stadt: und Landgemeinden, Der 
rheinifchen Zandbürgermeijtereien, der weſtfäliſchen 
Aemter, der Zweckverbände, Amtsbezirke, Kreife 
und — ſoweit die allgemeinen Beſtimmungen 
(88. 1—7) in Betracht kommen — auch der Provinzen, 
der Bezirksverbände Kaſſel und Wiesbaden ſowie 
des Lauenburgiſchen Landescommunalverbandes 
(8. 22); es bleiben alſo die Beamten der übrigen, 
in Nr. 2 des Runderlaſſes vom 30. September 1892 
(M.⸗Bl. S. 285) genannten communalſtändiſchen und 
landſchaftlichen Berbände von dem Anwendungs⸗ 
gebiete des Geſetzes ausgeichloffen. 

c) Aber auch innerhalb dieſer Communalverbände 
werden nicht alle Beamtenfategorien dem 
Gefege unterworfen, vielmehr bleiben unberührt Die 
Verhältniſſe derjenigen Beamten, welche ohne Be- 
foldung, aljo ehrenamtlid angejtellt find, oder 
weldye ihr Communalamt nur als Ntebenamt ver- 
walten. Sn die erjtere Kategorie fallen auch die— 
jenigen, welche als Entgelt ihrer Dienftleiftungen 
lediglih eine im Wejentliden zur Dedung ibrer 
Amtsunkoſten beftimmte Baarentihädigung erhalten, 
die zweite Kategorie wird von denjenigen gebildet, 
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deren Amt entweder im Hinblid auf feine Art und 
feinen Umfang oder im Hinblid auf den Umftand, 
daß es neben einem Hauptamt oder einer richt- 
amtliden Hauptthätigfeit verwaltet wird, als Nteben- 
amt anzufehen iſt. Zu der legteren Kategorie würden 
biernad) ſowohl Inhaber folder Aemter gehören, 
deren Verwaltung im Allgemeinen Zeit und Kraft 
eines Mannes nur nebenbei in Anfprud zu nehmen 
pflegt, al8 auch Eommunalbeamte, deren Hauptamt 
ein Staatsamt (3.8. Kreisausfchußfecretäre, melche 
im Hauptamte Streisfecretäre find), oder deren Haupt- 
thätigfeit ein Handwerkerberuf ift (3. B. Nachtwächter, 
deren Hauptberuf das Schmiedehandwerf iſt). Ein 
etwaiger Streit über das VBorhandenfein diefer Vor⸗ 
ausjegungen würde in dem durch 8. 7 des Geſetzes 
vorgejchriebenen Verfahren auszutragen fein, voraus⸗ 
gejegt, daß es fich bei demfelben um vermögens- 
rechtliche Ansprüche des Beamten handelte. Fordert 
indeflen der Beamte zunächſt die Aushändigung 
einer Anftelungsurfunde (8. 1 Sat 2), fo gilt für 
diefen Tal das zu Nr. 4 Gejagte. 

Eine Sonderjtelung im Syfteme des Geſetzes 
nehmen die auf Probe, zu vorübergehenden Dienit- 
leiftungen oder zur Vorbereitung angenommenen 
Communalbedienjteten ein. Auf diefe Perſonen, 
welche im Allgemeinen aud im Wege des civil- 
rechtlichen Dienjtmiethsvertrages eingejtellt werden 
fönnten (jiehe unter 5), findet das Geſetz, fofern 
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ihnen von dem Gommunalverbande Beamtenqualität 
eingeräumt wird, nur inſoweit Anwendung, als 
dies ausdrüdlih vorgefehen ift, d. h. im Umfange 
ber Beftimmungen in 88. 1 Sat 2, 6, 7 und 10 
($. 2 Abf. 1). Hiernad) erfolgt die Anftellung aud 
diefer Beamtenklafje durh Aushändigung einer An- 
ftelungsurfunde, eine Vorfchrift, welche Die Deutliche 
Unterfcheidung der beamteten von den nicht beamteten 
Probiften u. ſ. f. bezwedt; die Regelung der An- 
nahmebedingungen geſchieht vor dem Antritt der Be- 
ſchäftigung, die Probedienftzeit ift zeitlich abgegrenzt, 
die allgemeinen Worfchriften über Reiſekoſtenent⸗ 
Thädigung und über Verfolgung vermögensrecdhtlicher 
Anſprüche find auf fie ausgedehnt. 

Während mit den aus dem PVorftehenden fich 
ergebenden Maßgaben die allgemeinen Beftimmungen 
des Geſetzes alle Beamtencategorien der in dDemfelben 
erwähnten Gommunalverbände betreffen, nehmen 
innerhalb der mit 8. 8 beginnenden bejfonderen Be> 
ftimmungen einzelne Beamtenflaffen wiederum eine 
Sonderftelung ein; bierher gehören insbejondere 
aus dem reife der ſtädtiſchen Beamten die Mit- 
glieder des collegialifhen Gemeindevorftandes (Ma⸗ 
giftrats) ſowie in den Städten ohne collegialifchen 
Gemeindevorstand die Bürgermeifter und deren Stell- 
vertreter (zweite Bürgermeifter, Beigeordnete), auf 
deren Rechtsverhältniſſe Die befonderen Beftimmungen 
über ftädtifche Beamte ($S. 8 bis 17) nur im Um— 
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fange der 88. 14 bis 17 Anwendung finden. Die 
übrigen Verfchiedenheiten in der Behandlung einzelner 
Beamtencategorien im Rahmen der bejonderen Be- 
ftimmungen ergeben fi) aus 88. 19, 23, 25 Nr. 2. 

2. Nah 8. 1 Sat 2 erfolgt die Anftellung der 
Communalbeamten fortan durd) Ausbändigung einer 
Anftelungsurtunde Durch diefe Faflung ift zum 
Ausdrud gebradt, daß die Aushändigung der 
Anftellungsurfunde der die Beamteneigen- 
ſchaft begründende formale Att fein ſoll, fo 
daß es in Zukunft ausgeichloffen fein Toll, Diele 
Eigenfhaft aus irgend welchen anderen Momenten, 
etwa aus der Art oder der Dauer der Beichäftigung, 
aus der Vereidigung u. ſ. f. zu folgern. Bon be- 
fonderer Wichtigkeit wird das durch das Erforderniß 
der Anſtellungsurkunde eingeführte wefentliche Unter⸗ 
fheidungsmerfmal für Diejenigen Gruppen von 
GCommunalbedienfteten werden, welche, wie die Fune⸗ 
tionäre ftädtifcher Betriebsverwaltungen, ſchon nad) 
der bisherigen Praris theils im Wege des privat- 
rechtlichen Vertrages, theils in dem des Hffentlich- 
rechtlichen BeamtencontractS angenommen zu werden 
pflegten. 

3. Was die Formder Anftellungsurfunden 
anbelangt, jo iſt es erwünſcht, daß Diefelbe, fofern 
es nicht ſchon anderweitig gejchehen ift, Durch das 
die Beamtenverhältniſſe des Gommunalverbandes 
ordnende DOrtsftatut (für die Provinz durch Regle— 
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ment) fejtgejtellt werde. Bei Erlaß und Genehmie 
gung folder genereller Beftimmungen werden die 
im‘ folgenden Abſatz aufgeführten Momente zu be- 
achten fein. 

Jedenfalls wird die Form möglichſt einfach zu 
geitalten und fo zu faſſen fein, daß über den Be- 
amtencharakter des Anzujtellenden fein Zweifel ob- 
walten fann. 

Neben diefem weſentlichen Beftandtheil der An- 
ftelungsurfunden wird die Aufnahme der beob- 
achteten Beftellungsformalitäten, der Anftellungs- 
Dauer, der Amtscompetenzen und etwaiger bejonderer 
Berabredungen ſich empfehlen. Hiernach würden. die 
Anjtelungsurfunden für einen ftädtifchen Polizei⸗ 
injpector und einen ſtädtiſchen Bureauaſſiſtenten etwa 
fo zu lauten haben: 

a) Nach Vernehmung der Stadtverordnetenver: 
ſammlung und nad Beitätigung dur) den König⸗ 
lichen NRegierungspräfidenten zu N. werden Gie 
hierdurch zum Polizeiinfpector für die Stadtgemeinde 
X. und damit zum ftädtifhen Beamten auf Vebens- 
zeit ernannt. 

Als Gehalt wird Ihnen ein Jahresbetrag von 

. ME. und Dienftlleidung nah Maßgabe des Reg- 
lements vom... gewährt. 

X., den... 

Der Magiſtrat. 
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b) Nach Vernefmung der Stadtverordntetenver- 
lung werden Sie hierdurch zum Bureauaffiftenten 
er Stadt & mit Beamteneigenfhaft er 
t. Ihre Anftellung erfolgt unter dem Vorbehalt 
onatlicher Kündigung nad Maßgabe des Orts⸗ 
8 vom... 

(8 Gehalt haben Sie einen Yahresbetrag von 
t. zu beziehen. 

„ben... 

Der Magiſtrat. 


e Königliden Regierungspräfidenten werden 
yägen haben, ob es ſich empfiehlt, für Die ihrer 
t unterftellten C&ommunalverbände Mufter 
njtellungsurfunden der einzelnen Beamten- 
ien zu erlaflen, und im Bedürfnißfalle das 
ete ſelbſt oder — Hinfihtli der Ländlichen 
malverbände — durd) die Königlichen Land⸗ 
ı veranlaffen haben. 

Die Vorfhrijtdes8.1©Sag2 bezieht ji 
le, vom Anfrafttreten des Gejeges an 
»llenden bejoldeten und nit bloß im 
amt thätigen Beamten der unter Ib 
ıten SCommunalverbände, aljo auf ge 
und ernannte, obere und untere Beamte. 
kſicht auf diefe große praftifche Bedeutung 
Hrift und auf den Umftand, dab Die er- 
mäßige Abneigung einzelner ®emeindeber 
zri, Kommunalbeamtengeſetzgebung. 7 
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hoörden in Heineren Stabt- oder Randgemeinden gegen 
Ihriftlihe Aufzeihnungen zu ſchweren Schädigungen 
von Perfonen führen könnte, welche als Inhaber 
von Untsjtellen Anftellungsurfunden nicht erhalten 
haben, wird es nicht den anzuftellenden Beamten 
allein fiberlaffen werden dürfen, die Aushändigung 
folcher Urkunden zu betreiben. Vielmehr wird es 
erforderlid fein, daß die Königlichen Regierungs- 
präfibenten bezw. Landräthe für die ihrer Aufficht 
unterftehenden kleineren Communalverbände je nad) 
Vedürfniß eine periodifche oder Einzelfontrole der 
enrreften Handhabung diefer gefeglichen Borfchrift 
einrichten und überall dort, wo fie einen Inhaber 
einer Amtsſtelle ohne Anftellungsurkfunde finden, Die 
Aushändigung einer folden — gegebenen Falls mit 
den Yivangsinitteln des $. 132 des Geſetzes über’ die 
allgemeine Landesverwaltung nom 30. Yuli 1883 
-- berbeifitbren. 

N Wobl au unterfcheiden von dem Fall einer 
Verſäumung der Urkundenaushändigung an den In— 
daber einer Amtoſtelle, deſſen Weamteneigenfchait von 
den Parteien gewollt, aber megen jener Berfäumniß 
nicdt erveicht worden it, iſt Der Fall, in meldem ein 
Smenmalderband Kunctionen, Die ordnungsmäßiger 
Were non einem Wounten wadgenommen werden 
TERR, von einer im prrmatrehbtiicen Vienitmieth- 
weng artwnammenen Verion werden läßt, d. h. 
ren ern Wensiteie Für Dieie wunfrianen nicht 
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ſchaffen oder eine beftehende Amtsftelle nicht mit 
einem Beamten bejegen will. 

In diefer Beziehung wird an dem bisher geltenden 
Grundjage feſtzuhalten fein, daß obrigkeitliche 
FJunctionen ausfhliegßlid von Beamten aus- 
geübt werden müjffen, daß aber die Communal- 
verbände nicht verpflichtet find, die nicht mit ſolchen 
Funktionen auszuftattenden, beſonders zu technifchen, 
wiſſenſchaftlichen, fünftlerifchen oder zu mechanifchen 
Dienftleiftungen - benöthigten Kräfte im Wege des 
öffentlichrechtlichen Beamtentontrafts angujtellen. 
Hiernad) bleibt es den Verbänden namentlich un⸗ 
verwehrt, die im Wrbeiterverhältniß jtehenden und 
die ausſchließlich in Betriebsverwaltungen befichäf- 
tigten, nicht mit obrigfeitlihen Funktionen ausge— 
ftatteten Perſonen im Wege der civilrechtlichen Dienft- 
miethe anzunehmen. So werden für die Dienjte in 
ſtädtiſchen Theatern, Muſeen, Badeetablifjements, 
Gasanftalten, Schlachthöfen im Allgemeinen Nicht- 
beamte angenommen werden fünnen, während im 
Einzelnen einem Schladtbofvorfteher, welchem Die 
Befugniß zum Erlaß polizeilider Verfügungen (3. 
B. betreffs der Verweiſung mindermwertbigen Fleiſches 
auf die Freibank) übertragen werden fol, Beamten- 
eigenfchaft eingeräumt werden muß. Zu den me- 
chaniſchen, aud) von Nichtbeamten wahrnehmbaren 
Dienſtleiſtungen werden die Funktionen von Pfört- 
nern, Dienern, Kopiſten, Arbeitern und anderen 

7* 
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ähnlich beichäftigten Perſonen unbedenklich gerechnet 
werden können. Auch werden foldye Beſchäftigungs⸗ 
arten, welche von vornherein zeitlich oder ſachlich 
begrenzt — 3. B. die Bearbeitung einer communalen 
Entmwäfjerungsanftalt u. f. f. —, oder melde auf 
Probe oder zur Vorbereitung übertragen werden, 
nicht dem Beamten vorzubehalten, fondern zur privat 
rechtlichen Regelung freizugeben fein, fofern bei den 
betreffenden Gejchäften obrigteitliche Functionen nicht 
in Betracht fommen. 

Was die zuläffigen Einwirkungen der Auffichts- 
behörden zur Herbeiführung einer den vorjtehenden 
Ausführungen gemäßen Amtsorganifation in den 
Communalverbänden betrifft, jo ift zunächſt für das 
gefammte Gebiet der Ortspolizeiverwaltung an der 
dur) das Polizeigefeg vom 11. März 1850 (Ber- 
ordnung vom 20. September 1867, Zauenburgifches 
Geſetz vom 7. Januar 1870) begründeten ftaatlichen 
Organifationsbefugniß feitzuhalten. Aber aud) da- 
rüber hinaus bleibt e8 Recht und Pflicht der Auf- 
fihtsbehörde, die Wahrnehmung obrigfeitlicher Funf- 
tionen dur Beamte — nöthigenfalls im Wege Des 
Zwanges — durchzufegen. In der Berechtigung der 
Aufſichtsbehörde zu denjenigen Maßregeln, welche er- 
forderlich find, um die Verwaltung in dem ordnungs⸗ 
mäßigen Gange zu erhalten und in Der weiteren - 
durch 8. 11 fejtgeftellten Berechtigung zur Regulirung 
unzulänglicher Beamtenbefoldungen ift weiterhin die 
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Befugniß enthalten, auch für ſolche Funktionen, melche 
zwar nicht obrigfeitlicher Natur find, aber aus or . 
ganifatorifhen Gründen von befoldeten Beamten 
wahrgenommen werden müljen, die Anjtellung folcher 
zu verlangen. Hiernach wird es der Aufſichtsbehörde 
zujtehen, zur Verwaltung umfangreicher, verantwort- 
licher und ftändiger GSefretärsgefchäfte in einem 
größeren Gommunalverbande, welche bisher in unzu— 
länglicher Weife durch Privatfchreiber des mit einem 
Dienftuntoftenpaufhfage bedachten Bürgermeijters 
verjehen worden find, Die Anftellung eines befoldeten 
Bureaubeamten zu verlangen. 

6. Ihrem Wortlaut nad fann der Vor 
ſchrift des S. Sag 2einerüdmirfendeftraft 
nicht beigelegt werden. Aus dieſer Vorſchrift 
kann demnach zur Entſcheidung der Fragen, ob einer 
oder der andere der bereits vor Inkrafttreten des 
Geſetzes angenommenen Communalbedienſteten als 
Beamter anzuſehen und daher gemäß Sat 1 des 8.1 
der Wohltbaten der SS. 3 big 6, 12 bis 15 theilhaftig 
zu machen jei, nicht8 entnommen werden. Wohl aber 
erſcheint es angezeigt, gelegentlich der Einführung des 
Gefetes Zweifel über die rechtliche Eigenſchaft folcher 
Communalbedienjteter im Wege der Vereinbarung zu 
erledigen. In diefem Sinne wird insbefondere auf die 
Magiſtrate (Bürgermeijter) von Stadtgemeinden und 
im Bedürfnißfalle auch auf die Vorftände fonftiger 
Sommunalverbände einzuwirken fein. 
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Artikel IT. 


Gehalt. Gnadenbezüge. Reiſekoſtenentſchä— 
Digung. Berfolgung vermögensredtlidher 
Anſprüche aus der Beamtenftellung. 


(88. 3 bis 7.) 


1. Die in SS. 3 und 5 vorbehaltenen „bejonderen 
(andermeiten) Feltfegungen” haben den Charakter 
von Vermwaltungss, nicht von Verfaſſungsvorſchriften 
und können daher ebenſowohl in der Form von Ber- 
waltungsregulativen als in der Form von Orts— 
ftatuten erlafjen werden. Für die Provinzial» und 
die ihnen gleichgeftellten Beamten bemehdet es na- 
türlih bei 8. 96 der Provinzialordnung und Den 
diefer Beftimmung nadhgebildeten Borfchriften. 
Uebrigens werden die obenerwähnten Feitjegungen 
ebenfomohl im Wege der Vereinbarung getroffen 
werden können. 

Auch die in S. 6 erwähnten „VBorjchriften” Der 
GCommunalverbände über Art und Höhe der Reije- 
Eoftenentihädigungen fünnen ſowohl als Regulative 
wie als Ortsftatute erlajjen werden. 

2. Die in 8. 4 für die Regelung der Gnaden— 
fompetenzen in Bezug genommenen, binfichtlich der un= 
mittelbaren Staatsbeamten geltenden Beitimmungen 
find in 88. 2, 3 des Gejeges vom 6. Februar 1881 und 
8. 31 des Gefeges nom 27. März 1872 enthalten. 

Als Communalverwaltungsbehörde im Sinne 
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dieſes Paragraphen find der Provinzialausfchuß, 
Kreisausſchuß, Magiftrat und die fonftigen Gemeinde- 
vorftände zu verftehen. 

Durch die VBorfchrift des 8.4 follen endlich gün- 
Itigere Feitfegungen einzelner Communalverbände 
nit ausgeſchloſſen werden. 

3 Für die Ausführung des 8. 6 wird zu be- 
achten fein, daß nach dem Beichluffe des Reichs— 
gerichts (III. Eivil-Senat) vom 15. Februar 1898 
bei Bemeflung der Gebühren für gerichtliche Zeugen- 
und Sadverftändigenvernehmungen der Communal- 
beamten in den Fällen des 8. 14 der Gebühren- 
ordnung vom 30. uni 1878 (R.G. Bl. ©. 173) die 
auf Grund geſetzlicher Beſtimmung erlaffenen Bor- 
fchriften der Communalverbände über Dienſtreiſe— 
often zu Grunde zu legen find. 

Wenn auch angefihts der großen örtlichen Ver— 
Tchiedenheiten davon abgejehen werden muß, für das 
Gebiet der Monarchie Grundlinien behufs einer ein- 
heitlichen Regelung diejer Materie zu ziehen, jo wird 
doch thunlichſt auf die Vermeidung weitgehender Ab- 
weichungen der Borfchriften innerhalb der einzelnen 
Regierungsbezirke hinzuwirken, und diefer Gefichts- 
punft überall dort zur Geltung zu bringen fein, wo 
wegen der gemählten ortsitatutarifchen Form oder 
wegen erforderlich gemordener Feſtſtellung der Auf- 
fihtsbehörde (8. 6 Sat 2) ftaatlide Mitwirkung 
erforderlic) wird. | 
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Uebrigens werden die communalen Vorſchriften 
bejtimmen können, für welde Dienitreifen Ent- 
[hädigungen gewährt werden, und ob die legteren 
in Reifeloften und Tagegeldern oder in 
ungetrennten Sägen beſtehen follen; aud 
PBaufhalentfhädigungen werden zugelaffen 
werden dürfen. 

Unzuläffig würde jelbjtverftändlich eine Regelung 
fein, melde ausſchließlich für die Gerichtsgebühren 
Geltung haben oder für leßtere andere Süße als 
für Dienftreifen in communalen Angelegenbeiten 
bejtimmen mwürde. 

Aufſichtsbehörde ift hier wie 5. B. auch in 
8. 9 al. 1 die mit der laufenden Communalaufſicht 
betraute StaatSbehörde, nit die zur Mitwirkung 
bei diefer Aufficht berufene Selbitverwaltungsbeihluß- 
behörde; für Städte mithin der Regierungspräfident, 
nit der Bezirksausſchuß. Diefe Aufjichtsbehörde 
hat, nachdem fie gegebenenfalls die Vorſchriften er- 
lafien bat, diefelben wieder aufzuheben, jobald 
andermweite Beitimmungen ſeitens der Communal- 
verbände getroffen find. 

4. 8.7 bringt eine neue und einheitliche Regelung 
der Verfolgung vermögensrechtlicher Anjprüche der 
Communalbeamten aus ihrem Dienftverhältniffe. Zu 
dem vorlegten Sabe des erften Abſatzes iſt zu be- 
merfen, daß gegen den Beichluß des Bezirksausſchuſſes 
die Bejchwerde oder die Klage im ordentlihen Rechts- 
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wege offenjteht, und daß die Klage auch noch gegen 
den Beihluß des Provinzialraths, jofern Beſchwerde 
an denjelben erhoben war, zuläflig ift. 


Beamte der Stabtgemeinden. 
($$ 8—17.) 


Artikel III. 
PBrincip der lebenslänglidhen Anjtellung 
ftädtifer Beamter und Abweichungen. 


Beamte ſtädtiſcher Betriebspverwaltungen. 
- (88. 8—10.) 

1. Mit den 88. 8ff. bezwedt das Geſetz, bei 
grundfäglicher Feſthaltung des in dem größten Theile 
der Monarchie heute geltenden Princips der lebens- 
länglichen Anftellung ftädtifcher Beamter doch Die 
Möglichkeit zu eröffnen, den Kreis der kündbar an⸗ 
zuftellenden Beamten über die Schranken der für 
die öftlihen Provinzen, für die Provinz Wejtfalen 
und die Stadt Frankfurt a./M. erlaſſenen Städte- 
ordnungen Hinaus zu erweitern, ſoweit dies das 
Bedürfnig der Städte nad) freierer Beweglichkeit 
verlangt. Während in dem bezeichneten Theile des 
Staatsgebiet8 bisher nur die zu vorübergehenden 
oder zu medanifchen Dienftleiftungen beftimmten 
Beamten auf Kündigung angeftellt werden durften, 
will das Geſetz, weldhes die erftere Beamtengruppe 
unter befondere Beftimmungen (88. 2, 10) ftellt, den 
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Gemeinden die Berechtigung verleihen, neben den 
mecanifhen noch andere Funktionen des Amts— 
organismus durch kündbare Beamte verjehen zu 
laffen. In dem biernach veränderten Umfange fol 
dag WUnftellungsprincip der angeführten Städte- 
ordnungen fortan allgemein zur Geltung gelangen. 

Bu dem Ende werden die mit der Genehmigung 
von Abweichungen vom Princip der lebenslänglichen 
Anftellung ftädtifcher Beamter betrauten Behörden, 
d. h. bei ortsftatutarifcher Regelung die Bezirks— 
ausſchüſſe, in Einzelfällen die Regierungspräfidenten 
(S. 9 al. 1, Art. II Nr. 3 a. ©), die Genehmigung3- 
anträge der Stadtgemeinden einer wohlmollenden 
Prüfung nad) der Richtung zu unterwerfen haben, 
ob die Wünſche der Communen durd die Lofalen 
Berhältniffe begründet find. Insbeſondere werden 
für die Bulafjung von Abweichungen folgende Ge- 
fihtspunfte zu beachten fein: 

a) Für Dienftleiftungen, welche nad) den Aus 
führungen in Wrtifel I Nr. 5 aud) von Nichtbeamten 
wahrgenommen werden fünnen, insbefondere alfo 
für ſolche rein technifcher, wiſſenſchaftlicher, künſtle— 
tier oder mechaniſcher Natur wird die Anjtellung 
von Beamten auf Lebenszeit nicht verlangt werden 
fönnen. 

b) Auch wird die Anftellung auf Lebenszeit ab- 
bängig gemacht werden dürfen von der Erreichung 
eines gemifjen Zebensalter8 (etwa des Dreißigiten) 
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allein oder in Verbindung mit der Zurüdlegung 
einer mehrjährigen Dienftzeit in der Stadt. 


ce) Bezüglich der Frage, inwieweit etwaigen An— 
trägen auf Fündbare Anftellung von Polizeierecutiv- 
beamten zu ent|prechen fein wird, bleibt unter Anderen 
zu prüfen, welche Garantien für eine ſachgemäße, 
gerechte Ausübung des Kündigungsrechts aus der 
Geſammtlage der jtädtiichen Verhältniſſe zu ent- 
nehmen find. 


d) Die Abweihung wird aud) in einer Anftellung 
auf beftimmte Zeit, etwa mit Penſionsberechtigung 
für den Fall nicht erfolgender Wiederernennung, be- 
jtehen können, jofern ein derartiges lokales Bedürfniß 
nachgewieſen wird. 


2. Bei Anwendung des 8. 8 Abſatz 2 wird Seitens 
der Stadtgemeinden mit um jo größerer Vorficht zu 
verfahren fein, al8 der Begriff der ftädtifchen 
Betriebsvermaltungen durd) Theorie und Praris 
bisher noch feine feſte Umgrenzung gefunden hat, 
und als Meinungsverjchiedenheiten einerjeit3 der 
ftädtifhen Verwaltungen und andererfeitS der in 
Streitfällen mit der Entſcheidung befaßten Gerichte 
hier zu ſchweren Schädigungen der Stadtgemeinden 
führen fönnen. Daher wird Seitens der Königlichen 
Regierungspräfidenten auf die in 8. 8 a. a. O. vor- 
gejehene ort3jtatutarifche Regelung dieſer Frage in 
denjenigen Fällen hinzuwirken fein, in welchen Zweifel 
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über die Eigenfhaft einer ftädtifchen Betriebsverwal- 
tung obmalten können. 

Für Die nähere Feititellung diejes Begriffs wird 
davon auszugehen fein, daß in erfter Linie Die 
gewerbliden Unternehmungen der Gtadt- 
gemeinden zu den Betriebsverwaltungen zu rechnen 
find, wobei es auf die Frage, ob den Unternehmungen 
ein Monopol oder ein Benugungszwang eingeräumt 
ift, nit ankommt. Auch wird die Thatſache, daß 
bei einem Unternehmen die Geminnerzielung binter 
Geſichtspunkte öffentlicher Intereſſen zurlictritt, nicht 
Ihon an fi die Annahme einer Betriebsverwaltung 
ausjchliegen. Gleihgültig ift ferner, ob einzelne im 
Betriebe angejtellte Beamte obrigfeitlihe Funktionen 
auszuüben haben (wie unter Umjtänden Schladthof- 
vorjteher in jtädtifchen Viehhöfen, vergl. Art. I Nr. 5). 
Mit diefen Maßgaben wird eine ftädtifche Betrieb$- 
verwaltung im Sinne des 8. 8 Abſatz 2 im Allgemeinen 
dort angenommen werden fünnen, wo ein abge- 
fondertes wirtbfhaftlides Unternehmen 
oder eine abgejonderte wirthſchaftliche 
Berwaltung der Stadt mit eigenem Per- 
Tonal beſteht. Das Erforderniß des eigenen, von 
den übrigen ſtädtiſchen Beamtengruppen verſchiedenen 
Perjonals ergiebt ich aus der Erwägung, daß andern= 
falls eine gejfonderte Rechtsjtellung diefes Perfonals 
ausgeſchloſſen fein würde. Da die bier verlangte 
Abjonderung der Betriebsverwaltungen von den 
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übrigen ſtädtiſchen Verwaltungszweigen nur bei 
einem erheblicheren Umfange der erjteren zugutreffen 
pflegt, wird es im Einzelfalle für die Entſcheidung 
über die Borausfegungen der Betriebsverwaltung 
auf Art und Umfang derjelben ankommen; jo wird 
3. B. eine Sanalifation nur dann als Betriebs- 
verwaltung gelten können, wenn fie mit Rüdficht 
auf felbitändige, nah wirthſchaftlichen Grundjägen 
zu leitende technifhe Einrichtungen, 3. B. auf die 
Berwendung von NRiefelfeldern u. ſ. f. ein wirtb- 
Ihaftlicdes Unternehmen mit abgefonderter Vermal- 
tung darſtellt. 

Mit den aus dem Vorjtehenden ſich ergebenden 
Borbehalten würden als Betriebsverwaltungen ins⸗ 
befondere zu bezeichnen fein: Bahnunternehmungen, 
Fuhrparks, Hafenanlagen, Zagerhäufer, Gas-, Waſſer⸗, 
Electricitätswerke, Markthallen, Schlacht- und Vieh— 
höfe, Kurverwaltungen, Badeanſtalten, Muſeen, 
Theater⸗, Konzertunternehmungen, zoologiſche Gärten 
u. U. m. | | 

3. Daß die SS. 8-—-10 ſich nur auf die nad) In⸗ 
frafttreten des Geſetzes zur Anjtellung gelangenden 
jftädtifhen Beamten und zwar auf alle diejenigen: 
Beamten beziehen, welche nicht zu den Mitgliedern 
bes Tollegialifden Gemeindevorftandes (Magiftrats) 
oder in Gtädten ohne ſolchen Borftand zu den 
Bürgermeiftern oder deren Gtellvertretern zählen, 
geht aus dem Wortlaut jener Baragraphen und dem 
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8. 14 hervor. Auch hier wird indeflen die Einführung 
des Gefeges eine paſſende Gelegenheit bieten, die im 
Gebiete der Städteordnungen für die öftlichen Pro— 
vinzen, für Weſtfalen und Frankfurt a. M. vielfach 
heroorgetretenen Zmeifel iiber Lebenslänglichkeit oder 
Kündbarfeit der Anftellung ftädtifcher Beamter, von 
beren Dienftleiftungen es nicht klar feititand, ob fie 
mechanifcher bezw. vorübergehender Natur wären, 
dadurch zu befeitigen, daß im Wege der Vereinbarung 
zwiſchen Stadtgemeinden und Beamten entweder eine 
Declaration des bisherigen Rechtsverhältnifjes erfolgt 
oder das bisherige Dienftverhältnig aufgelöjt und 
eine neue Anstellung nad Maßgabe dieſes Gefeges 
vorgenommen wird. Die Königlien Regierungs- 
präfidenten werden fih eine Einwirkung auf Die 
Stadtverwaltungen in diefer Richtung angelegen fein 
zu lajjen haben. 

4. Die Beftimmung des 8. 10 al. 2 joll einen 
im Intereſſe ſowohl der Stadtgemeinden als aud) 
der Beamten liegenden Zwang zur völlig klaren 
und erfhöpfenden Regelung der Annahme- 
bedingungen vor Antritt der zur Probe, 
zu vorübergehenden Dienftleiftungen oder 
zur Vorbereitung einzugehenden Beſchäfti— 
gungsverbältnifjfe herbeiführen. Ihre Durch» 
führung wird insbefondere denjenigen GStreitigfeiten 
vorbeugen, melde über die Frage entitanden find, 
ob das Beichäftigungsverhältniß eines Bürenuhülfs- 
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arbeiters oder eines ſonſtigen zur Aushülfe ange— 
nommenen Beamten ein lediglich vorübergehendes 
ſei oder nicht. Zu dem Ende wird die in 8. 10 al. 2 
vorgejchriebene zuporige Regelung der Unnahme- 
bedingungen bei vorübergehenden Dienftleiftungen 
den Gegenjtand der Bejhäftigung und die 
porausfidhtlihe Dauer derjfelben neben den 
vermögensrechtlichen Momenten zu umfafjen haben. 

Als Auflihtsbehörde im Sinne des 8. 10 al. 1 
iſt auch hier die mit der laufenden Aufſicht betraute 
Inſtanz, alfo der NRegierungspräfident zu verftehen. 


Artikel IV. 

Befoldung. Penfionirung Wittwen- und 
Waifenverforgung der ftädtifhen Beamten. 
(88. 11-—17.) 

1. Die Vorſchrift des 8. 11 foll der Auffichts- 
behörde die Handhabe bieten, unter den im erjten 
Abjage bezeichneten Borausfegungen unzulängliche 
Beamtengebälter im Wege einer Beſchlußfaſſung des 
Bezirksausſchuſſes auf Die angemeflene Höhe zu 
bringen. Ueber den Rahmen dieſer VBorausfegungen 
hinaus ijt von einer Mitwirkung der Auffichtsbehörden 
bei der Feitjegung der Beamtengehälter abzufehen. 
Nah Abſatz 2 des 8. 11 bezieht fich die Beitimmung 
des erften Abſatzes nicht auf die ſtädtiſchen Polizei- 
beamten, deren Gehälter auf Grund der durch das 
Polizeigefeg vom 11. März 1850 feitgejtellten ftaat- 
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lichen Organiſationsbefugniß der unbeſchränkten 
Reviſion durch den Regierungspräſidenten unter⸗ 
liegen (vgl. hinſichtlich der Gemeindeforſtbeamten 
Artikel VII Nr. 3). Auch auf die Mitglieder des 
Gemeindevorftandes findet der 8. 11 feine Anwendung 
(8. 14). 

2. Durch 8. 12 wird die Penfionsberechtigung 
der lebenslänglich angeitellten ſtädtiſchen Beamten 
auf die ſämmtlichen ftädtifchen Beamten, insbefondere 
alfo die auf Kündigung angeftellten ausgedehnt, 
welche letztere Penſion erhalten, fofern fie nah Yurüd- 
legung der erforderlichen Dienſtjahre, ohne vorher 
eine Kündigung erfahren zu haben, dauernd Dienit- 
unfähig werden. 

Eine weitere Neuerung enthält 8. 12 al. 1 in- 
fofern, als er eine von der gefeglichen Penfions- 
regelung abweichende Feitfegung der Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes unterwirft. Die Königlichen 
Megierungspräfidenten werden als Borfigende der 
Bezirlsausfhüffe ihren Einfluß dahin geltend zu 
machen haben, daß im Allgemeinen nur günftigere 
Abweichungen im Antereffe der Beamten die Ge- 
nehmigung erhalten. Andere Abmeichungen werden 
fih nur dann zur Genehmigung eignen, wenn der 
betreffende Beamte, fei eg meil er fhon aus einer 
früheren Dienſtſtellung eine Penſion bezieht, jei es 
aus anderen Gründen größeren Werth auf Anftellung 
überhaupt als auf Gewährung der regelmäßigen 
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Penfion legt. Nachdem das Reichsgericht durch Ent- 
f&heidung vom 27. Februar 1896 (Entfeheidungen in 
Civilſachen Bd. 37 ©. 235) dahin erfannt hat, daß 
gemäß 8.107 des Militärpenfionsgefeges vom 27. Juni 
1871 in der Faflung des Neichsgefeges vom 22. Mai 
1893 bei der Benftonirung der im preußifchen Com⸗ 
munaldienft angeftellten Militäranmärter die Dtilität- 
Dienstzeit als penfionsfähige Dienftzeit in Anrechnung 
zu bringen fei, werden Diejenigen Feftfegungen einer 
Genehmigung unfähig fein, mittels deren eine Stadt- 
gemeinde die Anrechnungsfähigkeit der bezeichneten 
Dienftjahre einzuſchränken oder aufzuheben ftrebt, 
fofern nit auch hier das Intereſſe des Militär- 
anmwärters ausnahmsmeife die Genehmigung angezeigt 
erſcheinen läßt. (Vergl. bezüglich der Gemeindeforit- 
beamten Wrtitel VII a. ©.). 

Neben der Bezugnahme auf die eben erörterte 
reichSgefegliche Beftimmung enthält der zweite Abſatz 
des 8. 12 die VBorfchrift, daß als penlionsfähige 
Dienftzeit im Uebrigen „in Ermangelung andermeiter 
Feftfegungen” „nur die Beit gerechnet wird, welche 
der Beamte in dem Dienfte der betreffenden Gemeinde 
zugebracht bat”. Wenn auch hierdurd) lediglich ber 
Gedanke Hat zum Ausdrud gebracht werden jollen, 
daß bei Uebertragung der im erften Abfat bezogenen 
penſionsrechtlichen Gejege auf die mittelbaren Staat8- 
beamten diejenigen Dienftjahre nicht anrechnungs- 
fähig fein können, welche einem anderen Verbande 
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als dem rubegehaltspflichtigen Communalverbande 
gewidmet worden find, wenn demnach der zweite 
Abſatz die Vorjchrift des erften nur in einem Einzel- 
punkte klarzuſtellen bejtimmt ift, fo jollen doc, die 
von der Kommifjion des Herrenhaufes befchlofjenen 
Worte des zweiten Abſatzes: „in Ermangelung ander- 
weiter Feltfegungen” nad den Kommifjionsverhand- 
lungen die Bedeutung haben, Daß eine etiwa beichlofjene 
oder vereinbarte Anrechnung aud) auswärtiger Dienit- 
jahre im Gegenſatze zu jonftigen günftigeren Penſions— 
bejtinmungen, welche nach Abfag 1 der Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes unterliegen, einer jolchen Ge- 
nehmigung nicht bedürfe (Komm.-Ber., Drudjaden 
des Herrenhaufes 1899 Nr. 63 ©. 20). 

Die andermeiten Feitfegungen in Abjag 1 und 2 
begreifen übrigens in formeller Hinfiht ebenjomwohl 
die generellen Beitimmungen als die Vereinbarungen. 

Durch 8. 12 werden aud) die von dem Gemeinde 
vorstand gegen Bejoldung angeftellten befonderen 
ftädtifhen Standesbeamten, welde gemäß 8. 4 
Abi. 4 des Perfonenjtandsgejeges vom 6. Februar 
1875 Gemeindebeantte find, penfionsberechtigt, jofern 
fie nad erreichtem penfionsfähigen Dienftalter dauernd 
dienftunfähig werden und vorher ein Widerruf der 
zu ihrer Beitallung erforderlichen Genehmigung nicht 
ergangen ift (8.5 a. a. O.). 

Die Regelvorſchrift des 8. 12 bezieht 
ih ihrem Wortlaut nah nicht etwa bloß 
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auf die nad) Infrafttreten des Gefeges zur _ 


Anftellung fommenden, fondern aud auf 
die zu jenem Zeitpunkt bereits im Amte 
befindliden Beamten, ſoweit fie nit dem 
Gemeindevorſtande angehören ($. 14). 

Sind Hinfihtlich der Penfionirung der Beamten 
in einer Stadtgemeinde Ortsftatute oder Regulative 
in Geltung, welche andere als die in 8. 12 enthaltenen 
Beftimmungen enthalten, fo werden ſie gemäß 8. 25 
al. 1 infomweit rechtsungültig. Daher werden Die 
Stadtgemeinden diefe Beftimmungen einer baldigen 
Reviſion und gegebenen Falls einer Umarbeitung 
zu unterziehen und die Genehmigung der Bezirks⸗ 
ausſchüſſe noch vor dem 1. April 1900 einzuholen 
haben. Die legteren werden, da die Geltung dieſer 
neuen Feftfegungen vom Inkrafttreten des Geſetzes 
an datiren wird, fein Bedenken tragen können, die 
Genehmigung nah Mafgabe des neuen Gejetes 
ſchon vor der Inkraftſetzung defielben zu ertbeilen. 

8. 13 wiederholt eine ſchon aus dem bisherigen 
Rechte befannte Vorjchrift, zu welcher an der Hand 
einer neuerlich ergangenen Entjcheidung des Reichs⸗ 
gerihtS (vom 12. Mai 1899, IV. Senat) nur zu 
bemerfen ift, daß unter „StaatSdienft” auch der 
Dienst in einem nichtpreußiſchen deutfchen Bundes- 
ftaate zu verſtehen ift. 

8. 14 enthält, abgejehen von der in Abſatz 2 
für die Provinz Hannover getroffenen Beltimmung, 
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insbefondere durch Höhere Gehaltsfeitfegungen bis— 
ber ſchadlos gehalten haben. 


Beamte der Laudgemeinden, der Ranbbürgermeiftereien, 
Aemter, Zwmedverbände und Amtäbezirke. 


Artikel V. 
Regelung der Beamtenverhältniffe in den 
ländliden Communalverbänden durd die 
Auffihtsbehörden. Beamtenverhältniffe in 
der Rheinproving und in Weitfalen. 
(88. 18—20.) 

1. 8. 18 Abjag 2 und 4 geben den Kreisaus— 
ſchüſſen die Befugniß, in größeren Randgemeinden, 
ländlichen HBmwedverbänden und Amtsbezirken, für 
welche nach ihren örtlichen Berhältniffen ein Be- 
dürfniß ortsftatutarifher Regelung der Anftellung 
und Befoldung ihrer Beamten bejteht, diefe Regelung 
nah den für ftädtifhe Beamte geltenden Be— 
ffimmungen aud) gegen den Willen der Verbände 
auf Antrag der Auflichtsbehörde herbeizuführen. 
Tür die Ausführung Ddiefer Beftimmung werden 
diejenigen Zandgemeinden und ländlichen Verbände 
in Betradjt fommen, melde, wie gemifje ftädtifche 
Bororte, Induſtrie-, Badeorte u. ſ. f. durch Ein- 
mwohnerzahl und Bedeutung den Stadtgemeinden 
gleich- oder nahefommen. Die Höhe der Einwohner: 
zahl! wird nicht in mechanischer Weife zu beftimmen, 
vielmehr merden für die Anmendbarfeit der Be- 
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ſtimmung die Verhältniſſe des Einzelfall ſowohl 
im Hinblid auf die Gefammtlage des ländlichen 
Communalverbandes als auch auf die Beziehungen 
dejielben zu den Stadtgemeinden der betreffenden 
Gegend maßgebend fein müſſen. 

Das Geſetz überläßt es der Beſchlußfaſſung des 
Kreisausfhuffes, inwieweit die Beitimmungen 
der 88. 8-10 und 12—15 auf die Beamten oder 
einzelne Klaſſen derjelben ent|predhende An— 
wendung finden jollen. Es wird deßhalb zuläffig 
fein, die für jtädtifche Beamte geltenden Anjtellung3- 
und Berjorgungsgrundfäge nad) Maßgabe des Be- 
dürfniffes nur in einem näher begrenzten Umfange 
auf den ländlichen Verband zu übertragen. Da nur 
eine „entiprechende”" Anwendung der bezogenen 
Befegesparagraphen ftattfinden ſoll, wird z. B. die 
Beftimmung in $. 14 Mangels einer Analogie der 
Grundlagen von der Hebertragung auf den ländlichen 
Verband auszujchließen fein; das Gleiche gilt von 
ben entfprechenden Bezugnahmen in 88. 19, 21 und 
23. Die über die Befoldungsfeititellung handelnde 
Vorſchrift des 8. 11 ift deßhalb von einer Leber- 
tragung auf die ländlichen Beamten ausgenommen 
worden, weil es nicht in der Abficht liegt, die weiter— 
greifende, für alle dem Gejege unterliegenden Land⸗ 
gemeindebeamten gedachte Bejtimmung des Dritten 
Abſatzes des 8. 18 im Falle der Statutoftroyirung 
für die davon betroffene Beamtenklaſſe auszujchließen. 
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2. Die Anrechnung der in anderen ländlichen 
Sommunalverbänden der Provinz verbrachten Dienſt⸗ 
zeit bei den penfionsberechtigten Beamten der 
theinifhen und mweftfälifchen Yandgemeinden, Xand- 
bürgermeiftereien und Aemtern (8. 18 al. 1 Satz 2, 
8 19 Nr. 2, 8. 23 Nr. 3) ift bedingt durch das Be- 
ftehen der provinziellen Penfionskaffenverbände in 
der Rheinprovinz und MWeftfalen (8. 25 al. 2 
Nr. 1). 

Die Vorſchrift des 8. 20 ift dazu beftimmt, den 
Bürgermeifter oder Amtmann, namentlid) in großen 
induftriellen Bürgermeijtereien bezw. Aemtern durd) 
Zulafjung der Anftellung befoldeter Beigeordneter 
nad) Bebürfniß zu entlaften. 


Beamie der Kreid- uud Provinzialverbände. 
‚Artikel VI. 
Beihlußfaffung der Kreistage Beſondere 
Beitimmung für PBrovinzialbeantte. 


(88. 21, 22.) 

1. Da auf die Rechtsverhältniffe der Kreis— 
communalbeamten die für die ftädtiihen Beamten 
gegebenen Vorſchriften entjprechende Anwendung 
zu finden haben, beziehen ſich die zu den leteren 
Vorſchriften oben gemachten Ausführungen auch auf 
die Kreisbeamten. Bei den Anträgen auf Ges 
nehmigung der gemäß 8. 9 al. 1 von den Kreistagen 
zu bejchließenden Abweichungen von dem Grundſatze 
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der lebenslänglihen Beamtenanftellung werden Die 
Bezirksausſchüſſe die individuellen Verhältnifle der 
einzelnen reife zu berüdjichtigen in der Lage fein. 

2. Für die Beamten der Provinzialverbände, 
der Regierungsbezirfs-VBerbände Cafjel und Wies- 
baden ſowie des Lauenburgiſchen Landescommunal- 
verbandes erlangen nur die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes Geltung. 


Gemeindeforſtbeamte. 
Artikel VII. 
Maßgaben der Gleichſtellung mit den 
übrigen Gemeindebeamten. Verhältniſſe in 
Rheinland und Weſtfalen. 


($. 23.) 

1. Die Gemeindeforjtbeamten werden durd) das 
Gejeg principiel den übrigen ®emeindebeamten 
gleichgeitellt: e8 erlangen alſo aud für fie die all- 
gemeinen Beitimmungen und die für die Beamten 
der einzelnen Communalverbände gegebenen be- 
fonderen Beitimmungen Geltung. Indeſſen findet 
diefe Gleichftelung nur mit den aus folgenden 
Nummern erfihtliden Maßgaben Statt: 

2. Die betreffs der Anjtellung gegebenen Bor: 
Ichriften des Geſetzes (88. 8-10) Jollen von der 
Anmendung auf Forftbeamte im gelammten Geltung3- 
gebiete des Geſetzes ausgeſchloſſen bleiben. Eine 
Konjequenz dieſer Thatjache ift, daß auch im Wege 
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der Statutoktroyirung nad) 8. 18 al. 2 die 88. 8-10 
auf die Forjtbeamten größerer Yandgemeinden nidt 
ausgedehnt werden dürfen. Der Ausfchluß der 
88. 8—10 Hat indefjen nicht etwa irgend melde 
Berfchlehterung der äußeren Lage der Gemeinde: 
forftbeamten zur Folge; vielmehr will er nur die 
zur Heit über Art und Dauer ihrer Anftellung 
geltenden andermeiten Regeln unberührt laſſen. 

3. Durch die Aufrechterhaltung der Verordnung 
vom 24. Dezember 1816 (G.S. 1817 ©. 57) wird 
die Geltung des 8. 11 al. 1 für die ftädtifchen Forit- 
beamten in Rheinland und Weſtfalen zu Guniten 
des unbejchränften Rechts der Regierungspräfidenten 
auf zweckentſprechende Gehaltsregulirung (Erkenntniß 
des Oberverwaltungsgeriht8 vom 1. Mai 1894, 
Entſcheidungen Bd. 27 ©. 77) ausgeſchloſſen. 

4. Für die ländlichen Gemeindeforjtbeamten 
der Provinzen Rheinland und Weftfalen bringt das 
Geſetz durch 8. 23 Nr. 3 die Ergänzung des ſchon 
beitehenden Penſionsrechts gemäß 8. 12 und Die 
obligatorifhe Wittımen-e und Waifenverforgung ge— 
mäß 8S. 15. 

5. Für die Forjtihugbeamten im Regierung$- 
bezirfe Wiesbaden beendet es bei dem Gefege vom 
12. Oftober 1897. 

Hinfichtlid) der Anwendung des 8. 12 auf Ge- 
meindeforitbeamte iſt noch zu bemerken, daß dieſe, 

Acoweit fie Anwärter aus dem Jägerkorps find, in 
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Bezug auf die Anrechnung der Militärdienitzeit bei 
der Penfionirung ebenſo zu behandeln find wie Die 
aus dem Jägerkorps hervorgegangenen jtaatlichen 
Foritbeamten, welchen die aftive Militärdienſtzeit 
und die in der verpflichteten Reſerve des Jägercorps 
zugebrachte Zeit als Dienjtzeit angerechnet wird. 


Shluß- und Vebergangsbeftimmungen. 

Artikel VII. 
Nehtsverhältniffe der zur Zeit des Inkraft— 
tretens des Gefeges im Amte befindliden 
SCommunalbeamten. Erlaß der im Geſetze 

vorgefehenen Ortsitatute zc. 


(88. 24— 27.) 

1. Wie die zur Zeit noch nicht erledigten 
Bweifel über die redhtlihe Natur des Dienftver- 
bältnifjeg oder die Dauer der Anftellung bereit im 
Communaldienſte ftehender Bedienfteter zu bejeitigen 
fein werden, ijt unter Artikel I Nr. 6 und Artikel III 
Nr. 3 ausgeführt worden. Unter Artikel IV Vier. 2 
und 3 iſt weiterhin fejtgejtellt worden, daß die jeßt 
in Städten geltenden Penſions- und Reliktenver⸗ 
forgungs-Regulative oder -Statuten, welche andere 
Beitimmungen enthalten, als jolche durch 88. 12 ff. er- 
lafjen find, mit der Inkraftſetzung Diejes Gejeges 
rechtsungültig werden. Als eine Maßgabe dieſer 
Conſequenz enthält der erite Saptheil des $. 24 
die ſchon aus den Gejeken vom 31. März 1882 und 
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1. Mär; 1891 befannte Beftimmung, daß, fofern die 
nah Maßgabe diefes Geſetzes, d. i. nad) Maßgabe 
entweder der ausdrüdlihen Borfchriften deſſelben 
oder der durh 8. 12 zugelaffenen andermeiten 
Feſtſetzungen, zu bemefjende Penfion geringer ift als 
die Penfion, welche dem Beamten hätte gemährt 
werden müſſen, wenn er am 31. März 1900 nad) 
ben bis dahin für ihn geltenden Beitimmungen 
penfionirt worden wäre, dieſe leßtere Penfion an 
Stelle der erfteren bemilligt wird. Für die Be- 
rechnung der Hinterbliebenenverjorgung fol indeffen 
in dieſem Falle — unbeſchadet wohlerworbener 
Rechte — nad) dem zweiten Satztheil des 8. 24 Die- 
jenige Penſion zu Grunde gelegt werden, welche 
nad Maßgabe des vorliegenden Gefeges gejchuldet 
wird. Die Vorſchrift des erften Sagtheils wird 
übrigens auch für Die Beamten der Provinz Hannover 
praftifche Bedeutung haben. Da vorausfichtlich die- 
jenigen Städte, welche ſchon jet Feftfegungen über 
Penftionirung und Hinterbliebenenverforgung getroffen 
haben, die den Beamten günftiger als die dur) das 
Gejeg gemährleifteten Rechte find, Werth auf eine 


weitere Aufrechterbaltung derjelben legen merden, ° 
fo werden diefelben, wie dies in Artikel IV Nr. 2 


und 3 vorgejehen ift, alsbald das Weitere zur 


Reviſion und zur Erlangung der Genehmigung der 


Bezirksausſchüſſe bezüglich jener Regulative u. ſ. f. 
zu veranlafien haben. Auf diefem Wege merden 


h 
ı 
$ 
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etwaige Uebergangsſchwierigkeiten im Gebiete der 
Beamtenverforgung unſchwer zu befeitigen jein. 

2. Der alsbaldige Erlaß der ebengedaditen Feſt⸗ 
fegungen wie aud) der übrigen im Gefege vorgejehenen 
ortsgefeglihen oder adminiftrativen Regelungen, 
insbefondere deretwagemäß$. 9 ftädtifcher- 
ſeits zu befhließenden Abweichungen von 
dem Principe lebenslänglider Beamten- 
anftellung wird jeitens der Auffichtsbehörden mit 
Nachdruck zu betreiben fein. Das Gleiche gilt für 
die Sreiscorporationen, die rheinifchen Bürger: 
meiftereien und die weftfälifchen Aemter (88. 19, 21) 
jowie im Bedürfnißfalle für die Landgemeinden, 
Amtsbezirke 2c. ($. 18). Daß die mit der Genehmigung 
der zu erlaflenden Vorſchriften befaßten Selbitvers 
waltungsbefchlußbehörden [don vor dem 1. April 1900 
die Genehmigung jolder mit diefem Zeitpunkt in 
Geltung tretender Beftimmungen zu ertheilen in der 
Lage find, iſt unter Artikel IV Nr. 2 und 3 aus⸗ 
geführt worden. 

Späteftens mit dem Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens Des Gefetes wird Erlaß und Genehmigung 
der zu beichließenden Ortsftatute oder Negulative 
beendigt fein müffen. 

Berlin, den 12. October 1899. 

Der Minifter des Innern. 
Freiherr von Rheinbaben. 
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III. Auftelung der Militäranwärter. 


1. 

Geleh, betreffend die Belekung der Bubaltern- 
und Hnterbeamtenftellen in der Berwaltung der 
Communalverbände mit Militäranwärtern. 
(Bom 21. Zuli 1892 G.S. ©. 214.) 

Geändert gemäß Art. 2 der Reichsverfaſſung durch Die Be 
fanntmachung des Bundesrathes v. 25. Juli 1899. (Central- 
blatt für das Deutiche Reich ©. 268.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. verordnen, mit Bujtimmung beider 
Häufer des Landtages, für den gefammten Umfang 
der Monarchie, was folgt: 

1 Abf. 1. Die Subaltern- und Uinterbeamten- 
ftelen in der Verwaltung der Commtunalverbände, 
fowie in ftändifhen und ſolchen Inſtituten, welche 
ganz oder zum Theil aus Mitteln... . der Gemeinden 
unterhalten werden, jedoh ausſchließlich der 
Forftverwaltung, find gemäß den nachſtehenden Be- 
ftimmungen mit Militäranwärtern zu beſetzen. 

Abſ. 2. Militäranmwärter im Sinne dDiefes Ge- 
feges ift jeder dem Preußifchen Staate angehörige 
und aus dem Preußifchen Reichsmilitärcontingente 
hervorgegangene Inhaber bes Civilverforgungsjcheins. 
Die unter Preußifcher Verwaltung jtehenden außer: 
preußijchen Contingente und die Kaiferlide Marine 
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find in diefer Beziehung dem Preußifchen Eontingente 
gleichgeftellt.') 

2. Die Subaltern- und Unterbeamtenftellen in 
denjenigen Landgemeinden und ländliden Communal- 
verbänden, welche weniger als 2000 Einmohner 
haben, unterliegen den Borjchriften dieſes Geſetzes 
nicht. Es können jedoch bezüglich der Kriegsinvaliden 
durch Königliche Berordnung, von welcher dern Land— 
tage bei feinem nächſten Zufammentritt Mittheilung 
zu maden ift, die Subaltern- und Unterbeamten- 
jtellen in diefen Landgemeinden und GCommunal- 
verbänden der Vorſchrift des 8. 1 unterworfen werden. 

3. Ausſchließlich mit Militäranmärtern find zu 
befegen: 

1. die Stellen im Kanzleidienſt, einjchlieglich der- 
jenigen der Xohnfchreiber, ſoweit deren Inhabern 


1) Der ganze Abjak 2 gilt jet nur noch für diejenigen 
Militäranwärter, welche den Civilverforgungsichein in einer 
milttärifch organifirten Preußiſchen Schutzmannſchaft oder in 
der Preußiſchen Gendarmerie erworben haben. 

An Stelle des $. 1 Abi. 2 tritt für diejenigen Inhaber 
des Givilverforgungsicheing, welche denfelben nicht in einer 
militäriich organifirten Preußiſchen Schutzmannſchaft oder 
nit in der Preußifchen Gendarmerie eriworben haben, die 
Beitimmung, 

daß diejelben, um in Preußiſchen Communen ſowie 
den in $. 1 Ab}. 1 genannten Snitituten den Anſpruch 
auf Berüdjichtigung bei der Stellenbefegung zu haben, 
jwei Sahre lang im Befit der Preußiſchen 
Staatsangehdrigfeit fetn müſſen. 
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11. (geändert). Ueber die Bewerbungen um noch 
nicht erledigte Stellen haben die Eommunalbehörden 
Verzeichniffe nach Anlage 2a anzulegen, in melche 
die Stellenanmwärter nad) dem Datum des Einganges 
der erſten Meldung eingetragen werden. War die 
Befähigung noch durd) eine Prüfung (Vorprüfung) 
nachzuweiſen, fo fann die Eintragung auch nad) dem 
Tage des Beftehens der Prüfung erfolgen. 

Bei der Bejegung erledigter Stellen find 
unter ſonſt gleihen Berhältnifien Unter- 
offiziere, welche mindejtens 8 Jahre im Heere 
oder in der Marine aktiv gedient haben, in 
erjter Linie zu berüdjichtigen. 

12. Die den Militäranmärtern vorbehaltenen 
Stellen dürfen, außer in dem Falle des S. 7, mit 
anderen PBerjonen nicht bejegt werden, jofern fich 
Militäranmärter finden, welche zur Uebernahme der 
Stellen befähigt und bereit find. Es macht dabei 
feinen Unterſchied, ob die Stellen dauernd oder nur 
zeitweile beftehen, ob mit denjelben ein etatSmäßiges 
Gehalt oder nur eine diätariſche oder andere 
Remuneration verbunden tft, ob die Anitellung auf 
Lebenszeit, auf Kündigung oder auf Widerruf ge- 
Tchieht. 

Zu vorübergehender Beichäftigung als Hülfs- 
arbeiter oder Vertreter können jedoh auch Nicht- 
verjorgungsberechtigte angenommen werden. 

In Anſehung derjenigen Dienftliden Ber: 
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richtungen, für welche wegen ihres geringen, die volle 
Zeit und Thätigfeit eines Beamten nicht in Anfpruch 
nehmenden Umfanges und der Geringfügigfeit der 
damit verbundenen Remuneration bejfondere Beamte 
nit angenommen, welche vielmehr an WPrivat- 
perjonen, an andere Beamte als Ntebenbefhäftigung 
ober an verabſchiedete Beamte übertragen zu werden 
pflegen, behält es hierbei fein Bewenden. Wenn jich 
jedoh Militäranwärter ohne Aufforderung zu ſolchen 
dienftlihden Verrichtungen melden, fo find diefelben 
vorzugsmeije zu berüdjichtigen. 

13. Die Anftellungsbehörden find zur Berüd- 
fihtigung von Bewerbungen nur dann verpflichtet, 
wenn die Bewerber eine genügende Befähigung für 
die fragliche Stelle beziehungsweife den fraglichen 
Dienftzweig nachweiſen. Darüber, ob der Bewerber 
genügende Befähigung befist, entjcheidet auf Be— 
ſchwerde die ſtaatliche Aufſichtsbehörde. 

Sind für gewiſſe Dienſtſtellen oder für gewiſſe 
Gattungen von Dienſtſtellen beſondere Prüfungen 
(Vorprüfungen) vorgeſchrieben, jo hat der Militär- 
anwärter auch dieſe Prüfungen abzulegen. Auch 
fann, wenn die Eigenthümlichkeit des Dienftzrmeiges 
dies erheijcht, die Zulaflung zu diefer Prüfung oder 
die Annahme der Bewerbung überhaupt von einer 
vorgängigen informatoriichen Befhäftigung in dem 
betreffenden Dienftzweige abhängig gemacht werden, 
welche in der Regel nicht über drei Monate auszu- 
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dehnen ift. Ueber die Zuläffigfeit einer infor= 
matorifhen Beſchäftigung entfcheidet die ftaatliche 
Aufſichtsbehörde. 

Die Anſtellung eines einberufenen Militär— 
anwärters kann zunächſt auf Probe erfolgen oder 
von einer Probedienſtleiſtung abhängig gemacht 
werden. Die Probezeit darf vorbehaltlich der Ab— 
fürzung bei früher nachgemwiefener Befähigung in der 
Regel höchſtens ſechs Monate, für den Dienſt der 
Straßen- und Wafferbauvermwaltung, mit Ausſchluß 
der im $. 3 bezeichneten Stellen, ein Jahr betragen. 
Handelt es ih um Anftellungen im Büreaus oder 
Kaſſendienſt, fo fanıı die Probezeit mit Genehmigung 
der Staatlichen Auffichtsbehörde unter Buftimmung 
der zuftändigen Militärbehörde ausnahmsmeife bis 
auf die Dauer eine Jahres verlängert werden. 
Während der Anftellung auf Probe ift dem An- 
wärter das volle Stelleneinfommen, mwährend der 
Probedienftleiftung eine fortlaufende Remuneration 
von nicht weniger als Dreiviertheil des Stellen 
einkommens zu gewähren. 

14. Welche Subaltern- und Unterbeanitenftellen 
und, gegebenen Falle, in welcher Anzahl diejelben 
gemäß den vorftehenden Beftimmungen den Mtilitär- 
anmärtern vorzubehalten find, Hat die Communal-⸗ 
auffichtsbehörde feftzuftellen. Gegen dieſe Feſt— 
ftellung ift Die Bejchmerde zuläjlig. Stellen, wegen 
deren eine ſolche Feitftellung noch nicht jtattgefunden 
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hat, dürfen, infofern nit Militäranmwärter zur An- 
ftellung gelangen, oder das in dieſem Geſetze be- 
zügli” der Bejegung der Stellen mit Wtilitär- 
anmwärtern vnorgefchriebene Verfahren erledigt ift, bis 
zu der erfolgten Feſtſtellung nur widerruflich beſetzt 
werden. Die Anftellungsverhältniffe der Inhaber 
von ſolchen Stellen, welche gemäß den vorjtehenden 
Beftimmungen den Militäranmärtern vorzubehalten, 
dagegen ohne Verlegung der bisherigen Beftimmungen 
an nicht Verforgungsberedhtigte übertragen worden 
find, bleiben bierdurh unberührt. Gleihfalls un- 
berührt bleiben. bereit8 erworbene Anſprüche von 
Militäranmwärtern. 


Uebergangs- und Schlußbeftimmungen. 


15. Sind bei dem Inkrafttreten diefes Geſetzes 
Civilperſonen jeit mindeſtens drei Jahren in Stellen, 
welche denſelben nad) dem bisherigen Rechte ohne 
landesherrliche Verleihung der Berechtigung zu einer 
Anftelung nicht hätten übertragen werden dürfen, jo 
fönnen die Givilperjonen in diefen Stellen belafien 
werden. Gehören diefe Stellen zu denjenigen, welche 
gemäß den Vorfchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
den Militäranmwärtern theilmeife vorbehalten find, 
fo müflen frei werdende Stellen den Milttäranwärtern 
fo lange und in ununterbrocdhener Reihenfolge über- 
tragen werden, bis der den Militäranmärtern vor⸗ 
behaltene Theil erfüllt ift. 
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16. Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. Oktober 
1892 in Kraft. 

Mit diefem Zeitpunfte treten alle entgegen- 
jtehenden Beitimmungen, insbefonbere die Declaration 
wegen Berüdfichtigung invalider Militärperfonen 
bei Befegung ftädtifcher Pojten vom 29. Mai 1820 
(Bejeg-Samml. ©. 79), die Kabinetsorder, betreffend 
die Bejegung der Kämmereirendanten-und Communal⸗ 
faffenrendantenfjtellen, vom 1. Augujt 1835 (Gefeß- 
Samml. ©. 179) und der Allerhöchſte Erlaß, be- 
treffend die Verpfliddtung der Stadtgemeinden in ben 
neu erworbenen Xandestheilen zur Bejegung der be- 
foldeten ftädtifhen Unterbedientenftellen mit ver- 
forgungsberedtigten Militärinvaliden, vom 22. Sep- 
tember 1867 (Gefeg-Samml. ©. 1667) außer Kraft. 

Der Minifter des Innern und der Friegs- 
minifter find mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt und erlafjen die hierzu erforderlichen An⸗ 
ordnungen und Inſtruktionen. 


Urtundli unter Unſerer Höchfteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord Meiner Yadıt „Raiferabler”, 
Drontheim, den 21. Juli 1892. 


(L. 8.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. Thielen. 
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Minifterielle Ausführungsanweifung zum Militär: 
anwärter-Anftellungsgefeh vom 21. Buli 1892. 


Bom 30. September 1892 bezw. 1. Dezember 1899. 
(Minijterialblatt für die innere Verwaltung Jahrgang 1892 
©. 285, 1899 ©. 235.) 


Cirkular an fämmtlide Königlidhe Regie- 
rung8=- Bräjfidentenvom30. September 1892*) 
über Ausführung des Gejeges, betr. die Be- 
fegung der Subaltern- und Unterbeamten- 
ftellen in der Berwaltung der Communal- 
verbände mit Militäranwärtern. 


In Nummer 24 der Gejeg-Sammlung (©. 214) 
ift das Geſetz, betr. Die Bejegung der Subaltern- und 
Unterbeamtenjtellen in der Verwaltung der Commu⸗ 
nalverbände mit Militäranmwärtern, vom 21. Juli 
1892, zur Veröffentlihung gelangt. Daſſelbe tritt 
nad 8. 16 mit dem 1. Oftober d. Is. in Kraft. 

Zur Ausführung des Gejeges ertheile ich auf 
Grund des 8. 16 Abſ. 3 im Einverftändniffe mit 
dem Herrn Kriegsminiſter die nadjftehenden Wei— 
Jungen. 

Das Gejet verfolgt die Abficht, unter Aufhebung 

*) Abgeändert durch Allg. Vf. vom 1. Dezember 1899 
(M.⸗Bl. f. d. i. V. ©. 235), welche auf Grund der Belannt- 
machung des Bundesrathes vom 25. Zuli 1899 (Kentrals 
blatt für das Deutfche Reich ©. 268) ergangen ift, 


gm 
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der für die Stadtgemeinden, die Kreis- und Provin- 
zialverbände wegen der Anftellung von Militärin- 
validen zur Zeit bejtehenden Vorſchriften, die Grund- 
fäge, welche für die Reiche- und Staatsbehörden bei 
der Befegung ihrer Subaltern- und Unterbeamten⸗ 
ftelen mit Militäranwärtern gelten, auf Die Gom- 
munalverbände mit denjenigen Maßgaben zu über- 
tragen, welche aus der Verſchiedenheit der beiderfeitigen 
Verhältniſſe fich ergeben. Wie Die Vergleichung des 
Gefeges und jener „Grundſätze“ (Minift.-Bl. für Die 
innere Verwaltung 1882 ©. 225) ertennen läßt, ift 
der 8. 1 des Gefeges den SS. 1 und 2 der Grundfäte, 
es find ferner die SS. 3 bis 6 des Geſetzes den ent- 
fprechenden Paragraphen der Grundſätze, der 8. 7 des 
Geſetzes dem 8. 11 der Grundfäge faſt wörtlich nach— 
gebildet. Bei der Ausführung des Geſetzes iſt dem- 
nach im Allgemeinen in gleicher Weiſe zu verfahren, 
wie bei der Ausführung der „Grundſätze“ bisher 
verfahren worden iſt und weiterhin verfahren werden 
wird. 

Im Einzelnen iſt Folgendes zu beachten: 

1. Das Geſetz betrifft die Beſetzung von Sub- 
altern- und Unterbeamtenftellen. Welche 
folder Stellen und in welcher Anzahl diefelben den 
Militäranmärtern vorzubehalten find, ift nach den 
Beitimmungen des Gejeges gemäß 8. 14 von den 
Communalauffihtsbehörden feitzuftellen. 

In den Berichten, welche bei der Vorbereitung 
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des Entwurfs des Geſetzes erfurdert worden find, 
ift mehrfach die Auffaſſung zum Ausdrude gebradjt 
worden, daß Perfonen, welche in den gemerblichen 
Unternehmungen der Communalverbände bejchäftigt 
werden, überhaupt nicht Beamte feien und daß folg- 
lid) die Stellen diefer Perfonen bei der Bejegung der 
Subaltern- und Unterbeamtenjtellen der Communal- 
verbände von vornherein ausfchieden. Dieſe Auf- 
fafjung ift irrig. Wie das Königl. Ober-Vermaltung3- 
geriht in feiner Entfcheidung vom 20. November 
1891 (Entſch. Bd. 22 ©. 67) zutreffend ausgeführt 
bat, „kann die Eigenſchaft von Gemeindebeamten und 
mittelbaren Staatsbeamten auch ſolchen im Dienfte 
der Stadt ftehenden Perfonen zulommen, die keinerlei 
obrigfeitliche Befugniffe ausüben, jondern lediglich 
in indujtriellen oder ſonſt rein wirthſchaftlichen Be— 
trieben der Stadtgemeinde thätig find.” Hieraus 
folgt, wie das Ober-Verwaltungsgericht meiterhin 
dargelegt hat, nicht, daß alle diejenigen, welche eine 
Bemeindebehörde zu Dienften innerhalb eines ab- 
grenzten Geſchäftsbereichs beruft, allein ſchon aus 
diefem Grunde Gemeindebeamte find. Die Beforgung 
der Gejchäfte kann auch lediglich als eine privat- 
rechtliche Verpflihtung durch Vertrag übertragen 
werden, und Dies ift bei der Uebertragung von Ge- 
Ihäften in den gewerblichen Unternehmungen ber 
communalen und weiteren Verbände nicht felten der 
Fall. Ob in Fällen dieſer Art ein Beamten- oder 
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ein privatrechtlihes Dienftverhältniß befteht, ift in 
jedem einzelnen Falle eine weſentlich thatſächliche 
Frage, deren Beantwortung vornehmlich von der 
Würdigung derjenigen Umjtände abhängt, in denen 
der Wille der Betheiligten einen erkennbaren Aus- 
drud gefunden hat. 

Welche Beamtenitellen jodann als Gubaltern- 
und Unterbeamtenjtellen zu erachten jind, ift, fofern 
Zweifel in diefer Beziehung bejtehen, im Allgemeinen 
aus der Analogie der Feitfegungen über die den 
Militäranmwärtern im Preußiſchen Staatsdienjte vor- 
behaltenen Stellen zu beantworten, insbejondere im 
Hinblid auf das durch den Allerhöchiten Erlaß vom 
30. Juni 1885 (Minift.-Bl. ©. 165) genehmigte 
Gtellenverzeihniß und defjen Nachträge. Aus dem 
Umftande, daß im 8. 5 des Gejeges — abweichend 
von dem demfelben entjpredjenden 8.4 der Regierungs3- 
vorlage, und nur an diefer Stelle — auf die finn- 
gemäße Zugrundelegung der für. die Reichs- und 
Staatsbehörden jemeilig geltenden Stellenverzeichnifle 
für den Fall Ddiefes Paragraphen ausdrüdlich Hin- 
gewiefen morden ift, darf nicht gefolgert werden, 
daß die Stellenverzeichnijfe bei der Ausführung der 
88. 3, 4, 6 des Gejeges nicht gleichfalls Jinngemäß 
zu verwerthen jeien. Inſoweit aud) auf diefem Wege 
zu einem Ergebnifje nicht zu gelangen ift, wird grund- 
ſätzlich davon auszugehen fein, daß diejenigen Stellen, 
deren Inhabern eine felbitftändige Verwaltung über- 
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tragen ift, zu den Eubaltern- und Unterbeamten- 
ftelen nicht zu rechnen find. Es gilt dies beifpiels- 
mweife von den Stellen der Vorſteher der Irren-⸗, 
Heil⸗ und Pflegeanitalten, der Blinden Taubſtummen⸗, 
Bejlerungs- und Erziehungsanitalten, der commu= 
nalen Kur⸗ und Bade- Etabliffements, ferner der 
Branddireftoren, Standesbeamten, Polizei⸗Inſpee⸗ 
toren und ⸗Kommiſſare. 

Soweit hiernady dag Gejeg auf Beamtenftellen 
überhaupt Anwendung findet, iſt e8 unerheblich, ob 
die Stellen etatsmäßige oder nicht etatSmäßige find. 

2. UAnlangend die Frage, welche Verbände als 
Communalverbände im Sinne des 8. 1 zu gelten 
haben, fo gehören zu denfelben nicht nur die Yand- 
und Stadtgemeinden, die Kreife und Provinzen, 
fondern namentlich auch die in den alten Provinzen 
noch beitehenden communalftändifchen Verbände und 
die landſchaftlichen Verbände in der Provinz Han- 
nover, die hohenzollernfhhen Anıtsverbände, die Be- 
zirtsverbände der Regierungsbezirke Kaſſel und Wies- 
baden, der hohenzollernſche und der Lauenburgiſche 
Zandescommunalverband, ferner die aus Gemeinden 
bezw. aus Gemeinden und Gutsbezirfen für be- 
jtimmte communale Ymede gebildeten Verbände, Die 
Gejammtarmenverbände und Wegeverbände, die 
Bürgermeiftereien in der Rheinprovinz, die Aemter 
in Weftfalen, die Zweckverbände im Sinne der SS. 
128 ff. der Qandgemeinde-Ordnung vom 3. Juli 1891, 
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— nicht dagegen die landſchaftlichen Kreditver- 
bände. 

Im Uebrigen muß daran fejtgehalten werden, 
daß das Gefe nur von Beamten in der Verwaltung 
der Communalverbände ſpricht. Das Gefeg findet 
fomit feine Anwendung auf die Stellen ſolcher Per- 
fonen, welde, wie Dies 3. 3. in der Rheinprovinz 
und in Weftfalen nicht felten der Fall ift, lediglich 
in einem perſönlichen Dienftverhältniffe zu dem an 
der Spige des Communalverbandes ftehenden Be- 
amten fich befinden und für die Beforgung von Ge- 
Thäften in der diefem Beamten übertragenen commu= 
nalen Verwaltung aus dem demijelben bemilligten 
KRoftenaverjum bejoldet werden. 


Ergänzung zu Nr. 2. (Allg. Vf. v. 1. Dezember 1899 
M.-Bl. f. d. i. V. ©. 235.) 


Zu den Beamtenſtellen „in der Verwaltung der 
Communalverbände“ ($ 1 Gef. von 21. Juli 1892) 
gehören auch die Stellen in „ſtändiſchen und ſolchen 
Inſtituten, welche ganz oder zum Theil aus Mitteln 
. . . der Gemeinde unterhalten werden.” 


3. (Allg. Bf. v. 1. Dezember 1899 M.-BL. f. d. i. V. 
©. 235.) 

Während nad) dem Gefege vom ?1. Juli 1892 

(8. 1 al 2) der Gtellenanfpruh eines Inhabers 

des Givilverforgungsfcheins von der doppelten Be- 

Dingung abhängig war, daß derfelbe die Eigenfchaft 
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eines Preußiſchen Staatsangehörigen beſaß und aus 
dem Preußiſchen Reichsmilitärkontingente hervor—⸗ 
gegangen mar, iſt Durch die „Grundſätze“ des Bun- 
desraths die legtere Bedingung fortgefallen und die 
eritere dahin abgeändert worden, daß der Inhaber 
des Givilverforgungsiheins, um in Preußiſchen 
Communen u. ſ. f. den Anſpruch auf Berückſich⸗ 
tigung bei der Stellenbefegung zu haben, zwei 
Jahrelang imBeſitze derPreußiſchenStaats— 
angehörigkeit fein muß. Iſt hiernach im ein- 
zelnen Falle dieje letztere Bedingung erfüllt, fo ift 
es für den Anſpruch des Betreffenden gleichgiltig, 
vb er den Eivilverforgungsichein in einem preußifchen 
oder unter preußifcher Verwaltung ftehenden Mtilitär- 
fontingente bezw. in der Kaiſerlichen Marine oder 
in dem bayrifchen, Jächfifchen oder württembergifchen 
Militärkontingente erdient bat. Nur hinfichtlich der- 
jenigen Militäranmwärter, welche den Civilverſorgungs⸗ 
fein in einer militäriſch organifirten preußijchen 
Schutzmannſchaft oder in der preußifchen Gendar- 
merie erworben haben, verbleibt e8 bei der Be- 
ftimmung des 8. 1 al. 2 des Gefeges vom 21. Yuli 
1892. 

4. Nach 8. 3 der „Grundfäge” find die aus: 
ſchließlich mit Militäranwärtern zu befegenden 
Stellen im Kanzleidienſte diejenigen, deren Inhabern 
lediglich die Beſorgung des Schreibwerks obliegt. 

Das Wort „lediglid” fehlt im Gefege. Im 
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Sinne des le&teren gehören zu den Stellen im Kanz⸗ 
leidienft auch diejenigen, deren Inhaber außer dem 
Schreibwerf nebenbei und in geringem Umfange aud 
ſonſtige Dienfte zu beforgen haben, wogegen zu diefer 
Stellen diejenigen nicht gehören, deren Inhaber nır 
nebenbei auch zur Beforgung des Schreibwerfs und 
der Damit zufammenhängenden Dienſtverrichtungen 
herangezogen werden. Das Geſetz hat dem Umſtande 
Rechnung getragen, daß namentlich in den Verwal⸗ 
tungen der Heinen Gommunalverbände, Kanzlei⸗ und 
fonftiger Bureaudienft nicht immer ſcharf geſchieden 
find. 

5. Die Vorſchrift im 8 3 des Geſetzes megen 
der Lohnſchreiber findet auf junge Leute feine An— 
wendung, die, was namentlich bei den Verwaltungen 
der Communalverbände vielfach zutrifft, zwar beim 
Schreibwerf etwa auch gegen eine mäßige Vergütung 
beſchäftigt werden, indefjen der Hauptfache nad) doch 
nur, um für den ſpäteren Dienft als Gubaltern- 
beamte vorbereitet zu werden. Es bedarf im 
Uebrigen feines Hinmweifes darauf, daß eine Der- 
artige Beichäftigung nicht dazu dienen darf, um 
Stellen, welche Militäranmärtern vorzubehalten find, 
denfelben thatfächlich zu entziehen. 

6. Nach 8. 3 der „Grundſätze“ find ausſchließlich 
mit Militäranmwärtern zu befegen: ſämmtliche Stellen, 
deren Obliegenheiten im Wefentlien in mechanifchen 
Dienftleiftungen beftehen und feine techniſchen Kennt⸗ 
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nifje erfordern. Das Nichterforderniß der technifchen 
Kenntniffe fehlt im 8. 3 des Geſetzes. ES hat Hier- 
Durch jedoch feine Abweichung von den „Srundfägen“ 
herbeigeführt werden follen, fondern es ift bei Auf- 
ftelung des Entwurfs des Geſetzes Davon ausge- 
gangen worden, daß Obliegendheiten, die im Wefent- 
lichen in mechaniſchen Pienftleiftungen bejtehen, 
überhaupt nicht technifche Kenntniffe erfordern werden, 
daß fomit die Vorausfegung des Nichterfordernifies 
von techniſchen Kenntniffen einer befonderen Hervor- 
bebung im Gefege nicht bedarf. 

7. Bei der Berathung der NRegierungsvorlage 
in der Sigung des Herrenhaufes vom 15. Juni d. J. 
Sten. B. ©. 315) ift eine Entfcheidung darüber in 
Anregung gebracht worden, ob die Stellen der Po— 
lizeifergeanten als ſolche anzufehen find, deren Ob- 
liegenheiten im Wefentliden in mechanischen Dienſt⸗ 
leiftungen beftehen und die daher gemäß 8. 3 des 
Geſetzes ausſchließlich mit Militäranmwärtern zu be- 
fegen find, oder ob die Bejegung dieſer Stellen fi 
nach den Beitimmungen im $. 5 des Geſetzes regele. 
Bisher ift, ſoviel befannt, bei den VBermaltungs- 
behörden im Allgemeinen davon ausgegangen worden, 
daß die Stellen der Polizeifergeanten zu denjenigen 
zu rechnen jeien, deren Obliegenheiten im Wefentlichen 
in mechaniſchen Dienftleiftungen bejtehen. Auch ift 
ein Unterfchied für die Ausführung des Gejeges, je 
nachdem auf die Befegung dieſer Stellen der 8. 3 

Kremsti, Kommunalbeamtengejeggebung. 10 
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oder der 8. 5 Des Gejeges Anwendung findet, faum 
erfennbar, weil nad) dem durch den Allerhöcjiten 
Erlaß vom 30. Juni 1885 (M.Bl. ©. 165) geneb- 
migten, im 8. 5 bezogenen Stellenverzeichniß unter 
VII, 3 die Stellen der Polizeimachtmeifter und 
Schugmänner im Königlichen Dienſt, denen die 
Stellen der Poligeimachtmeijter und Polizeifergeanten 
in den Stadtgemeinden infomweit gleichzuſtellen find, 
in der Regel ſämmtlich mit Militäranwärtern bejegt 
werden jollen. Gleichwohl bin ih im Hinblid auf 
die bei der Beratung der Regierungsporlage im 
Herrenhaufe von dem Vertreter der Staatsregierung 
gegebene Zufage damit einverjtanden, daß der in 
Anregung gebrachte Zweifel geprüft und daß nament- 
li) erwogen werde, ob in den dazu geeigneten Fällen 
einzelne Stellen der Polizeiwachtmeiſter und Polizei- 
jergeanten in den Communalverbänden, analog der 
im Stellenverzeichniffe vorgefehenen Ausnahme wegen 
des im Kriminaldienft verwendeten PBerjonal3 von 
der ausſchließlichen Bejegung mit Militäranmwärtern 
auszunehmen find. 

8. 8. 4 des Geſetzes ſpricht — im Gegenfage zu 
8. 5 deſſelben — nur von den Stellen der Subaltern- 
beamten im Büreaudienſte. Es gehören hierhin 
namentlih die Stellen im Journal», Regiſtratur⸗, 
Erpeditiong-, Kalkulator- und Kaffendienite. 

Bon der Negel, wonach diefe Stellen mindejtens 
zur Hälfte mit Militäranmärtern zu befegen find, 
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ift unter Ziffer 1 eine Ausnahme bezüglich derjenigen 
Stellen nachgelaſſen, für welche eine befondere mwifjen- 
ſchaftliche oder techniſche Vorbildung erfordert wird. 
Zu biefen letzteren Stellen find diejenigen der Se: 
fretäre in größeren. Communalvermwaltungen, ins⸗ 
bejondere auch der Kreisausſchuß-Sekretäre ebenſo 
wenig zu rechnen, wie nad) den „Grundſätzen“ Die 
Stellen der Setretäre bei den Oberpräfidien und 
Regierungen. Dagegen werden die beregten Stellen 
gleich den Stellen der Sekretäre bei den Oberpräfi- 
dien 2c.,, den Militäranmwärtern nur im Wege des 
Yufrüdens zugänglich zu maden fein. Iſt die Mög⸗ 
lichfeit des Aufrüdens ausgeſchloſſen, weil — mas 
bei den Kreisausſchuß⸗Verwaltungen in der Regel 
der Fall fein wird — e8 an einer Klaſſe von Be- 
amten fehlt, aus welcher aufgerückt werden Tann, fo 
muß nad 8. 6 Abſ. 3 des Gefeges eine Stelle der 
erwähnten Art den Militäranmwärtern vorbehalten oder 
verfagt bleiben, je nachdem fie, unter Berüdjichtigung 
der Anforderungen des Dienjtes zur Bejegung mit 
einem Militäranmärter geeignet oder nicht geeignet ift. 


BZufag: (Ullg Bf. vom 1. Dezember 1899 
M.-BL. ©. 235.) 


Weiterhin ift aus den den „Grundfägen” des 
Bundesraths beigegebenen „Erläuterungen“ hervor: 
zubeben, daß bei Bejegung der den Militäranmärtern 
ausfchließlid oder zum Theil vorbehaltenen Stellen, 

. 10* 
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welde nur im Wege des Aufrüdens erreicht werden 
fönnen, bei fonft gleichen Borausfegungen Hinfichtlich 
der Qualification ehemalige Wtilitäranmwärter hinter 
anderen Angeftellten nicht zurüdgefegt werden Dürfen. 

Im Uebrigen made id), was insbefondere die 
Stadtfefretäre betrifft, darauf aufmerffam, daß dem 
Zitel, welcher einem Beamten gegeben wird, eine be- 
deutende Entfheidung für die Frage, in welcher 
Weiſe Die Beitimmungen des Geſetzes auf den Stellen- 
inbaber in Anwendung zu bringen find, nicht bei- 
zulegen ijt; entjcheidend find die Funktionen, melde 
der Stelleninhbaber zu erfüllen hat. Es ergiebt fi 
hieraus, daß die Stellen ſolcher Stadtſekretäre, die 
wie es vielfad) in Eleineren Communalverbänden der 
Tall ift, vornehmlich mit den untergeordneteren Ge⸗ 
ſchäften im Büreaubdienjt beauftragt find, nicht zu 
denjenigen gerechnet werden Dürfen, die nur im Wege 
des Aufrüdens zu erlangen find, daß diefelben den 
Militäranmärtern vielmehr ohne eine ſolche Ein- 
ſchränkung zugänglich gehalten werden müffen. 

Bezüglich der eigenartigen Stellen der Stadt- 
jelretäre in der Provinz Hannover (88. 41, 46, 56 
der dortigen Städteordnung vom 24. Juni 1858) ver- 
bleibt eg auch weiterhin dabei, daß dieſelben den 
Militäranmärtern nicht vorzubehalten find. 

9. Was die im $. 4 unter Ziffer 2 erwähnten 
Kaffenbeamten betrifft, jo find bei der Beratdung der 
Regierungsporlage in den Sigungen des Haufes Der 
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Abgeordneten vom 30. und 31. Mai d. %. (Sten. 
Ber. ©. 193 ff. und ©. 1960 ff.) die Verhältnifje der 
Gegenbudführer und Kaffenreviforen in einigen 
größeren jtädtifhen Verwaltungen der Provinz Weit: 
falen eingehend erörtert worden. Wie jchon zu 
Biffer 8 bemerkt, ift der Titel eines Beamten für 
die Anwendung des Gefeßes auf die Bejegung der 
Stelle des Beamten nit von entfcheidender Bedeu- 
tung. Snfofern daher insbefondere die Gegenbud;- 
jührer berufen jind, Kafjfengelder einzunehmen, zu 
verwahren oder auszugeben, fallen fie unter Die 
Ausnahmebeftimmung des 8. 4 Ziffer 2. Im Uebrigen 
wird, was insbefondere die Reviſoren betrifft, zu 
prüfen fein, ob die Stellen derjelben denjenigen bei- 
zuzählen find, welche den Militäranmwärtern nur im 
Mege des Aufrüdens mindejtens zur Hälfte vor- 
behalten bleiben können. 

10. Während die im 8. 3 des Geſetzes bezeichneten 
Unterbeamtenftellen ausjchließli und die im $. 4 
deſſelben bezeichneten Stellen der Subalternbeamten 
im Büreaubdienjst mindeftens zur Hälfte mit Dtili- 
täranmwärtern zu befegen find, jollen alle übrigen 
Unterbeamten- und Subalternbeamtenjtellen gemäß 
8. 5 nur unter Berüdfichtigung der Anforderungen 
bes Dienjtes und unter finngemäßer Zugrundelegung 
der für die Reichs- und Staatsbehörden jemeilig 
geltenden Verzeichniffe über die den Militäranmär- 
tern vorbehaltenen Stellen mit Militäranmwärtern be- 


gm. 
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fegt werden. Es ift ſchon darauf hingewieſen worden, 
daß der Zufag „und unter finngemäßer Zugrunde- 
legung ꝛc.“ auf einem Beſchluſſe des Abgeordneten 
haufes beruft. Im 8. 5 der Grundfäße iſt Die Be- 
rüdfihtigung der Anforderungen des Dienjtes als 
ausschließlich maßgebend Hingeftellt, und dafjelbe war 
aud im 8. 4 der Regierungsvorlage gejchehen. Bei 
der Ausführung des Gejeges wird darauf zu halten 
fein, daß, wo megen der Verſchiedenheit der Ver⸗ 
waltungen und deren Aufgaben die Anforderungen 
des Dienſtes und die finngemäße Zugrundelegung 
jener Verzeichniffe fi nicht ohne Weiteres deden, 
die Anforderungen des Dienſtes in erfter Linie zu 
berüdjichtigen find. 

11. Die Beftimmung im $. 6 Abſ. 1 hat während 
der Berathung des Entwurfs des Gefeges im Land- 
tage zu vielfachen Erörterungen Anlaß gegeben. 

Bur Erläuterung der Anordnung nehme ich auf 
dag während der kommiſſariſchen Beratbung des 
Entwurfs im Haufe der Abgeordneten von dem 
Bertreter der Regierung Eonjtruirte Beifpiel ergebenft 
Bezug (H. d. Abg. Drudi. Nr. 205, ©. 13). 

12. Unter den Bedienjteten im Sinne des $. 7 
Biffer 5, deren im $. 10 Ziffer 3 der „Grundſätze“ 
feine Erwähnung geſchieht, find ſolche Perſonen zu 
veritehen, die durch Privatvertrag in den Communal- 
dienst aufgenommen worden find. Es fol den Com⸗ 
munalverbänden die Möglichkeit gewährt merben, 
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ſolche Perſonen, die zur ferneren Verrichtung eines 
vielleicht anftrengenden, bejondere körperliche Tüchtig⸗ 
teit erfordernden Dienftes untauglid) geworden find, 
in leichteren Stellen noch zu verwenden, die an fich 
mit Militäranmwärtern zu bejegen fein mürden. 
Macht ein Communalverband von dem ihm hiernad) 
gewährten Rechte Gebrauch, fo hat jedoch gemäß 8.8 
Abf. 2 die Dort angeordnete Ausgleihung zu erfolgen. 

13. Gemäß 8. 8 des Gejeßes find Stellen, welche 
den Militäranmwärtern nur theilmeife (zur Hälfte 
u. f. mw.) vorbehalten find, bei eintretenden Vakanzen in 
einer dem Antbeilsverhältnifje entſprechenden Reihen- 
folge mit Militäranmwärtern oder Eivilperfonen zu 
bejegen, alfo in denjenigen Fällen, in melden die 
Hälfte der Stellen den Militäranmwärtern vorbehalten 
ift, abmwechfelnd mit Militäranmwärtern und Eivil- 
perjonen. Die Bedeutung diefer, dem 8. 11 der 
„Grundſätze“ entſprechenden Borfchrift tritt Kar zu 
Tage, fobald beijpielsmweije der Fall berüdfichtigt wird, 
daß die Zahl der Stellen, welche den Militäranmwärtern 
zur Hälfte vorbehalten ift, eine ungrade ift. 

Abſatz 3 des 8. 8, für welchen fich ein Vorgang 
in den „Grundſätzen“ nicht findet, fol, wie fih aus 
dem Berichte der mit der Berathung des Entwurfs 
im Herrenhauſe beauftragt gemwefenen Kommiſſion 
ergiebt, Den befonderen Intereſſen der Communal- 
verbände Rechnung tragen, welche e8 für dieſe Ber- 
bände mitunter wünſchenswerth machen, an Die 
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Snnebaltung der Regel bei Bejegung einer Stelle 
nit unter allen Umftänden gebunden zu fein (Herren- 
haus, Seffion 1892, Drudf. Nr. 61, ©. 8 ff.). 

Im Uebrigen fann es nicht zweifelhaft fein, 
daß, wenn Stellen den Militäranwärtern, beifpiels- 
weije zur Hälfte vorbehalten find und eine vacant 
gewordene Stelle, welche nad) der bejtehenden Reihen- 
folge mit einem Militäranmärter zu befeßen fein würde, 
mit einer Eivilperfon befegt wird, weil die Bejegung 
mit einem Militäranmärter Mangels einer Bewerbung 
nit ausführbar ijt, die nächſte frei werdende Stelle 
wiederum mit einer Givilperfon befegt werden darf. 

14. Gemäß $. 10 des Gejeges find Bewerbungen 
um noch nicht frei gewordene Stellen alljährlich zum 
1. Dezember zu erneuern, widrigenfalls diefelben als 
erloſchen gelten. 

Bei der Benadrichtigung über die erfolgte No- 
tirung find die Militäranmwärter hierauf mit dem 
Bemerken Hinzumeifen, daß die Erneuerung behufs 
Bermeidung des angegebenen Nadhtheils alljährlich bis 
zum 1. Dezember, das erſte Mal bis zum 1. Dezember 
des auf die Notirung folgenden Kalenderjahres bei 
der Anjtellungsbehörde eingegangen fein muß. 

15. Gemäß $. 9 des Geſetzes Haben fich die 
Militäranmärter um die von ihnen begehrten Stellen 
bei den Anftellungsbehörden zu bewerben. 

Mit Bezug hierauf bemerfe ich, daß Militär 
anmärtern, deren Livil-Verjorgungsichein abhanden 
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gekommen ift, ein neuer Schein nicht ausgefertigt, 
fondern von dem betreffenden General-fommando 
eine Beicheinigung dahin ertheilt wird, daß und 
wann ihnen ein Verſorgungsſchein ausgeftellt ift. 

16. Nah 8. 11 des Geſetzes müſſen Stellen, 
melde mit Militäranmwärtern zu bejegen find, im 
Falle der Erledigung und wenn feine Bewerbungen 
von Militäranmwärtern für diefelben vorliegen, Gei- 
tens der Anjtellungsbehörde der zuftändigen Militär- 
behörde behufs der Bekanntmachung mitteljt Ein- 
reihung einer Nachmeifung bezeichnet werden. 

Die Bezeichnung bat nadträglich zu erfolgen, 
wenn eine vorliegende Bewerbung nicht zur Beſetzung 
der Stelle mit einem Militäranmärter geführt bat, 
etwa aus dem Grunde, weil der Bewerber zurüd- 
getreten ift oder bei der Anftellung auf Probe ſich 
nicht als befähigt erwieſen hat. 

Die Nahmeifung ift nad) dem anliegenden 
Mufter A einzureichen. 

Bujtändige Militärbehörden find zur Zeit: 

a) für den Bezirk des I. Armeelorps das Bezirks⸗ 
kommando Braungsberg, 

b) für den Bezirk des II. Armeelorps das Bezirks- 
fommando Gtettin, 

c) für den Bezirk des III. Armeekorps das Bezirks 
fommando Potsdam, 

d) für den Bezirk des IV. Armeekorps das Bezirks⸗ 
fommando Magdeburg, 
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e) für den Bezirk des V. Armeekorps das Bezirks⸗ 
kommando Neuſalz a. O., 

f) für den Bezirk des VI. Armeekorps das Bezirks⸗ 
kommando Breslau II, 


'g) für ben Bezirk des VII. Armeekorps das Bezirks- 


fommando Münfter, 

h) für den Bezirf des VIII. Armeetorps das Be- 
zirkskommando Coblenz, 

i) für den Bezirk des IX. Armeelorps das Bezirks- 
fommando Schleswig, 

k) für den Bezirk des X. Armeeforps das Bezirfs- 
fommando Hildesheim, 

I) für den Bezirf des XI. Armeekorps das Bezirts- 
fommando Marburg, 

m) für den Bezirk des XVII. Armeelorps das Be- 
zirtstommando Marienburg, 

n) für den Bezirk des XVIII Armeeforps 
das Bezirfsfommando Fulda. 
Da die Nachweiſungen Seitens der vorbezeich- 


neten Vermittelungsbebörden jeden Sonnabend ab- 
geſchloſſen und der Redaktion des Deutfchen Reichs- 
und Königlich Preußifchen Staatsanzeigers eingefandt 
werden, fo liegt es im eigenen Intereſſe der Com- 
munalverbände, bei der Einreichung einer Nachweiſung 
den angegebenen Termin inne zu balten. 


Sodann aber ift darauf Hinzumirfen, daß Die 


Communalbehörden Verzeichniffe derjenigen Militär- 
anmärter anlegen, welche fi zu den mit Militär- 
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anmwärtern zu bejegenden Stellen ſchon vor der Be— 
fanntmadjung der Erledigung dieſer Stellen gemeldet 
haben und daß bei Befegung der Stellen auf der- 
artige Meldungen — infofern das dienftliche Intereſſe 
nit entgegenfteht — thunlichft gerüdfichtigt werde. 


Zufag: Allg. Berf. vom 1. Dezember 1899. 
(M.Bl. ©. 235.) 


An Ausdehnung der Vorſchrift am Ende der 
Nr. 16 der Anmeifung vom 30. September 1892 
und der Berfügung vom 25. November 1898 
(Min.BL 1899 ©. 4) werden die Gemeinde- u. . f. 
Behörden für die Zulunft verpflichtet, die aus der 
Anlage erfichtliden Verzeichniffe über Bewerbungen 
von Militäranwärtern um noch nicht erledigte Stellen 
zu führen, auch darin in einem erſten Abfchnitt Die 
Bewerbung von Unteroffizieren nachzuweiſen, welche 
mindeſtens acht Jahre im Heere oder in der Marine 
aftiv gedient haben, und deshalb ein VBorzugsrecht 
bei der Stellenbefegung genießen follen. innerhalb 
jeder der hiernach zu bildenden Klaſſen der civil- 
verforgungsberechtigten Stellenanmärter ift bei der 
Einberufung die Reihenfolge in der Bewerberlifte 
in Betracht zu ziehen. Die Anftellungsbehörden find 
jedoh nicht unbedingt an Die Innehaltung der 
Reihenfolge gebunden, jondern zu Abmeichungen 
innerhalb jeder Ddiefer beiden Anmärterflafien be- 
techtigt, jofern dieſe Abweichungen nach ihrem pflicht- 
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mäßigen Ermeſſen durch dienſtliche Rüdfichten bedingt 
werden. 

17. Nach erfolgter etatSmäßiger Anftellung des 
Militäranwärters (8. 9 des Gefetes) ift der Civil— 
verſorgungsſchein dem Militäranwärter abzunehmen 
und zu den Alten zu bringen. Die Anjtellungs- 
behörden haben die WBermittelungsbehörden am 
Schlufje eines jeden Vierteljahres von den erfolgten 
Anſtellungen durch Zufendung einer Nachweiſung 
nad) Anlage B zu benachrichtigen. 

Sceidet der Militäranmärter aus der ihm über- 
tragenen Gtelle freimillig, aber ohne Anfprud auf 
Penfion aus, jo ift ihm der Civilverſorgungsſchein 
mit einem entſprechenden Vermerk zurüdzugeben. 

Erfolgt das Ausjcheiden unfreimillig, jo find 
die Gründe deflelben in dem Givilverforgungsichein 
zu vermerken, bevor deſſen Rückgabe erfolgt. Hat 
die unfreimwillige Entlafjung eines Militäranmärters 
in Folge eines nicht ehrenhaften Verhaltens oder 
wegen fortgefegt fchlechter Dienftführung jtattgefunden, 
fo ift dies in dem Civilverſorgungsſchein gleihfalls 
zu vermerfen. Der Inhaber verliert in ſolchem Falle 
den Anjpruch auf weitere Berüdfichtigung. 

Ingleichen erliſcht der Eivilverforgungsichein, ſo⸗ 
bald ſein Inhaber aus dem Civildienſt mit Penſion 
in den Ruheſtand tritt. Eine Rückgabe des Eivil- 
verjorgungsfcheines findet in dieſem Falle nicht jtatt. 

18. Gemäß 8. 12 Abjat 2 des Gejeges fünnen 
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zu vorübergehender Beichäftigung als Hülfsarbeiter 
oder Vertreter aud) Nichtverforgungsberedhtigte an- 
genommen werden. Der Vorbehalt im 8. 9 Abſatz 3 
der „Grundſätze“: „falls qualificirte Militäranmwärter 
nicht vorhanden find u. f. mw.” Hat in dem Gefeße 
Aufnahme nicht gefunden. Die vorübergehende Be- 
Ihäftigung Nichtverſorgungsberechtigter darf fich aber 
nit zu einer Umgehung der Borjchriften des Ge- 
jeßes geftalten, nach welchen Verſorgungsberechtigte 
anzuftellen find. 

19. Die genügende Befähigung im Sinne des 
8. 18 Abf. 1 des Geſetzes begreift die ausreichende 
förperliche und geiftige Befähigung in fi. Darüber, 
ob der Bewerber genügende Befähigung befitt, ent- 
ſcheidet auf Beſchwerde die ftaatlidhe Aufſichtsbehörde. 
Hat zur Beurtheilung der Befähigung eine Prüfung 
ftattgefunden, deren Ergebniß für den Bewerber un- 
günftig ausgefallen ift, jo wird — menn feine be- 
fonderen Bedenken entgegenftehen — die Enticheidung 
der Auffichtsbehörde nur auf der Grundlage des 
pflihtmäßigen Ermefjens der Prüfungsbehörde er- 
folgen fünnen. Daß bei den abzulegenden Prüfungen 
an die Militäranwärter feine höheren Anforderungen 
geitellt werden dürfen, als an andere Anwärter, 
wird kaum einer bejonderen Herporhebung bedürfen. 
Stellenanmwärter, welche ſich noch im aktiven Wtilitär- 
dienst befinden, werden auf Beranlaffung der An- 
ftellungsbebörde durch die vorgefegte Militärbehörde 
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für die Dauer der Probezeit bezw. informatorifchen 
Beichäftigung abeommandirt. 

Die Faſſung im vorlegten Satze des 8. 13 Abſ. 3, 
welche von „Anſtellungen im Büreau⸗- oder Caſſen— 
dienſte“ lautet und ſich in der Regierungsvorlage 
nicht findet, iſt inſofern unzutreffend, als der Caſſen⸗ 
dienst Büreaudienſt iſt, wie ſich auch aus dem 8. 4 
des Geſetzes ergiebt. 

20. Der Umſtand, daß die Vorſchriften im 
8. 22 Abſ. 3 und 4 der „Grundſätze ꝛc.“ in das 
Geſetz nicht aufgenommen worden ſind, darf nicht 
zu der Annahme führen, Daß dag Geſetz etwa voraus⸗ 
fege, daß die aus Militäranmärtern hervorgegangenen 
Subaltern- und Unterbeamten im Communaldienfte 
befonderen Beſchränkungen hinſichtlich des Aufrückens 
in höhere Stellen unterworfen ſeien. Es wird viel- 
mehr bei pafjender Gelegenheit und in geeigneter 
Weiſe darauf binzumirfen fein, daß diefen Beamten 
Gelegenheit zur Erwerbung der Befähigung für das 
Aufrüden in höhere Dienjtftellen geboten wird. SYmı 
Uebrigen erſcheint eg nicht zweifelhaft, daß das Geſetz 
auch in Anſehung der ehemaligen Militäranmwärter 
den Communalverbänden freie Hand darin gelafjen 
hat, welche ihrer Subaltern- und Unterbeamten fie 
in höhere oder beſſer dotirte Stellen aufrüden laſſen 
mollen. | 

21. Bum Bmwede der gemäß $. 14 des Gejeges 
von der Communalauffiisbehörde zu treffenden 
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Feſtſtellung, welche Subaltern- und Unterbeamten- 
itellen und in welcher Anzahl diefelben den Militär- 
anmwärtern vorzubehalten find, hat die Auffichts- 
behörde erjter Inſtanz von den ihr unterftellten 
GCommunalbehörden ein nad) Klaffen (8. 6 Abf. 2 
des Geſetzes) zu ordnendes Verzeichniß der fammt- 
lihen Subaltern- und Unterbeamtenftellen zu er: 
fordern, welche am 1. Oftober d. %8., al$ am Tage 
des Inkrafttretens des Gefeges, im Dienſte des 
Communalverbandes vorhanden find. Bei der Ein- 
reichung des Verzeichnifjes hat die Communalbehörde 
fih darüber zu äußern, ob und bejahendenfalls, 
welche Stellen in ihrer Verwaltung noch außerdem 
beftehen, jedod, weil lediglich auf Grund eines 
Dienftvertrages zu beſetzen Wergl. Ziffer 1), in das 
Verzeichniß der Subaltern- und Unterbeamtenſtellen 
nicht aufgenommen worden ſind. Entſtehendenfalls 
iſt bezüglich dieſer letzteren Stellen ein zweites Ber- 
zeichniß einzureichen. 

Nach ſtattgehabter Prüfung der Vorlagen ſind 
ſodann die weiteren Anordnungen im Sinne des 
Geſetzes zu treffen. 

22. Die Communalbehörden haben die Ver— 
zeichniffe fortzuführen und Die eingetretenen Ber- 
änderungen den Communalaufſichtsbehörden anzu= 
zeigen. Die Fortführung muß in der Art erfolgen, 
daß aus den Verzeichniffen erfichtlich ift, ob bei Be- 
fegung der Subaltern- und Uinterbeamtenftellen des 
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Communalverbandes nad) den Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes verfahren, insbeſondere, ob in den geeigneten 
Fällen eine Ausgleichung herbeigeführt worden iſt. 

Die Communalaufſichtsbehörden find verpflichtet, 
die in ihrem Verwaltungsbezirk für Militäranmärter 
ermittelten Stellen den zujtändigen Militärbehörden 
auf Erfordern mitzutheilen. 

Em. Hochmohlgeboren erjuche ich ergebenft, ge 
fälligjt das zur Ausführung des Geſetzes Erforder- 
liche für den dortigen Bezirk, ſoweit es fi um 
Gommunalverbände Handelt, weldhe Ihrer Aufficht 
unterftellt find, hiernach alsbald in die Wege zu 
leiten, aud) in Zufunft in geeigneter Weife darüber 
zu wachen, daß bei der Bejegung der unter das 
Geſetz fallenden Steller nad) Maßgabe der Be- 
ftimmungen des Geſetzes verfahren werde. 

Berlin, den 30. September 1892, 

Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


Abſchrift des vorftehenden Erlaſſes laſſe ich 
Em. Excellenz zur gefälligen Kenntnißnahme und 
weiteren Veranlaſſung bezüglich derjenigenCommunal- 
verbände ganz ergebenft zugehen, weldde in erfter 
Inſtanz Ihrer Aufficht unterjtellt find. 

Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


An ſämmtliche Königl. Ober-Präfidenten. 
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IV. Beamte der Sandgemeinden. 
8.3.6. 88. 1—7, 18. 
1. 
Fandgemeindeordnung für die Rheinprovini 
vom 23. Juli 1845 
(G.S. ©. 523) 
in der heute gültigen Faflung. 
Aenderungen find erfolgt durch 
1. das Geſetz betreffend die Gemeindeverfaffung 
in der Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 (G.S. 
©. 435); 
2. das Gefeß über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195); —— 
3. das Geſetz über die Zuſtändigkeit der Der- 
waltungs- und VBermwaltungsgericötsbehörden 
vom 1. Auguſt 1883 (G. S. ©. 237); 
4. die Kreisordnung für die Rheinprovinz vom 
30. Mai 1887 (G.S. ©. 209). 
vo. Bitter, Ergänzungsband zu Brauchitſch für 
die Rheinprovinz. Berlin 1887, ©. 4 ff. 
A. Beamte der Landgemeinden, ausſchließlich der Gemeindeeinnchmer. 
(K.B.G. 88. 1--7, 18.) 


Vorbemerkung: Die Rheinifche Landgemeinde- 
ordnung fennt nur ehrenamtlidhe Gemeinde. 


— vorſteher (Rh.L. G.O. 8.75, fiehe V. A. am Ende. 
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Dagegen ift die Anftelung befoldeter Unter» 
beamter und Diener zuläffig. 


Rheinifche Landgemeindeordnung vom 23. Zuli 1845 
(G.S. ©. 523). 


78. Sp weit zum Dienst der Gemeinden Unter- 
beamte und Diener erforderlich find, werden dieſe, 
wenn fie zu blos mechaniſchen Dienitleiftungen be= 
ftimmt find, von dem Bürgermeifter, nachdem der 
Gemeinderath mit feiner Erklärung über die Würdig- 
feit des Anguftellenden gutachtlich gehört worden 
itt, ernannt, ſonſt aber von dem Gemeinderathe 
gewählt. Auf die Wahl und Bejtätigung dieſer 
Beamten finden die Borfchriften im 8. 72 Anwendung 
(Rh.Kr.O. 8. 26 Abf. 1). Die Anftellung muß auf 
Lebenszeit erfolgen, ſoweit dies durch das Gefeg für 
gewiſſe Functionen des Beamten vorgejchrieben ijt. 
72 erjet durch Art. 20 Gef. v. 15. Mat 1856 (G.©. ©. 435). 

Der Gemeindevorfteher wird von dem Gemeinde- 
rathe aus der Zahl der zur Ausübung des Stimm- 
rechts befähigten Gemeindemitglieder auf die Dauer 
von 6 Jahren durch abjolute Stimmenmehrheit ge- 
wählt (Rh. Kr.O. 8. 23). Derfelbe muß im Gemeinde- 
bezirfe wohnen und die zu feinen Gefchäften nöthigen 
Kenntniſſe befigen. Die Wahl erfolgt nach näherer 
Vorſchrift des der SKreisordnung für die Nhein- 
provinz beigefügten Wahlreglements. 

Der Gewählte bedarf der Beitätigung durch den 


Landrath. 
11* 
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Bor der Beitätigung ift der Bürgermeifter mit 
feinem Gutachten zu hören. 

Die Beitätigung kann unter Zuftimmung des 
Kreisausſchuſſes verfagt werden. 

Wird die Beftätigung verjagt, fo ift eine Neu— 
wahl anzuordnen. Erhält auch dieje die Bejtätigung 
nicht, fo ernennt der Landrath auf den Vorjchlag 
de8 Bürgermeijter8 unter Zuftimmung des Kreis- 
ausfchuffes einen Stellvertreter auf jo lange, bis 
eine erneute Wahl die Beftätigung erlangt hat. Das— 
felbe findet jtatt, wenn feine Wahl zu Stande fommt. 


B Genmeindeeinuchmer. 
(K.B.G. 88. 1-7, 12—15, 19.) 
Rheiniſche Landgemeindeordnung vom 23. Juli 1845 
(©. ©. 523). 
79, In Beziehung auf die Verwaltung der 
Gemeindelaffen bleibt eg dem Beichlufje der Bürger- 
meijterei-VBerfammlung überlafien, ob ſolche dem 


* Elementarerheber der Ddirecten Steuern übertragen, 


oder ob ein befonderer Genteindeerheber- für ſämmt— 


liche Gemeinden der Bürgermeifterei bejtellt werden 


foll. Entfcheidet fich die Verfammlung nicht für das 
legtere, jo wird die Verwaltung der Gemeindekaſſen 
dem Steuererheber für die ganze Dauer feiner Amts- 
zeit übertragen. Beſchließt die Verfammlung da- 
gegen die Anjtellung eines eigenen Einnehmers, fo 
wird derjelbe von der Bürgermeiftereiverfammtlung 
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gewählt (Rh. Kr.O. 8. 26 Abſ. 1).*) In beiden Fallen 
ift der Betrag der Remuneration fomwie der Kaution 
des Erhebers nad) Bernehmung der Bürgermeifterei- 
verfammlung, und zwar der eritere von dem Kreis⸗ 
ausfchuffe, der Iettere von dem Landrathe zu be= 
ftimmen (3.6. $. 32 Nr. 4 und 8. 24 Abſ. 1). 


2. 
Pandgemeindeordnung für die Provinz Weftfalen 
vom 19. März 1856 (8.6. ©. 265) 
abgeändert durch die Wejtfälifche Kreisordnung vom 


31. Juli 1886 (G.S. ©. 217) und das Zujtändigfeit3- 
gefeg vom 1. Auguft 1883 (G. S. ©. 237). 
Graunbehrens, Weftfältiche Gemeindeverfafiungsgeieke. 
Ergänzungsband zu Brauditih, Berlin 1887). 

a) Gemeindevorfteher. 

Die Weitfälifhe Landgemeindeorbnung Fennt, 
wie die rheinifche, nur ehrenamtliche Gemeinde: 
vorjteher. Weſtf. 2.8.0: 8. 40 (abgebrudt Seite 167). 
b) Unterbeamte und Diener der Gemeinde. 

(K.B.G. 88..1—7, 18,) 

MWeltf.L.G.D. 8. 43. Inſoweit zum Dienſt der 

Gemeinde Unterbeamte und Diener erforderlich find, 


9 Die Wahl unterliegt der Beſtätigung nach Maßgabe 
des 8. 23 Rh. Kr.O. 8. 23 Rh. Kr. O. iſt abgedruckt Seite 211. 


m 
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merden dieſe, wenn fie blos zu mechanifchen Dienft: 
leiftungen beftimmt find, von dem Amtmann er- 
nannt. Ueber die Würdigteit der anzuitellenden 
Perfonen ift Die Gemeindeverfammlung zuvor mit 
ihrer Erflärung zu bören. 

Auf andere Beamte der Landgemeinden finden 
die Beitimmungen megen der Wahl und Beitä- 
tigung des Gemeindevorftehers (8. 38)*) Anwendung. 
(Weſtf.Kr.O. 8. 25 Abſ. 3.) 


c) Gemeindeeinnehmer. 
(88. 1-7, 12, 15, 19 K.B. G.) 

Weitf.L.G.D. S 44 (geändert durch Kr.O. 8. 25 
Abi. 3, 3.6. 8. 32 Nr. 3 u. 4). 

Abſ. 3. Mit Genehmigung der Aufjichtsbehörde 
fann für einzelne oder mehrere Gemeinden ein be» 
fonderer Gemeindeeinnehmer beftellt werden. Wegen 
der Wahl und Beftätigung dDiefes Beamten, 
fowie wegen der Feftfegung der Befoldung 
deffelben fommen die Vorfchriften der SS. 38, 
40 zur Anwendung; die Feſtſetzung der Kaution 
erfolgt durch den Landrath nad) Anhörung der gut- 
achtlichen Vorſchläge der betheiligten Gemeinde- 
verjammlungen. 

An Stelle des Abſ. 4 8. 44 (Penſionirung der 
Gemeindeeinnehmer) tritt 8.B.©. 8. 12. (Seite 78). 





” Siehe Seite 167. 
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Bufag zu 8. 44 Weſtf. L. G.O. 


Weſtf. L. G.O. 8.38 geändert durch 8. 25 der 
Weſtf.Kr.O. Die Wahl des Vorſtehers und deſſen 
Stellvertreter8 erfolgt aus der Zahl der ftimm- 
berechtigten Gemeindemitglieder durch die Gemeinde- 
verfammlung auf ſechs Jahre. Nach dreijähriger 
Dienjtzeit Tann der Gemeindenorfteher durch Die 
Gemeindeverfammlung auf zwölf Jahre gewählt 
werden. Die Wahl bedarf der Beitätigung dur 
den Landrath, welde nur unter Zuftimmung 
Des Kreisausfhuffes verjagt werden fann. 
Wird die Beſtätigung derjelben verfagt, jo Tchreitet 
die Gemeindeverfammlung zu einer neuen Wahl; 
wird auch dieſe nicht beftätigt, fo ernennt der 
Zandrath unter Zuftimmung Des Kreis— 
ausfhuffes einen Stellvertreter auf fo 
lange, bis eine erneute Wahl die Bejtäti- 
gung erlangt bat. Daſſelbe findet ftatt, 
wenn feine Wahl zu Stande fommt. 

Der ®emeindevoriteher und defjen Stell- 
vertreter werden von dem Landrath oder 
in feinem WAuftrage von dem Amtmann 
vereidigt. 

Weſtf. L. G.O. 8.40 Der Gemeindevorfteher Hat 
nur auf Entihädigung für Dienftunfoften Anfprud, 
welche nad Bernehmung der Gemeindeverfammlung 
feftgefegt wird. 
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Dem Stellvertreter wird nur Erjaß baarer Yus- 
lagen gemwähtt. 

Ueber die Fejtfegung befchließt der Kreisausſchuß 
(8.G. 8. 32 Nr. 4). 


8. 


(Bannoverfdes) Gefek, die Sandgemeinden be- 
treffend vom 28. April 1859. (Hannov. G. S. ©. 393.) 


(Von Goſtkowski, Hannoverſche Gemeindeverfaffungsgejeke, 
Ergänzungsband zu Brauchitſch 1891). 


‚Vorbemerkung, 


Das Hannoverfche Landgemeindegefeg (HL. ®. DO.) 

unterjcheidet: | 
1. Gemeindebeamte ($. 22) 
2. Gemeindeangeitellte (8. 23) und 
3. Gemeindediener ($. 24). 

Diefe 3 Categorien. fallen nur dann unter das 
Ktommunalbeamtengejeß, falls ſie Bejoldung beziehen 
(K.B.G. 8. 1), was 8. 35 Abſ. 3 des Hannoverfchen 
Zandgemeindegejeges zuläßt. 


4. III. Lanbgemeinbebeanten, 

HR.GD. 22, In jeder Gemeinde muß ein 
Vorſteher und ein Beigeordneter zu feiner 
Unterftügung und Vertretung fein. 

Größere Gemeinden können mehrere Vorfteher 
und Beigeorönete haben. 


\ 
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Vorſteher und Beigeordnete find Gemeinde: 
beamte. 

Zufaß zu $. 22: 8. 20 Ubi. 2 des Hannov. Ges 
jeges vom 5. September 1848, verjchiedene Aenderungen 
des Landesverfaffungsgejeßes vom 6. Auguft 1840 betreffend. 

Die Landgemeinden find berechtigt, ihre Ge— 
meindebeamten. mit Borbehalt obrigfeitlicher Beitäti- 
gung zu wählen, welche Betätigung ohne — noch. zu 
.beftimmende — gefegliche Gründe nicht zu verfagen it. 

92.88 33. Daneben fünnen zur Wahrnehmung 
einzelner Geſchäfte (Rechnungsführung, Forſtverwal⸗ 
tung u. ſ. w.) befondere Anftellungen erfolgen. 

Die Verhälinifje diefer Angeftellten find im 
einzelnen Falle feitzuijtellen. 

H2.8.D. 24. Ferner find Gemeindediener 
(Nachtwächter, Feldhüter, Boten) nad) Bedürfniß 
mit Kündigungsvorbehalt anzunehmen, 

Zuſatz 1 zu 88.22, 24. Hannoverſche Kreisordnung 
8. 31. _ 


Beitätigung der Gemeindevorſteher. 


Die gewählten Gemeindevorſteher und Beigeord- 
neten bedürfen der Bejtätigung durch den Landrath. 

Die Beitätigung Tann unter Zuftimmung des 
Kreisausſchuſſes verjagt werden. 

Wird die Betätigung verfagt, fo ift eine Neu— 
"wahl anzuordnen. Grhält auch diefe die Beftätigung 
nicht, jo ernennt der Landrath unter Zuftimmung 


— — — 
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bes Kreisausſchuſſes einen Stellvertreter auf fo lange, 
bis eine erneute Wahl die Beftätigung erlangt bat. 

Daffelbe findet ftatt, wenn feine Wahl zu 
Stande fommt. 

H.Kr.O 8. 32. Die Beitimmungen des $. 31 
finden auch) auf Angeitellte und Diener der Gemeinde 
(88. 23 und 24 des Hannoverfchen Gefeges vom 
28. April 1859, betreffend die Landgemeinden — 
Hannoverſche Gejeßjammlung ©. 393 —) Anwendung, 
deren Wahl nad Maßgabe des Gefeges der Be- 
ftätigung bedarf. 

Zujaß 2 zu 88. 22— 24. Ausführungsbefanntmadung 


des Kal. Hannov. Minifteriums des Innern vom 28. April 
1859 zur Landgemeindeordnung. 


VI. Dienftführung ber Gemeindebeamten. 

29. Die Gemeindevoriteher und Beigeordneten 
(Gefeg über Kandgemeinden 8. 22) find auf mindeitens 
ſechs und höchſtens zwölf Jahre zu wählen. Die 
Dienftzeit ift innerhalb diefer Grenzen durd) Ge- 
meindebeſchluß zu beftimmen. 

30. Sind mehrere Vorfteher oder Beigeordnete 
bejtellt, jo jind ihre Gefchäfte, ſoweit nöthig, näher 
zu bejtimnten. 

VII. Snsbefondere Rehuungsführung. 

39. Wo ein befonderer Rechnungsführer ver- 
pflichtet ift, hat der Vorſteher die nächſte Aufficht 
auf deſſen Dienftführung. 
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40. Die Gemeindeverfammlung oder der Aus- 
ſchuß bat über die etwaige Anftellung eines befonderen 
Rechnungsführers (8. 23 des Gefetes über Land⸗ 
gemeinden), jowie eventuell über die Sicherheits- 
leiftung defielben zu befchließen (vergl. 8. 42 Nr. 9 
ebendajelbit). 

H2.6.D. 8. 5. Nicht wählbar zu Gemeinde- 
beamten find ſolche PBerjonen, welche die unter 8. 8 
Nr. 2 (Zufag 1) als Bedingungen des Stimmrechts 
Nichtanſäſſiger angegebenen Eigenſchaften nicht 
ſämmtlich befigen oder jonft nach gefeglicher Be- 
ftimmung zu öffentliden Aemtern unfähig find. 

Jedoch können Pächter und Verwalter, welchen 
in Vertretung der betreffenden Güter ein Stimmredt 
in ber Gemeinde zufteht ($. 15 fiehe Zufag 2), mit 
Genehmigung der Obrigkeit auch ohne Wohnſitz in 
der Gemeinde zu Gemeindebeamten gewählt werden. 


Zufaß 1 au 8. 29. 
92.8.8. 8 Als ftimmberedhtigt gelten: 
1. pp. 
2. Ale Männer, welche in der Gemeinde wohn- 
berechtigt find und in derjelben einen eigenen 
Haushalt führen, fofern ſie 
a) im DBefige der bürgerlichen Ehrenredte, 
b) fonft unbeſcholten, 
c) felbititändi 

find. | 
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Zuſatz zu $. 42. 

3.8. 8. 31. Im Uebrigen befchließt der Kreis⸗ 
ausſchuß, ſoweit die Beſchlußfaſſung in den Gemeinde- 
verfafjungsgejegen der Auffichtsbehörde zufteht über 
die Beftätigung von... . ſonſtigen, die ländlichen 
Gemeindeangelegenheiten betreffenden Gemeinde- 
beſchlüſſen. 

H.L. G.O. 8. 46. Bei den Wahlen der Gemeinde- 
beamten ijt eine Mehrheit erforderlich, welche die 
Hälfte der abgegebenen Stimmen überjchreitet (ab- 
folute Mehrheit). 

Ergiebt ſich ſolche nicht, jo ift die Wahl in der 
Art zumiederholen, daß nur die bei der vorhergehenden 
Abftimmung Benannten ferner wählbar bleiben und 
von Diejen derjenige ausfcheidet, auf melden die 
geringſte Stimmenzahl gefallen if. Sind deren 
mehrere, jo bejtimmt das Loos den Ausfcheidenden. 

St auf diefe Weiſe abjolute Mehrheit nicht zu 
erreihen, jo wählt der Landrath unter den beiden 
zulegt Gemählten. 

48. Außer bei Wahlen hat ber Gemeinbe- 
beamte, welcher die Verhandlung leitet, im Falle 
der Stimmengleichheit eine entjcheidende Stimme. 


B. Befondere Beitimmungen für Städte und Fledden, die nad 
der Landgemeindeordnung bermaltet merben. 


9.6.2. 8. 4 Abf. 2. Die Städte und Fleden, 
melche die erforderlichen Bedingungen nicht erfüllen 
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fönnen, erhalten die Zandgemeindeverfaffung unter 
den bei Regelung der Verhältniffe der Landgemeinden 
für fie zu treffenden befonderen Beftimmungen. 


Ausführungsbefanntmahung des Kgl. Hannov. Mi- 
niftertums des Innern vom 28. April 1859 zur Land⸗ 
gemeindeordnung. 


62. Insbeſondere kann die Wahl und Dienft- 
zeit des Voritandes nach Maßgabe der Städteordönung 
geregelt, auch die Bejoldung des Vorſtandes nach 
anderen Grundſätzen als die der Landgemeinde- 
beamten beftimmt werden. 

63. Derartige Abweichungen von den Bor- 
Tchriften für die Landgemeinden bedürfen, nad) vor- 
gängiger Verhandlung mit den Vertretern der 
betreffenden Gemeinden, der Genehmigung des Kreis- 
ausſchuſſes (8. 31 3.©.). 

Die abweichenden Beſtimmungen ſind in einem 
Statute feſtzuſtellen. 


8. 31 des Zuſtändigkeitsgeſetzes iſt abgedruckt als Zu⸗ 
ſatz au $. 42 H.L. G. O. Seite 174. 


4. 
Landgemeindeordnung für die 
ſieben öſtlichen Provinzen der Preußiſchen Monarchie 
vom 3. Juli 1891. 
(8.6. ©. 233.) (K. B. G. 88. 1—7, 18.) 
(Brauchitfh Verwaltungsgeſetze, 14. Auflage, 1897 Bd. II 
©. 133 ff.) 
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a) Beſoldete Gemeindevorficher. 

75 Abi. 2. In Gemeinden mit mehr als 3000 
Einwohnern kann die Gemeindevertretung die An⸗ 
ftellung eines bejoldeten Gemeindevorjtehers be- 
fließen. Die Wahl deffelben erfolgt auf die Dauer 
von zwölf Jahren und ijt nicht beſchränkt auf Die 
Gemeindeglieder. 


Zufag: Anweiſung III zur Ausführung der XYand- 
gemeindeordnung v. 3. Zuli 1891. 


Bom 29. Dezember 1891. 
4, Beloldete Gemeiundevorſteher. 

An Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 
fann die Gemeindevertretung die Anftelung eines 
befoldeten Gemeindevorfteher8 beichließen, deſſen 
Wahl auf zwölf Jahre erfolgt und nicht auf die 
Gemeindeglieder beſchränkt ift (8. 75 Abſ. 2 L. G. O.). 
Die Anwendung biefer Beftimmung wird fi, da 
dem Amte des Gemeindevoritehers der Charakter 
eines unbefoldeten Ehrenamts thunlichſt zu erhalten 
ist, nur in dem Falle empfehlen, wenn der Umfang 
der Gemeindevermaltung ein derartig gejteigerter ift, 
daß er die Kräfte einer ehrenamtlien Verwaltung 
überjteigt und die Unjtellung eines Berufsbeaniten 
unentbehrlich erjcheinen läßt. Liegt jedoch Diefer 
Fal vor, fo iſt eg aud die Aufgabe der Auffichts- 
bebörde, dieſe Einrihtung in den bezüglichen Ge— 
meinden in Anregung zu bringen, falls dieſe fich 
nicht aus eigenem Antriebe hierfür entjcheiden. 
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b) Befoldete Gemeindebeamte. 
D.2.8.0.8.117. Die Landgemeinden find befugt, 
die Anftellung bejoldeter Gemeindebeamter für 
einzelne Dienftzweige oder Dienjtverrihtungen zu 
beichließen. 
88 Ubf. 4. Insbeſondere liegen dem Gemeinde: 
vorfteher folgende Gejchäfte ob: 
5. die Gemeindebeamten, nachdem die Gemeinde: 
verfammkung (&emeindevertretung) darliber be⸗ 
ſchloſſen Hat, anzuftellen und zu beauffichtigen. 
118 Abf. 1 und 2 erjegt durch 8. 18 K. B. G. (orts⸗ 
ftatutarifche Regelung der VBerhältniffe der ®emeinbe- 
beamten). (Seite 84.) 

Abſ. 3 erfegt Dusch 5.7 RB. G. ſtreitige Penſions⸗ 
anſprüche). (Geite 74.) 

Zuſatz 1: Anweiſung III zur Ausführung der L.G.O. 


v. 3. Sult 1891. 
Bom 29. Dezember 1891. 


5. Andere bejoldete Gemeindebenmte. 

Für einzelne Dienftzweige oder Dienſtverrichtungen 
kann nad 8. 117 überall Die Anjtellung befoldeter 
Gemeindebeamter (Gemeindeeinnehmer, Gemeinde- 
fchreiber, Gemeindediener u. j. m.) von der Gemeinde 
bejchlofjien werden, Die Anjtelung der Gemeinde- 
beamten hat durch den Gemeindevorfteher zu er- 
folgen: Inwieweit diefe Beamten ftaatlicher Be⸗ 
ftätigung unterliegen, beftimmt fi) nach den be- 
fonderen Gefegen: Wegen der Gehalts: und Penfions- 

Kremski, Kommpmalbeamtengefeßgebung. 12 
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verhältniffe derjelben enthalt 8. 118 die näheren 
Vorſchriften. Ueber die Kautionsleiftung des Ge- 
meindeeinnehmers hat die Gemeinde zu befchließen. 
Zufſatz 2: 8.2.8.0. 53. Als Gemeindeverordnete 
find nicht wählbar: 
2. die bejoldeten Gemeindebeamten. 


o) Beftimmungen über bie Derwaltung ber Landgemeinden 
im Bufammenhang. 


Landgemeindeordnung für die ſieben dftlichen Provinzen der 
Preußiſchen Monarchie v. 3. Suli 1891 (G. S. ©. 233). 


Sechſter Abſchnitt. 
Berwaltuug der Landgemeinden. 

74. An der Spite der Verwaltung der Land- 
gemeinde fteht der Gemeindevorfteher (Schulze, 
Scholze, Richter, Dorftichter). 

Dem Gemeindevorfteher ſtehen zwei Schöffen 
(Schöppen, GertchtSmänner, Gerihts- oder Dorf- 
geſchworene) zur Seite, welche ihn in den Umts- 
geſchäften zu unterftügen und in Bebinderungsfällen 
zu vertreten haben. 

Durch DOrtsftatut kann die Zahl ber Schöffen 
auf höchſtens ſechs vermehrt werden. 

Wo die Zahl der Schöffen nad) der bisherigen 
Ortsverfaffung eine größere als zwei gemejen ift, 
aber die Zahl ſechs nicht überjteigt, verbleibt e8 hier⸗ 
bei bi8 zu andermeiter ortsſtatutariſcher Feitfegung. 
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Wo dem Gemeindevorfteher nur zwei Schöffen 
zur Seite ftehen, ift ein Stellvertreter zu wählen, 
welcher in Behinderungsfällen eine® Der beiden 
Schöffen für diefen eintritt, 

In größeren Gemeinden kann dur Ortsftatut 
ein aus dem Gemeinbevorfteher und den Schöffen 
beftehender kollegialiſcher Gemeindevorſtand ein- 
geführt werden. 

75. Der Gemeindevorjteher und die Schöffen 
werden von der Gemeindeverjammlung (Gemeinde- 
vertretung) aus der Zahl der Gemeindeglieder auf 
ſechs Jahre gewählt. Nach dreijähriger Amtsdauer 
fann der Gemeindevorfteher auf weitere neun Jahre 
gewählt werden. 

In Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 
fann die ®emeindevertretung die Anftelung eines 
befoldeten Gemeindevorftehers beſchließen. Die Wahl 
defjelben erfolgt auf die Dauer von zwölf Jahren 
und ift nicht bejchränft auf die Gemeindeglieder. 

Bater und Sohn, fowie Brüder dürfen nicht 
gleichzeitig Gemeindenorfteher und Schöffen fein. 

76. DBezügli der Einladung der Mitglieder 
der Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung) zur 
Wahl fommen die VBorfchriften des 8. 59 zur Anz 
wendung. 

59. Eine Woche vor dem Wahltage werden die 
in ber Wählerlifte verzeichneten Wähler durch den 
Semeindevorfteher mittelft ortsübliher Belannt- 
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verhältnifje derfelben enthält 8. 118 die näheren 
Vorſchriften. Ueber die Kautionsleiftung des Ge- 
meindeeinnehmers hat die Gemeinde zu befchließen. 
Zuſatz 2: O.. G.O. 53. Als Gemeinbeverordnete 
find nit wählbar: 
2. Die bejoldeten Gemeindebeamten. 


0) Beftimmungen über bie Derwaltung ber Lanbgemeinben 
im Zuſammenhang. 


Landgemeindeordnnung für die ſieben ditlichen Provinzen der 
Preußiſchen Monardie v. 3. Zuli 1891 (G. S. ©. 233). 
Sechſter Abfchnitt. 

Derwältung der Landgemeinden. 

714. Un ber Spite der Bermaltung der Land⸗ 
gemeinde fteht der &emeindevorfteher (Schulze, 
Scholze, Richter, Dorftichter). 

Dem Gemeindevorftehber ſtehen zwei Schöffen 
(Schöppen, Gerichtsmänner, Gerichts- oder Dorf- 
geſchworene) zur Seite, melde ihn in den Amts- 
gefhäften zu unterftügen und in Behinderungsfällen 
zu vertreten haben. 

Durch Ortsftatut Tann die Zahl der Schöffen 
auf höchftens ſechs vermehrt werden. 

Wo die Zahl der Schöffen nad) der bisherigen 
Ortsverfaffung eine größere als zwei geweſen ift, 
aber die Zahl ſechs nicht überfteigt, verbleibt e8 Hier: 
bei bis zu andermeiter ortsftatutarifcher Feftfegung. 
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Wo dem Gemeindevorjteher nur zwei Schöffen 
zur Geite jtehen, iſt ein Stellvertreter zu wählen, 
welcher in Behinderungsfällen eine® der beiden 
Schöffen für diejen eintritt. 

In größeren Gemeinden kann dur Ortsftatut 
ein aus dem Gemeindevorjteher und den Schöffen 
beftehender kollegialiſcher Gemeindevorſtand ein- 
geführt werden. 

75. Der Gemeindevorjteher und die Schöffen 
werden von der Gemeindeverfammlung (Öemeinde- 
vertretung) aus der Zahl der Gemeindeglieder auf 
ſechs Jahre gewählt. Nach dreijähriger Amtsdauer 
fann der Gemeindevorfteher auf weitere neun Jahre 
gewählt werden. 

In Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 
fann die Gemeindevertretung die Anftellung eines 
befoldeten Gemeindevorftehers befchließen. Die Wahl 
defjelben erfolgt auf die Dauer von zwölf Jahren 
und ift nicht beſchränkt auf die Gemeindeglieder. 

Bater und Sohn, ſowie Brüder dürfen nicht 
gleichzeitig Gemeindenorfteher und Schöffen fein. 

76. Bezüglid) der Einladung der Mitglieder 
der Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung) zur 
Wahl tommen die Borfchriften des 8. 59 zur Anz 
wendung. 

59. Eine Woche vor dem Wahltage werden die 
in der Wählerlifte verzeichneten Wähler durch den 
Semeindevorfteher mittelft ortsüblicher Bekannt⸗ 

12* 
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mahung zu den Wahlen berufen. Die Belannt- 
madhung muß den Raum, den Tag und die Stunden, 
in weldden die Stimmen bei dem Wahlvorftande ab⸗ 
zugeben find, genau bezeichnen. 


77. Der Wahlvorftand befteht aus dem. Ge⸗ 
meindevorſteher oder dem zu deſſen Vertretung be— 
rufenen Schöffen, als Vorſitzenden, und aus zwei 
von der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) 
zu wählenden Beiſitzern. Der Vorſitzende ernennt 
einen der Beiſitzenden zum Protokollführer. Er— 
forderlichenfalls kann jedoch auch eine nicht zur 
Wahlverſammlung gehörige Perſon zum Protofoll- 
führer ernannt werden. 

78. Während der Wahlhandlung dürfen im 
Bahlraume weder Berathungen ftattfinden, noch An- 
ſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. 
Ausgenommen hiervon find Berathungen und Be- 
ſchlüſſe des Wahlvorſtandes, welche durch die Leitung 
des Wahlgeſchäfts erheiſcht werden. 

79. Jede Wahl erfolgt in einem beſonderen 
Wahlgange durch Stimmzettel. 

80 Abſ. 1. Die Wähler werden in der Reihen⸗ 
folge, in welcher ſie in der Wählerliſte aufgeführt 
ſind, aufgerufen. 

Abſ. 2. Die Aufgerufenen legen ihre Stimm⸗ 
zettel uneröffnet in die Wahlurne. 


ur bi. 4. Die nach der Eröffnung, jedoch vor 
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dem Schluffe der Wahlhandlung erfcheinehben Wähler 
fönnen noch an der Abſtimmung theilndhmen. 
Sind feine Stimmen mehr abzugeben, jo er- 
Härt der Wahlvorftand die Wahl für gefchloffen; 
der Vorfigende nimmt die Stimmzettel einzeln aus 
der Wahlurne und verlieft die darauf verzeichneten 
Namen, weldhe von einem durch den Vorfigenden zu 
ernennenden Beifiger laut gezählt werben. 
81. Ungültig find diejenigen Stimmzettel, 
welche nit von meißem Bapier oder melde 
mit einem äußeren Kennzeichen verfehen find, 
2. welche feinen oder feinen lesbaren Namen ent: 
halten, 
3. aus welchen die Perfon des Gemählten nicht 
unzmeifelhaft zu erkennen ift, 
4. auf welchen mehr als ein Name oder der Name 
einer nit wählbaren Perſon verzeichnet ift, 
5. welche einen Proteft oder Vorbehalt enthalten. 
Alle ungältigen Stimmzettel werden als nicht 
abgegeben betrachtet Ueber die. Gültigkeit der 
Stimmzettel entfcheidet vorläufig der Wahlvorftand. 
Die Stimmzettel find dem Wahlprotofolle bei: 
zufügen und fo lange aufzubewahren, bi$ über bie 
gegen das Wahlverfahren erhobenen Einfprüche 
rechtskräftig entfchieden tft. 
82. Als gewählt ift derjenige zu betrachten, welcher 
bei der erften Abftimmung mehr als die Hälfte der 
gültig abgegebenen Stimmen erhalten hat. 


1 


. 
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Ergiebt. fih bei der erjten Abſtimmung Diefe 
Stimmenmehrheit nicht, fo kommen bei der jofort 
porzunehmenden zweiten Abftimmung diejenigen zwei 
Perjonen, weldhe im erften Wahlgange die meiften 
Stimmen erhalten haben, auf die engere Wahl. 
Haben mehr als zwei Perjonen die höchſte oder 
zweithöchſte Stimmenzahl in der Weile erhalten, 
daß auf fie eine gleihe Stimmenzahl entfallen ift, 
To entfcheidet das durch die Hand des Vorſitzenden 
zu ziehende 2oos darüber, wer auf die engere Wahl 
zu bringen ift. Bei dem zweiten Wahlgange find 
außer den im $. 81 angegebenen ferner auch alle 
diejenigen Stimmzettel ungültig, melde den Namen 
einer nicht zur engeren Wahl jtehenden Perſon ent 
halten: Als gemählt ift derjenige zu betraditen, 
welcher die meiften Stimmen erhalten bat. Bei 
Stimmengleichheit entfheidet das durch Die Hand des 
Borligenden zu ziehende Loos. 

Die Wahlprototolle find von dem Wahlvorftande 
zu unterzeichnen. 

83. Der Vorfigende des Wahlvorftandes hat die 
Gemählten von der auf fie gefallenen Wahl mit 
der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, fich über 
die Annahme oder Ablehnung der Wahl innerhalb 
längitens einer Woche zu erklären. Bon demjenigen, 
welcher hierüber feine Erklärung abgiebt, wird an- 
genommen, daß er die Wahl ablehne. 


34. Die gewählten Gemeindevorfteher unb 
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Schöffen beblirfen der Beftätigung durch den Land» 
rath. 

Vor der Beſtätigung iſt der Amtsvorſteher (Di⸗ 
ſtriktskommiſſarius) mit feinem Gutachten zu hören. 

Die Beſtätigung kann nur unter Zuſtimmung des 
Kreisausſchufſes verſagt werden. Dieſer Zuſtimmung 
bedarf es auch dann, wenn der Wahl die Beſtätigung 
wegen formaler Mängel des Verfahrens verſagt wird. 

Wird die Beftätigung verfagt, fo ift eine Neu⸗ 
wahl anzuordnen. Erhält auch dieſe die Beftätigung 
nit, fo ernennt der Landrath unter Zuftimmung 
des Kreisausſchuſſes einen Stellvertreter auf jo lange, 
bis eine erneuerte Wahl die Beftätigung erlangt hat. 

Dafielbe findet ftatt, wenn feine Wahl zu Stande 
fommt. 

Die Beitimmungen dieſes Paragraphen finden 
auch auf andere gewählte Gemeindebeamte Anmen: 
dung, deren Wahl der Beitätigung bedarf. 

85. Die Gemeindenorfteher und die Schöffen 
werden vor ihrem Amtsantritte von dem Landrathe 
oder in feinem Auftrage von dem Amtsvorſteher, in 
der Provinz Poſen von dem Diſtriktskommiſſarius, 
vereidigt. 

36 Abſatz 1 und 2. Die Gemeindevorfteher 
baben den Erſatz ihrer baaren Auslagen und die 
Bewährung einer mit ihrer amtliden Mühewaltung 
in billigem Verhältniſſe ftehenden Entſchädigung zu 
beanfpruchen. 
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Die Aufbringung derjelben liegt der Gemeinde ob. 

87. Ueber die Feſtſetzung der baaren Auslagen 
und der Entſchädigung der Gemeindenoriteher und 
der commifjariihen Gemeindevorjteher, ſowie über 
die baaren Auslagen der Schöffen beichließt der 
Kreisausſchuß auf Antrag der Betheiligten. 


5 


Fandgemeindeordnung für Schleswig-Holftein 
vom 10. Juli 1892. 
(6.5. ©. 154. K. B. G. 88. 1—-7, 18). 
u) Befoldete Gemeindevorſteher. 

75 Abſatz 2. In Gemeinden mit mehr als 2000 
Einwohnern und in den Koogsgemeinden des Kreiſes 
Tondern kann die Gemeindevertretung die Anſtellung 
eines beſoldeten Gemeindevorſtehers beſchließen. Die 
Wahl deſſelben erfolgt auf die Dauer von zwölf Jahren 
und iſt nicht beſchränkt auf die Gemeindeglieder. 

Anm. Siehe Seite 176 Zuſatz. 


Neunter Abſchnitt. 
b) Beſoldete Gemeindebeamte, deren Gehälter und 
Penſionen. 
Schl.⸗H.L. G. O. 8.117. Die Landgemeinden find 
befugt, die Anftellung bejoldeter Gemeindebeamter 
für einzelne Dienjtzweige oder Dienjtverrichtungen 
zu bejchließen, 
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Wo die Anftellung von Gemeindebeamten bisher 
auf Grund der Wahl der Gemeindeverfammlung 
(Gemeindevertretung) erfolgt tft, kann durch Orts⸗ 
ftatut (Gemeindeftatut) diefes Verfahren auch ferner 
beibehalten werden. 


88. Insbeſondere liegen dem Gemeindevorfteher 
folgende Gefchäfte ob: 

1—4 pp. 

5. Die Gemeindebeamten, nachdem die Bemeinde- 
verjammlung (Gemeindevertretung) darüber befchlofjen 
hat, anzuftellen und zu beauffidtigen, unbefchadet 
der Beſtimmungen des’ 8. 117 Abfaß 2, 

118. Abſatz 1 und 2 (ortsftatutarijche Regelung 
der Berhältniffe der Gemeindebeamten) ift erfegt durd) 
K.B.G. 8. 18. (Seite 84.) . | 

Abjag 3 (ftreitige Penfionsanfprüde) durch 
K.B. G. 8. 7. (Seite 74.) 

Zu ſatz: SHL-HL.8.D. S. 53. Als Gemeinde: 
verordnete find nicht wählbar: 

1. pp. 

2. die bejoldeten Gemeindebeamten. 


c) Beftimmnngen über bie Verwaltungen der Landgemeinden 
im Zuſammenhang. 


Sechſter Abſchnitt. 
Verwaltung der Landgemeinden. 
Schl.⸗H.L. G.O. 8. 74. An der Spitze der Ver—⸗ 
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mwaltung der Landgemeinde fteht ber Gemeindevor⸗ 
jteher (Lehnsmann). 

Dem Gemeindevorfteher jteht ein Stellvertreter 
zur Seite, weldyer ihn in den Amtsgejhäften zu 
unterftügen und in Behinderungsfällen zu vertreten 
hat. 

Durch Ortsftatut kann die Zahl der Stellvertreter 
auf höchſtens ſechs vermehrt werden. 

Wo die Zahl der Stellvertreter nad der bis⸗ 
berigen Ortsverfafjung zwei oder mehr, aber nicht 
mehr als jech8 betragen hat, verbleibt eg Hierbei bis 
zu andermweiter ortsjtatutarifcher Feſtſetzung. 

In größeren Gemeinden Tann durd DOrtsftatut 
ein aus dem Gemeindevorfteher und den Gtellver- 
tretern beftehender tollegialifder Gemeindevorfitand 
eingeführt werden. 

75. Der Gemeindevorjteher und die Gtellver- 
treter werden von der Gemeindeverfammlung (Ge⸗ 
meindevertretung) aus der Zahl der Gemeindeglieder 
auf ſechs Jahre gewählt. Nach dreijähriger Anıts- 
dauer kann der Gemeindevorſteher auf weitere neun 
Jahre gewählt werden. 

In Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern 
und in den Koogsgemeinden des Kreiſes Tondern 
fann die Gemeindevertretung die Anjtellung eines 
befoldeten Gemeinbenorftehers befchließen. Die Wahl 
dejfelben erfolgt auf die Dauer von zwölf Jahren 
und ift nicht hefchränft auf die Gemeindeglieder. 
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Bater und Sohn, fowie Brüder Dürfen nicht 
gleichzeitig Gemeindevorſteher und Stellvertreter 
fein. 

76. Bezüglich der Einladung der Mitglieder der 
Gemeindenerfammlung (Gemeindevertretung) zur 
Wahl kommen die Vorfchriften des 8. 59 zur An⸗ 
wendung. 

59. Eine Woche vor dem Wahltage werden die 
in der Wählerlifte verzeichneten Wähler Durch den 
Gemeindevorfteher mittelft ortsüblicher Belannt- 
madung zu den Wahlen berufen. Die Belannt- 
machung muß ben Raum, den Tag und die Stunden, 
in mweldem die Stimmen bei dem Wahlvorſtande 
abzugeben find, genau bezeichnen. 

77. Der Wahlvorſtand beitehtaus dem Gemeinde⸗ 
vorfteher oder deſſen Stellvertreter als Vorfigenden, 
und aus zwei von der Gemeindeverfanmlung (Ge- 
meindevertretung) zu wählenden Beifigern. Der Vor⸗ 
figende ernennt einen der Beiligenden zum Protofoll- 
führer. Erforderlichen Falles kann jedoch aud) eine 
nit zur Wahlverfammlung gehörige Perſon zum 
Protofollführer ernannt werden. 

78. Während der Wahlhandlung dürfen im 
Wahlraume weder Berathungen ftattfinden, noch 
Anſprachen gehalten, noch Beichlüffe gefaßt werben. 
Ausgenommen hiervon find Berathungen und Be- 
ihlüffe des Wahlvorftandes, welche durch die Zeitung 
des Wahlgefchäftes erheifcht merben. 
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79. Jede Wahl erfolgt in einem beſonderen 
Wahlgange durch Stimmzettel. 

80. Die Wähler werden in der Reihenfolge, in 
welcher ſie in der Wählerliſte aufgeführt ſind, aufgerufen. 

Die Aufgerufenen legen ihre Stimmzettel un⸗ 
eröffnet in die Wahlurne. 

Findet die Wahl dur) die Gemeindeverfamm- 
lung ftatt, fo wird das Stimmrecht nah) Maßgabe 
der Beitimmungen des $. 48 ausgeübt. 

Die nach der Eröffnung, jedoch vor dem Schluſſe 
der Wahlbandlung erjcheinenden Wähler können 
noch an der Abſtimmung theilnehmen. 

Sind feine Stimmen mehr abzugeben, jo erflärt 
der Wahlvoritand die Wahl für geſchloſſen; der Vor— 
figende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der Wahl- 
urne und verliejt Die darauf verzeichneten Ntamen, 
welche von einem dur den VBorfigenden zu er- 
nennenden Beifiger laut gezühlt werden. 

81. Ungültig find diejenigen Stimmzettel, 

l. welche nit von weißem. Papier oder melde 
mit einem äußeren Kennzeichen verfehen find, 

2. welche feinen oder feinen lesbaren Namen ents 
balten, 

3. aus welchen die Perſon des Gemwählten nicht 
unzweifelhaft zu erfennen it, 

4. auf welchen miehr als ein Name oder der Name 
einer nicht wählbaren Perfon verzeichnet ijt, 

5. welche einen Proteft oder Vorbehalt enthalten. 
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Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht 
abgegeben betrachtet. Ueber die Gültigkeit Der 
Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvoritand. 

Die Stimmzettel find dem Wahlprotofolle bei⸗ 
zufügen und ſo lange aufzubewahren, bis über bie 
gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechts⸗ 
kräftig entſchieden iſt. 

82. Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, 
welcher bei der erſten Abſtimmung mehr als die 
Hälfte der gültig abgegebenen Stimmen er- 
halten hat. 

Ergiebt fih bei der erſten Abſtimmung dieſe 
Stimmenmehrheit nicht, ſo kommen bei der ſofort 
vorzunehmenden zweiten Abſtimmung diejenigen zwei 
Perſonen, welche im erſten Wahlgange die meiſten 
Stimmen erhalten haben, auf die engere Wahl. Haben 
mehr als zwei Perſonen die höchſte oder zweithöchſte 
Stimmenzahl in der Weiſe erhalten, daß auf ſie 
eine gleiche Stimmenzahl entfallen iſt, ſo entſcheidet 
das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos 
darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen iſt. 
Bei dem zweiten Wahlgange ſind außer den im 8. 81 
angegebenen ferner auch alle diejenigen Stimmzettel 
ungültig, welche den Namen einer nicht zur engeren 
Wahl ſtehenden Perſon enthalten. Als gewählt iſt 
derjenige zu betrachten, welcher die meiſten Stimmen 
erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos. 


a 
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Die Wahlprotofolle find von dem Wahlvorftande 
zu unterzeichnen. 

83. Der Vorfitende des Wahlvorſtandes bat die 
Gemählten von der auf fie gefallenen Wahl mit der 
Aufforderung in Kenntniß zu jegen, ſich über Die 
Annahme oder Ablehnung: der Wahl innerhalb 
längfteng einer Woche zu erklären. Bon demjenigen, 
welcher hierüber feine Erklärung abgiebt, wird an- 
genommen, Daß er die Wahl ablehne. 

34. Die gewählten Gemeindevorfteher und Stell- 
vertreter bedürfen der Beftätigung durch den Landrath. 

Bor der Beitätigung ift der Amtsvorfteher mit 
feinem Gutadhten zu hören. 

Die Beftätigung kann nur unter Zuftimmung 
des Kreisausſchuſſes verfagt werden. Dieſer Zu- 
ftimmung bedarf es au dann, wenn der Wahl die 
Beftätigung wegen formaler Dtängel des Verfahrens 
verfagt wird. 

Wird die Betätigung verjagt, jo ift eine Neu- 
wahl anzuordnen. Erhält aud) diefe Die Beftätigung 
nicht, fo ernennt ber Landrath unter Zuftimmung 
des Kreisausſchuſſes einen Stellvertreter auf fo lange, 
big eine erneuerte Wahl die Beftätigung erlangt bat. 

Daſſelbe findet ftatt, wenn feine Wahl zu Stande 
fommtt. 

Die Beftimmungen dieſes Paragraphen finden 
auch auf andere gewählte Gemeindebeamte Anwen⸗ 
dung, deren Wahl der Beftätigung bedarf. 


IV. Beamte der Landgemeinden. 191 


85. Die Gemeindevorfteher und die Stellvertreter 
werden vor ihrem Amtsantritte von dem Landrathe 
oder in feinem Auftrage von dem Amtsvorſteher 
vereidigt. 

36. Die Gemeindevorjteher haben den Erfaß 
ihrer baaren Auslagen und die Gewährung einer 
mit ihrer amtliden Mühewaltung in billigem Ber- 
hältniſſe jtehenden Entſchädigung zu beanfpruden. 

Die Aufbringung derjelbenliegt der Gemeinde ob. 

Ale fortlaufenden Geld- und Ntaturalbeiträge des 
Gutsherrn zurffemuneration des Gemeindevorſtehers 
fallen fort. | 

(Abfäge 4, 5 und 6 fallen fort.) 

Abſ. 7. Die Stellvertreter Haben ihr Amt in 
der Regel unentgeltlich, zu verwalten und nur ben 
Erfag baarer Auslagen zu beanfpruchen. 

87. Ueber die Feitfegung der baaren Auslagen 
und der Entihädigung der Gemeindenorfteher und 
der kommiſſariſchen Gemeindevorfteher, ſowie über 
die baaren Auslagen der Stellvertreter bejchließt der 
Kreisausfhuß auf Antrag der Betbeiligten. 


d) Beſondere Beflimmungen für Helgolaud. 
121f. Für die Gemeinde Helgoland, Kreijes 
Süderdithmarſchen, bleibt es bis auf Weiteres bei 
ber gegenwärtigen Gemeindeverfafjung. Der Zeit- 
punkt des Anfrafttretens der Landgemeindeordnung 
für Helgoland wird durd Königliche Verordnung be⸗ 


ſtimmt. 
gain. 
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. 6. . 
Landgemeindeordnung für die Provinz Heſſen-Aaſſau 
vom 4. Auguſt 1897. 

(G.S. ©. 301.) 8.3.6. 88. 1—7, 18. 
(von Trott zu Solz, Hefjen-Nafjauiiche Gemeindeverfafjungs- 
gejege, Ergänzungsband zu Brauditih 1898.) 
Vorbemerkung. 88. 81—87 find aufrechterhalten 
dur K.B.G. 8. 25 Nr. 2, 8. 84 mit Uenderungen. 


Zehnter Abſchnitt. 
Beioldungen und Penſionen. 
| I. Gchaltöverhättnifie. 
A. Befoldete Bürgermeifter. 

82. Hat eine Gemeinde die Wahl eines be- 
foldeten Bürgermeifters bejchlofjen (8. 46 Abſatz 2), 
io fann Die Auffichtsbehörde verlangen, daß Die zu 
einer zwedmäßigen Verwaltung angemefjenen Be- 
foldungsbeträge bemilligt werden. 

Zuſatz zu $. 82. 

46 Abſ. 2. An Landgemeinden mit mehr als 
1200 Einwohnern faun die Gemeindevertretung die 
Wahl eines befoldeten Gemeindevorſtehers befchließen. 
Die Wahl erfolgt alsdann auf die Dauer von zwölf 
Jahren und ift nicht auf Gemeindeglieder beſchränkt. 


B. Gemeinderedrer. 
X. 1. Zur Führung des Gemeinderehnungs- 


und Kaſſenweſens ift ein Gemeindebeamter ala Ge— 
m, ſſenweſens if 
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meinderechner anzuftellen, welcher der Beltätigung 
dur) den Landrath nad) Maßgabe des 8. 55 (fiehe 
unter IV, 6. IV) bedarf und vor feinem Amtsantritte 
von dem Landrathe vereidigt wird. 

2. Der Gemeindeeinnehmer darf mit dem Bürger- 
meifter in der in 8.46 Abſatz 4 (fiehe unter IV, 6. IV) 
bezeichneten Art weder verwandt noch verſchwägert 
fein. Zritt eine ſolche Verwandtſchaft oder Schmäger- 
fchaft während der Amtszeit eines Gemeinderechners 
ein, fo hat diefer fein Amt niederzulegen. Die Aufſichts⸗ 
behörde ijt befugt, hiervon Ausnahmen zuzulaſſen. 

3. Der Gemeinderechner hat auf Verlangen eine 
genügende Sicherheit zu jtellen, wogegen ihm der 
Anſpruch auf eine mit feiner Amtsthätigfeit in 
billigem Berhältniffe ftehende Bejoldung zukommt. 

4. Die Feitjeßung der Höhe der Befoldung, 
fowie der Höhe und Form der Sicherheitsleiftung 
unterliegt der Genehmigung der Auflichtsbehörde. 

5. In Landgemeinden, deren Berhältnifie dies 
unbedenklich erſcheinen laſſen, kann mit Genehmigung 
der Auffichtsbehörde von der Anstellung eines be- 
fonderen Gemeindebeamten als Gemeinderechner ab- 
gejeben werden. 


C. Sonjtige bejoldete Gemeindebeamte. 
81. Die Landgemeinden find befugt, die An- 
ftelung befoldeter Gemeindebeamter für einzelne 
Dienftzweige oder Dienftverrihtungen zu bejchließen. 
Kremati, KRommunalbeamtengejebgebung. 13 
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Ueber die Befoldungs- und Penfionsverhältnifje 
diefer Beamten kann durch Ortsitatut Veftimmung 
getroffen werden. 

83. Auf Antrag der Betbeiligten oder der 
Auffihtsbehörde beſchließt der . Kreisausſchuß über 
die Feftfegung der Befoldungen und Dienftbezlüige 
der Bürgermeifter und ſonſtigen Gemeindebeamten. 


II. Benfionzuerkältniffe, 
(Siehe unter XIII, III.) 


IN. Ansführungsbeftimmungen zu I. A,B, C. 
Ausführ. Anm. 3. H-N.L.G.D. v. 30. XI. 97. 


6. Beſoldete Bürgermetiter. 


In Gemeinden mit mehr als 1200 Einwohnern 
fann die Gemeindevertretung die Anftellung eines 
befoldeten Bürgermeiſters bejchließen, deſſen Wahl 
auf zwölf Jahre erfolgt und nit auf die Gemeinde- 
glieder beſchränkt ift (8. 46 Abf. 2 fiehe Seite 192). 
Die Anwendung diefer Beſtimmung wird fi, da 
dem Amte des Bürgermeifter8 der Charafter eines 
unbefoldeten Ehrenamts thunlichſt zu erhalten ift, 
nur in dem Falle empfehlen, wenn der Umfang 
der Gemeindeverwaltung ein derartig gefteigerter ift, 
daß er die Kräfte einer ehrenamtlihen Verwaltung 
überfteigt und die Anftellung eines Berufsbeamten 
unentbehrlich erfcheinen läßt. Liegt jedoch ein folcher 
Fall vor, jo ift es auch die Aufgabe der Auffichts- 
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behörde, diefe Einridtung in Anregung zu bringen, 
falls die Gemeinde ſich nicht aus eigenem Antriebe 
dafür entfcheidet. 

Den befoldeten Bürgermeiftern fteht ein ge- 
feglicder Anfprud auf Penfion und Verſorgung ihrer 
Hinterbliebenen nad) Maßgabe der SS. 84, 86 und 
87 zu (fiehe unter XIIL, III). 


7. Gemeinderedner. 


Zur Führung des Gemeinderehnungs- und 
Kaſſenweſens ift in jeder Gemeinde, ohne daß die 
Erridtung der Stelle erft von der Gemeindever- 
fammlung (Gemeindevertretung) beſchloſſen zu werden 
braudt ($. 59 Abf. 4 Nr.5 fiehe unter IV, 6. IV), ein 
befoldeter, der Beltätigung bedürfender Gemeinde- 
rechner anzuftellen (8. 90 fiehe Seite 192), welcher 
als Gemeindebeamter in erfter Linie der Aufficht 
bes Bürgermeifters unterfteht. Nur ausnahmsmeife 
kann in Gemeinden, deren einfache Verhältniſſe Dies 
unbedenklich erideinen laflen, mit Genehmigung 
der Auffichtsbehörde die Anftellung eines Gemeinde- 
rechner8 unterbleiben, in welchem Falle deſſen 
Geſchäfte von dem Bürgermeifter mit verfehen 
werben. Der Gemeinderechner erhält eine fefte, mit 
feiner Amtsthütigfeit in billigem Verhältniß ftehende 
Befoldung; eine Vergütung durd) beftimmte Prozente 
der Gemeindeeinnahmen iſt aljo ausgeſchloſſen. Bor 
der Anftellung des Gemeinderechners ift die Höhe 

13* 
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der ihm zu gewährenden Bejoldung von der ®emeinde- 
verfjammlung (Gemeindevertretung) feſtzuſetzen, falls 
hierüber ortsftatutarifche Beftimmungen nicht erlaffen 
find (8. 81 Abf. 2 fiehe Seite 194). Dieje Feſt— 
fegung fomwie diejenige der Höhe und der Form 
der Sicherheitsleiftung, injofern eine ſolche verlangt 
wird, unterliegt der Genehmigung der Auffichts- 
behörde. Das Berlangen auf Stellung einer ge= 
eigneten Sicherheit feitens des Nechner8 Tann von 
der Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung), von 
dem Bürgermeifter (Gemeinderath) oder von der 
Auffihtsbehörde erhoben werden. 

Der Gemeinderechner wird von dem Bürger 
meifter (Gemeinderath) ernannt und iſt auf Grund 
eines ſchriftlichen Dienftvertrages anzuftellen, welchen 
der Bürgermeifter (Gemeinderath) mit ihm unter dem 
Borbehalt, daß die Ernennung von dem Landrathe 
beſtätigt wird, abzuſchließen und bei Einholung der 
Beitätigung mit vorzulegen hat. Die Anftellung bes 
Gemeinderechners kann auf beitimmte Zeit, Kündigung 
oder Lebenszeit erfolgen. Zu feiner lebenslänglichen 
Anftellung bedarf es jedoch der Zuſtimmung der 
Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung), da der 
Beamte in diefem Falle einen gejegliden Anfpruch 
auf Penfion und Berjorgung feiner Hinterbliebenen 
hat (88. 85 u. 87 fiehe unter XIII, III). 

Die am 1. April 1898 im Amte befindlichen 
Gemeinderechner bleiben nad) Maßgabe ihrer An- 
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ftelungsbedingungen bis zum Ablaufe ihrer Dienjtzeit 
im Amte ($. 122 Abf. 2), was indefjen eine frühere 
Auflöfung diejes Dienftverhältniffes durch Meberein- 
fommen nit ausjchliegt. 


8. Undere befoldete Gemeindebeante. 

Für einzelne Dienftzweige oder Dienſtverrichtungen 
fann nad) $. 81 (Seite 193) überall die Anftellung 
bejoldeter Gemeindebeamten (Gemeindefchreiber, Ge- 
meindediener u. f. w.) von der Gemeinde befchlojfen 
werden. Die Anjtellung des einzelnen Gemeinde— 
beamten hat durch den Bürgermeifter (Gemeinderath) 
zu erfolgen. Inwieweit diefe Beamten ftaatlicher 
Betätigung unterliegen, bejtimmt fich nad) Den be= 
fonderen Gefegen. Wegen ihrer Gehalts- und Penfions- 
verhältniffe enthalten die 88. 81 Abſ. 2, 83 und 
85— 88 (fiehe unter XIII, ILI) die näheren Vorſchriften. 
Einen gejegliden Anfprud auf Penſion und Ber: 
forgung ihrer Hinterbliebenen haben die befoldeten 
Gemeindebeamten nur dann, wenn fie auf Lebenszeit 
bezw. mit PBenfionsberedtigung angejtellt find. 

IV. Befimmungen über die Merwaltung 
der Heffen-Haffanifhen Landgemeinden im Bunfammenhange. 
Sechſter Abſchnitt. 
Verwaltung der Landgemeinden. 


H.⸗N. L. G. O. 8. 45. An der Spitze der Verwaltung 
der Landgemeinde ſteht der Bürgermeiſter. 
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Dem Bürgermeifter ftehen zwei Schöffen zur 
Seite, welche ihn in den Amtsgefchäften zu unter- 
ftügen und in Behinderungsfällen nad der unter 
ihnen von der Auffichtsbehörde feitzufegenden Reihen⸗ 
folge zu vertreten haben. 

Durch Ortsftatut kann die Zahl der Schöffen 
auf höchſtens ſechs vermehrt werden. 

Wo dem Bürgermeifter nur zwei Schöffen zur 
Seite ſtehen, ift ein Stellvertreter zu wählen, welcher 
in Behinderungsfällen eines der beiden Schöffen für 
dieſen eintritt. 

In Landgemeinden mit mehr als 500 Ein- 
mwohnern wird ein Eollegialifcher Gemeindevorftand 
(Gemeinderath) gebildet, welcher aus dem VBürger- 
meijter, aus einem Beigeordneten als deſſen Gtell- 
vertreter und in Gemeinden 

von nicht mehr als 2500 Einwohnern aus 

3 Schöffen, von mehr als 2500 Einwohnern aus 

5 Schöffen 
bejteht. Wenn jedoch die Gemeindevertretung nad) 
zweimaliger, mit einem Zwiſchenraume von mindeſtens 
acht Tagen vorgenommener Berathung darauf ans 
trägt, Tann mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
von der Bildung eines FTollegialifchen Gemeinde— 
vorjtandes (Gemeinderathes) abgejehen werden. 

In den Fleineren Landgemeinden kann durd) Ort3- 
ftatut ein kollegialiſcher Gemeindevoritand, welcher 
aus den Biürgermeifter, aus einem Beigeordneten 
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als dejjen Stellvertreter und aus zwei Schöffen be- 
jteht, eingeführt werden. 

Unter Gemeindevorftand ift in Gemeinden mit 
kollegialiſchem Gemeindevoritande der Gemeinderat, 
in den übrigen Gemeinden der Bürgermeifter zu 
verftehen. 

46. Der Bürgermeifter und die Schöffen werden 
von der Gemeindeverfjammlung (Bemeindevertretung) 
gewählt. In Gemeinden mit Tollegialifhem Ge- 
meindevorftande werden der Bürgermeifter und der 
Beigeordnete von dem Gemeinderathe und ber Ge- 
meindevertretung in gemeinfchaftlider Sigung ge- 
wählt. In legterem Falle ift die Verſammlung 
beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Wahl- 
berechtigten anmejend ift. In beiden Fällen bes 
ſchränkt fi die Wahl auf Gemeindeglieder. 

In Landgemeinden mit mehr als 1200 Ein- 
wohnern fann die Gemeindevertretung die Wahl eines 
befoldeten Bürgermeifters beſchließen. Die Wahl 
erfolgt alsdann auf die Dauer von zwölf Jahren 
und ift nicht auf Gemeindeglieder befchräntt.. 

Im Viebrigen wird der Bürgermeifter auf 
acht jahre gewählt. Der Beigeordnete und Die 
Schöffen werden auf die Dauer von ſechs Fahren 
gewählt. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
fohn, Großvater und Enkel, Brüder und Schwäger 
dürfen nicht gleichzeitig Bürgermeijter, Beigeordneter 
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und Schöffen ſein. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, 
hiervon Ausnahmen zuzulaſſen. 

Entſteht die Schwägerſchaft im Laufe der Wahl⸗ 
periode, jo feheidet derjenige aus, Durch welchen das 
Hinderniß herbeigeführt morden ift. 

Das Amt eines Beigeordneten und Schöffen ift 
mit einem bejoldeten Gemeindeamte unvereinbar. 

Perfonen, welche das Gemerbe der Gaft- und 
Schankwirthſchaft betreiben, fünnen nit Bürger- 
meifter fein. Die Auffichtsbehörde ift befugt, hiervon 
Ausnahmen zugulaffen. 

47. Bezüglich der Einladung der Mitglieder 
der Gemeindeverfammlung, der Gemeindevertretung, 
bes Gemeinderaths (8. 46 Abf. 1) zur Wahl kommen 
die Vorfchriften des 8. 30*) zur Anwendung. 

48. Der Wahlvorſtand beiteht aus dem Bürger- 
meister oder deſſen Stellvertreter als Vorſitzenden 
und aus zwei von der Bahlverfammlung zu wählenden 
Beiltgern. Der Borfigende ernennt einen der Bei- 
figer zum Schriftführer. Grforderlidenfalls Tann 
jedoch) auch eine nicht zur Wahlverſammlung gehörige 
Berfon zum Schriftführer ernannt werden. 

49. Während der Wahlhandlung dürfen im 
Wahlraume meder Berathungen jtattfinden, noch 
Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werben. 
Ausgenommen hiervon find Berathungen und Be— 


*) 8. 30 verweift auf eine Reihe anderer Beitimmungen, 
die bier nicht näher tntereffiren. 
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ſchlüſſe des Wahlvorſtandes, welche durch die Leitung 
des Wahlgeſchäfts erforderlich werden. 

50. Jede Wahl erfolgt in einem beſonderen 
Wahlgange durch Stimmzettel. 

51. Die Wähler werden in der Reihenfolge, in 
welcher fie in Der Wählerliſte aufgeführt find, auf- 
gerufen. 

Die Aufgerufenen legen ihre Stimmzettel un- 
eröffnet in die Wahlurne. 

Findet die Wahl durch die Gemeindeverfammlung 
jtatt, fo wird das Stimmredt nad) Maßgabe der 
Beitimmungen des $. 19 ausgeübt. 

Die nad) der Eröffnung, jedoch vor dem Schluffe 
der Wahlhandlung erfheinenden Wähler können noch 
an der Abjtimmung Theil nehmen. 

Sind feine Stimmen mehr abzugeben, fo erklärt 
der Wahlvorftand die Wahl für gejchloffen; der Vor- 
figende nimmt die Stimmzettel einzeln aus ber 
Wahlurne und verlieft Die darauf verzeichneten Vtamen, 
welche von einem durch den Borfigenden zu er- 
nennenden Beijiger laut gezählt werben. 

52. Ungültig find diejenigen Stimmzettel, 

1. welche niht von weißem Papier oder melche 
mit einem äußeren Kennzeichen verjehen find, 

2. melche feinen oder feinen lesharen Namen ent- 
halten, 

3. aus welchen die Perfon des Gewählten nicht 
unzweifelhaft zu ertennen ift, 
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4. auf welchen mehr als ein Name oder der Name 
einer nicht wählbaren Perjon verzeichnet ift, 
5. welche einen Protejt oder Vorbehalt enthalten. 

Ungültige Stimmzettel werden als nicht ab⸗ 
gegeben betrachtet. Weber die Gültigkeit der Stimm- 
zettel entfcheidet vorläufig der Wahlvoritand. 

Die Stimmzettel find dem Wahlprotofolle bei- 
zufügen und fo lange aufzubewahren, bis über Die 
gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche recht3- 
fräftig entſchieden ift. 

53. Als gemählt ift derjenige zu betrachten, 
welcher bei der erjten Abftimmung mehr als die 
Hälfte der gültig abgegebenen Stimmen erhalten hat. 

Ergiebt fi bei der erften Abftimmung dieſe 
Stimmenmehrheit nicht, fo fommen bei der fofort 
vorzunehmenden zweiten Abſtimmung diejenigen zwei 
Perjonen, welche im erften Wahlgange die meiften 
Stimmen erhalten haben, auf die engere Wahl. 
Haben mehr als zwei Perfonen die höchſte oder 
zweithöchite Stimmenzahl in der Weife erhalten, daß 
auf fie eine gleiche Stimmenzahl entfallen ift, jo ent- 
ſcheidet das dur die Hand des Vorfigenden zu 
ziehende Loos darüber, wer auf die engere Wahl zu 
bringen ift. Bei dem zweiten Wahlgange find außer 
den im 8. 52 angegebenen auch Diejenigen Stimm- 
zettel ungültig, welche den Namen einer nit zur 
engeren Wahl ftehenden PBerfon enthalten. Als ge- 
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Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleichheit ent- 
fcheidet das durch die Hand des PVorfigenden zu 
ziehende 2008. 

Die Wahlprotofolle find von dem Wahlvorftande 
zu unterzeichnen. 

54. Der BVorfigende des Wahlvorftandes hat 
die Gewählten von der auf fie gefallenen Wahl mit 
der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über 
die Annahme der Wahl innerhalb längitens einer 
Woche zu erklären. Bon demjenigen, welcher hierüber 
feine Erklärung abgiebt, wird angenommen, daß er 
die Wahl ablehne. 

55. Die gemählten Bürgermeifter und Bei- 
geordneten, jowie die Schöffen in denjenigen Lanb- 
gemeinden, in welchen ein Eollegialifcher Gemeinde- 
vorstand nicht bejteht, bedürfen der Beſtätigung durd) 
den Landrath. 

Die Beitätigung kann nur unter Buftimmung 
des Kreisausſchuſſes verfagt werden. Dieſer Zu- 
ftimmung bedarf es aud) dann, wenn der Wahl Die 
Beftätigung wegen Mängel des Verfahrens verjagt 
wird. 

Lehnt der Kreisausfhuß die Zuftimmung ab, fo 
fann fie auf den Antrag des Landraths Durch den 
Regierungspräfidenten ergänzt werden. Wird Die 
Beitätigung von dem Landrathe unter Zuſtimmung 
des Kreisausſchuſſes verfagt, fo jteht binnen zwei 
Wochen dem Wahllörper die Beichwerde an den 


“ 
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Regierungspräfidenten zu, bei deſſen Beſcheide es 
verbleibt. 

Wird die Beitätigung verſagt, fo ift eine Neu- 
wahl anzuordnen. Erhält auch Diefe die Betätigung 
nicht, fo ernennt der Zandrath unter Buftimmung 
des Kreisausfchuffes, in der Regel aus der Zahl der 
Gemeindeglieder, einen Stellvertreter auf jo lange, 
bis eine erneuerte Wahl die Beftätigung erlangt hat. 

Daffelbe findet ftatt, wenn feine Wahl zu Stande 
fommt. 

Die Beitimmungen diefes Paragraphen finden 
auh auf andere gewählte Gemeindebeamte An- 
wendung, deren Wahl der Beitätigung bedarf. 

56. Der Bürgermeifter, der Beigeordnete und 
die Schöffen werden vor ihrem Amtsantritte von dem 
Zandrathe vereidigt. 

57. Die unbefoldeten Bürgermeijter und Bei- 
geordneten haben den Erſatz ihrer baaren Auslagen 
und die Gewährung einer mit ihrer amtlihen Mühe— 
waltung in billigem Verhältniſſe Ttehenden Ent— 
Ihädigung von der Gemeinde zu beanspruchen. 

Die Schöffen haben ihr Amt in der Regel un— 
entgeltli) zu verwalten und nur den Erſatz baarer 
Auslagen von der Gemeinde zu beanfpruden. 

58. Ueber die Feitfegung der baaren Auslagen 
und der Entſchädigung der Bürgermeifter und der 
ftellvertretenden Bürgermeifter, ſowie über die baaren 
Auslagen der Schöffen bejchließt der Kreisausſchuß 
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auf Antrag der Betheiligten oder der Auflichts- 
behörde. 

59 Abſ. 3. Hat die Gemeindeverſammlung (Ge⸗ 
meindevertretung) einen Beſchluß gefaßt, welcher nach 
Anſicht des Bürgermeiſters das Gemeinwohl oder 
das Gemeindeintereſſe erheblich verletzt, ſo iſt der 
Bürgermeiſter verpflichtet, Die Ausführung des Be- 
ſchluſſes auszufegen und, wenn die Gemeindever- 
fammlung (Gemeindevertretung) bei nochmaliger 
Berathung bei ihrem Beſchluſſe beharrt, innerhalb 
zwei Wochen die Enticheidung des Kreisausſchuſſes 
einzuholen. 

Abi. 4. Insbeſondere liegen dem Bürgermeifter 
folgende Gefchäfte ob: 

.. . . 5. Die Gemeindebeamten anzujtellen und 
zu beaufjichtigen; über die Neuerrichtung von Stellen 
befchließt die Gemeindeverfammlung (Gemeindever- 
tretung). 

60. Wo ein Eollegialifher Gemeindevorstand 
(Gemeinderath) bejteht (8. 45 Abj. 5), hat diejer.... 
die Gemeindebeamten anzuftellen (8. 59 Nr. 5). 

24. Gemeindeverordnete können nicht fein: 

2. die befoldeten Beamten der Gemeinde. 
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V. Beamte der Nheinifhen SandBärger: 
meiftereien. 
K.B.G. 88. 1—7, 8—13, 15, 19, 20. 
insbejondere 
Gemeindeeinehmer 
K.B.G. 88. 1—7, 12, 13, 15, 19. 


(Bitter, Rheiniihe Gemeindeverfaffungsgejege, 
Ergänzungsband zu Brauditih 1837.) 


A. Beftimmungen des Kommunalbeamten- 
gejeges und der Rheinifhen Landgemeinde— 
prdnung. 

K.B.G. 8.19. Die Vorſchriften der SS. 8 bis 15 
diefes Gejeges finden auf die Beamten der Bürger: 
meijtereien in der Rheinprovinz, ſowie im Umfange 
der 88. 12—15 auch auf die Gemeindeeinnehmer in 
diefer Provinz mit folgenden Maßgaben finnent- 
jprechende Anwendung: 

1. Die Anftellung der Bürgermeijter, jomie die 
Feſtſetzung der Befoldung und Pienjtunfoften- 
entfhädigung für dieſe Beamten und die Ge- 
meindeeinnehmer erfolgt nach den bisherigen 
Vorſchriften; 

3. an Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt überall 
der Kreisausſchuß. 


V. Beamte der Rheinischen Landbürgermeiftereien. 9207 


A. Sandgemeindeordnung für die Rheinprovinz. 
Bom 23. Yuli 1845 (G. S. ©. 523). 


Dritter Titel. 
Bon den Bürgermeiftereien. 

108. Für jede Landbürgermeifterei mird von 
dem Oberpräfidenten ein Bürgermeifter auf Lebens- 
zeit ernannt. 

Zu dem Amte eines Bürgermeifters follen an 
erfter Stelle angefehene Perjonen in dem Bürger- 
meiftereibezirfe, insbefondere größere Grundbefiger, 
berufen werden. Das Amt fol zunächſt denjenigen 
übertragen werden, welche Dafjelbe als ein unent- 
geltli zu vermwaltendes Ehrenamt zu übernehmen 
in der Lage find. Ein Bürgermeifter mit Befoldung 
fol nur angejtellt werden, wenn ein geeigneter 
Ehrenbürgermeijter nicht zu geminnen ift. 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von VBor- 
ſchlägen des Kreisausſchuſſes, welche diefer nad) An⸗ 
börung der Bürgermeiftereiverfammlung zu machen 
hat. Falls der Oberpräfident den ſämmtlichen Vor⸗ 
ſchlägen des Kreisausſchuſſes feine Folge geben will, 
fo bedarf e8 hierzu der Zuftimmung des Provinzial- 
rathes. Lehnt der Provinzialrath die Zuftimmung 
ab, fo kann Diefelbe auf Antrag des Oberpräfidenten 
Dur) den Minifter des Innern ergänzt werden. 

Wenn für die Befegung einer erledigten Bürger- 
meijterftelle VBorfchläge nicht gemacht worden find, 
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V. Beamte der Rheiniſchen Candbürger⸗ 
meiſtereien. 
K.B.G. 88. 1-7, 8—13, 15, 19, 20. 
insbeſondere 
Gemeindeeinehmer 
K.B.G. 88. 1-7, 12, 13, 15, 19. 


(Bitter, Rheiniſche Gemeindeverfaffungsgejeße, 
Ergänzungsband zu Brauditi 1887.) 


A. Beftimmungen des Kommunalbeamten- 
gefeges und der Rheiniſchen Qandgemeinde- 
ordnung. 

K.B.G. 8.19. Die Vorſchriften der SS.8 bis 15 
diefes Gejeges finden auf die Beamten der Bürger- 
meiftereien in der Aheinprovinz, ſowie im Umfange 
der SS. 12—15 aud auf die Gemeindeeinnehmer in 
diefer Provinz mit folgenden Maßgaben finnent- 
jprechende Anwendung: 

1. Die Anftellung der Bürgermeijter, ſowie Die 
Feltfegung der Befoldung und Dienſtunkoſten⸗ 
entihädigung für diefe Beamten und Die Ge- 
meindeeinnehmer erfolgt nach den bisherigen 
Vorſchriften; 

3. an Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt überall 
der Kreisausſchuß. 








V. Beamte der Rheiniſchen Landbürgermeiftereien. 207 


A. Sandgemieindeorduung für die Rheinprovinz. 
Vom 23. Juli 1845 (8.6. ©. 523). 


Dritter Titel. 
Bon den Bürgermeiftereien.. 

108. Für jede Landbürgermeifterei wird von 
dem Oberpräfidenten ein Bürgermeifter auf Lebens» 
zeit ernannt. 

Zu dem Amte eines Bürgermeifters follen ar 
erster Stelle angejehene Perjonen in dem Bürger- 
meiftereibezirte, insbefondere größere Grundbefiger, 
berufen werden. Das Amt fol zunädjft denjenigen 
übertragen merden, welche Dafjelbe als ein unent- 
geltlih zu vermwaltendes Ehrenamt zu übernehmen 
in ber Lage find. Ein Bürgermeifter mit Befoldung 
jol nur angeftellt werden, wenn ein geeigneter 
Ehrenbürgermeifter nicht zu gewinnen ift. 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vor—⸗ 
[lägen des Kreisausfchufjes, welche Diefer nach An⸗ 
börung der Bürgermeiftereiverfammlung zu machen 
hat. Falls der Oberpräfident den fämmtlichen Vor- 
[lägen des Kreisausfchuffes feine Folge geben will, 
jo bedarf es hierzu der Zujtimmung des Provinzial- 
rathes. Lehnt der Provinzialrath die Zujtimmung 
ab, jo kann dieſelbe auf Antrag des Oberpräfidenten 
durd) den Minifter des Innern ergänzt werden. 

Wenn für Die Befegung einer erledigten Bürger- 
meijterftelle Vorſchläge nicht gemacht morden find, 
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oder den gemachten Vorfchlägen feine Folge gegeben 
wird, jo fann die Verwaltung derfelben nad ein 
geholter Xeußerung der betheiligten Bürgermeifterei- 
verfammlungen, ſowie des Kreisausfchuffes auch dem 
Bürgermeijter einer benadybarten ländlichen oder 
ftädtifhen Bürgermeifterei übertragen werden. Die 
Uebertragung erfolgt in diefem Falle auf Widerruf 
und ift aufzuheben, fobald für die betreffende Bürger- 
meifterei nad) Maßgabe der Vorfchriften im dritten 
Abſatze ein geeigneter Ehrenbürgermeijter in Bor 
ſchlag gebracht wird. 

Der definitiven Ernennung eines beſoldeten 
Bürgermeiſters ſoll in der Regel eine die Dauer 
eines Jahres nicht überſteigende kommiſſariſche Be— 
ſchäftigung vorangehen. Die kommiſſariſche Ver— 
waltung der Bürgermeiſterei wird im Uebrigen von 
dem Oberpräſidenten angeordnet. (Rh.Kr.O. 8. 24.) 

Für jede Bürgermeiſterei ſind zwei oder, wo es 
das Bedürfniß erfordert, mehrere Beigeordnete zu 
beſtellen, in Betreff deren die wegen Vorſchlag und 
Ernennung der Bürgermeiſter geltenden Beſtimmun— 
gen entjprechende Anwendung finden; (Rh.Kr.O. 8 24 
legter Abf.) das Amt derfelben dauert ſechs Jahre, 
nad deren Ablauf fie wieder ernannt werben können. 
Die Beigeoröneten Jind beitimmt, einzelne Amts⸗ 
gejhäfte, welche der Bürgermeifter ihnen aufträgt, 
zu beforgen, und diefen in Behinderungsfällen und 
während der Erledigung des Amtes nach der unter 
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ihnen von dem Landrathe (8.G. 8 24 Abf. 1) feft- 
zufegenden Reihenfolge zu vertreten. 


Zufaß zu Rh.L.G.O. 8. 103. 

K.B.G. 8 20. Für die Bürgermeiftereien in 
der Rheinprovinz kann die Anftellung befoldeter Bei- 
geordneter durh die Bürgermeiftereiverfammlung 
bejchlofjen werden. Die Urt der Ernennung und bie 
Bedingungen der Anftellung regeln fi) nad) den die 
Zandbürgermeijter betreffenden Bejtimmungen. 

Rh.L. G.O. 8.104. Die Unterbeamten und Diener 
der Bürgermeifterei werden von der Bürgermeifterei- 
verfammlung gewählt. Beiteht die Bürgermeifterei 
nur aus einer Gemeinde, jo verbleibt es bei den 
Beitimmungen des 8. 78,*) welche auch im Uebrigen 
für die Wahl und Beitätigung der Unterbeamten 
und Diener der Bürgermeifterei, beziehungsweiſe für 
Die Art und Weife ihrer Anftellung Geltung finden. 
(Rh.Kr.O. 8. 26.) 

105. Der Landrath ift der nächſte Dienftvor- 
gejegte des Bürgermeifters. 

106. Wo die Einrichtung einer befonderen 
Bürgermeiftereilajle nöthig gefunden wird, finden 
die im $. 79**) gegebenen Vorſchriften ebenfalls An⸗ 
wendung, und bleibt eg unter den dort bezeichneten 
Maßgaben der Beſchlußnahme der Bürgermeifterei- 

*, Siehe Seite 163. 

” Siehe Seite 164. 

Kremsti, Kommunalbeamtengeſetzgebung. 14 
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verfammlung überlaffen, ob die Bermaltung der: 
Kaffe dem Glementarerheber der direften Steuern 
oder dem Gemeindeerheber übertragen werden foll. 

107. Für jede Bürgermeifterei wird von der 
Bürgermeiftereiverfammlung ein Normalbefoldungs- 
etat aufgeitellt und von dem Kreisausſchuſſe (3.©. 
8. 32 Nr. 4) genehmigt. Die Befoldungen, ſowie 
die Entfhädigungen für Dienftunfoften müſſen von 
der Bürgermeifterei aufgebracht werden. 

Ueber die Feitfegung der Bejoldung, beziehungs- 
mweife der PDienftunfoftenentihädigung der Bürger: 
meifter, beziehungsmeife der Chrenbürgermeifter be- 
Tchließt der Kreisausfchuß nach Anhörung der Bürger- 
meiftereiverfammlung. (Rh. K.O. 8. 24 Abf. 6.) 

Neben feiner Befoldung und Dienftunkoftenent- 
fchädigung kann der Bürgermeijter, wenn er zugleich 
Gemeinbevorfteher ift, die in 8. 75 gedachte Ent- 
ſchädigung beziehen. 

In Unfehung der Vergütung für Dienftreifen 
außerhalb der Bürgermeifterei, ſowie der Gebühren 
und baaren Auslagen für Amtshandlımgen des 
Bürgermeifter8 finden die Vorſchriften Des 8. 75 
Anwendung. Die Bürgermeijterei ift verpflichtet, ein 
angemefjenes Gejchäftslofal zu beichaffen. 

8. 75. (Art. 21 Gef. v. 15. V. 56.) Das Amt 
des Vorftehers wird unentgeltlich verwaltet, und nur 
für Dienftunfoften eine Entihädigung gewährt, melde 
bis zum Betrage von zehn Pfennigen für den Kopf 
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der Bevölkerung von dem Kreisausſchuſſe nach Ver- 
nehmung bes Gemeinderathe8 zu beftimmen ift, mit 
Genehmigung des Kreisausfchufjes aber auch höher 
feftgefegt werben kann. Für Dienftreifen nad einem 
mehr als zwei Meilen entfernten Orte kann befondere 
Vergütung verlangt werden. Gebühren für einzelne 
Amtshandlungen Dürfen nur infomweit erhoben werden, 
als fie in den Gefegen ausdrücklich geftattet find; 
Dagegen müſſen die durch ſolche Handlungen ver- 
urſachten baaren Auslagen jederzeit von den Be- 
theiligten erftattet werden. 


B. Beftimmungen der Rheinifhen Kreis— 

ordnung vom 30. Mai 1887 (6.5. ©. 209) über 

die Gemeindevorſteher, Zandbürgermeifter 

Tfowie die Beamten der Gemeinden und 

Zandbürgermeiftereien im Zufammenhange 
abgedrudt. 


Bmweiter Abſ 


Bon dem Gemeindevorfteher und dem Bürger- 
meifter in den Landbürgermeiftereien, ſowie von den 
Beamten der Gemeinden und Zandbürgermeijtereien. 


Bahl der Gemeinbenorficher und deren Stellvertreter. 
23. Der Gemeindevorfteher und deflen Gtell- 
vertreter (Beiftand), ſowie die Bezirks-, Dorfs- oder 
Bauerfchaftsvorfteher werden von dem Gemeinderathe 
aus der Zahl der zur Ausübung des Stimmredts 
14* 
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befähigten &emeindemitglieder auf die Dauer von 
ſechs Jahren durch abfolute Stimmenmehrheitgemählt. 

Die Wahlen erfolgen nach näherer Borfchrift des 
diefem Geſetze beigefügten Wahlreglements. 

Die Gewählten bedürfen der Beitätigung durch 
den Landrath. 

Bor der Betätigung ift der Bürgermeijter mit 
feinem Gutachten zu hören. 

Die Betätigung kann unter Zuftimmung Des 
Kreisausſchuſſes verfagt werden. 

Wird die Beftätigung verfagt, fo ift eine Neu- 
mahl anzuordnen. Erhält auch diefe die Beitätigung 
nieht, jo ernennt ber Landrath auf den Vorſchlag 
des Bürgermeifters unter Zuftimmung des Kreis- 
ausſchuſſes einen Stellvertreter auf jo lange, bis 
eine erneute Wahl Die Beitätigung erlangt bat. 
Dafjelbe findet ftatt, wenn feine Wahl zu Stande 
tommt. rn denjenigen Gemeinden, welche für fich 
allein eine Qandbürgermeifterei bilden, ift der Bürger- 
meifter zugleich Gemeindevoriteher. 


Ernennung der Bürgermeifter der Landhürgermeiftereien. 


24. Für jede Landbürgermeifterei wird von 
dem Oberpräfidenten ein Bürgermeifter auf Lebens- 
zeit ernannt Zu dem Amte eines Bürgermeifters 
follen an erſter Stelle angefehene Perjonen in dem 
Bürgermeiftereibezirte, insbejondere größere Grunb- 
befiger berufen werden, Das Umt fol zunädft den- 
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jenigen übertragen werden, welche dafjelbe als ein 
unentgeltlih zu vermwaltendes Ehrenamt zu über- 
nehmen in der Lage find? Ein Bürgermeifter 
mit Bejoldung foll nur angeftellt werben, 
wenn ein geeigneter Ehrenbürgermeifter 
niht zu gewinnen tft. 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von Bor. 
fchlägen des Kreisausſchuſſes, welche diefer nach An- 
börung der Bürgermeijtereiverfammlung zu maden 
bat. Falls der Oberpräfident den ſämmtlichen Vor⸗ 
Ihlägen des Kreisausſchuſſes feine Folge geben will, 
jo bedarf es hierzu der Zuftimmung des Provinzial. 
rathes. Lehnt der Provinzialrath die Zultimmung 
ab, jo fann diefelbe auf Antrag des Oberpräfidenten 
durch den Miniſter des Innern ergänzt werden. 

Wenn für Die Bejegung einer erledigten Bürger- 
meifterjtelle Vorſchläge nicht gemacht worden find, 
oder den gemachten Vorſchlägen keine Folge gegeben 
wird, fo kann Die Verwaltung derfelben nad ein- 
gebolter Yeußerung der betheiligten Bürgermeijterei- 
verfammlungen, ſowie des Kreisausſchuſſes aud) Dem 
Bürgermeifter einer benachbarten ländlichen oder 
ftädtifhen Bürgermeifterei übertragen werden, Die 
Uebertragung erfolgt in diefem Falle auf Widerruf 
und ift aufzuheben, fobald für die betreffende Bürger- 
meifterei nad) Maßgabe der Vorſchriften im dritten 
Abfage ein geeigneter Ehrenbürgermeiſter in Vor- 
Ichlag gebracht wird. 
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Der definitiven Ernennung eines befoldeten 
Bürgermeifters fol in der Regel eine die Dauer 
eines Jahres nicht überfteigende kommiſſariſche Be- 
ſchäftigung vorangehen. Die Tommiffarifhe Ver⸗ 
waltung der Bürgermeifterei wird im Uebrigen von 
dem Oberpräfidenten angeordnet. 

Ueber die Feſtſetzung der Befoldung, beziehungs- 
weiſe der Dienſtunkoſtenentſchädigung der Bürger- 
meifter, beziehungsmeife der Ehrenbürgermeifter be= 
[chließt der Kreisausfhuß nah Anhörung der Bürger- 
meiftereiverfammlung. (8.32 Nr. 4 des Geſetzes, über 
die Zuftändigfeit der Verwaltungs⸗ und Berwaltungs- 
gerichtSbehörden vom 1. Auguft 1883.) 

Eetzter Abſatz. In Betreff der Beigeordneten 
finden Die wegen Vorſchlag und Ernennung der 
Bürgermeijter geltenden Beftimmungen entſprechende 
Anmwendung.*) 

Wahl der Beamten Der Landgemeinden und Zanbbürgers 
meiftereien. 

26. Die Beftimmungen des $. 23 finden bezüg- 
lich der Wahl und Beftätigung auch auf die Unter- 
beamten der Gemeinden, jomweit deren Ernennung 
bisher dem Landrathe zuftand, ſowie auf die Unter- 
beamten der Qandbürgermeiftereien mit der Maßgabe 
Unmwendung, daß die Wahl der leßteren durch die 
Bürgermeiftereiverfammlung zu vollziehen ift. 


*, Siehe 8.B.G. 8. 20 Seite 86. 
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VI Beamte der Weſtfäliſchen Aemter. 
(Braunbehrens, Meitfälifihe Gemeindeverfaffungsgefeße, 
Ergänzungsband zu Brauditich 1887.) 
Vorbemerkung. 

Für die bejoldeten Amtmänner und die 
befoldeten Beamtender Weſtfäliſchen emter 
gelten 8.8.©. 88. 1—7, 8—13 und 15, 19; 

für die Weſtfäliſchen Amts- und Gemeinde- 
einnehbmer dagegen nur K. B.G. SS. 1—7, 12 und 
15, 19. 

8.3.6. 8. 19. Die Vorfchriften der 88. 8—15 
dieſes Gejeßes finden auf die Beamten der Aemter 
in der Provinz Wejtfalen, ſowie im Umfange der 
88. 12-15 aud auf die Gemeindeeinnehmer mit 
folgenden Maßgaben finnentjpredende Anwendung: 

1. die Anftellung der Amtmänner, fomwie die eit- 
fegung der Bejoldung und Pienjtuntoften- 
entfhädigung für diefe Beamten und Die 

Gemeindeeinnehmer (Amtseinnehmer) erfolgt 

nad) den bisherigen Vorſchriften; 

2. an Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt überall 
der Kreisausſchuß. 


1. Amtmänner. 


Zandgemeindeordnung für die Provinz 
Weftfalen vom 19. März 1856 (G.S. ©. 265). 


4. Mehrere Gemeinden nebit den, den Gemeinden 
gleichgeftellten Gütern (8. 3) bilden einen ®er- 
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mwaltungsbezirt (Amt), meldem ein Amimann vor- 
iteht; doch kann das Amt auch aus Einer Gemeinde 
beſtehen. 

3. Abgeindert durch Weſtfäl. KrO. 8. 23. Güter, 
welche den — einer Gemeinde für ſich allein 
zu genügen geeignet ſind, können auf den Antrag 
der Beſitzer oder der Gemeinde, mit welcher das Gut 
bisher vereinigt geweſen iſt, ſelbſtſtändige, den Ge— 
meinden gleich zu achtende Güter (Gutsbezirke) 
bilden. 

69. Für jeden Amtsbezirk ($. 4) wird ohne 
Unterſchied, ob derfelbe aus einer oder aus mehreren 
Gemeinden befteht, ein Amtmann und mindeftens 
ein Stellvertreter (Beigeordneter) deffelben beftellt. 

Den Beigeordneten fteht e8 zu, den Amts- 
verfammlungen ohne Stimmredt beizumohnen. 

In Aemtern, welche aus mehreren Gemeinden 
beſtehen, kann der Amtmann zugleich Borfteher der 
Gemeinde fein, in welcher er wohnt. 

20. Für die Aemter in der Provinz Weitfalen 
fann die Anftellung befoldeter Beigeordneter durch 
die Amtsverfammlungen befchloffen werden. Die 
Art der Ernennung und die Bedingungen der An- 
jtellung regeln fid nad den die Amtmänner 
betreffenden Beitimmungen. (Siehe weiter unten 
W.Kr.O. 8. 27 Abi. 4.) 

W.L.G.O. 8. 71. Ein Amtmann mit Be- 
joldung foll nur angeftellt werden, wenn 
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ein geeigneter Ehbrenamtmann nicht zu ge— 
winnen if. Derfelbe wird vom Ober— 
präfidenten ernannt, welder dabei zunädjft 
auf geeignete Eingefejiene des Amts Rüdficht zu 
nehmen bat. (Wbgeändert durch W.RKr.D. 8 27.) 
Bu der Stelle eines befoldeten Amtmanns fol, 
der Regel nad, feiner definitiv ernannt werden, 
welcher fich. nicht zu Dderfelben bereitS Durch eine 
fommifjariihe Verwaltung des Amtes als tüchtig 


‚bewährt bat; eine ſolche kommiſſariſche Verwaltung 


darf in der Regel die Dauer eines Yahres nicht 
überfchreiten. 

W.Kr.O. 8. 27. Abf. 1. Die Stelle des Amt— 
mannes ift ein Ehrenamt, welches einem angejehenen 
und vorzugsweiſe aus den größeren Grundbeligern 
auszumählenden Amtseingefefjenen übertragen werden 
fol. Ein Amtmann mit Befoldung fol nur an- 
geftellt werden, wenn ein geeigneter Chrenamtmann 
nit zu gewinnen ift, — Den Amtmann ernennt 
auf Grund der Vorſchläge des Kreisausſchuſſes, 
welche diefer nah Anhörung der Amtsverfammlung 
zu machen hat, der Oberpräfident. Falls ber Ober- 
präjident den ſämmtlichen Vorſchlägen des Freis- 
ausjchuffes Feine Folge geben. will, jo bedarf es 
hierzu der Zuftimmung des Provinzialrathes. Lehnt 
der Provinzialtath die Zuftimmung ab, fo Tann Die- 
felbe auf den Antrag des Oberpräfidenten durch den 
Minifter des Innern ergänzt werden. Die fom- 
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Verwaltung bes Amts wird von bem 
enten angeorbnet. 

Ueber bie Feſtſetzung der Bejoldung 
meife der Pienftunkoftenenentfhädigung 
nner beziehungsmeife der &hrenamtmänner 
der Kreisausfhuß nah Anhörung 
‚verfammlung. (3.6. $. 32 Nr. 4.) 

» In Betreff der Beigeorbneten finden 
borſchlag und Ernennung der Amtmänner 
Beftimmungen entiprehende Anwendung. 


2. Amtsbeamte. 
O. 8. 73. Wegen ber zum Dienfte des 
eberlihen Unterbeamten und Diener und 
Amtseinnehmers finden die reſp. Be 
ı der 88.43 und 44 Unmendung. (Siehe 
und Diener der Gemeinden und Gemeinde 
seite 165 ff.) 


Beamte der Zweckverbände. 
(RB.6. 8 1-7, 18.) 
Vorbemerkung. 
ie Zweckverbände fehlt e8 an gefeß- 
immungen über bie Anftellung befolbeter 


Aus der Begründung ded Kommunalbeamten. 
freptags Kommentar ©. 106.) 
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Abgedruckt find die Beſtimmungen über die Verwaltung 


der Zweckverbände. 


a) Randgemeindeordnung für die fieben dftlichen 
Provinzen vom 3. Yuli 1891. (8.6. ©. 233.) 


b) Schleswig-Holfteinifche Landgemeindeordnung 
vom 10. Juli 1892. (8.6. ©. 154.) 


SS 128—138 wörtlich gleichlautend. 


Vierter Titel. 

Verbindung nachbarlich belegener Gemeinden und felbftändiger 
Gutsbezirke behufs gemeinfamer Wahrnehmung 
kommunaler Angelegenheiten. 

128. Landgemeinden und Gutsbezirfe können 
mit nachbarlich belegenen Zandgemeinden oder Gut3- 
bezirfen zur Wahrnehmung einzelner fommunaler 
Angelegenheiten nad) Anhörung der betheiligten Ge— 
meinden und Gutsbefiger durch Beſchluß des Kreis- 
ausfhufles verbunden werden. 

129 Abf. 2. Es können dieſen Verbänden auf 
ihren Antrag mit Königlicher Genehmigung Die 
Rechte öffentlicher Körperfchaften beigelegt werden. 

131. Die nad Maßgabe des 8. 123 gebildeten 
Verbände find berechtigt, die Ausführung der in 
ihrem gemeinfamen Intereſſe liegenden Maßnahmen 
und Beranftaltungen auf gemeinfame Koften zu be- 
Tchließen. Sie bilden in den Fällen, wo die Fürforge 
für die öffentlide Armenpflege von ihnen über- 
nommen oder ihnen auferlegt wird, Sefammtarmen- 
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verbände im Sinne des 8. 12 des Geſetzes von 
8. März 1871 (Gefeg-Samml. ©. 130). Auf die 
bereits beftehenden Gejammtarmenverbände. finden 
die Beſtimmungen dieſes Titels. fortan finngemäße 
Anwendung. 
132. Das Statut muß enthalten: 
1-4 ıc. 
d. eine Beſtimmung über die Wahl oder die fonjtige 
Art der Berufung des Verbandsporitehers, ſowie 
über die Vertretung. des Verbandes nad) außen. 


133 Abſ. 1. PVerbandsvorsteher können nur ſolche 
Perſonen ſein, bei welchen die Vorausſetzungen zur 
Uebernahme des Amts als Gemeinde- oder Guts— 
vorſteher vorliegen. 

134. Die Wahl des Verbandsvorſtehers bedarf, 
wenn der Gewählte nicht zugleich Gemeinde-, Guts⸗ 
oder Amtsvorſteher iſt, der Beſtätigung durch den 
Landrath unter ſinngemäßer Anwendung der Be— 
ſtimmungen des 8. 84 dieſes Geſetzes. 

Wird gegen die Gültigkeit der Wahl eines 
Verbandsvorſtehers, welcher nach der vorſtehenden 
Beſtimmung einer beſonderen Beſtätigung nicht be—⸗— 
darf, Einſpruch erhoben, ſo entſcheidet hierüber die 
Verſammlung der Verbandsmitglieder. Gegen den 
Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren jtatt. 


Zuſatz zu 8. 134: 8. 84. Die gewählten Ges 
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meindevorfteher und Schöffen bedürfen der Beſtätigung 
dur) den Vandrath. 

Bor der Beftätigung ift der Amtsvorſteher 
(Diftrittstommifjarius) mit feinem Gutachten zu 
hören. 

Die Beftätigung fann nur unter Zuftimmung 
des Kreisausfchuffes verfagt werden. Diefer Bus 
ftimmung bedarf es auch dann, wenn der Wahl Die 
Beftätigung wegen formaler Mängel des Berfahrens 
verfagt wird. | 

Wird die Beitätigung verfagt, jo ift eine Neu- 
wahl anzuordnen. Erhält auch diefe die Beftätigung 
nicht, fo ernennt der Landrath unter Buftimmung 
des Kreisausſchuſſes einen Stellvertreter auf fo 
lange, bis eine erneuerte Wahl die Beftätigung 
erlangt bat. 

Daſſelbe findet jtatt, wenn feine Wahl zu Stande 
fommt. 

Die Beitimmungen dieſes Paragraphen finden 
auch aufandere gemählte demeindebeamte Anwendung, 
deren Wahl der Beitätigung bedarf. 

137 Abſ. 1. Kommt ein Statut durch freie Ver⸗ 
einbarung der Betheiligten nicht zu Stande, fo ift 
dafjelbe nad) Anhörung der legteren durch den Kreis⸗ 
ausfchuß feitzufegen. Hierbei fommen folgende Grund» 
füge zur Anwendung: 

Abſ.2. Der Verband wird in feinen Angelegen⸗ 
heiten durch den Verbandsausſchuß und den Verbands⸗ 
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geordneten, jonjtige Dtagiftratsmitglieder und er 
forderlidenfalls Durch) andere von der Gtadtver- 
ordnretenverfammlung zu wählende Abgeordnete er- 
folgt. 

103. Die nad) Maßgabe des $. 100 gebildeten 
Verbände find berechtigt, die Ausführung der in 
ihrem gemeinfamen ntereffe liegenden Maßnahmen 
und Veranftaltimgen auf gemeinfame Koften zu 
befchließen. Sie bilden in den Fällen, wo die Für- 
ſorge für Die öffentliche Armenpflege von ihnen über- 
nommen oder ihnen auferlegt wird, Gejammtarmen- 
verbände im Sinne des $. 12 des Geſetzes vom 
8. März 1871 (Gefeg-Samml. ©. 130). Auf die be- 
reitS beitehenden Gefammtarmenverbände finden Die 
Beitimmnungen diefes; Titels fortan finngemäß An- 
wendung. 

Im Uebrigen werden die Redhtsverhältnijje der 
Verbände durd) ein Statut geregelt, welches von den 
Betheiligten im Wege freier Vereinbarung feitzu- 
ftellen ift und der Bejtätigung des Kreisausſchuſſes 
unterliegt. 

104. Das Statut muß enthalten: 

1—4 x. 

5. eine Beitimmung über die Wahl oder die ſonſtige 

Art der Berufung des VBerbandsvoritehers, ſowie 
über die Bertretung des Verbandes nad) augen. 

105. Verbandsvorfteher fünnen nur ſolche Per- 
fonen fein, bei welden die Vorausfegungen zur 
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Hebernahme des Amtes als Bürgermeifter oder 
Gutsvorfteher vorliegen. 

106. Die Wahl des Verbandsporjtehers bedarf, 
wenn der Gewählte nicht zugleich Bürgermeijter oder 
Gutsvorftebher ift, der Beftätigung dur) den Land- 
rath nach Maßgabe des 8. 55. 

Wird gegen die Gültigfeit der Wahl eines Ber- 
bandsvorftehers, welcher nad) der vorjtehenden Be- 
ftimmung einer befonderen Beftätigung nicht bedarf, 
Einjpruch erhoben, fo entjheidet hierüber die Ver- 
fammlung der VBerbandsmitglieder. Gegen den Be- 
Thluß findet die Klage im Berwaltungsjtreitver- 
fahren jtatt. 


109 Abf. 1. Kommt ein Statut dur fteie' 


®ereinbarung der Betheiligten nicht zu Stande, fo 
it e8 nad) Anhörung ber letzteren durch den Kreis⸗ 
ausſchuß feitzufegen. Hierbei gelten folgende Grund⸗ 
fäße: 

Abſ. 2. Der Verband wird in feinen Ange- 
legenheiten Durch den Verbandsausſchuß und den 
Berbandsvorjteher vertreten. Der Iebtere ift Die 
ausjührende Behörde. 

Abi. 3. Der Verbandsausſchuß, welcher über 
alle Angelegenheiten des Verbandes zu bejchließen 
bat, befteht aus Vertretern ſämmtlicher zu dem Ber- 
bande gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke. Jede 
Gemeinde und jeder Gutsbezirk ift wenigftens durch 
einen Abgeordneten zu vertreten. 

Kremsti, Kommunalbcamtengefeßgebung. 15 
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Abf. 7. Die Berufung bes Verbandsvorftehers 
ift entweder in der Weife zu regeln, daß der Ver— 
bandsausfhuß aus feiner Mitte den Verbandsvor— 
fteher und einen Stellvertreter für ihn auf die Dauer 
von acht Jahren wählt, oder in ber Weife, daß 
einer der betheiligten Bürgermeijter und Gutsvor- 
fteher oder deffen gefeglicher Vertreter zum Verbands- 
vorfteher und ein anderes beftimmt zu bezeichnendes 
Mitglied des Verbandsausſchuſſes zum Gtellver- 
treter für ihn von Amtswegen beitellt wird. Für 
die Wahl des VBerbandsvorftehers und feines GStell- 
vertreter8 gelten die Vorfchriften über die Wahl des 
Bürgermeifters (88. 47ff.) mit der Maßgabe hin— 
ſichtlich des 8. 48, daß der Verbandsausfhuß aus 
feiner Mitte einen Wahlvorfteher wählt und von 
der Wahl von zmei Beifigern Abftand nehmen Tann. 


VIII Beamte der Amtsverbände. 
(Oeitlide Provinzen und SchleswigsHolitein.) 
K.B.G. 88. 1—7, 18, 

Beamte der Amtsverbände. 


1. Alte Brovinzen, 
Die einzige gefegliche Beitimmung über die 
Unftelung befoldeter Beamten der Amtsverbände 
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iſt 69 Abſ. 2 der Kreisordnung vom rer (8 60 
Abi. 2 SH.H.Kr.D.) 
Koften ver Amtoverwaltung. 

OKr.O. 8 69 Abſ. 1. Der Amtsvorfteher ift 
berechtigt, eine Amtsunkoſtenentſchädigung zu bean- 
fpruden, welche nad) Anhörung der Betheiligten von 
dem Kreisausfchuffe als ein Pauſchquantum feſtgeſetzt 
wird, 

Abf. 2. In gleider Weife erfolgt die 
Feftfegung dereinem fommiffarifhen Amts— 
vorfteher zu gemwährenden Remuneration. 

Zuſatz zu O.Kr.O. 8.69: 8. 47. Behufs VBer- 
waltung der Polizei und Wahrnehmung anderer 
öffentlicher Angelegenheiten wird jeder Kreis, mit 
Ausſchluß der Städte, in Amtsbezirke getheilt. 

58. Iſt nach der Erklärung bes Kreistages für 
einen Amtsbezirk weder eine zum Amtsvorſteher ge- 
eignete Perſon zu ermitteln, noch die zeitmweilige 
Wahrnehmung der Amtsverwaltung dur) den Vor⸗ 
ſteher eines benachbarten Amtsbezirkes oder durch 
den Bürgermeifter einer benachbarten Stadt thunlich, 
jo bejtellt der Oberpräfident auf Vorſchlag des 
Kreisausichuffes einen Tommifjarifhen Amtsvor- 
ſteher. 

Für Die Uebernahme der Verwaltung eines be- 
nachbarten Amtsbezirkes durch einen Bürgermeifter 
ift die Zuftimmung der ſtädtiſchen Vertretung er- 


forderlich. 
15* 
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Sofern die Verhältniſſe e8 geftatten, Tann ein 
tommifjarifher Amtsvorfteher mit der Verwaltung 
zweier oder mehrerer Amtsbezirfe gleichzeitig beauf- 
tragt werden. 

1. Im denjenigen Gemeinden und Guts- 
bezirfen, welche einen Amtsverband für fich bilden, 
werden die Koſten der Amtsvermwaltung gleich den 
übrigen Rommunalbedürfnifien aufgebradit. 


Art. 4, Nr. 5 der Minifterialinftruftion vom 
18. Juni 1873 
(M.Bl. d. J. ©. 160), 


betreffend 
Anftellung der kommiſſariſchen Amtsporfteber. 


Auf Grund der von dem Kreistage bez. Dem 
Kreisausſchuſſe gemachten Vorfchläge vollzieht der 
Oberpräfident die Beftellung der kommiſſariſchen 
Amtsporfteher und fertigt für jeden derjelben nad 
den unter B anliegenden Formularen eine bejondere 
Beitallungsurfunde aus. 

Was die Beltellung der kommiſſariſchen Amts» 
vorfteher anbetrifft, jo wird nad) den in jedem Falle 
obmwaltenden Verhältniffen auf Vorſchlag des Kreis: 
ausfchuffes zu beftimmen fein, ob diefelbe auf Kün— 
Digung, auf eine beftimmte Zeit oder auf Vebenszeit 
zu erfolgen bat und ob in dem le&teren Falle, even= 
tuel nad) melden Grundfägen ein Anſpruch auf 
Penfion zu gewähren iſt. Ein folder Penfions=- 





VIII. Beamte der Anıtsverbände. 2239 


anfprud) darf jedoch nur unter Buftimmung der 
Betheiligten eingeräumt werben. (Bergl. $. 18 
8.3.6. Seite 84.) 

Die Beftallungsurkunden werden dur Ber: 
mittelung des Regierungspräfidenten dem Zandrath 
zugefertigt, welcher diefelben dem Ernannten aus: 
händigt und nad) Maßgabe der Verordnung vom 
6. Mai 1867 (8.6. ©. 715)*) deren Vereidigung vor⸗ 
nimmt, fofern fie den in diefer Verordnung vor⸗ 
gefchriebenen Dienfteid noch nicht geleiftet haben. 

Bugleich vermittelt der Landrath die Uebergabe 
der auf die Polizeiverwaltung der zu den einzelnen 
Amtsbezirken gehörigen Ortfchaften bezüglichen Akten 
und Schriftſtücke, ſoweit diefelbe für die Amtsver⸗ 
mwaltung erforderlich ift. 


Anlage B. 
Beftallungs-Urfunde 

für den....zu.... als kommiſſariſcher Amt $- 

vorſteher des Amtsbezirks .... im Kreife.... 

(Stempel 1,50 ME.)*) 

Auf Vorſchlag des Kreisausfchufies des Kreiſes 
. wird der.... zu.... gemäß 8. 58 der Slreis- 
ordnung vom 13. Dezember 1872 zum Eommiffarifchen 
Amtsvorfteher des Amtsbezirks .... auf.... hier⸗ 
durch beftellt und ift zu dieſem Behufe die gegen 


*) Siehe Seite 10. 


*) Stempelgeieg vom 31. Juli 1895 Poſ. 12 abſ. 
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mwärtige Beftallungsurtunde unter Unterſchrift und 
Siegel des Königl. Oberpräfidenten der Provinz.... 
ausgefertigt worden. 
....„.bden..ten....19.. 
(Siegel.) (Unterjrift.) 


2. Provinz Schlesmwig-Holftein. 
Kreisordnung für die Provinz Schlesmwig-Holitein 
vom 26. Mai 1888. 

(8.6. ©. 139.) 

Koften der Amtöberwaltung. 

60. Der Amtsvorfteher ift berechtigt, eine Amts⸗ 
unfoftenentfhädigung zu beanfpruchen, welche auf 
den Antrag des Landrathes, nad) Anhörung der 
Betheiligten, von dem Kreisausſchuſſe durch Beſchluß 
als ein Pauſchquantum feſtgeſetzt wird. 

In gleider Weife erfolgt Die Feſtſetzung 
ber einem fommiffarifhen Amtsvorſteher zu 
gemwährenden Remuneration und der dem— 
felben etwa zu gewährenden Penfion. 

Snitruftion des Minifters des Innern vom 
19. Zuni 1888 zur Ausführung der Beftimmungen 
der Kreisordnung für die Provinz Schlesmwig-Hol- 
jtein vom 28. Mai 1888 über Die Bildung der Amt3- 
bezirte, die Berufung der Amtsvorfteher und deren 
Stellvertreter, fomie die Beſtellung kommiſſariſcher 
Amtsvorfteber. 


Art. 4 Nr. 5 im Wefentlichen gleihlautend mit 


— — —— — 
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Art.4 Nr. 5 der vorabgedrudten Minifterialinftruftion 
vom 18. Juni 1873 zu 8. 69 Kr.O. vom 13. De- 
zember 1872. Nur ift ftatt 8. 56 Abf. 4 diefer Kr.D. 
angeführt der gleidylautende $. 48 Ab. 4 Schl.⸗H. 
Kr.D. und der $. 49 Abf. 1 (Ernennung des Gtell- 
vertreter8 des Amtsvorſtehers gemäß 8. 48 Abf. 4). 
Im Uebrigen entjpricht 
8. 47 OKr.O. dem 8. 38 Schl.⸗H. Kr.O. 


88. 56—58 n den SS. 48-50 n 
8. 71 n dem 8. 63 n 
8. 8 n dem 8. 8 n 


IX. Beamte der Stadtgemeinden. 


A, Magiſtratsmitglieder bezw. Bürgermeifter und 
Beigeordnete. 


Auf diefelben finden nur die 88. 4—7, 14, 15 
8.3.6. Anwendung. 


Grauchitſch, Verwaltungsgejege. 14. Auflage. 1897. 
Bd. III ©. 7 ff. und die Ergänzungsbände). 


1. Städteordnung für Die Provinzen Preußen,*) 


*, Seht in zwei Provinzen Oſt⸗ und MWeftpreußen ge 
thetlt. Gele vom 19. März 1877 (G.S. ©. 107). Yür 
Neuporpommern und Rügen iſt ein bejonderes Geſetz er- 
gangen. ($. 1 Abi. 3 St.O. v. 30. Mat 1853.) Geſetz 
betreffend die ftädtiichen VBerfafjungen für Neuvorpommern 
und Rügen vom 31. Mai 1853 (G. S. S. 291). 
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Brandenburg, Bommern, Schlefien, Poſen und Sachen 
vom 30. Mai 1853. (G.S. ©. 261). 


Titel II. 
Don der Zufammenfehung und Wahl ded Magiftratb. 
29. Der Magiſtrat beiteht aus dem Bürger- 
meifter, einem Beigeordneten oder zweiten Bürger- 
meifter als deſſen Stellvertreter, einer Anzahl von 
Schöffen (Stadträthen, Rathsherren, Rathsmännern) 
und wo das Bedürfniß es erfordert, noch aus einem 
oder mehreren bejoldeten Mitgliedern (Syndilus, 
Kämmerer, Schulrath, Baurath 2c.). Es gehören zum 
Magiftrat in Stadtgemeinden von meniger als 
2500 Einwohnern 2 Schöffen, 
2500 bis 10000 Ginmoßnen i n 


10 001 M 30 000 nn " 
30001 „60000 , 5 „ 
60001 „ 100000 " 10 n 


Bei mehr als 100000 Einwohnern treten für jede 
meiteren 50000 Einwohner zwei Schöffen Hinzu. 
Wo die Zahl der Mitglieder des Magiſtrats 
bisher eine andere geweſen ift, verbleibt es bei dieſer 
Zahl, bis durch ftatutarifhe Anordnung, welcher 
überhaupt abweichende Feftjegungen über die Zahl 
der MagiltratSmitglieder vorbehalten werden, eine 
Aenderung getroffen ift. 
30. Mitglieder des Magijtrats fünnen nicht fein: 
1. diejenigen Beamten und die Mitglieder ber- 
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jenigen Behörden, durch welche die Aufficht des 

Staats über die Städte ausgeübt wird ($. 76);') 

2. die Stadtverordneten, ingleihen Gemeinde⸗ 
Unterbeamte und in Städten über 10000 Seelen 
die Gemeinde-Einnehmer (8. 56 Nr. 6);°) 

3. Geiftliche, Kirchendiener und Lehrer an öffent- 
lihen Schulen; 

4. die richterlichen Beamten, zu denen jedoch bie 
tehnifhen Mitglieder der Handels-, Gewerbe⸗ 
und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find; 

5. die Beamten der Staatsanmaltidhaft; 

6. die Polizeibeamten. 

Bater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
john, Brüder und Schmäger dürfen nicht zugleich 
Miitglieder des Magijtrates fein. 

Entſteht die Schwägerſchaft im Laufe der Wahl- 


1) Sept Zuftändigfeitsgefeß $. 7. Die Aufficht des 
Staates über die Verwaltung der ftädtiihen Gemeinde— 
angelegenheiten wird in erjter Snitanz von dem Regierung» 
präfidenten, in höherer und leßter Inſtanz von dem Ober: 
präfidenten geübt, unbeichadet der in den Geſetzen geordneten 
Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes und des Provinzial 
rathes. Für die Stadt Berlin tritt an die Stelle des Re- 
gierungspräfidenten der Oberpräfident, an die Stelle des 
Dberpräfidenten der Minifter des Innern. 

2) SD. $. 56 Nr. 6. In Städten bis zu 10000 
Einwohnern Tönnen die Geſchäfte des Gemeindeeinnehmers 
nad Vernehmung der Stadtverordneterverfammlung und 
mit Zuftimmung des Bezirksausichuffes dem Kämmerer 
übertragen werden. 
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periode, fo jcheidet dasjenige Mitglied aus, durd) 
welches das Hinderniß herbeigeführt worden ift. 

Bater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
fohn, fowie Brüder, dürfen nicht zugleid) Mitglieder 
des Mtagiftrats und der Gtadtverordneten-Ver- 
fammlung jein. 

Perſonen, welche bie in dem Gefege vom 7. Fe⸗ 
bruar 1835 (Gefeg- Sammlung Seite 18) bezeichneten 
Gewerbe betreiben, können nicht Bürgermeifter fein. 

Leßtere Gewerbe find Gaſt- und Schanktwirthichaft. 

31. Der Beigeordnete und die Schöffen (8. 29) 
werden auf ſechs Jahre, der Bürgermeiſter und die 
übrigen befoldeten Magijtrats-Mitglieder dagegen 
auf zwölf Jahre von der GStabtverordnneten-Ber- 
jammlung gewählt. Auch können Beigeordnete mit 
Befoldung angejtellt werden, und erfolgt in diefem 
alle deren Wahl gleichfalls auf zwölf Jahre. 

Alle drei Jahre jcheidet die Hälfte der Schöffen 
aus und wird durch neue Wahlen erjegt. Die das 
erfte Mal Ausfcheidenden werden dur das Loos 
beftimmt. Die Ausjcheidenden können wieder gewählt 
werden. Wegen der außergemöhnliden Erfagwahlen 
fommt die Beftimmung $. 21 zur Anwendung. 

Die Wahl des Bürgermeifters und der 
übrigen bejfoldeten Magiftratsmitglieder 
kann auch auf Lebenszeit erfolgen.®.v.25.2.56. 
(8.6. ©. 129). 

21. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung 
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der Stabtverordneten-Berfammlung finden alle zwei 
Sabre im November Statt. Bei dem zunächſt vorber- 
gehenden wöchentlichen Hauptgottesdienft ift auf die 
Wichtigkeit diefer Handlung Hinzumeifen. Die Wahlen 
der dritten Abtheilung erfolgen zuerit, die der erften 
zuletzt. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb 
der Wahlperiode ausgeſchiedener Mitglieder müſſen 
angeordnet werden, wenn die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung oder der Magiſtrat es für erforderlich er- 
adten, oder wenn der Bezirfsausfhuß'!) 
dies beſchließt. Der Erfagmann bleibt nur bis 
zum Ende derjenigen ſechs Jahre in Thätigkeit, auf 
welche der Ausgejchiedene gewählt mar. 

Alle Ergänzungs- oder Erfagmahlen werden von 
denfelben Wbtheilungen und Wahlbezirken vors 
genommen, von denen der Ausgefchiedene gemählt 
mar. St die Zahl der zu mählenden Stadtver- 
ordneten nicht durch drei theilbar, fo ift, wenn nur 
einer übrig bleibt, diefer von der zweiten Abtheilung 
zu wählen. Bleiben zwei übrig, fo mählt Die erfte 
Abtheilung den einen und die dritte Abtheilung den 
andern. 

Der in dem $. 21 beftimmte Termin fann durd 
ftatutarifhe Anordnung abgeändert werden. 

32. Für jedes zu wählende Mitglied Des 

1) 38 ⸗* 12 Nr. 2, in Berlin der Oberpräſident. 
L.V. G. 
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Magiftrats wird befonders abgeftimmt. Die Wahl 
erfolgt durch Stimmzettel. Wird die abfolute Stimmen- 
mehrheit bei der erjten Abftimmung nicht erreicht, 
fo merden Diejenigen vier Perjonen, auf welche die 
meijten Stimmen gefallen find, auf eine engere Wahl 
gebracht. Wird auch hierdurch die abjolute Stimmen- 
mehrheit nicht erreicht, fo findet unter denjenigen 
zwei Perfonen, welche bei der zweiten Abjtimmung 
die meilten Stimmen erhalten haben, eine engere 
Wahl Statt. Bei Stimmengleichheit entfcheidet das 
2008. 

33. Die gewählten Bürgermeifter, Beigeordneten, 
Schöffen und befoldeten Magiſtrats-Mitglieder be- 
dürfen der Bejtätigung. Die Beftätigung fteht zu: 

1. dem Könige hinfichtlid der Bürgermeifter und 
Beigeordnieten in Städten von mehr als 10000 
Einwohnern; 

2. dem Regierungs-Präfidenten!) hinfichtlich 
der Bürgermeijter und Beigeordneten in Städten, 
welche nicht über 10000 Einwohner haben, ſowie 
Hinfihtlid der Schöffen und der befoldeten 
Magiftratsmitglieder in allen Städten, ohne 
Unterfied ihrer Größe (3.6. 8. 13, Abi. 1). 
Die Betätigung fann von dem Re— 

gierungs=Präfidenten nur unter. Bu- 
ftimmung des Bezirfsausfhufjes') ver- 
jagt werden. Lehnt der Bezirtsausfhuß 
die Zuftimmung ab, fo Fann dieſelbe auf 
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den Untrag des NRegierungs-Präfidenten 
durh den Minifter des Innern ergänzt 
werden. 


Wird die Beftätigung von dem Re— 


gierung3-Präfidenten unter Buftimmung 
des Bezirtsausfehuffes') verjagt, Jo fann 
dDiejelbe auf Antrag des Magiftrat3 oder 
der Stadtverordneten-Berfammlung von 
dem Minifter des Innern ertpeilt werden. 
(3.6. $ 13 Abf. 2, 3.) 

Wird Die Beftätigung endgültig verjagt, fo 
ichreitet die Stadtverordnneten-Verfammlung zu einer 
neuen Wahl. Wird aud) diefe Wahl nicht beftätigt, 
fo ift der Regierungs-Präfident?) berechtigt, 
die Stelle einftweilen auf Koften der Stadt kom— 
miſſariſch verwalten zu laſſen. 

: Dafjelbe findet jtatt, wenn die Stadtverordneten 
die Wahl verweigern, oder den nach der erſten Wahl 
niet Beftätigten wieder erwählen follten. 

Die fommifjarifche Verwaltung dauert fo lange, 
bis die Wahl der Stadtvervordneten-Berfammlung, 
deren wiederholte Vornahme ihr jederzeit zuiteht, 
die Beftätigung des Königs, beziehungsmeife des 
Regierungs-Präfidenten!) erlangt hat. 

34. Die Mitglieder des Magiftrats werden 

1) Sn Berlin der Oberpräfident bezüglich” der Stadt- 


räthe, ohne Mitwirkung des Bezirks-Ausſchuſſes. 
% In Berlin der Oberpräfident. 
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zwanzigjten alljährlih um "so. (8.8.8.8. 14 
Abf. 1.) 

(Siehe Penſionsanſprüche XIII, 1.) 

Abſ. 3 erjegt durch K.B.G. 8. 7 (Streitige Per- 
fionsanjprücdhe) Seite 74. 


2. Gefeg, betreffend die Verfaſſung der 
Städte in Neuporpommern und Rügen, 
vom 31. Mai 1853 (8.©. ©. 291.) 

3. Für jede Stadt ift ein befonderer Stadtrezeß 
feſtzuſtellen. 

5. Bei dieſen Stadtrezeſſen ſind folgende Grund⸗ 
beſtimmungen feſtzuhalten: 

I. Für die Beſetzung erledigter Bürgermeifter- 
ftellen behält e8 bei den darauf bezüglichen Be- 
ftimmungen des Patent8 vom 18. Februar 1811 fein 
Bemwenden. 


Nah diefem Königlid Schwediihen Patente werden 
die Bürgermeifter vom Könige auf Lebenszeit ernannt. 


3. Städteordnung für die Provinz Weit- 
falen vom 19. März 1856. (8.6. ©. 237.) 
Titel IIL 
Don der Zufammenfchung und Wahl des Magiftrate, 

29. Der Magiftrat bejteht aus dem Bürger- 


meifter, einem Beigeordnneten oder zweiten Bürger- 
meifter als deſſen Stellvertreter, einer Anzahl von 
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Schöffen (Stabträthen, Rathsherren, Rathsmännern) 
und, wo das Bedürfniß es erfordert, noch aus einem 
oder mehreren befoldeten Mitgliedern (Syndikus, 
Kämmerer, Schulrath, Baurath zc.). Es gehören 
zum Magiftrat in Stadtgemeinden von weniger als 
2500 Einwohnern 2 Schöffen, 
2501 bis 10000 n 4 n 
10001 „ 80000 „ 6 u 


Bei mehr als 30000 Einwohnern treten für jede 
meiteren 20000 Einwohner zwei Schöffen Hinzu. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Magiftrats 
bisher eine andere geweſen ift, verbleibt es bei Diejer 
Bahl, bis durch ftatutarifche Anordnung, mwelder 
überhaupt abmweichende Feitfegungen über die Zahl 
der Magiftrats- Mitglieder vorbehalten werden, eine 
WHenderung getroffen ift. 

30. Mitglieder des Magiftrats können nicht fein: 

1. Diejenigen Beamten und die Mitglieder der- 
jenigen Behörden, durch welche die Aufſicht des 
Staats über die Städte ausgeübt wird (3.8. 8. 7). 


3.8. 8. 7. Die Auffiht des Staates über die Ber- 
waltung der ftädtiihen Gemeindeangelegenheiten wird in 
erfter Inſtanz von dem Negierungspräfidenten, in höherer 
und letter Inſtanz von dem Oberpräfidenten geübt, un- 
beſchadet der in den Geſetzen geordneten Mitwirkung des 
Bezirksausſchuſſes und des Provinzialvathes. 

Beihwerden bei den Auffihtsbehörden in ftädtiichen 
Gemeindeangelegenheiten find in allen Snftanzen innerhalb 
zwei Wochen anzubringen. 

Kremeti, Kommunalbeamtengefeggebung. 16 
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zwanzigſten alljährlich um "so. (K. B. G. 8. 14 
Abſ. 1.) | | 

(Siehe Penfionsanfprüdje XIII, 1.) 

Abſ. 3 erfegt durch K.B.G. 8. 7 (Streitige Pen⸗ 
ſionsanſprüche) Seite 74. 


2. Geſetz, betreffend die Verfaſſung der 
Städte in Neuvorpommern und Rügen, 
vom 31. Mai 1853 (6G.S. ©. 291.) 


3. Für jede Stadt ift ein befonderer Stadtrezeß 
feſtzuſtellen. 

5. Bei dieſen Stadtrezeſſen ſind folgende Grund⸗ 
beſtimmungen feſtzuhalten: 

J. Für die Beſetzung erledigter Bürgermeiſter— 
ſtellen behält es bei den darauf bezüglichen Be- 
ſtimmungen des Patents vom 18. Februar 1811 ſein 
Bewenden. 


Nach dieſem Königlich Schwediſchen Patente werden 
die Bürgermeiſter vom Könige auf Lebenszeit ernannt. 


3. Städteordnung für die Provinz Weſt— 
falen vom 19. März 1856. (G.S. ©. 237.) 


Titel III. 
Don der Zuſammenſetzung und Wahl bed Magiftrats. 
29. Der Magiftrat befteht aus dem Bürger- 
meifter, einem Beigeordneten oder zweiten Bürger- 
meifter als deſſen Stellvertreter, einer Anzahl von 
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Schöffen (Stabträthen, Rathsherren, Rathsmännern) 
und, wo bas Bedürfniß e8 erfordert, noch aus einem 
oder mehreren befoldeten Mitgliedern (Syndikus, 
Kämmerer, Schulrathd, Baurath ꝛc.). Es gehören 
zum Magiftrat in Stadtgemeinden von weniger als 


2500 Einwohnern 2 Schöffen, 
2501 bis 10000 " 4 m 
10001 „ 30000 65 


Bei mehr als 30000 Einwohnern treten für jede 
weiteren 20000 Einwohner zwei Schöffen Hinzu. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Magiftrats 
bisher eine andere geweſen ijt, verbleibt e8 bei Diefer 
Zahl, bis durch ftatutarifche Anordnung, welcher 
überhaupt abmeichende Feitfegungen über die Zahl 
der Magiftrats- Mitglieder vorbehalten werden, eine 
Aenderung getroffen ift. 

30. Mitglieder des Magiſtrats können nicht fein: 

1. Diejenigen Beamten und die Mitglieder der- 
jenigen Behörden, durch melde die Aufficht des 
Staats über die Städte ausgeübt wird (3.8. 8. 7). 


3.6. 8. 7. Die Aufficht des Staates über die Ber- 
mwaltung der jtädtiichen Gemeindeangelegenheiten wird in 
erfter Inſtanz von dem Regierungspräfidenten, in höherer 
und letzter Inſtanz von dem Öberpräfidenten geübt, un. 
beichadet der in den Geſetzen geordneten Mitwirkung des 
Begirksausſchuſſes und des Provinzialrathes. 

Beihwerden bei den AuflichtSbehörden tn jtädtiichen 
Gemeindeangelegenheiten find in allen Inſtanzen innerhalb 
zwei Wochen anzubringen. 

Kremeti, Kommunalbeamtengejeßgebung. 16 
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2. Die Stabtverordneten und die Gemeinde— 
Unterbeamten; 

8. Geiftliche, KHirchendiener und Lehrer an öffent- 
lichen Schulen; 

4. die richterlihen Beamten, zu Denen jedoch die 
techniſchen Mitglieder der Handels-, Gemwerbe- und 
ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find; 

5. die Beamten der Staatsanmaltichaft; 

6. die Polizeibeamten. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
fohn, Brüder und Schwäger Dürfen nicht zugleich 
Mitglieder des Magiſtrats fein. 

Entjteht eine Schwägerſchaft im Laufe der Wahl- 
periode, fo fcheidet dasjenige Mitglied aus, durch 
welches das Hinderniß herbeigeführt worden ift. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
fohn, ſowie Brüder dürfen nicht zugleich Mitglieder 
des MagiftratS und der Stadtverordneten-Berfammi- 
lung fein. 

Perjonen, melde die in dem Gefege vom 
7. Februar 1835 (G.S. ©. 18) bezeichneten Gewerbe 
betreiben, können niit Bürgermeifter fein. (Gaft- 
und Schantwirthe.) 

31. Die Beigeordneten und die Schöffen (8. 29) 
werden auf ſechs Jahre, der Bürgermeifter und die 
übrigen bejoldeten MagijtratSmitglieder auf zwölf 
Sahre von den Stadtverordneten gewählt. Auch 
können Beigeordnete mit Bejoldung angejtellt werden, 
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und erfolgt in diefem Falle deren Wahl gleichfalls 
auf zwölf Jahre. Pie Wahl des Bürgermeifters 
und der übrigen bejoldeten Wtagijtratsmitglieder 
kann auch auf Lebenszeit erfolgen. Alle drei Jahre 
fcheibet die Hälfte der Schöffen aus und wird durch 
neue Wahlen erfegt. Die das erjtemal Ausfcheiden- 
den werden durch das Loos beitimmt. Die Aus- 
Theidenden können wieder gewählt werden. Wegen 
der außergewöhnlichen Erfagwahlen findet die Be- 
ftimmung im 8. 21 Anmendung. 

21. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung 
der Stadtverordnetenverfammlung finden alle zwei 
Sabre im November Stätt. Die Wahlen der dritten 
Abtheilung erfolgen zuerst, die der erjten zuleßt. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erjage innerhalb 
der Wahlperiode ausgeſchiedener Mitglieder müſſen 
angeordnet werden, wenn die Stadtverordnetenver- 
fammlung oder der Magijtrat oder der Bezirks— 
ausfhuß durch Beſchluß (3.6. 8. 12 Nr. 2) 
es für erforderlich eraditen. Der Erfagmann bleibt 
nur bis zum Ende derjenigen Wahlperiode in Thätig- 
feit, auf welche der Ausgefchiedene gewählt war. 

Alle Ergänzungs- oder Erfagmahlen werden von 
denfelben Abtheilungen und Wahlbezirten vorge- 
nommen, von denen der Ausgejchiedene gewählt 
war. Iſt die Zahl der zu mwählenden Stadtver- 
ordneten nicht durch drei theilbar, fo ift, wenn nur 
Einer übrig bleibt, dieſer von ber zeiten Abth 

16* 
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zu wählen. Bleiben zwei übrig, fo wählt die erfte 
Abtheilung den Einen und die dritte Abtheilung den 
Anderen. 

32. Für jedes zu mählende Mitglied des 
Magiftrats wird befonders abgeftimmt. Die Wahl 
erfolgt durh Stimmzettel. Wird die abjolute 
Stimmenmehrheit bei der eriten Abjtimmung nicht 
erreicht, fo werden diejenigen vier Perjonen, auf 
welche die meiften Stimmen gefallen find, auf eine 
engere Wahl gebradt. Wird auch Hierdurch Die 
abjolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, jo findet 
unter denjenigen zwei Perſonen, welche bei Der 
zweiten Abjtimmung die meiften Stimmen erhalten 
haben, eine engere Wahl Statt. Bei Stimmengleic- 
beit entfcheidet das Loos. 

33. Die gewählten Bürgermeifter, Beigeordneten, 
Schöffen und befoldeten Magiftrats- Mitglieder be- 
dürfen der Beftätigung. Die Beftätigung fteht zu: 

1. dem Könige Hinfichtlid der Bürgermeifter 
und Beigeordneten in Städten von mehr als 
10 000 Einwohnern. 

2.dem Regierungspräfidenten (3.8. 8.13 
Abf. 1) Hinfichtlid der Bürgermeifter und Bei— 
geordneten in Städten, welche nicht über 10 000 Ein- 
mwohner haben, ſowie hinſichtlich der Schöffen und 
der befoldeten Magiftrats- Mitglieder in allen Städten, 
ohne Unterſchied ihrer Größe. 

Die Beftätigung fann von dem NRe— 
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gierungspräſidenten nur unter Zuſtim— 
mung des Bezirksausſchuſſes verſagt 
werden. Lehnt der Bezirksausſchuß die 
Zuſtimmung ab, ſo kann dieſelbe auf den 
Antrag des Regierungspräſidenten durch 
den Miniſter des Innern ergänzt werden. 

Wird die Bejitätigung von dem Re— 
gierungspräfidenten unter Zuftimmung 
Des Bezirfsausfhufjes verfagt, fo kann 
dDiefelbe auf Antrag des Gemeindevor- 
ftandes oder der Gemeindevertretung. von 
dem Minifter des Innern ertheilt werden. 
(3.8. 8. 13 Abf. 2, 3.) 

Wird die Betätigung verjagt, fo fchreitet die 
Stadtverordneten-VBerfammlung zu einer neuen Wahl. 
Wird auch diefe Wahl nicht bejtätigt, fo ift der 
Regierungspräfident berechtigt, die Stelle einjt- 
mweilen auf Kojten der Stadt fommifjarifch verwalten 
zu laflen. 

Dafjelbe findet Statt, wenn die Stadtverordneten 
die Wahl verweigern, oder den nach der eriten Wahl 
nicht Bejtätigten wieder erwählen follten. 

Die fommifjarifche Verwaltung dauert jo lange, 
bis die Wahl der Stadtverordneten-Berfammlung, 
deren wiederholte Vornahme ihr jeder Zeit zufteht, 
die Beftätigung des Königs, beziehungsweife des 
Regierungspräfidenten erlangt bat. 

34. Die Mitglieder des MagiftratS werden vor 
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zu wählen. Bleiben zwei übrig, fo wählt die erſte 
Abtheilung den Einen und die dritte Abtheilung den 
Anderen. 

32. Für jedes zu mählende Mitglied des 
Magijtrats wird befonders abgeftimmt. Die Wahl 
erfolgt dur) Stimmzettel. Wird die abjolute 
Stimmenmehrheit bei der erjten Abftimmung nicht 
erreicht, jo werden Diejenigen vier Perjonen, auf 
welche die meilten Stimmen gefallen find, auf eine 
engere Wahl gebradt. Wird auch bierdurdh Die 
abjolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, fo findet 
unter denjenigen zwei Perſonen, welche bei der 
zweiten Abftimmung die meijten Stimmen erhalten 
haben, eine engere Wahl jtatt. Bei Stimmengleid)- 
heit entjcheidet das Loos. 

33. Die gewählten Bürgermeifter, Beigeordneten, 
Schöffen und befoldeten Dtagiftrats-Mitglieder be- 
dürfen der Beltätigung. Die Beftätigung ſteht zu: 

1. dem Könige Hinfihtlih der Bürgermeifter 
und Beigeordneten in Städten von mehr als 
10 000 Einwohnern. 

2.dem Regierungspräfidenten (3.8. 8.13 
Abſ. 1) Hinfihtlid der Bürgermeifter und Bei- 
geordneten in Städten, welche nicht über 10 000 Ein- 
mwohner haben, jowie Hinfichtlid der Schöffen und 
der bejoldeten Magiftrats-Mitglieder in allen Städten, 
ohne Unterſchied ihrer Größe. 

Die Beftätigung fann von dem Re— 


IX. Beamte der Stadtgemeinden. 945 


gierungspräfidenten nur unter Zuſtim— 
mung des Bezirtsausfhufjes verfagt 
werden. Lehnt der Bezirfsausfhuß die 
BZuftimmung ab, fo fann diefelbe auf den 
Antrag des Regierungspräfidenten durd 
den Minifter Des Innern ergänzt werden. 

Wird die Beftätigung von dem Re— 
gierungspräfidenten unter BZuftimmung 
Des Bezirtsausfhufjes verfagt, fo Tann 
dDiefelbe auf Antrag des Gemeindenvor- 
ftandes oder der Gemeindevertretung. von 
dem Minifter des Innern ertheilt werden. 
(3.8. 8. 13 Abi. 2, 3.) 

Wird die Beitätigung verfagt, fo jchreitet die 
Stadtverordneten-Verfammlung zu einer neuen Wahl. 


Wird au diefe Wahl nicht beftätigt, jo ift der | 


Regierungspräfident beredtigt, die Stelle einft- 
mweilen auf Koſten der Stadt kommiſſariſch verwalten 
zu laſſen. 

Daſſelbe findet jtatt, wenn die Stadtverordneten 
die Wahl verweigern, oder den nad) der erjten Wahl 
nicht Beftätigten wieder erwählen follten. 

Die kommiſſariſche Verwaltung dauert fo lange, 
bis die Wahl der Stadtverordneten-Berfammlung, 
deren wiederholte Vornahme ihr jeder Zeit zufteht, 
die Beftätigung des Königs, beziehungsmweife des 
Regierungspräfidenten erlangt hat. 

34. Die Mitglieder des MagiftratS werden vor 
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ihrem Amtsantritt durch) den Bürgermeifter in öffent» 
licher Sigung der Stadtverordneten-Berfammlung in 
Eid und Pflicht genommen; der Bürgermeifter wird 
vom Negierungspräfidenten oder einem von dieſem 
zu ernennenden Kommiſſar in öffentlicher Sitzung 
der Stadtverordneten-Berfammlung vereidet. 


Titel VI 
Don ven Gehältern und Penflonen. 

64. Der Normaletat aller Befoldungen wird 
von dem Magiftrat entworfen und von den Stadt: 
verordneten feſtgeſetzt. 

Kt ein Normal-Bejoldungsetat überhaupt nicht, 
oder nur für einzelne Theile der Verwaltung feit- 
geftellt, jo werden die in jolcher Weiſe nicht vor- 
gefehenen Befoldungen vor der Wahl feſtgeſetzt. 

Hinfichtlich der Bürgermeifter und der bejoldeten 
Magiftrats- Mitglieder unterliegt die Feitlegung der 
Bejoldungen in allen Fällen der Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes. (3.8. 8. 16 Abf. 3.) Der 
NRegierungspräfident ift ebenfo befugt als ver- 
pflichtet zu verlangen, daß ihnen die zu einer zweck⸗ 
mäßigen Verwaltung angemefjenen Befoldungsbeträge 
bewilligt werden. 

Den Beigeordneten, fofern ihnen nit eine Be- 
foldung befonders beigelegt ift (8. 31), können mit 
Genehmigung des Bezirfsausfhuffes feite Ent- 
Thädigungsbeträge bewilligt werden. Schöffen und 
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Stadtverordnete erhalten weder Gehalt noch Remune⸗ 
ration und ift nur Die Vergütung der baaren Aus⸗ 
lagen zuläffig, welche für fie aus der Ausrichtung 
von Aufträgen entjtehen. 

65. Den nit auf Lebenszeit angejitellten 
Bürgermeiftern und den bejoldeten Mitgliedern 
des Magiſtrats find, fofern nit mit Geneh- 
migung des Bezirksausſchuſſes (3.6. 8. 16 
Ab. 3) eine Vereinbarung wegen der Penfton ge: 
troffen ift, bei eintretender Dienſtunfähigkeit, oder 
wenn fie nad abgelaufener Wahlperiode nicht 
wieder gewählt werden, folgende Penfionen zu 
gewähren: 

ein Viertel des Gehalts nah jechsjähriger 
Dienstzeit, 

die Hälfte des Gehalts nad zmwölfjähriger 
Dienftzeit. | 

Die PBenfion fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjahbre ab bis zum vierunde 
zwangzigften Dienſtjahre alljährlich um !/eo. 
(K. B. G. 8. 14.) 

(Siehe Penſionsanſprüche XIII, 1). 

Abi. 3 erſetzt durch K. B.G. $. 7 (GStreitige 
Penſionsanſprüche) Seite 74. 
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4. Städteordnung für die Rheinprovinz 
vom 15. Mai 1856. (8.5. ©. 406.) 


Zitel III. 


Bon der Wahl ri rn der Beigeorbneten 

28. Neben dem Bürgermeifter find zwei, oder 
wo e8 das Bedürfnif erfordert mehrere Beigeordnete 
zu wählen. Die Beigeordneten find bejtimmt, einzelne 
Amtsgeſchäfte, welche der Bürgermeifter ihnen auf: 
trägt, zu bejorgen, und dieſen in Verhinderungs- 
fällen und während der Erledigung des Amts nad) 
dermit Genehmigung degRegierungspräfidenten 
von der Stadtverordnetenverfammlung feftzufegenden 
Reihenfolge zu vertreten. C. V. G. $. 18, 3.6. 8. 7.) 

29. Magiftratsperfonen (Bürgermeifter und 
Beigeordnete) können nicht fein: 

1. diejenigen Beamten und die Mitglieder der- 
jenigen Behörden, durch melde die Aufficht des 
Staat8 über die Städte ausgeübt wird. (8. G. 8. 7);’) 

2. die Gemeinde-linterbeamten ; 

3. Geiſtliche, Kirchendiener und Lehrer an öffent- 
lihen Schulen; 

4. die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die 
Mitglieder der Handelsgeridhte und der Gerwerbe- 
gerichte bier nicht zu rechnen find; 


113.8. 8 7 tft abgedrudt Seite 241 als Zujah zu 


ai: 30 der W.St.O. 
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5. die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 

6. die Polizeibeamten. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schmieger- 
john, Brüder und Schmwäger, dürfen nicht zugleich 
Magiſtratsperſonen ſein. 

Entſteht die Schwägerſchaft im Laufe der Wahl⸗ 
periode, ſo ſcheidet dasjenige Mitglied aus, durch 
welches das Hinderniß herbeigeführt worden iſt. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger⸗ 
ſohn, ſowie Brüder dürfen nicht zugleich Magiſtrats⸗ 
perſonen und Mitglieder der Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
fammlung fein. 

Perjonen, welche die in dem Geſetze vom 
7. Februar 1885. (G.S. ©. 18) bezeichneten Gewerbe!) 
betreiben, fönnen nicht Bürgermeifter fein. 

30. Der Bürgermeifter wird auf zwölf Jahre, 
Die Beigeordneten dagegen werden auf ſechs Jahre 
von der Stabdtverordneten-VBerfammlung gemählt. 
Auch können Beigeordnete durch Beichluß der Stadt» 
verordneten-Berfammlung mit Befoldung angeſtellt 
werden. Ihre Wahl erfolgt in diefem alle auf 
zwölf Jahre. 

Die Wahl des Bürgermeifters und der befoldeten 
Beigeordnneten Tann aud auf Rebenszeit erfolgen. 

31. Für jede zu. wählende Magiftratsperjon 
wird bejonders abgeftimmt; die Wahl erfolgt durd) 

1) Kleinhandel mit Getränten, fowie Bafte und 

Schankwirthſchaft. 


250 Kommunalbeamtengeſetzgebung. 


Stimmzettel. Wird die abſolute Stimmenmehrheit 
bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo werden 
diejenigen vier Perſonen, auf welche die meiſten 
Stimmen gefallen find, auf eine engere Wahl ge⸗ 
bradt. Wird auch hierdurch die abjolute Stimmen- 
mehrheit nicht erreicht, jo findet unter denjenigen 
zwei Perjonen, welche bei der zweiten Abjtimmung 
die meijten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl 
ftatt. Bei Stinnmengleichheit entfcheidet das 2008. 
32. Die gemählten - Bürgermeifter und Bei- 
geordneten bedürfen der Beftätigung. Die Beftätigung 
fteht zu: 
1. dem Könige in Städten von mehr als 10 000 
Einwohnern; 
2. dem Regierungspräfidenten in Städten, 
welche nit über 10000 Einwohner haben. 
(3.6. 8. 13 Abf. 1.) 
Die Beftätigung fann vom Regierung$- 
präſidenten nur unter Zuftimmung des Be- 
zirtsausfhuffes verfagt werden. Lehnt der 
Bezirlsausfhuß die Zuftimmungab, ſo kann 
Diefelbe auf den Antrag des Regierung®- 
präfidenten dur den Minifter des Innern 
ergänzt werden. G.G. $. 13 Abi. 2.) 
Wird die Beftätigung von dem Regie 
 rungspräfidenten unter Zuftimmung Des 
Aezirksausſchuſſes verſagt, ſo kann die— 
»Ube auf Antrag des Bürgermeiſters, be— 
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ziehbungsmweife deſſen Vertreters oder der 
Stadtverordneten-Berfammlung von dem 
Minifter des Innern ertheilt werden. (3.6. 
8.13 Abi. 3.) 

Wird die Beftätigung verfagt, jo fchreitet Die 
Stadtverordnieten-VBerfammlung zu einer neuen Wahl. 
Wird auch diefe Wahl nicht bejtätigt, jo ſteht dem 
Könige, beziehungsmweije dem Regierungspräfis 
denten Die Ernennung auf höchſtens zwölf 
Jahre zu. 

Daſſelbe findet ftatt, wenn die Stadtverordneten 
die Wahl verweigern oder den nad) der erjten Wahl 
nicht Beftätigten wieder erwählen follten. 

33. Die Beigeordneten werden vor ihrem 
Amtsantritte durch den Bürgermeifter in öffentlicher 
Gigung der Stadtverordnneten-VBerfammlung in Eid 
und Pfliht genommen; der Bürgermeifter wird vom 
Negierungspräfidenten oder einem von diefem zu 
ernennenden Kommiſſar in öffentlider Sigung der 
Stadtverordneten-Berfammlung vereidet. 


Titel VI. 
Bon den Gchällern und Penfionen. 

58. Der Normaletat aller Bejoldungen wird 
von dem Bürgermeijter entworfen und von der Stadt» 
verordneten-Berfjammlung feitgefegt. 

Iſt ein Normal-Befoldungsetat überhaupt nicht, 
oder nur für einzelne Theile der Verwaltung feit- 
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geftellt, jo werden die in folder Weife nicht vor⸗ 
gefehenen Befoldungen vor der Wahl feitgejebt. 

Hinfichtlich der Bürgermeifter und der befoldeten 
Beigeordnieten unterliegt die Feitfegung der Befol- 
dungen in allen Fällen der Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes (3.6. 8. 16 Abi. 3). Der 
Negierungspräfident (3.6. 8.7 Abi. 1) ift 
ebenjv ‚befugt als verpflichtet, zu verlangen, daß ihnen 
die zu einer zweckmäßigen Verwaltung angemefjenen 
Bejoldungs-Beträge bewilligt werden. 

Den Beigeordneten, fofern ihnen nicht eine Be- 
foldung bejonders beigelegt ijt (8. 30), können mit 
Genehmigung des Bezirtsausfhuffes fefte Ent- 
Thädigungs-Beträge bemilligt werden. 

Stadtverordnete erhalten weder Gehalt noch 
Remuneration, und ift nur die Vergütung der baaren 
Auslagen zuläffig, welche für fie aus der Ausrichtung 
von Aufträgen entitehen. 

59. Den nit auf Lebenszeit angeftellten 
Bürgermeiftern und bejoldeten Beigeordneten find, 
fofern nicht mit Genehmigung des Bezirfsaus- 
i&huffes*) eine Vereinbarung wegen der Penſion ge- 
troffen ijt, bei eintretender Dienftunfähigfeit, oder 
wenn ſie nad) abgelaufener PDienftperiode nicht 
wieder beftellt werden, folgende Penfionen zu ge- 
währen: 


9 3. G. 8. 16 Abi. 3. 
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ein ®Biertel des Gehalts nad jechsjähriger 
Dienftzeit, 

die Hälfte des Gehalts nad) zmölfjähriger 
Dienftzeit. 

Die Penfton fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjahbre ab bis zum vierund- 
zwanzigften Dienstjahre alljährlich um !/eo. 
K. B. G. 8. 14 Abf. 1.) 

(Siehe Penſionsanſprüche XIII, 1.) 

Abſ. 3 erſetzt durch K.B.G. 8. 7 (Streitige Pen⸗ 
ſionsanſprüche) Seite 74. 


5. Hannoverſche revidirte Städteordnung 
vom 24. Juni 1888. 


(Hannov. G.⸗“S. ©. 141.) 


III. Von der Obrigkeit der Stadt. 
1. Einrichtung und Wahl des Magiſtrats. 
38. Der Magiſtrat iſt Verwalter der Gemeinde⸗ 
angelegenheiten und zugleich Organ der Staats⸗ 
gewalt. 


Zandesverfafjungsgefeg vom 6. Auguſt 1840. 
(Hannov. G.⸗“S. ©. 141.) 
58. In der Faflung des S. 5 der Verordnung 
vom 1. August 1855 (Hannov. ©.-6.6©. 165.) 
Die ftädtifchen Obrigfeiten und deren Mit- 
glieder... find zur Verwaltung der Gemeindeſachen, 
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fowie zur Beforgung der ihnen durch) Gefeh, Ber 
fafjung oder Herlommen oder von den höheren Be- 
börden übertragenen Qandesangelegenheiten in ihrer 
Gemeinde verpflichtet. In Fällen, wo ein Gemeinde 
beamter die Erfüllung diejer Verpflichtungen ver- 
möge feiner Eigenjhaft ablehnen zu können ver- 
meint, entfcheidet hierüber die Auffichtsbehörde. 

H.St.O 8.39. Der Magijtrat bildet ein Kolle- 
gium und beſteht aus einem Bürgermeijter, zwei 
oder mehreren Senatoren und aus etwa durch das 
Ortsftatut zu bejtimmenden fonjtigen Mitgliedern. 

40. Ein Theil der Senatoren muß der Klaſſe 
der Handel- und Gemwerbetreibenden angehören oder 
angehört haben. 

Ausnahmen können durch das Ortsſtatut feit- 
geftellt werden. 

Einer der Senatoren ift als regelmäßiger Stell- 
vertreter des Bürgermeijters zu bezeichnen. 

In den Städten, in welchen eins oder mehrere 
rechtskundige Magiftratsmitglieder für die Verwaltung 
erforderlich find, wird einem derjelben unter dem 
Titel eines Syndifus Diefe Vertretung übertragen. 

45. Der Bürgermeijter, der Syndikus und die 
jenigen Senatoren in den größeren Städten, welche 
nad) dem Ortsſtatute rechtskundig fein müſſen, werden 
befoldet. 

Das Amt der übrigen Senatoren ift ein Ehren- 
amt und der damit nad) Beitimmung der Orts- 
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ftatuten etwa zu verbindende Gehalt nur als Ents 
ſchädigung anzufehen. Wegen der Verpflichtung zur 
Annahme dieje8 Amtes gelten die Beitimmungen 
des 8. 31. Jedoch find diefe Senatoren berechtigt, 
nad) jechsjähriger Dienftzeit das Amt niederzulegen 
und eine Wiederwahl abzulehnen. 

31. Jeder Bürger ift verbunden, jtädtifche Ehren⸗ 
ämter, wozu er durch Wahl berufen wird, zu über- 
nehmen. Ausgenommen Jind: 

1 königliche Civil- und Hofdiener, 
. Militärperfonen im Dienfte, 

.Geiſtliche und Schullehrer, 
.Aerzte, Wundärzte und Apotheker, 

. Bürger über 60 Jahre alt, und 
. Berfonen, welche durch Gebrechlichfeit oder an⸗ 

baltende Krankheit verhindert find. 

Bürger, welche nach Annahme der Wahl in eins 
der unter 1—3 erwähnten Dienſtverhältniſſe treten, 
find zur Niederlegung des Amtes verpflichtet, jedoch 
wieder wählbar. 

Die unter 4—6 benannten Perfonen find, wenn 
die zur Ablehnung der Wahl berechtigenden Gründe 
nad) deren Annahme eintreten, zur Niederlegung 
des Amtes berechtigt. 

4. Die Mitglieder des Magiſtrats merden 
auf Lebenszeit gewählt. Jedoch können dieſelben 
auch mider ihren Willen nad) Ablauf von je 12 
Jahren nad der Wahl auf Antrag des Ma— 


Od VD 
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ohne außer Verfolgung geſetzt oder völlig freigeſprochen 
zu ſein. 

50. Der Eintritt in den Magiſtrat wird durch 
Verwandtſchaft oder Verſchwägerung in den beiden 
erſten Graden nach zivilrechtlicher Berechnung ge— 
hindert. 

Sind dergleichen Verwandte oder Verſchwägerte 
zugleich gewählt, ſo iſt derjenige allein zuzulaſſen, 
welcher die meiſten Stimmen hat. Bei gleicher 
Stimmenzahl entſcheidet das Loos. Eine nach Ueber— 
nahme der Stelle eingetretene Verſchwägerung ſchließt 
jedoch nicht aus. 

B. G. B. 8. 1589. CVerwandtſchaft.) Perſonen, deren 
eine von der anderen abſtammt, ſind in gerader Linie 
verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie ver— 
wandt find, aber von derſelben dritten Perſon ab— 
ſtammen, ſind in der Seitenlinie verwandt. Der 
Grad der Verwandtſchaft beſtimmt ſich nach der Zahl 
der ſie vermittelnden Geburten. 

Ein uneheliches Kind und deſſen Vater gelten 
nicht als verwandt. 

B. G. B. 8. 1590. (Shwägerfdaft.) Die Verwandten 
des einen Ehegatten ſind mit dem anderen Ehegatten 
verſchwägert. Die Linie und der Grad der Schwäger- 
ſchaft bejtimmen fich nad) der Linie und dem Grade 
der fie vermittelnden Verwandtſchaft. 
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Die Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn die 
Ehe, durch die fie begründet wurde, aufgelöjt wurbe. 
H.St.O. 8.51. Die-Wiederbejegung der Stellen 
im Magiftrate, ... . gefchieht dur) Wahl Ein Auf- 
rüden aus einer Stelle in eine höhere findet nicht ftatt. 

53. Abi. 1. Die Magiftratsmitglieder werden 
von den vorhandenen WtagiftratSperfonen und 
einer gleichen Anzahl Bürgerporiteher in vereinigter 
Berfammlung durch abjolute Stimmenmehrheit er- 
wählt. Die zur Theilnahme an der Wahl zu 
berufenden Bürgerporfteher find durch dag Bürger- 
poriteher- Kollegium zu erwählen. Wenn jedoch hier⸗ 
nad) das Wahlfollegium aus vier oder weniger Mit- 
gliedern beſtehen follte, jo ift daſſelbe durch den 
Magiftrat bezw. durch die Bürgervorſteher zu gleichen 
Theilen aus den Bürgerporftehern auf die Zahl von 
fech8 zu ergänzen. 

Abſ. 2. Durch das DOrtsftatut kann jedoch be- 
ftimmt werden, daß die Wahl von dem Magiſtrate 
und ſämmtlichen Bürgervorftehern in getrennter Ver- 
ſammlung geſchehen fol. Erfolgt in dieſem alle 
eine Uebereinſtimmung der Beſchlüſſe beider Kollegien 
nicht und wird felbige auch bei wiederholter Ab⸗ 
ſtimmung nicht erreicht, fo find beide Gewählte Dem 
Regierungspräfidenten zu präjentiren. 

Ein Mitglied des Magiftrats leitet das Wahl» 
geſchäft, wozu ihm zwei Gehülfen dur Wahl der 
Berfammlung beigegeben werden. 

17* 


gen. 
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Die Stimmabgabe kann durch mündliche Ab- 
ſtimmung zu Protokoll oder durch verſchloſſene Stimm⸗ 
zettel, nach Entſchließung jedes Wählenden, geſchehen. 

Ergiebt ſich nicht ſogleich eine abſolute Mehrheit, 
ſo iſt die Wahl in der Art zu wiederholen, daß nur 
die bei der vorhergehenden Abſtimmung Benannten 
ferner wählbar bleiben und von dieſen derjenige 
ausſcheidet, auf welchen die geringſte Stimmenzahl 
gefallen iſt. Sind deren mehrere, ſo beſtimmt das 
Loos den Ausſcheidenden. 

Wird auf dieſe Weiſe, auch nach Wiederholung 
der Wahl, eine abſolute Mehrheit nicht erreicht, ſo 
werden die beiden letzten Gewählten zur Auswahl 
dem Regierungspräfidenten angezeigt. 


Bu 8. 53 Abf. 1. 


Bekanntmachung des Hannoverjchen Miniſteriums des 
Innern vom 28. Auguft 1859 (Nr. 937). 


1. Die Aufforderung zur Wahl der mitmählen- 
den Bürgervorfteher (Vorwahl) ergeht vom Magiftrate 
an das Bürgervorfteher-Rollegium. Dabei ift unter 
Mittheilung des für die Wahl des oder der Betreffen- 
den Meagiftratsmitglieder (Hauptwahl) angefegten 
Zermines eine Frift zu beftimmen, bis zu welcher 
die Vorwahl vorgenommen und dem Magiftrate 
angezeigt jein muß. 

Diefe Frift ift mit Rüdficht darauf zu beftimmen, 
daß einerfeits dem Magiſtrate eine ausreichende Zeit 

xXC 
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zur Prüfung der Gültigkeit der Vorwahlhandlung 
und zur Qadung der ernannten Bürgervorjteher zur 
Hauptwahl bleibt, andererfeit8 aber die Vormahl 
und die Hauptwahl durch eine größere Zwiſchenzeit, 
als für diefen Zweck erforderlid, nicht getrennt wird. 

2. Die Leitung der Vorwahl liegt dem Wort- 

führer, die Protofollführung dem Schriftführer des 
Bürgerporiteher-Kollegiums ob. 
SE Der Wortführer hat den Vorwahltermin inner- 
balb der gefegten Frift, unter Beachtung der am 
Schlufje des vorigen Paragraphen erwähnten Nüd- 
fit anzuberaumen. Das VBorwahlprotofoll ift dem 
Magiftrate ungeſäumt einzureichen. 

3. Die Vorwahl ſelbft gefchieht nach folgenden 
Beitimmungen: 

a) die Vorſchrift des $. 102 der rvidirten Städte 
ordnung findet aud) auf dieſe Wahlen An- 
wendung; 

H.St.O. 8.102. Gültige Befchlüffe innen von 
den Bürgerporftehern nur dann gefaßt werden, wenn 
diefelben fämmtli eingeladen und mehr als bie 
Hälfte anweſend find. 

Eine geringere Anzahl genügt ausnahmsweife 
zur Beichlußnahme, wenn die Bürgerporfteher nad) 
einmaliger erfolglos gebliebener Berufung durch den 
Magiſtrat zum zweiten Male zur Verhandlung über 
denfelben Gegenftand zufammengerufen, dennoch nicht 
in genügender Anzahl erjchienen jind. Bleiben in 
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joldem Falle alle aus, jo ift das Bürgerporfteher: 
Kollegium für diesmal des Rechts der Mitwirkung 
in der betreffenden Angelegenheit verluftig. 

Bei der zweiten Zufammenberufung muß auf 
dieje Beitimmung Hingermiefen werden. 

b) die Stimmabgabe kann dur‘) mündliche Ab- 
ſtimmung zu Protofoll oder durch verſchloſſene 
Stimmzettel nad Entſchließung jedes einzelnen 
Wählenden gefchehen ; 

c) die einzelnen Wahlmänner find nacheinander in 
getrennter Abſtimmung zu erwählen; 

d) zur Gültigkeit der Wahl ift für jeden der zu 
MWählenden abfolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erforderlich; 

e) ergiebt ſich nicht fogleich eine abfolute Stimmen- 
mebrheit, fo ift die Wahl in der Art zu mwieder- 
holen, daß nur die bei der vorhergehenden Ab⸗ 
ffimmung Benannten ferner wählbar bleiben 
und von diejen derjenige ausfcheibet, auf welchen 
die geringite Stimmenzahl gefallen if. Sind 
deren Mehrere, jo beitimmt das Loos den Aus- 
fheidenden. Die Wahl iſt in diefer Weife fo 
oft zu wiederholen, bis fich für einen der Ge- 
wählten Stimmenmehrheit entjcheidet. Sollten 
fi die Stimmen auf zwei Gewählte vertheilen, 
fo bejtimmt das Loos. 

4. Wird nad) Vorfchrift des dritten Satzes des 
8. 53 der revidirten Städteordnung eine Ergänzung 
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des Wahl-Kollegiums bis auf die Zahl ſechs erforder- 
fi, fo Hat der Magiftrat den, bezw. die von ihm 
und zwar ebenfalls mit abfoluter Stimmenmehrheit 
zu erwählenden Bürgervorfteher vorab zu erwählen 
und bie Namen der Erwählten dem Bürgervoriteher- 
Kollegium gleichzeitig mit der Aufforderung zur 
Wahl der beftimmt angugebenden Anzahl von Wahl- 
männern mitzutbetlen. 

5. Sind gleichzeitig mehrere der Magiftrats- 
ftellen, oder der im 8. 56 der revidirten Städteord- 
nung genannten Dienftjtellen erledigt, fo hängt es 
von dem Vorbeſchluſſe des Bürgervorfteher-Rollegiums 
ab, ob dafielbe zu jenen’ mehreren Hauptwahlen dies 
felben, durch eine Vorwahl, — unter Beachtung jedoch 
der Litt. C. des $. 3 diefer Verfügung — zu er- 
wählenden Wahlmänner abordnen, oder für jede 
Hauptwahl befondere Wahlmänner wählen will. 

6. Daſſelbe gilt von den im $. 4 erwähnten 
Ergänzungsmahlen. 

Auch der Magiftrat kann bei denjelben durd 
einen Vorbeſchluß darüber beftimmen, ob zu den 
mehreren Hauptwahlen diefelben Wahlmänner ab» 
geordnet, oder ob für jede Hauptwahl befondere 
Wahlmänner gemählt werden follen. 

7. Wird der Wahl eines Magijtratsmitgliedes 
die Betätigung verjagt, fo iſt behuf der Neumahl 
ein neues Wahl-Kollegium zu bilden, 


964 Kommunalbeamtengeſetzgebung. 


Zu H.St.O. 8.53 Abſ. 2. 


Bekanntmachung des Hann. Miniſteriums des Innern 
vom 13. Dezember 1860. 


1. Sobald die Stelle eines MagiftratSmitgliedes 
zu bejegen it, hat der Dlagiftrat das Bürgerporfteher- 
Kollegium zur Vornahme der Wahl aufzufordern. 

In diefer Aufforderung ift die Friit zu be- 
ftimmen, innerhalb mwelder die Wahl vorgenommen 
und dem Magiftrate neben Vorlegung der Wahl- 
protofolle angezeigt fein muß. 

2. Der Magijtrat hat innerhalb der dem Bürger- 
vorjteher-Kollegium für die Vornahme und Anzeige 
der Wahl bejtimmten Frift auch ſeinerſeits ebenfalls 
zur Wahl zu ſchreiten. 

3. Iſt die Wahl der beiden ſtädtiſchen Kollegien 
eine verſchiedene, ſo hat der Magiſtrat das Bürger- 
vorſteher-Kollegium zu einer Wiederholung der Wahl 
innerhalb einer beftimmten Frift zu veranlaflen und 


auch feinerfeitS bis dahin ebenfalls die Wahl zu | 


wiederholen. 


4. Wird auch bei diejer Wiederholung der | 


Wahl, worüber dem Magiſtrate Seitens des Bürger: 
vorfteher-Rollegiums die Wahlprotofolle gleichfalls 
vollftändig vorzulegen find, ein übereinftimmendes 
Ergebniß nicht erreicht, jo find beide Gewählte dem 
Negierungspräfidenten zu präfentiren. 


5. Die Wahl jelbft geſchieht ſowohl im Magi- | 
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ftrate, wie im Bürgervorfteher-KRollegium und zwar 
bei der erſten, wie betreffenden Falls bei der zweiten 
Wahlhandblung nad folgenden Grundfägen: 

a) Im Magiftrate leitet der Bürgermeifter, bei 


deflen Behinderung der durch das Ortsftatut 
beftimmte Stellvertreter beffelben, im Bürger- 
vorſteher⸗-Kollegium der Wortführer (eventuell 
dejlen Stellvertreter) da8 Wahlgeſchäft; 

Die Protofolführung im Bürgervorfteher- 
follegium liegt dem Schriftführer ob. 


b) die Stimmabgabe kann dur mündliche Wb- 


ftimmung zu Protokoll oder durch verichloffene 
Stimmzettel nad) Entſchließung jedes einzelnen 
Wählenden gefchehen; 


c) zur Gültigkeit der Wahl ift für den zu Wählen- 


d 


— 


den abſolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
erforderlich; 

ergiebt ſich nicht bei der erſten Abſtimmung 
eine abſolute Stimmenmehrheit, ſo iſt die Wahl 
in der Art zu wiederholen, daß nur die, auf 
welche bei der vorhergehenden Abſtimmung 
Stimmen gefallen ſind, bei der darauffolgenden 
Abſtimmung wählbar bleiben, und daß von 
dieſen derjenige jedes Mal ausſcheidet, auf 
welchen die geringſte Stimmenzahl gefallen iſt. 
Sind deren Mehrere, jo beſtimmt das 8008 den 
Ausſcheidenden. Die Wahl ift in dem betreffen» 
den Wahlfollegium in dieſer Weiſe fo oft zu 
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wiederholen, bis fich für einen der Gemählten 

entweder abfolute Stimmenmehrheit ent|cheidet, 

oder die abgegebenen Stimmen auf zwei Ge- 
wählte vertheilen, in welchem legtern Falle das 

Loos entjcheidet. 

9.8.8. 8. 54. Zur Gtelle eines Magiſtrats⸗ 
mitgliedes wird immer nur Eine Perſon gewählt 
(vergl. jedoch $. 53 Abf. 2 und 6) und durch den 
Magiitrat dem NRegierungspräafidenten zur 
Beitätigung präfentirt. 


Allerh. Erlaß vom 8 Mai 1867. 
(G.S. ©. 728.) 
Die Bürgermeifter und deren regelmäßige Stell- 
vertreter in Städten von mehr als 10000 Ein- 
mwohnern bedürfen der Königlichen Beftätigung. 


Zandesverfafjungsgejeg vom 6. Auguft 1840. 
(GGannov. G.S. ©. 141.) 

59 Ubf. 3. (In der Faſſung des 8.6 der Ver- 
ordnung vom 1. Auguft 1855. (Hannov. G.S. ©. 165.) 

Die höhere Beftätigung ift nur bei den Wahlen 
der ftimmführenden Mitglieder des Magijtrats er- 
forderlich. 

3. G. 8. 13. Soweit die Beſtätigung der Wahlen 
von Gemeindebeamten nach Maßgabe der Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetze den Aufſichtsbehörden zuſteht, er— 
folgt dieſelbe durch den Regierungspräſidenten. 

Die Beſtätigung kann nur unter Zuſtimmung 
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des Bezirksausſchuſſes verfagt werden. Lehnt der 
Bezirksausſchuß die Zuftimmung ab, jo kann biefelbe 
auf den Antrag des NRegierungspräfidenten durch 
den Minifter des Innern ergänzt werben. 
Wird die Beftätigung vom Regierungspräfidenten 
unter Zuftimmung des Bezirtsausfchuffes verfagt, 
To tann diejelbe auf Antrag des Gemeindevoritandes 
oder der Gemeindevertretung von dem Minifter des 
Innern erteilt werden. 

9.81.80. 8. 55. Wird die Betätigung ver- 
weigert, jo ift eine neue Wahl vorzunehmen. Iſt 
in demſelben Falle zweimal die Beftätigung der ge- 
wählten Perſon verfagt oder wird die Wahl ver- 
meigert, jo hat der Minifter des Innern für 
proviforifche Verfehung des Dienftes bis dahin, daß 
die Stabt eine geeignete Wahl wird getroffen haben, 
auf Koften der Stadt zu Jorgen. 

58. Die Magiftratsmitglieder find bei der Ein- 
führung in ihr Amt dahin zu verpflichten, daß fie 
das ihnen anvertraute Amt nad) den Gejegen und 
der Stadtverfaffung getreulich verfehen, die vermöge 
des Dienſtes zu ihrer Kenntniß gelangenden, Geheim- 
haltung erfordernden Angelegenheiten Niemanden, 
als dem es zu willen gebührt, offenbaren, auch nad) 
Kräften und ohne ‚alle Ntebenrüdfihten das Wohl 
der Stadt, fomie auch bei den von ihnen zu be= 
forgenden Regierungsangelegenheiten das Wohl des 
Staates befördern wollen. 


gm. 
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Im Falle der Wiederermählung eines Magiſtrats⸗ 
mitgliedes zu dem bis zur Wahl von ihm befleideten 
Amte bedarf es nur der Bermweifung auf den früher 
geleijteten Eid. 

Außerdem haben die Magiftratsmitglieder als 
mittelbare Staatsbeamte den allgemeinen Staats- 
dienereid zu leiften. (Siehe unter Nr. 2 Allgemeine 
Bedingungen der Anitellung —- Dienfteid. Seite 10.) 

65. Die Zuordnung eines Hülfsarbeiters ftatt 
der Berjegung in den Ruheſtand Tann jedoh nur 
unter Buftimmung der Bürgervorfteher verfügt 
werden. 

70. Entlafjung der Wtagiftratsmitglieder auf 
deren Anſuchen (88. 175 und 176 des Landesver- 
fajjungsgefeges, bezw. 8. 43 dieſes Geſetzes) ertheilt 
der Magiftrat nad) Anhörung der Bürgervorfteber. 


Zandesverfaffungsgeje vom 6. Auguft 1840. 
(Hannov. G.S. ©. 141.) 

175. Diejenigen Königliden Diener, welche 
wegen Altersſchwäche oder anderer fürperlichen oder 
geistigen Gebrehen ihrer Dienftpfliht nicht mehr 
Genüge leiften können und daher in den Ruheſtand 
gejegt werden müſſen, follen eine ihren Dienftjahren 
und ihrer Dienfteinnahme angemefjene Penfion er- 
Dalten. 

176. Keinem Königlichen Bivildiener ſoll Die 
nachgeſuchte Entlafjung vom Amte verweigert werden. 
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Indeß muß er fih vor dem wirklichen Austritt aus 
dem Dienste, auf Verlangen jeiner vorgefegten Be- 
hörde, aller ihm deshalb obliegenden Verbindlid)- 
feiten vollftändig entledigen. 


6. Gemeindeverfaffungsgefeg für die Stadt 
Frankfurt a. M. Vom 25. März 1867. 
(8.8. ©. 401.) 

Von der Zufammenfchung und Wahl des Magiſtrats. 

38. Der Magijtrat beiteht aus einem erjten 
Bürgermeifter, einem zmeiten (Beigeordneten) Bürger- 
meifter als deſſen Stellvertreter und joviel theils 
unbejoldeten, theilg bejoldeten Stadträthen, wie Die 
Stadtverordneten-Verfammlung bei ihrem erjten 
Zufammentreten nad) Berfündigung dieſes Geſetzes 
mit Genehmigung der Regierung bejchließen wird. 
Der jo gefaßte Beſchluß kann demnädft nur durch 
ftatutarifche Anordnung abgeändert werden. 

39, Mitglieder des Magijtrats können nicht 
fein: 

1. alle fonjtigen Gemeindebeamten; 

2. Diejenigen Beamten und die Mitglieder der- 
jenigen Behörden, durch welche die Aufficht 
des Staats über die Stadtgemeinde ausgeübt 
wird;') 

1) 8.8. $. 7 abgedrudt unter e als Zufag zu $. 30 
BW.S.D. (Seite 241.) 
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3. Geijtliche, Kirchendiener und Lehrer an öffent⸗ 
lichen Schulen; 

4. die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die 
techniſchen Mitglieder der Handels-, Gewerbe⸗ 
und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find; 

5. die Beamten der Staatsanmwaltichaft ; 

6. die Polizeibeamten. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 


fohn, Brüder und Schmwäger, dürfen nicht zugleich 


Mitglieder des Magijtrats fein. 


Entfteht die Schwägerſchaft im Laufe der Amts- | 


periode, fo jcheidet dasjenige Mitglied aus, durch 
mwelches das Hinderniß herbeigeführt worden ijt. 


40. Der erjte Bürgermeifter wird vom Könige | 


auf zwölf Jahre ernannt. 

Die Stadtverordneten-VBerfammlung hat zu dem 
Ende dem Könige drei Kandidaten zu präfentiren. 
Wird feiner der legteren geeignet befunden, jo erfolgt 
die Ernennung, ohne daß eine Wiederholung der 
Präfentation ftatthaft ift. 

41. Der zweite Bürgermeifter und die befoldeten 
Stadträthe werden auf zwölf, die unbefoldeten 
Stadträthe auf ſechs Jahre von der Stadtverordneten: 
Berfammlung gewählt. Alle drei Jahre fcheidet Die 
Hälfte der unbefoldeten Stadträthe aus und wird 
durh neue Wahlen erjegt. Die das erfte Mal 
Ausſcheidenden mwerden durch das Loos bejtimmt. 
Die Ausſcheidenden fünnen wieder gemählt werben. 


{ 
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Wegen der außergewöhnlichen Erſatzwahlen kommen 
die Beſtimmungen in 8. 81 zur Anwendung. 

31. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung finden alle zwei 
Jahre im November ſtatt. Außergewöhnliche Wahlen 
zum Erjage der innerhalb der Wahlperiode aus— 
gejchiedenen Mitglieder müfjen angeordnet werden, 
menn die Stadtverordneten-Berfammlung oder der 
Magijtrat oder der Bezirfsausfhuß!) es für er- 
forderlic erachten. Der Erfagmann bleibt nur bis 
zum Ende derjenigen ſechs Jahre in Thätigkeit, auf 
welche der Ausgefchiedene gewählt mar. Alle Er- 
gänzung3- und Erſatzwahlen werden von denjelben 
Wahlbezirken vorgenommen, von denen der Aus- 
gejchiedene gewählt war. 

Der in dem $. 31 feftgefegte Termin kann durd) 
jtatutarifhe Anordnung anders beftimmt werden. 

42. Der gewählte zweite Bürgermeifter bedarf 
der Beitätigung des Königs. Wird die Betätigung 
verjagt, jo fchreitet die Stadtverordneten-Verjamm- 
lung zu einer neuen Wahl. Wird auch diefe Wahl 
nicht beftätigt, fo ift der NRegierungspräfi- 
dent?) berechtigt, die Stelle einſtweilen auf Koſten 
der Stadt kommiſſariſch verwalten zu lafjen. 

Daſſelbe findet ftatt, wenn die Stadtverordneten- 
Berfammlung die Wahl verweigern oder den nad) 


286.8 12 Nr. 2. 
5 88.66 8.18. 36. 8 7. 





I. 
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der eriten Wahl nicht Beftätigten wieder erwähler 
follte. 

Die fommiffarifhe Verwaltung dauert fo large, 
bis die Wahl der Stadtverordnneten-Berfanmlung, 
deren wiederholte Vornahme ihr jederzeit zufteht, die 
Beftätigung des Königs erlangt hat. 

43. Für jeden zu der Stelle des erjten Yürger- 
meiſters zu präfentirenden Kandidaten und für jedes 
zu wählende MagiftratSmitglied wird befonders ab⸗ 
geftimmt. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. 
Wird die abjolute Stimmenmehrheit bei der erften 
Abftimmung nicht erreicht, ſo werden Diejenigen vier 
Perſonen, auf weldye die meiften Stimmen gefallen 
find, auf eine engere Wahl gebradt. Wird auch 
hierdurch die abjolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, 
fo findet unter denjenigen zwei PBerfonen, welche 
bei der zweiten Abftimmung die meiften Stimmen 
erhalten haben, eine engere Wahl ftatt. 

Bei Stimmengleichheit entfcheidet das Loos. 


44, Die Mitglieder des Magiſtrats werden vor 
ihrem Amtsantritte dur) ben Bürgermeifter in 
öffentlicher Sigung der Stadtverordneten-Berfamm- 
lung in Eid und Pflicht genommen; der erfte Bürger- 
meifter wird vom Regierungspräfidenten oder einem 
von dem le&teren zu ernennenden Kommiſſar in 
öffentlicher Sigung der Stadtverordneten-Berfamm- 


* ng vereidet. 
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Bon den Gehältern und Penſionen. 

71. Der Normal-Etat aller Befoldungen wird 
von dem Magijtrate entworfen und von der Stadt- 
verordnneten-Berfammlung feftgefegt. In Srmangelung 
eines Normal-Befoldungsetats werden die in folcher 
Weiſe nicht vorgejehenen Befoldungen vor der Wahl 
feftgejtellt. 

Hinfichtlicd der Bürgermeifter und der befoldeten 
Magiftratsmitglieder unterliegt die Feitftellung der 
Befoldungen in allen Fällen der Genehmigung bes 
Bezirfsausfhuffes.')Derfegierung$ 
präfident”) ift ebenfo befugt mie verpflichtet, 
zu verlangen, daß ihnen die zu einer zweckmäßigen 
Berwaltung angemefjenen Befoldungsbeträge bewilligt 
werden. 


72, Den Bürgermeiftern und ben befoldeten 


Magijtratsmitgliedern find, fofern nit mit Geneh- 
migungdesBezirtsausjchuffes'eine Vereinbarung 
wegen der Penfion getroffen ift, bei eintretender 
Dienftunfähigkeit oder wenn fie nad) abgelaufener 
Amtsperiode nicht wieder gewählt, beziehungsweije 
die Bürgermeifter nicht wieder ernannt oder nicht 
wieder bejtätigt werden, folgende Penfionen zu ge- 
währen: 

1/ı des Gehalts nach jehsjähriger Dienftzeit, 

a des Gehalts nad) zwölfjähriger Dienftzeit, 

2368. 8. 16 Abi. 3 

2, 8.8. 8.7. 


Kremski, Kommunaldeamtengeieggebung. 18 
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Die Penfion fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjabre ab bis zum vierund- 
zwanzigften alljährlich um "eo. EE. B. G. 8. 14 
Abſ. 1. Siehe Seite 82.) 

(Siehe Penfionsanfprüde XIII, 1). 

Abſ. 3 erſetzt durch K. B. G. 8. 7 (Streitige Pen- 
ſionsanſprüche Seite 78). 


7. Geſetz, betreffend die Verfaſſung und Ver— 
waltung der Städte und Flecken in der 
Provinz Schleswig-Holſtein. 

(Vom 14. April 1869.) G.S. S. 589, 


Eingeführt im Kreiſe Herzogthum Lauenburg durch Geſetz 
vom 16. Dezember 1870. (Offizielles Wochenblatt ©. 521.) 


Titel III. 
Don dem Magifirate. 


28. Der Magiftrat bildet ein Kollegium und 
befteht aus dem Bürgermeiſter (oder Oberbürger- 
meijter), einem Beigeordneten (oder zweiten Bürger- 
meifter), als deſſen regelmäßigen Stellvertreter, und 
aus mehreren Rathsverwandten (Stadträthen, Raths- 
herren, Senatoren), über deren Zahl, Titel und 
etrpaige befondereFunttionen(Syndilus Kämmerer zc.) 
für jede Stadt in dem Ortsftatute Das Nähere be- 
fiimmt wird. Das Amt des Beigeordneten Tann 
von einem Rathsverwandten mit verjehen werden. 
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Ein Theil der Stellen der Rathsverwandten, ebenfo 
die Stelle des Beigeordneten, kann nach Feitfegung 
des Statuts befoldet fein. 


29. Mitglieder des Magiſtrats Fönnen nicht fein: 


1. diejenigen Beamten und die Mitglieder der- 
jenigen Behörden, durch welche die Aufficht des 
Staates über die Stadt ausgeübt wird!), 

2. Die Stadtverordneten und die GemeindesUnter- 
beamten, 

3. Geistliche, Kirchendiener und Lehrer an dffent- 
lichen Schulen, 

4. die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die 
techniſchen Mitglieder der Handels⸗, Gemerbe- 
und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 

5. die Beamten der Staatsanmwaltichaft, 

6. die Polizeibeamten, 

zu 5 und 6 jedoch unbeſchadet der nad) SS. 89, 
90 von MeagijtratSperfonen zu verjehenden 
Funktionen eines Bolizeiverwalters, ſowie eines 
Hilfsbeamten der Staatsanmwaltichaft. 


Bater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
fohn, Brüder und Schwäger, fomwie offene Handels- 
gefellichafter dürfen nicht zugleich Mitglieder des 
Magiftrats fein. 

Entfteht die Schwägerſchaft ober Geſchäftsaſſo— 


— — — — 


1) 3.G. 8. 7 abgedruckt als Zuſatz zu 8. 30 W. St. O. 
S. 241. 
18* 
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ziation im Laufe der Wahlperiode, ſo ſcheidet im 
erſten Falle dasjenige Mitglied, durch welches das 
Hinderniß herbeigeführt worden iſt, im andern Falle 
das den Lebensjahren nach ältere Mitglied aus. 


30. Der erſte Bürgermeiſter und die beſoldeten 
Magiſtratsmitglieder werden auf zwölf Jahre ge— 
wählt; jedoch kann, in Folge Beſchluſſes der ſtädtiſchen 
Kollegien, zu dieſen Stellen die Wahl auch auf 
Lebenszeit erfolgen. Die unbeſoldeten Magiſtrats— 
mitglieder werden auf ſechs Jahre gewählt. 

In beſtimmten Zeiträumen ſcheidet je ein Theil 
der unbeſoldeten Rathsverwandten aus und wird 
durch neue Wahlen erſetzt, worüber im Ortsſtatute 
das Geeignete feſtzuſetzen iſt. 

Die Ausſcheidenden können wieder gewählt 
werden. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze inner 
halb der fechsjährigen Wahlperiode ausgejchiedener 
Mitglieder müfjen angeordnet werden, wenn der 
Magiftrat oder die Stadtverordneten-VBerfammlung 
oder der Bezirksausſchuß'!) es für erforderlich 
erachtet. Der Erjagmann bleibt nur bis zum Ende 
derjenigen ſechs Jahre in Thätigfeit, auf melde 
der Ausgefchiedene gewählt war. 

31. Sämmtlide Mitglieder des Magiſtrats 
werden von der wahlberechtigten Bürgerfhaft in 


1) 8.6. 8.12 Nr. 2. 
u ) 8.6.8.1 
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gleihem Verfahren, mie ſolches für die Wahl der 
Stadtverordneten porgefchrieben ift (88 42 bis 45), 
gewählt. Die Wahl erfolgt für jede einzelne Stelle 
aus je drei Kandidaten, welche zu Diefem Behufe 
von einer gemeinſchaftlichen Kommiffion der beiden 
ftädtifchen Kollegien präfentirt werden. Dieſe Kom⸗ 
milfion wird aus jämmtliden vorhandenen Mit—⸗ 
gliedern des Magiftrat3 und aus einer gleichen Zahl 
duch die Stadtverordnneten -Berfammlung zu be- 
ftimmender Mitglieder der letzteren gebildet. 

Die Wahl der drei Kandidaten durch die ge- 
meinfhaftlide Kommiffion geſchieht mittelft Stimm- 
zettel nad) abfoluter Stimmenmehrheit. Wird eine 
folde bei der erften Abftimmung nicht erreicht, jo 
ift mit der Abſtimmung über diejenigen Perſonen, 
welche die meiften Stimmen gehabt Haben, unter 
jedesmaliger Ausfcheidung eines Kandidaten fo lange 
fortzufabren, bis die abfolute Stimmenmehrheit. er- 
zielt ift. .Ym Falle der Stimmengleichheit entjcheidet 
das 2008. 

Bei gleichzeitiger Grledigung mehrerer Stellen 
ijt für jede Stelle eine befondere Präfentation und 
Wahl vorzunehmen. 

Ob mit Rüdfiht auf befondere örtliche Ver⸗ 
hältniffe einzelne Mitglieder des Magiftrat3 von 
einem bejtimmten Wahlhezirke zu wählen ſind, kann 
Gegenjtand befonderer ortsftatutarifcher Beftimmung 
fein. 
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42. Das Wahlaefhäft wird von einer Wahl- 
fommiffion geleitet, welche durch zwei vom Bürger- 
meister beftimmte Mitglieder des Magiftrats, von 
denen das ältere den Vorfi und die bei Stimmen- 
gleichheit entiheidende Stimme führt, und zwei von 
der Stadtverorbneten-Berfammlung gewählte Wtit- 
glieder gebildet wird. 

In gleicher Weiſe ift je ein Stellvertreter aus 
dem Magiſtrate und aus dem Stabtverorbneten- 
Kollegium zu beftellen. 

Mit der Protokollführung betraut die Wahl⸗ 
fommiffion eine geeignete Perfon. 

Erfolgt die Wahl in Wahlbezirken (8. 39), fo 
ift außerdem zur Leitung der Wahlhandlung in jedem 
Bezirfe ein befonderer Wahlvorftand in der fta- 
tutarifch zu regelnden Weiſe zu bilden. 

43. Die vorzunehmende Weahlhandlung ift jedes- 
mal fpäteftens 14 Tage vor dem Wahltage in der 
für amtliche Bekanntmachungen ortsüblichen Weife 
von dem Magiftrate zur öffentlichen Kunde zu bringen, 
mobei Ort, Tag und Stunde des Wahlaftes genau 
zu bezeichnen find. 

Die Wahlkommiſſion läßt, auf Grund der Bürger- 
rolle und der dagegen angebrachten und bereit3 er- 
ledigten Einfprüche, Verzeichnifje der Wahlberechtigten 
anfertigen und nöthigenfalls bezirfsmetfe ordnen. 

Diefe von den Mitgliedern der Wahllommiffion 
zu unterjchreibenden Wahlliften werden 14 Xage 
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vor der Wahl zu Jedermanns Einfiht auf dem 
Rathhaufe ausgelegt und demnächſt dem Wahlproto- 
folle beigefügt. 

Etwaige Erinnerungen gegen die Wahlliſten, 
welche aher nur darin beftehen fünnen, daß Jemand 
gegen den inhalt der Vürgerrolle oder der Ent- 
Iheidung eines Dagegen erhobenen Einſpruchs zu- 
wider in Diejelben aufgenommen oder darin über- 
gegangen ſei, müflen jpäteftens drei Zage vor dem 
Wahltermine bei dem Borfigenden der Wahllom- 
miffion eingereicht werden. 

Diefer jtellt bieriiber die etwa erforderliche Unter: 
ſuchung an und giebt baldmöglichft eine Entſcheidung 
ab, weldje dem Einjprechenden mitgetheilt und, in- 
fofern dadurdy eine Abänderung nöthig werden follte, 
den ausgelegten VBerzeichniffen noch vor dem Wahl- 
termine in beglaubigter Form einverleibt wird. 

44. Mehr als drei Stabtverordnete dürfen nicht 
in einer Wahlhandlung gewählt werden. 

Jeder Wähler muß der Wabllommiffion, be- 
ziehentli) dem Wahlvorjtande (8. 42), perſönlich 
und mündli zu Protofoll erklären, wen er feine 
Stimme geben will. Er bat jo viele verfchiedene 
Perfonen zu bezeihnen, als gleichzeitig zu wählen 
find. Nach dem Schlufje der Wahlhandlung werden 
die Stimmen, welche auf.je eine ‘Berfon gefallen 
find, zufammengezählt und nady jeder Zufammen- 
zählung bie Zahl der Stimmen in bem Wahlproto- 
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kolle notirt, welches demnächſt von den Mitgliedern 
der Wahlkommiſſion reſp. des Wahlvorſtandes zu 
unterſchreiben iſt. 

Iſt die Abſtimmung für eine und dieſelbe Wahl 
bezirfsmweije erfolgt, jo werden die Ergebnifle der 
jammtliden Bezirtsabftimmungen demnädft Durch 
die Wahlkommiſſion zufammengeftellt und proto- 
kollariſch beglaubigt. 

Diejenigen, welche hiernach die meijten Stimmen, 
wenn aud ohne abfolute Mehrheit, erhalten haben, 
find als gewählt anzufehen. Sind die relativ meijten 
Stimmen in gleider Zahl auf mehr Perſonen ge- 
fallen, als zu wählen waren, jo unterjcheidet unter 
Diejen daS Loos. . 

Der Magiftrat bat das Ergebniß der Wahlen 
fofort in ortsüblicher Weiſe befannt zu maden. 

32. Der Bürgermeifter und der Beigeordnete 
bedürfen der Beftätigung In Städten von mehr 
als 10000 Einwohnern jteht diefe dem Könige, in 
Heineren Städten dem Regierungsprüäfidenten 
zu. Die Beftätigung fann von dem Re— 
gierungspräfidenten nur unter Zuſtim— 
mung des Bezirisausfhufjes verjagt wer- 
den. Lehnt der Bezirksausſchuß die Zu— 
ftimmung ab, jo fann diefelbe auf den An— 
trag des Regierungspräfidenten durch den 
Minifter Des Innern ergänzt werden. 

Wird die Beftätigung vom Regierungs— 
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präfidenten unter Buftimmung des Be- 
zirksgausſchuſſes verjagt, fo fann diejelbe 
auf Antrag des Gemeindevorftandes oder 
der Gemeindevertretung von dem Minifter 
des Innern ertheilt werden.!) 

33. Wird die Beftätigung verfagt, fo wird zu 
einer neuen Wahl geſchritten. Wird auch dieje nicht 
beftätigt, oder die Vornahme der Wahl vermeigert, 
fo iſt der Regierungs-Präfident berechtigt, die Stelle 
einjtweilen auf often der Stadt kommiſſariſch ver- 
walten zu laffen, bis eine zur Beftätigung geeignete 
Wahl getroffen ift. 

34. Die Mitglieder des Mlagiftrat8 werden vor 
ihrem Amtsantritte durch den Bürgermeifter in 
öffentlicher Sigung der Stadtlollegien in Eid und 
Pflicht genommen. 

Der Bürgermeijter wird von einem Kommiſſarius 
des Regierungspräſidenten in eben ſolcher 
Sitzung vereidet 


Titel VII. 
Bon den Gehältern und Penſionen. 


Gehälter und andere Dienftbegüge. 
76. Die Gehälter und fonjtigen Dienjtbezüge 
aller jtädtifchen Beamten find, jomeit fie nit in 


13.8.8. 13. 


gem. 
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geſetzlich ſtatthaften, für einzelne Dienſtgeſchäfte von 
den Betheiligten zu erhebenden Gebühren (Sporteln) 
beſtehen, aus der Stadtkaſſe zu gewähren. Aus 
Staatsmitteln finden dazu, abgefehen von den im 
8. 79 vorgejehenen vorübergehenden Entfhädigungen 
und den für Ausrichtung befonderer ftaatlicher Auf- 
träge (8. 59) etwa künftig ausdrüdlich bemwilligten 
Vergütungen, keinerlei Zuſchüſſe weiter ftatt. 

77. Der Normaletot aller Bejoldungen mird 
vor Einführung diefer Städteordnung ($. 100) durch 
Gemeidebeſchluß feftgefegt, unbefchadet der Genuß 
rechte der bereitS Angejtellten. 

Hinfihtlih der Bürgermeifter und Der 
befoldeten MagiftratSmitglieder unterliegt 
die Feftjegung der Befoldungen der Ge- 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes. (3.8. 
8. 16 Abf. 3.) 

Spätere Uenderungen find jedes Mal vor der 


neuen Wahl zu der betreffenden Stelle in gleicher 


Meile feitzuftellen. 


Denfionen. 

78. Den auf eine beftimmte Amtsperiode an- 
gejtellten Blirgermeiftern und befoldeten Mitgliedern 
des Magijtrats find, jofern nit mit Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes) eine beiondere Ver- 
einbarung: wegen der Penfion getroffen ift, bei 


— 





8.6.8 16 Abſ. 3 
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eintretender Dienftunfähigfeit oder wenn fie nad) 
abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gemählt, 
beziehungsieife die Bürgermeifter und DBeigeord- 
neten nicht wieder beftätigt werden, folgende Pen⸗ 
fionen zu gewähren: 

Yi des Gehalts nad läãhriger Dienftzeit. 

Die PBenfion fteigt vom vollendeten 
zwölften ®ienftjahre ab bis zum vierund- 
zwanzigften Dienftjahre alljährlich um "eo. 
(K. B.G. 8. 14. Geite 82.) 

(Siehe Penſionsanſprüche XII, 1). 

Abſ. 4 (Streitige Penſionsanſprüche) iſt erjegt 
dur K.B.G. 8. 7 (Seite 74). 


8. Städteordnung für Heſſen-Naſſau vom 
4. Auguft 1897 (G. S. ©. 254). 


Dritter Titel. 
Zufammenfehung und Wahl des Magifirats. 

32. Der Magiftrat befteht aus dem Bürger: 
meifter, welcher in den Städten Caſſel, Hanau, Mar⸗ 
burg und Fulda, wie bisher, den Titel „Oberbürger- 
meister” führt, einem oder mehreren Beigeordneten 
als deſſen Stellvertretern, einer Anzahl von Schöffen 
(Stadträthen, Rathsherren, Rathsmännern), und wo 
das Bedürfnif eine jolche Ergänzung des Magiftrats 


m 
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erfordert, noch aus einem oder mehreren bejoldeten 
Mitgliedern (Syndifus, Kämmerer, Schulrath, Baus 
rath 2e.). 


Zum Magiftrate gehören in Stabtgemeinden 


von nicht mehr als 2500 Einwohnern 2 Schöffen, 


von mehr als 2500 bis 10000 J 4 , 
—„10000, 50000 6 
50000 „100000 8 
„un 100.000 „ 0°... 


Durch ſtatutariſche Anordnung können abweichende 


Feſtſetzungen über die Anzahl der Schöffen getroffen 
werden. 


1. 


St 





33. Mitglieder des Magiſtrats können nicht fein: 

diejenigen Beamten und die vom Staate er- 
nannten Mitglieder derjenigen Behörden, Durch 
welche die Aufjicht des Staates iiber die Städte 
ausgeübt wird ($. 87), 


. die Stadtverordneten, desgleichen Die Gemeinde- 


beamten, jomeit dieje nicht befoldete Magiftrats- 
mitglieder ($. 32) find, und in Städten über 
10000 Einwohner die Gemeindeeinnehmer, 


. die Geiftliden, die Kirchendiener und die Lehrer 


an öffentlichen Schulen, 


. die richterlihen Beamten, zu denen jedod die 


techniſchen Mitglieder der Handels-, Gemerbe- 
und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 


. die Beamten der Staatsanwaltſchaft, 
. die Polizeibeamten. 
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85. Die Auffiht des Staates über die Ver- 
waltung der ftädtifhen. Gemeindeangelegenheiten 
wird in erfter Inſtanz von dem Regierungsprä- 
fidenten, in höherer und letzter Inſtanz von dem 
Oberpräfidenten geübt, unbefchadet der gefeglich ge- 
ordneten Mitwirkung des Bezirtsausfchufles und des 
Provinzialrathes. 

Beſchwerden bei den Wuffichtsbehörden in 
jtädtifchen Gemeindeangelegenheiten find in allen 
Snftanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
fohn, Großvater und Enkel, Brüder und Schwäger 
dürfen nit zugleih Mitglieder des Magiftrats 
fein. 
WVater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
john, jomie Brüder dürfen nicht zugleich Mitglieder 
des Magiftrats und der Stabverorbneten-Berfamm- 
lung fein. 

Entfteht die Schwägerfchaft im Laufe der Wahl- 
periode, jo jcheidet dasjenige Mitglied aus, durch 
welches das Hindernif herbeigeführt worden ift. 

Berjonen, welche da8 Gewerbe der Gaft- oder 
Schankwirthſchaft betreiben, tünnen richt Bürger- 
meifter fein. Die Auffichtsbehörde ift befugt, hiervon 
Ausnahmen zuzulaffen. 

34. Die Blirgermeifter und die Beigeordneten 
werden von der Stabtverordneten-Verfammilung und 
den unbejoldeten Mitgliedern des Magiftrats in 
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gemeinjamer Gigung unter Leitung bes Stadtver⸗ 
ordneten⸗Vorſtehers, der Bürgermeiſter und, falls be 
Toldete Beigeordnete angeftellt werden, auch diefe auf 
zwölf, unbefoldete Beigeordnete auf ſechs Jahre gewählt. 
Die Wahlverfammlung ift beſchlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der Wahlberechtigten anweſend ift. 

Die übrigen bejoldeten MagiftratSmitglieder 
werden von der Stadtverordneten-Berfammlung auf 
zwölf Jahre gewählt. 

Die Wahl der befoldeten Bürgermeifter und 
Magiitratsmitglieder Tann auch auf Lebenszeit er- 
folgen. 

35. Tür jedes zu wählende ng eb des Ma⸗ 
giſtrats wird beſonders abgeſtimmt. Die Wahl er- 
folgt durch Stimmzettel. Wird die abfolute Stimmen- 
mebrheit bei der erften Abftimmung nicht erreicht, 
fo werden diejenigen vier Perfonen, auf welche die 
meiften Stimmen gefallen find, auf eine engere Wahl 
gebracht. Wird auch hierdurch die abfolute Stimmen- 
mebrheit nicht erreicht, fo findet unter denjenigen 
zwei Berfonen, welche bei der zweiten Abjitimmung 
die meiften Stimmen erhalten haben, eine engere 
Wahl ftatt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das 
2008. 

36. Die gewählten Bürgermeifter, Beigeordnneten 
und befoldeten Dtagijtratsmitglieder bedürfen Der 
Beftätigung. Die Beftätigung fteht zu: 

1. dem Könige Hinfichtlich der Bürgermeifter und 
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Beigeordnneten in Städten von mehr als: 10000 

Einwohnern; 

2. dem NRegierungspräfidenten hinſichtlich der 
Bürgermeifter und Beigeordneten in Städten, 
welche nicht über 10000 Einwohner haben, ſowie 
Hinfichtlich der befoldeten Mlagiftratsmitglieder 
in allen Städten ohne Unterfchied ihrer Größe. 
Die Beftätigung fann von dem Regierungsprä- 

fidenten nur. unter Zuftimmung Des: Bezirksaus- 
ſchuſſes verfagt werden. Lehnt der Bezirksausſchuß 
die Buftimmung ab, jo fann fie auf den Antrag des 
Regierungspräfidenten durch den Dtinifter bes Innern 
ergänzt werden. 

Wird die Beitätigung non dem NRegierungs- 
präjidenten unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuffes 
verjagt, fo kann fie auf Antrag des Magiftrats ober 
der Stadtverordnneten-VBerfammlung. von dem Miniſter 
des Innern ertheilt werden. 

Wird die Beftätigung verfagt, fo jchreitet die 
Wahlverfammiung ($. 84) .zu..emer neuen Wahl. 
Wird auch dieſe Wahl nicht beftätigt, fo ift ber Re⸗ 
gierungspräfident berechtigt, das Amt einfiweilen 
auf Koften der Stadt kommiſſariſch verwalten zu 
lafien. Der Kommiſſar ift in der Regel aus der 
Zahl .der Bürger zu ernennen. 

Daflelbe findet ftatt, wenn die Wahlverſamm⸗ 
lung die Wahl verweigert oder den nach der eriten 
Wahl nicht Beitätigten wieder wählt. 


- 
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Die kommiſſariſche Verwaltung dauert ſo lange, 
bis die Wahl, deren wiederholte Vornahme der Wahl- 
verfammlung jederzeit zufteht, Die Betätigung erlangt 
bat, 

37. Die Mitglieder des Magiſtrats werden vor 
ihrem Amtsantritte durch den Bürgermeifter in 
öffentliher Sigung der Stadtverordnneten-VBerfamm- 
lung in Eid und Pfliht genommen; der Bürger- 
meifter wird vom Regierungspräfidenten oder einen 
von dieſem zu ernennenden Kommiſſar in dffent- 
liher Sigung der GStadtverordneten-VBerfammlung 
vereidet. 

Magiftratsmitgliedern, welche ihr Amt mindeftens 
neun Jahre mit Ehren befleidet haben, kann in Ueber⸗ 
einftimmung mit ber Stabtverordneten-Verfammlung 
von dem Dlagiftrafe das Prädikat „Stabtältefter" 
verlieben werden. 


GSiebenter Titel. 
Befoldungen und Penfionen. 

69. Der Normaletat aller Befoldungen wird 
von dem Magiftrate entworfen und von der Stadt- 
verordnneten-Berfammlung feſtgeſetzt. 

Iſt ein folcher Etat iiberhaupt nicht oder nur 
für einzelne Theile der Verwaltung feftgejtellt, To 
werden Die nicht vorgejehenen Befoldungen vor der 
Wahl feſtgeſetzt. 

Die Bürgermeiſter in Städten von mehr als 


— 
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1200 Einwohnern erhalten eine Befoldung. Den Bür- 
germeiftern in Städten von nicht mehr als 1200 Ein- 
wohnern und den Beigeordneten künnen, fofern ihnen 
nit mit Genehmigung des Bezirksausfchuffes eine 
Bejoldung bejonders beigelegt worden ift, feſte Ent- 
Thädigungsbeträge bemilligt werden. 

Hinfichtlich der Bürgermeifter, der Beigeordneten 
und der bejoldeten Magijtratsmitglieder unterliegt 
die Feitfegung der Befoldungen und der Entſchädi—⸗ 
gungsbeträge in allen Fällen der Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes. Der Negierungspräfident kann 
verlangen, daß die zu einer zweckmäßigen Verwaltung 
angemefjenen Bejoldungs- und Entihädigungsbeträge 
bewilligt werden. 

Schöffen und Stadtverordniete erhalten nur die 
Vergütung baarer Auslagen, welche ihnen aus der 
Ausrihtung von Aufträgen entjtehen. 

70. Den bejoldeten Bürgermeiftern, Beigeord- 
neten und übrigen Mitgliedern des Magijtrats find, 
fofern nicht mit Genehmigung des Bezirksausfchuffes . 
eine Vereinbarung wegen der Penfion getroffen ift, 
bei eintretender Dienſtunfähigkeit, oder wenn fie 
nad) abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gewählt 
werden, folgende Penfionen zu gewähren: 

ein Viertel der Bejoldung nad) jechsjähriger 
Dienftzeit, 

die Hälfte der Befoldung nad) zwölfjähriger 
Dienftzeit. 


Kremsti, Konmunalbeamtengefehgehung. 19 
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Die PBenfion fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjahbre ab bis zum vierund- 
zwanzigiten Dienſtjahre alljäbrlih um !Io 
(K. B. G. 8. 14. Seite 82). 

72. (Siehe Penfionsanfprüche XIII 1.) 

73. (Wittmen- und Waifenpenfion) erfegt durch 
R.B.®. 8. 15 (Seite 83). 

14. (Streitige vermögensredtlide Anſprüche aus 
dem Beamtenverhältniffe) erfegt durch K. B.G. S. 7 
(Seite 74). 


B. Sonfige flädtifhe Kramte. 
(R.B.8. 88. 1—7, 8-13, 15—17.) 


1. Städteordnung für die 6 öftlihen 
Provinzen vom 30. Mai 1853. 


(8.6. ©. 261.) 


56. Der Magiftrat bat als Ortsobrigfeit und 
Gemeinbevermaltungsbehörbe insbefondere folgende 
Geſchäfte: 

1—5 ıc. 

6. Die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtver- 
orbneten darüber vernommen worden, anzu= 
ftellen und zu beauflichtigen. Die Anjtellung 
erfolgt nach den Vorſchriften der SS. 1,2, 
8-10 des Kommunalbeamtengejeßes. 
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2. Weſtfäliſche Städteordnung vom 19. März 
1856. 
G.S. S 237.) 

55. Der Gemeindeeinnehmer wird von den 
Stadtverordneten gewählt, welche auch die von dem— 
jelben, jowie von andern Gemeindebeamten zu 
leiftenden Kautionen zu beftimmen haben. 

Anm. Wegen der Anftellung fiehe K.B.G. 88. 1, 8 
Abſ. 1, 9, 10. 

56. Der Magiſtrat hat als Ortsobrigfeit und 
Gemeindeverwaltungsbehorde insbeſondere folgende 
Geſchäfte: 

1-5 ı. 

6. Die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtver- 
ordnneten darüber vernommen worden, anzu= 
ftellen und diefelben, einfchließlich des Gemeinde- 
einnehmer8 (8. 55) zu beauflidtigen. Die 
Anftellung.erfolgtnad den Vorſchriften 
der 88. 1,2, 8-10 desKommunalbeamten- 
gejeges. (Siehe Seite 71.) 


3. Rheinifhe Städteordnung vom 15. Mai 
1856. | 
(8.6. ©. 406.) 

52. Der Gemeindeeinnehmer wird von der Stadt- 
verordnetenverfammlung gewählt, melde auch die 
von demfelben, ſowie von andern Gemeindebeamten 
zu leiftenden Kautionen zu bejtimmen hat. Die 

19* 
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Wahl ſowie die Beſtimmung der Kaution des Ge- 
meindeeinnehmers, bedarf der Genehmigung des Re— 
gierungspräfidenten. (3.6. 8. 13.) 

53. Der Bürgermeifter hat als Ortsobrigfeit 
und Gemeindeverwaltungsbehörde insbejondere fol- 
gende Geſchäfte: 

1—5 2. 

6. Die. Gemeindebeamten, nachdem die Stadtver- 
ordnneten Darüber vernommen und binfichtlich 
der Volizeibeamten die nad) 8. 4 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
erforderliche Betätigung des Regierungs- 
präfidenten eingeholt worden ift, anzuftellen 
und dieſelben, einfchließlich des Gemeindeein- 
nehmers (8. 52), zu beauffihtigen. Die An- 
ftellung geſchieht nad den Vorſchriften 

der 88. 1, 2, 8-10 des Kommunalbe- 

amtengeſetzes. 


4. Gemeindeverfaſſungsgeſetz für Frank— 
furt a. M. vom 25. Mai 1867. 
(G.S. S. 401.) 
63. Der Magiſtrat hat insbeſondere folgende 
Geſchäfte: | 
1—5 ıc. 
6. Die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtver= 
ordneten darüber vernommen morden, anzu— 
jtellen und zu beauffihtigen. Die Unftellung 
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2, 8-10 des Kommunalbeamtengefegßes. 


5. Schleswig-Holſteinſche Städteordnung 
vom 14. April 1869. 


(8.8. ©.589) 
60. .... Insbeſondere Liegen dem Mtagiftrat 
.... nachftehende Geichäfte ob: 


1—5 x. 

6. Die Gemeinde-Unterbeamten nad Maaßgabe 
des 8. 75 zu ernennen und dieſelben zu beauf- 
fihtigen. 

5. Städtiſche Unterbeantte. 

Die jtädtifhen Unterbeamten merden, nachdem 
die Stadtverordneten darüber vernommen worden, 
vom Magiftrate angejtellt, vereidigt und eingeführt. 

Der Stadtlaffirer und die Jonftigen ftädtifchen 
Deamten, welche Hebungen oder fonftige wichtige 
Angelegenheiten zu bejorgen haben und welche im 
Ortsftatut näher zu bezeichnen find, werden von 
beiden Stadtfollegien dergeftalt gewählt, daß der 
Magijtrat drei Bewerber präfentirt, die Stadtver- 
ordneten einen derjelben nach relativer Stimmen- 
mehrheit wählen, bei einer ungeachtet zmeimaliger 
Abftimmung jtattfindenden Stimmengleichheit aber 
der Magiftrat entjcheidet. Die Anftellung er- 
folgt nad den Vorſchriften der SS. 1,2, 8-10 
des Kommunalbeamtengefeßes. 
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Der Stadtkaſſirer muß wegen der ihm obliegen— 
den Hebungen Kaution leiſten. Die Höhe und Art 
der Beſtellung derſelben iſt im Ortsſtatute näher zu 
beſtimmen, ebenſo ob und welche Sicherheit von 
anderen Gemeindebeaniten zu leiſten iſt. 


Zuſatz zu 8. 75. 8. G. 8. 14. Ueber die Gültig- 
keit von Wahlen ſolcher Gemeindebeamten, welche 
der Beſtätigung nicht bedürfen, beſchließt, ſoweit die 
Beſchlußfaſſung der Aufſichtsbehörde zuſteht, der Be— 
zirksausſchuß. 

Anm. Gilt auch für den Kreis Herzogthum Lauen- 
burg. Geſetz vom 16. Dezember 1870 (Offizielles Wochen: 
blatt ©. 521), durch welches die SchleswigsHoliteinfche 
Städteordnung mit verſchiedenen Hier nicht näher 
intereffirenden Aenderungen in Yauenburg eingeführt wurde. 


6. Die Hannoverſche Städteordnung 
vom 24. Ju ni 1858 
(Hannov. G.S. J. ©. 141) 
unterſcheidet einerſeits zwiſchen den Stellen des 
Kämmerers und der Stadtſekretäre und andrer— 


ſeits den Stellen der ſonſtigen Dienſtunter— 
gebenen. 


A. Kämmerer und Stadtſfekretäre. 
41. Den Magiftraten find GStadtjefretäre, mo 
das Bedürfni es erfordert, beizuordnnen. Außerdem 
iſt in jeder Stadt ein Kämmerer anzujtellen. 
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Das Amt deifelben ift mit dem eines Magiftrats- 
mitgliedes unvereinbar. 

Abf. 3 ift aufgehoben durch K.B.G. 8. 35 Abſ. 1. 

45. Abj. 1. Die Anftelung des Kämmerers 
und der Stadtfefretäre gefhieht nad den Vor— 
{hriften der SS. 1, 2, 8-10 des Kommunal: 
beamtengefegeS. 

47 ift aufgehoben durch K.B.G. 8. 25 Abf. 1. 

48. Abſ. 1. Die Gehalte.... der Sefretäre und 
des Kämmerers dürfen nur in beftimmten Gelbe 
beträgen beftehen; die Verleihung einer Dienftmohnung 
ift dadurch nicht ausgefchlofjen. 

50. Der Eintritt in den Magiftrat wird durch 
Verwandtſchaft oder Verfhwägerung in den beiden 
erften Graden nad) civilrechtliher Berechnung ge= 
hindert. 

Daffelbe gilthinfichtlich des Kämmerers, 
Sind dergleichen Verwandte oder Verſchwägerte zu= 
glei gemählt, fo ift derjenige allein zuzulaſſen, 
welcher die meiften Stimmen hat. Bei gleicher 
Stimmenzahl entfcheidet das Loos. Cine nach Ueber» 
nahme der Stelle eingetretene Verf hmägerung ſchließt 
jedoch nicht aus. 

4. Vergleiche die Zuſätze zu 8. 50 Seite 258. 

51. Die Wiederbefegung der Stellen des Stadt- 
ſekretärs und des Kämmerers gejchieht durch Wahl. 
Ein Aufrüden aus einer Stelle in eine höhere findet 


kicht ftatt. 


! 


| 
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56. Die Wahl des Stadtfefretärs, des Kämmerers 
fowie der technifhen Beamten gefchieht nad) den 
Borjchriften des 8. 53 (fiehe diefen Seite 259). 
Nicht wählbar find Perſonen, welche die in 8. 49 
(fiehe Geite 257) genannten Ausjchließungsgrunde 
— mit Ausnahme des Alters unter 25 Jahren 
und väterlider Gewalt — entgegenitehen. Einer 
höheren Beftätigung bedarf es bei diefen Wahlen 
nur infofern, als diefen Beamten ein Stimmredt 
im Magiſtrat beigelegt wird ($. 39, fiehe Seite 254), 
oder als es Die Oberaufficht auf die Gemeindeforften 
mit fi) bringt ($. 119). 

119. Abi. 1. Die Oberauffiht darf fi nicht 
weiter erjtreden, als dahin, daß das Vermögen 
erhalten, bei Anordnung und Umlegung der Ge- 
meindeabgaben angemefjene Grundfäge befolgt und 
begründete Bejchmerden über die Gemeindeverwaltung 
bejeitigt werden. 

Ubf. 3. Die weitere Beitimmung über die Ober- 
aufficht Hinfichtlich der Gemeindeforiten bleibt der Bro= 
vinzialgefeggebung vorbehalten. Bis zu deren Er— 
lajien bleiben die bisherigen Bejtimmungen in Kraft. 


B. Sonftige ftädtiiche Beamte, außer Känmerer umd 
Stadtfefretär. 


(Dienftuntergebene des Magiftrats.) 


52. Die Dienftuntergebenen werden vom Ma= 
giſtrat angefegt. 


IX. Beamte der Stadtgemeinden. 297 


Derjelbe hat jedoch zuvor die Bürgernoriteher 
über ihre Würdigfeit zu hören. 

45 Abſ. 2-4 Die Anftellung der Dienjtunter- 
gebenen des MagijtratS geihieht nach den Vor— 
ſchriften der SS. 1, 2, 8-10 des Kommunal- 
beamtengejegßes. . 

48 Abſ. 3. Die Untergebenen des Magiftrats 
dürfen Gebühren ftatt oder neben feſter Bejoldung 
beziehen. 


7. Heffen-Naffauifhe Städteordnung 
vom 4. Yuguft 1897. 
(G.S. S. 254.) 

61. Der Magiſtrat hat als Ortsobrigkeit und 
Gemeindeverwaltungsbehörde insbeſondere folgende 
Geſchäfte: 

1-5 x. 

6. Die Gemeindebeamten nad) Anhörung der Stadt- 
verordnetenverfammlung anzuftellen: und fie zu 
beaufſichtigen. 

Die Anſtellung erfolgt nach den Vor— 
ſchriften der 88. 1, 2, 8-10 des Kommunal: 
beamtengefeßes. 

Die von den Gemeindebeanten zu leiftenden 
Kautionen beftimmt der Wtagiftrat nah Anhörung 
der Stadtverordnetenverfammlung. 

Abſ. 4. In Städten bis zu 10000 Einwohnern 
(8 33 Abſ. 1 Nr. 2) können die Gefchäfte des Gemeinde— 
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einnehmers nad Anhörung der Stadtverordneten- 
verfammlung und mit Zuftimmung des Bezirksaus- 
Tchufles dem Kämmerer ($ 32) übertragen worden. 
33. Abj. 1 Nr. 2. Mitglieder des Magiſtrats 
fönnen nidt fein: ... . in Städten über 10000 Ein- 
wohner die Gemeindeeinnehmer (8. 61 Nr. 6 Abf. 4). 
32. Der Magiftrat befteht.... mo das Be- 
dürfniß eine foldde Ergänzung des Magijtrats er- 
fordert, noch aus einem oder mehreren befoldeten 
Mitgliedern (Syndilus Kämmerer ze). 


X. Beamte der Areisverbände. 
(R.B.8. 88. 21, 1-7, 8—15.) 
A. Ginrihtung von Rreisämtern. 


i , 13. Dezember 1872 
O. Kr. O. v. I ie G.S. 1881 ©. 180) 


8. 116 Nr. 7. 
Insbeſondere ift der Kreistag befugt: 

1—6 ıc. 

7. Die Einrichtung von Kreisämtern zu bejchließen, 
die Bahl und Bejoldung der Kreisbeamten zu 
beftimmen. 

GSleichlautend find die 88. 73 Nr. 7 der Kreis 
ordnung für die Provinz Hannover v. 6. Mai 1884 
pm ©. 181); 74 Nr, 7 der Kreisordnung für die 
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Provinz Heffen-Naffau v. 7. Juni 1885 (G. S. ©. 193); 
61 Nr. 7 der Kreisordnung für die Provinz Weſt⸗ 
falen v. 31. Juli 1886 (G.S. ©. 217); 61 Nr. 7 der 
Kreisordnung für die Rheinprovinz v. 30. Mai 1887 
(8.6. ©. 209); 103 Nr. 7 der Kreisordnung für die 
Provinz Schleswig-Holftein v. 26. Mai 1888 (G.S. 
©. 139.) 


B. Ernennung der Rreisbeamten, 
O. Kr. O. v. nn (8.6. 1881 ©. 180) 
8. 134 Nr. 3. 
Der Kreisausfhuß hat: 

1—2 ıc. 

3. Die Beamten des Kreiſes zu ernennen und 
deren Gefchäftsführung zu leiten und zu be= 
auffihtigen; Hinfichtlich der Beſetzung der Kreis— 
beamtenjtelen mit Militärinvaliden gelten 
die in Anfehung der Städte erlafjenen Bor: 
ſchriften .... 

Ebenjo 8.91 Nr. 3 Hannoverſche Kr.O.; $. 92 
Nr.3 Heſſen-Naſſauiſche Kr.O.; 8.79 NL. 3 W. Ker.O.; 
8. 79 Nr. 3 Rh. Kr.O.; 8. 122 Nr. 3 Schl.⸗H. Kr. O. 





C. Zeſondere Veſtimmungen für die Mrovinz Poſen: 
1. In der Kreisordnung für die Provinz Pofen 
v. 20. Dezember 18238 (G.S. 29 ©. 3) fehlt eine 
dem $. 116 Nr. 7 O. Kr.O. ähnliche Beſtimmung. 
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2. Öefeß über die allgemeine Landesvermwaltung.ze. 
in der Provinz Poſen v. 19. Mai 1889 (G. S. ©. 8.) 
Art. V B. Str. 2. 

Durch Beichluß des Kreistages Tann dem 
Kreisausfchufle die Verwaltung der Angelegenheiten 
des Kreifes übertragen werden. Hinfichtlich diefer 
Berwaltung gelten die Beſtimmungen .... des 
8. 134 Str. 3 der Kreisordnung für die Provinzen 
Dftpreußen, Weftpreußen, Bommern, Sachſen und 


. 13. Dezember 1872 

Schleſien v —— —— (G.S. 1881 S. 179.) 
Anm. Wo dies nicht geſchehen iſt, erfolgt die An— 

ſtellung der Kreisbeamten durch den Landrath allein. 








XI Beamte der Provinzialverbände, der 
Helfen - RAafanifhen Rezirksverbände nnd 
des Sanenburgifden Sandeskommunal- 
verBandes. 

(R.B.G. 88. 22, 1-7.) 


(Bornhaf, ſynoptiſche Ausgabe der Kreis- und 
PBrovinzialordnungen Berlin 1887.) 

1. Brovinzialordnung für die Provinzen Preußen 
(jet Oſt- und Weitpreußen Gef. v. 19. März 1877 
(8.©. ©. 107), Brandenburg, Pommern, Schlejien 
und Sachſen v. 29. Juni 1875 in der Faſſung des 


XI. Bcanıte der Propinzialverbände ꝛc. 301 


Geſetzes v. 22. März 1881 (G.S. ©. 176), bezeichnet 
mit A (Altländifche). 

2. Provinzialordnung für die Provinz Hannover 
v. 7. Mai 1884 (G. S. ©. 243) bezeichnet mit H. 

3. Provinzialordnung für die Provinz Heffen- 
Naſſau v. 8. Juni 1885 (8.6. ©. 247), bezeichnet 
mit H.-N. 

4. Provinzialordnung für die Provinz Weſt⸗ 
falen v. 1. Auguft 1886 (G.S. ©. 256) bezeichnet 
mit W. 

5. Provinzialordnung für die Rheinprovinz 
v. 1. Juni 1887 (8,6. ©. 252) bezeichnet mit Rh. 

6. Provinzialordnung für Schleswig-Holftein 
v. 27 Mai 1888 (G. S. ©. 194), bezeichnet mit Schl.H. 

7. Zür die Provinz Poſen: 

Gejeg über die allgemeine Landesverwaltung 
und die Zuftändigfeit der Verwaltungs: und Ber- 
mwaltungsgerihtsbehörbden in der Provinz Pofen vom 
19. Mai 1889 (8.6 ©. 108) Art. VA Wr. 1 und 

Verordnung, betreffend die Verwaltung des 
provinzialjtändifchen Verbandes der Provinz Pofen 
v. 5. November 1889 (8.6. ©. 177) 88. 21—35. 
(Haafe Kreis- und Provinzialverfaffung der Provinz 
Poſen, Ergänzungsband zu Brauchitſch Berlin 1889.) 

8. Für die Beamten der Bezirksverbände der 
Regierungsbezirke Caffel und Wiesbaden gelten 
SS. 69, 93 Abf. 3 der Heſſen-Naſſauiſchen Provinzial. 
ordnung dv. 8. Juni 1885 (G. S. ©. 247), abgedrudt 


gm 
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unter C. (Befondere Beftimmungen für die Beamten 
der Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden.) 

9. Für die Beamten des Lauenburgiſchen Kom⸗ 
munalverbandes bleiben, ſoweit nit 8.8.8.88 1—7 
in Betracht kommen, die Beftimmnungen des Art. V. V. 
v. 24 Auguſt 1882 (8.6. ©. 348), fomwie des 8. 20 
Ubf. 2 des Lauenburgifchen Gejeges v. 7. Dezember 
1872 (Offizielles Wochenblatt ©. 325) auch fernerhin 
in Kraft. 


A. Bie Provinzen des Preufifcen Staates auper Poſen. 


1. Allgemeine Beitimmungen. 

8. 41. (A. H. W. Rh. Schl.-H.) VII. Der Pro- 
vinziallandtag befchließt tiber die Einrichtung von 
Propinzialänıtern, er beftimmt die Zahl, die Be- 
foldung fowie die Art der Anftellung der Beamten 
und wählt den Yandesdireftor (Landeshauptmann),*) 
die demſelben nad 8. 93 zugeordneten oberen Be— 
amten, ſowie die fonftigen im Provinzialftatute zu 
bezeichnenden leitenden Beamten einzelner Ber: 
waltungszweige. 

8.38. (H-N) VIII Der Kommunallandtag 
befchließt über die Einrihtung von Bezirksämtern, 
er beftimmt die Zahl, die Befoldung, ſowie die Art 
der Anftellung der Beamten und wählt den Zandes- 
direktor, die demjelben nad) 8. 66 zugeordneten oberen 





*), A ‚die Mitglieder des Landesdirektoriums“. 








X. Beamte der Bropinzialverbände 2r. 803 


Beamten, jowie die fonjtigen im Bezirksitatute zu 
bezeichnenden leitenden Beamten einzelner Ber: 
waltungszmeige. 

8.60. (A. H. W. Rh. Schl.-H.) III. Der Pro- 
vinzialausfhuß hat die Provinzialbeamten zu er- 
nennen, ſoweit die Ernennung derfelben nicht dem 
Provinziallandtage vorbehalten ijt ($. 41), und deren 
Geichäftsführung zu leiten und zu beauffichtigen. 

8.58. (H.-N) Der Landesausfhup hat Die 
Bezirgbeamten zu ernennen, joweit Die Ernennung 
derfelben nicht dem Kommunallandtage vorbehalten 
it ($ 38), und deren Gefchäftsführung zu leiten 
und zu beauffichtigen. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von den Provinzialbeamten. 
2. Landesdirektor (Landeshauptmannd. 

8.87. (A. W. H. Rh Schl.-H. 8. 60 H.-N.) Zur 
Wahrnehmung der laufenden Gefchäfte derfommunalen 
Provinzialverwaltung!) wird ein Landesdireftor 
(Zandeshauptmann) beftellt, welcher von dem Pro- 
vinziallandtage?) auf mindeftens ſechs bis höchſtens 
zwölf jahre zu wählen ift. 

Der Landesdireftor (Landeshauptmann) bedarf 
der Beftätigung des Königs. Wird die Beftätigung 
verjagt, jo jchreitet der Provinziallandtag?) zu einer 

1) H.-N. Bezirksverwaltung. 

2) H.-N. Kommunallandtag(es). 


304 Kommunalveamtengefeßgebung. 


neuen Wahl. Wird aud) diefe Wahl nicht beftätiat, 
fo kann der Minifter des Innern die kommiſſariſche 
Verwaltung der Stelle auf Koften des Provinzial. 
verbandes!) anordnen Daſſelbe findet ftatt, ‚wenn 
der Provinziallandtag?) die Wahl verweigert oder 
den nach der erjten Wahl nicht Beitätigten wieder 
wählt. 

Die Tommiffarifche Verwaltung dauert fo lange, 
bis die Wahl des Provinziallandtages ,) deren 
wiederholte Vornahme ihm jeder Zeit zufteht, die 
Beftätigung erlangt hat. 

Der Provinzialausfhuß?) ift berechtigt, zur 
Uebernahme der kommiſſariſchen Verwaltung geeignete 
Perſonen in Vorfchlag zu bringen. 


Raubesbireftorium. 

8. 87. H. Bur Wahrnehmung der laufenden 
Geſchäfte der kommunalen Provinzialverwaltung 
wird ein aus drei Oberbeamten (Landesdireftor, 
erfter und zweiter Schagrath) beftehendes Landes: 
Direktorium beftellt, deffen Mitglieder von dem Pro- 
vinziallandtage auf mindeſtens ſechs bis höchſtens 
zwölf Jahre zu wählen find. 

Der Landesdireftor bedarf der Beftätigung des 
Königs. Wird die Beitätigung verfagt, jo fchreitet 


1) H.-N. Bezirfsverbandes. 
2) H.-N. Kommunallandtag(es). 
) H.-N. Landesausfhuß. 
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der Provinziallandtag zu einer neuen Wahl. Wird 
auch diefe Wahl nicht beftätigt, fo kann der Minifter 
des Innern die fommifjarifche Verwaltung der Stelle 
auf Koſten des Provinzialverbandes anordnen. Das⸗ 
felbe findet ftatt, wenn der PBrovinziallandtag die 
Wahl verweigert oder den nad) der erjten Wahl 
nieht Bejtätigten wieder wählt. Die Tommiljarijche 
Verwaltung dauert fo lange, bis die Wahl des 
Provinziallandtages, deren miederholte Vornahme 
ihm jeder Zeit zufteht, die Betätigung erlangt hat. 

Der Provinzialausſchuß ift berechtigt, Zur Ueber- 
nahme der kommiſſariſchen Verwaltung geeignete 
Perfonen in Vorſchlag zu bringen. 

8.88. (A. W. Rh. Schl.H.) 8. 61. (H.-N.) Für den 
Fal einer Behinderung des Landesdireftors, ſowie 
im Falle der Erledigung der Stelle defjelben bejtellt 
der Provinzialausſchuß!) einen Stellvertreter bis zur 
Aufnahme der Gefchäfte durch den Landesdireftor, 
beziehungsmeife bi8 zum Eintritte einer Tommif- 
ſariſchen Verwaltung nad) Maßgabe des 8. 87.2) 

Meder der Tommiffarifche Vertreter, noch der 
Stellvertreter des Nandesdireftors find als Toldhe 
ftimmberedtigte Mitglieder des Ausſchuſſes. 


8. 88. (H.) Im Falle der Behinderung des 
Zandesdireftors, ſowie im Falle der Erledigung der 


1) H.-N. Landesausſchuß. 
®) N.-N. 8. 60. 
Fremski, Kommimalbeantengefepgebung. 20 
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Stelle befjelben vertritt der erfte Schagrath den | 


Zandesdireftor bis zur Aufnahme der Gefchäfte durch 
diefen beziehungsmweije bis zum Eintritte einer fom- 
miſſariſchen Verwaltung nad) Maßgabe des 8. 87. 

8. 89. (A. W. Rh. Schl.H.) 8. 62. (H.-N.) Ber 
Zandesdireltor (Landeshauptmann) wird von dem 
Oberpräfidenten in fein Amt eingeführt und ver- 
eidigt. 

8. 89. (H.) Die Mitglieder des Landesdirel- 
toriums werden von dem Oberpräfidenten in ihr 
Amt eingeführt und vereidigt. 

$.%. (A W.H.Rh. Schl.H.) ®Ber Landes— 
direftor!) (Landeshauptmann) führt unter der Auf- 
fiht des Provinzialausſchuſſes die laufenden Ge— 
jhäfte der fommunalen Provinzialverwaltung. Er?) 
bereitet die Bejchlüffe des Provinzialausſchuſſes vor 
und trägt für die Ausführung derjelben Sorge. 

Er?) ift der Dienſtvorgeſetzte ſämmtlicher Pro- 
vinzialbeamten. | 

Der LZandesdireftor!) vertritt den Provinzial- 
verband nad) Außen in allen Angelegenheiten, in$- 
bejondere auch da, wo die Gefege eine Spezialvoll- 
madt verlangen. Cr?) verhandelt Namens des 
Propinzialverbandes mit Behörden und WPrivat- 
perfonen, führt den Schriftmechjel und zeichnet alle 
Schriftſtücke. 

1) H. „das Landesdirektorium“.. 

2) H. „es", 
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8. 63. (H.-N.) Der Landesdireftor führt unter 
der Auffiht des Landesausfchuffes die Laufenden 
Gejhäfte der fommunalen Bezirksverwaltung, Er 
bereitet Die Befchlüffe des Landesausſchuſſes vor und 
trägt für die Ausführung derſelben Sorge. 

Er ift der Dienftvorgefegte fämmtlicher Beamten 
des Bezirfsverbandes. 

Der Landesdireftor vertritt den Bezirksverband 
nad) außen in allen Angelegenheiten, insbefondere 
auch da, wo die Geſetze eine Spezialvollmacht ver- 
langen. Er verhandelt Namens des Bezirfsnerbandes 
mit Behörden und Privatperfonen, führt den Schrift- 
wechſel und zeichnet alle Schriftftüde. 


3. Andere obere Beamte. 

8. 93. (A.W.H.Rh. Schl,H.) Dem SXandes- 
direltor') (Randeshauptmann) können nad) näherer 
Beitimmung des ProvinzialftatutS zur Mitwirkung 
bei Erledigung der Geſchäfte der gefammten oder 
einzelner Zmeige der fommunalen Provinzialver- 
mwaltung noch andere vom Provinziallandtage zu 
mwählende obere Beamte mit berathender oder be- 
Schließender Stimme zugeordnet werden. Sie werden 
von dem Nandesdireftor in ihre Uemter eingeführt 
und vereidigt. 

Werden dem LYandesdirektor!) obere Beamte mit 
befchließender Stimme zugeordnet, fo hat das Pro- 


pinzialftatut auch darüber Beitimmung zu treffen, 
20* 





308 Kommunalbramtengefeggebung. 


welche der durch dieſes Geſetz dem Landesdireftor!) 
allein übermwiefenen Geſchäfte von demfelben unter 
Mitwirkung jener Beamten zu erledigen jind. 

8. 66. (H.-N) Den Landesdireftor fünnen nad) 
näherer Beitimmung des Bezirksitatuts zur Mit 
wirfung bei Erledigung der Gefchäfte der gefammten 
oder einzelner Zweige der fommunalen Bezirfsver- 
waltung nody andere vom Kommunallandtage zu 
wählende obere Beamte mit berathender oder be= 
Ichließender Stimme zugeordnet werden. Gie werden 
von dem Landesdireftor in ihre Aemter eingeführt 
und vereidigt. 

Werden dem Landesdirettor obere Beamte mit 
bejchließender Stimme zugeordnet, jo hat das Bezirks- 
ftatut auch darüber Beftimmung zu treffen, welche 
der durch Diejes Gejeg dem Landesdireftor allein 
übermwiejenen Geſchäfte von demfelben unter Mit- 
wirkung jener Beamten zu erledigen find. 


4. Bureau⸗, Kaflen- sc. Beamte der kommunalen 
Provinzialverwaltung. 

S. 94. (A.H. W. Rh. Schl.H.) H.-N. 8S. 67. Die 
Stellen der zur Wahrnehmung der Bureau-, Kaffen- 
und ſonſtigen Gefchäfte der fommunalen PBrovinzial- 
verwaltung?) erforderlihen Beamten merden von 
dem Provinziallandtage?) nad) Zahl, Dienfteinnahme 


1) H. Landesdireftorium. 
2) H.-N. Bezirksverwaltung. 
3) H.-N. Kommunallandtage. 
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und Urt der Bejegung (auf Lebenszeit, auf Beit, auf 
Kündigung) auf Vorſchlag des Provinzialausfchufles?) 
durch den Haushalts-Etat bejtimmt. 

Die Beſetzung diejer Stellen erfolgt vorbehaltlich 
der Beitimmung des 8. 41 durd den Provinzial- 
ausſchuß.) Die Beamten werden von dem Landes⸗ 
direftor in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. 
Sie erhalten ihre Gejchäftsinftruftionen von dem 
Provinzialausfchuffe.") 


5. Beamte der Propinzialinftitute ze. 

8.9. (A. H.W. Rh. Schl.H.) H.-N. 8. 68. Ueber 
die an den einzelnen Brovinzialinftituten und in der 
Propinzial-Chauffee- und Wegeverwaltung anzu= 
ftelenden Beamten ſowie über die Art der Anſtellung 
derfelben wird durch die für jene Inſtitute und jenen 
Verwaltungszweig zu erlaffenden Reglements bezie- 
hungsweiſe die für dieſelben feftzuftellenden Etats 
bejtimmt. 

Bis zum Erlaß neuer Reglements bleiben die 
beftehenden Reglements in Geltung. 


6. Dienftlicde Berhältnifie der Provinzialbeamten. 

8.96. (A. H. W. Rh. ScLl.H.) Sämmtliche PBro- 
vinzialbeamte haben die Rechte und Pflichten mittel- 
barer Staatsbeamten. Die bejonderen dienftlichen 
Berhältniffe derfelben werden durch ein von dem 


1) H.-N. Landesausſchuſſe(s). 
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ProvinzialsQandtage zu erlaffendes Reglement ge: 
ordnet. 

8. 120 Abſ. 3 (A.H. W, Rh. Schl.H.) H.-N. 
8. 93 Abf. 3 Ingleichen bedarf das in 8. 96*) vor- 
gefchriebene Reglement über die dienftlichen Ver— 
bältniffe der Provinzialbeamten der Genehmigung 
des Ministers des Annern in betreff der Grundfäße 
über die Anstellung, Entlaflung und Penftionirung 
der Beamten. 

8. 97. (A.H. W. Rh. Schl.H.) H.-N. 8. 70. Hin 
fihtlid) der Bejegung der Stellen von Propinzial- 
beamten mit Militärinvaliden gelten die in An— 
fehung der Städte erlaflenen gefeglihen Vorſchriften. 


I. Befondere Befimmungen für die Provinz Pofen. 


1. Geſetz über die allgemeine Yandesverwaltung und 
die Zuftändigfeit der Berwaltungs- und BerwaltungS- 
gerichtsbehörden in der Provinz Poſen vom 19. Mai 
1889. (G.S. S. 108.) 
Artikel V. A. Nr. 2. 


2. Zur Wahrnehmung der laufenden Gefchäfte 
der propinzialftändiichen Verwaltung wird ein Zandes- 
dDireftor bejtellt, welcher von dem Provinzialaus- 
ſchuſſe auf mindeſtens ſechs bis höchſtens zwölf Jahr 
zu wählen iſt und der Beſtätigung des Königs be— 
darf. Der Landesdireftor vertritt den provinzial- 


® H. N. 8. 69. 
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ftändifhen Verband nad) außen in allen Angelegen- 
heiten, insbefondere aud) da, wo die Gefege eine 
Spezialvollmacht verlangen. Er ift der PDienftvor- 
geſetzte ſämmtlicher Provinzialbeamten. 


2. Verordnung, betreffend die Verwaltung des pro- 
vinzialftändifhen Verbandes der Provinz Poſen 
vom 5. November 1889. (G.S. ©. 177.) 


II. Son den Provinzialbeamten. 


21. Der nad) Artikel V. A. Ziffer 2 zur Wahr- 
nehmung der laufenden Geſchäfte der provinzial- 
ftändifchen Verwaltung zu bejtellende Landesdireftor 
ift auf zwölf Jahre zu wählen. 

22, Für den Fall einer Behinderung des 
Landesdirektors, ſowie im Falle der Erledigung der 
Stelle defjelben bejtellt der Provinzialausſchuß einen 
Stellvertreter bis zur Aufnahme der Geichäfte durch 
den Landesdirektor, beziehfungsmeije bis zum Ein- 
tritt einer fommiffarifhen Verwaltung nad) Maß— 
gabe des Artikels V. A. Biffer 3 des Geſetzes (v. 
19. V. 1889. Siehe Zujas). 

Der vom Provinzialausſchuſſe beſtellte Stell— 
vertreter des Landesdirektors bedarf der Beſtätigung 
des Miniſters des Innern und iſt, ebenſo wie der 
kommiſſariſche Stellvertreter, auch zur Stellvertretung 
des VLandesdirektors in deſſen Eigenſchaft als Mit- 
glied des Provinzialausſchuſſes berufen, 
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Zufag: Gefeg vom 19. Mai 1889 Artikel V. A. 
Nr. 3. 

Abſ. 1. Wird in den Fällen .... zu (Nr.) 2 
die Beitätigung verjagt, fo fchreitet der .... Pro 
pinzialausfhuß zu einer neuen Wahl. Wird aud 
diefe Wahl nicht beftätigt, jo kann der Minifter des 
Innern die kommiſſariſche Verwaltung der Stelle 
auf Koſten des provinzialftändijchen Verbandes an- 
ordnen. Daſſelbe findet ftatt, wenn der .... 
Provinzialausfhuß die Wahl verweigert oder den 
nad) der erften Wahl nicht Bejtätigten wiedermählt. 

Abi. 3. Die kommiſſariſche Verwaltung dauert 
fo lange, bis die Wahl ..... des Provinzialaus- 
Thufjes, deren wiederholte Vornahme jederzeit zu- 
läffig ift, die Beftätigung erlangt bat. 

V. v. 5. November 1889. 8.23. Der Landes- 
dDireftor wird von dem Oberpräfidenten in fein Amt 
eingeführt und vereidigt. 

24. Der Zandesdireftor führt unter der Aufficht 
des Provinzialausjchuffes die laufenden Gefchäfte der 
fommunalen Provinzialverwaltung. Er bereitet die 
Beichlüfle des Provinzialausfchuffes vor und trägt 
für die Ausführung derfelben Sorge. 

Er ift nad) Art. V. A. Biffer 2 des Geſetzes der 
Dienftvorgefegte ſämmtlicher Provinzialbeamten und 
vertritt, gemäß jener Bejtimmung, den Provinzials- 
verband nad) Außen in allen Angelegenheiten, ins- 
befondere auch da, wo die Geſetze eine Spezialvoll- 
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macht verlangen. Er verhandelt Namens des 
Provinzialverbandes mit Behörden und Privatper- 
fonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftitüde. 

27. Dem Landesdireftor werden zur Mitwirkung 
bei Erledigung der Geſchäfte der provinzialftändifchen 
Verwaltung zwei obere Beamte mit berathender 
Stimme zugeordnet, von denen der eine zum Richter⸗ 
amte oder zum höheren VBerwaltungsdienite (LSandes⸗ 
tath), der andere zu den höheren Staatsämtern im 
Baufache (Zandesbaurath) befähigt jein muß. Auch 
fönnen demfelben, nach näherer Beitimmung eines 
Provinzialitatutes, für die Gefchäfte der gefammten 
oder einzelner Zweige der provinzialftändiichen Ver⸗ 
maltung nod) andere obere Beamte (Zandesräthe) 
mit berathender Stimme zugeordnet werden. 

Die Anftellung dieſer Beamten erfolgt auf Lebens⸗ 
zeit. Sie werden von dem LZandesdireftor in ihre 
Aemter eingeführt und vereidigt. 

28, Die Stellen der zur Wahrnehmung der 
Büreau-, Kaſſen- und fonjtigen Gejchäfte der kom⸗ 
munalen Propvinzialverwaltung erforderlichen Be— 
amten werden von dem Provinziallandtage nach Zahl, 
Dienfteinnahme und Art der Bejegung (auf Xebens- 
zeit, auf Zeit, auf Kündigung) auf Vorſchlag des Pro- 
vinzialausjchufjes durch den Haugshaltsetat beftimmt. 

Die Bejegung dieſer Stellen erfolgt durch den 
Provinzialausfhuß. Die Beamten werden von dem 


F 
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Zandesdireftor in ihre Memter eingeführt und ver- 
eidigt. Sie erhalten ihre Gefchäftsinftruftionen von 
dem Provinzialausfchuffe. 

29. Ueber die an den einzelnen Provinzial- 
inftituten und in der Propinzial-Chauffee- und Wege- 
verwaltung anzuftellenden Beamten, jowie über die 
Art der Anftellung derjelben wird durch die für jene 
Inſtitute und jenen Verwaltungszweig zu erlaffenden 
Reglements bezm. die für diefelben fejtzuftellenden 
Etats beitimmt. 

Bis zum Erlaſſe neuer Reglements bleiben die 
beitehenden Reglement in Geltung. 

30. Sämmtliche Provinzialbeamte haben Die 
Rechte und Pflichten mittelbarer Staatsbeamten. Die 
bejonderen dienftlichen Verhältnifje derfelben werden 
dur ein von dem Provinziallandtage zu erlafjendes 
Reglement geordnet. 

31. Hinſichtlich der Bejegung der Stellen von 
Provinzialbeamten mit Militärinvaliden gelten Die 
in Unjehung der Städte erlafjenen gejegliden Vor— 


ſchriften. 


C. Befondere Befimmungen für die Beamien der Bezicks- 
verbände Gaffel und Wiesbaden. 
Heſſen-Naſſauiſche Provinzialordnung vom 8. Juni 
1885 (8.5. ©. 247). 

69. Sämmtlihe Beamte des Bezirksverbandes 
haben die Rechte und Pflichten mittelbarer Staat8- 
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beamten. Die bejonderen dienftliden Verhältniſſe 
derjelben werden dur ein von dem Communal- 
landtage zu erlafjendes Reglement geordnet. 

93. Abf. 3. Ingleichen bedarf das in 8. 69 vor- 
gefchriebene Reglement über die dienftlichen Verhält- 
niffe der Beamten des Bezirtsverbandes ... der Ge- 
nehmigung des Miniſters des Innern in Betreff der 
Grundfäge über die Anftellung, Entlafjung und Pen— 
fionirung der Beamten. 


D. Befondere Befimmungen für Beamte des Sauen- 
burgifhen Kommunalverbandes. 


Verordnung, betreffend die Vertretung des Qauen- 
burgifchen Zandescommunalverbandes vom 24. Auguft 
1882. (6.5. ©. 343). 

Art. V. Abf. 2. Jedoch verbleibt es bei den 
Vorſchriften des 8. 20 Abſ. 2 des Lauenburgiichen 
Geſetzes vom 7. Dezember 1872 über die Einrichtung 
der ftändijchen Landesverwaltung (Offizielles Wochen- 
blatt ©. 325) bezüglich der Penfionirung, Wittwenz 2c. 
Berforgung und Gewährung von Wartegeldern für 
die zur Zeit im Dienfte des Landescommunalverbandes 
ftehenden Beamten... 

Abi. 3. Desgleichen bewendet es bei Den bis— 
berigen Bejtimmungen über das Erforderniß der 
Beftätigung des Direftor8 der Lauenburgiſchen Ge- 
[chrtenjchule und der höheren Beamten, .... 

Abſ. 5. Die dienftlihen Verhältniffe der Kreis— 
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beamten find durch ein vom Kreistage zu erlafjendes 
Reglement zu ordnen. Dieſes, ſowie die fonjt für 
einzelne Verwaltungszweige und Einrichtungen zu 
erlaffenden Reglements bedürfen der minifteriellen 
Genehmigung. 


Zuſatz zu Art. V d. Verordnung vom 24. Auguſt 1882. 

Zauenburgijches Gefeg vom 7. Dezember 1872 über 

die Einrihtung der ftändifchen Landesverwaltung. 
(Offizielles Wochenblatt ©. 325.) 

20 Abi. 2. Sämmtliche Zandesbeamte haben die 
Rechte und Pflichten mittelbarer StaatSbeamten. Be— 
züglich der Penfionirung, Wittwen- 2c. Verforgung 
und Gemährung von Wartegeldern, ſowie hinſichtlich 
der Disziplinarbefugniffe und Verpflichtungen finden 
bis zu andermeitiger gejeglicher Regelung diejenigen 
Beitimmungen Anwendung, welde vom 1. Januar 
1873 für die Beamten im Staatsdienſte im All— 
gemeinen oder in den betreffenden Dienjtzmweigen in 
Geltung Stehen. Dabei ſoll jede nach) den Vorſchriften 
des gegenwärtigen Gefeßes erfolgende lebenslängliche 
Anjtellung im Landesdienjt inı Sinne des CLauen— 
burgifchen) Benfionsgejeges vom 24. Februar 1858 jo 
angefehen werden, als wenn fie von Uns Allerhöchſt— 
felbft erfolgt wäre.“) Die befonderen dienjtlichen 


* Die Lauenburgiihen Landescommunalbeamten find 
bezüglich der Penſionirung und der Hinterbliebenenverjorgung 
jest volljtändig den Provinzialbeamten gleichgeitellt. 

A 





XI. &emeindeforftbeante. 317 


Berhältnijje jedes Landesbeamten werden durd) die 
vom Landſchafts-Kollegium auszuführenden Bes 
ftallungen geregelt. 


XII. Gemeindeforfißeante. 
(K.B. G. 88. 23, 1—7.) 


Borbemerfung. 


Das Recht der Gemeindeforstbeamten ift in einer 


großen Anzahl von Spezialgefegen enthalten, die nur 
Iofales Intereſſe Haben. Es ift bier nur injomeit 
mit angeführt worden, als es durd) das Kommunal- 
beamtengefeg abgeändert ift. 


1. Für Städte. 
3.8. 8.16 Abf. 2. Hinfichtlich der Verwaltung 
der Gemeindewaldungen bewendet e8 bei den be— 
jtehenden Beitimmungen. 


2. Für Qandgemeinden 

3.8. 8 30 Abf. 2 wörtlich wie vorher 8. 16 
Abi. 2. 

Anm. Brauditih, Verwaltungsgefege, 15. Auflage, 
Bd. J, Anm. 41 zu 8.8. $. 16 Abſ. 2, ©. 244. 

Bol. für die öftlichen Provinzen ©. über die 
Bermaltung der den Gemeinden gehörigen Holzungen 
vom 14. Auguft 1876 (8.6. ©. 373); für Hannover 


gm. 
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V. vom 21. Oktober 1815, G. vom 10. Juli 1859 
(Hann. G.S. ©. 725), V. vom 30. Oktober 1860 
(Hann. ©.6. ©. 164), Berwaltungsordnung vom 
1. September 1830, Hann. St.O. 8.119; für Weſtfalen 
und die Rheinprovinz B., betreffend die Verwaltung 
der den Gemeinden 2c. gehörigen Forjten in Weit: 
falen und der Rheinprovinz, von: 24. Dezember 1816 
G.S. 1817 ©. 57); für Kurheſſen V. vom 30. Mai 
1711 und vom 29. Juni 1821, Kurh. G.O. 8. 68; 
für Naſſau Edikt vom 9. November 1816 Maſſ. B. 
Bl. ©. 166), Amtsverwaltungsgejeg vom 24. Juni 
1854 (Naſſ. V. Bl. ©. 160) 8. 9 Nr. 3 und 10, HN. 
Kr.d. 8. 116 Abf. 2; für die vorm. Großh. HI. 
Zandestheile V. vom 16. Januar 1811 und vom 
23. Dezember 1823; für die vorn. Landgr. Hſſ. 
Zandestheile G, betr. die Foritorganijation vom 
6. Februar 1835 (Archiv ©. 126); für die vorm. 
Bayr. Zandestheile Bayr. Forftgefeg vom 28. Mai 
1825; für Frankfurt a. M. Kabinetsordre des Fürften 
Primas vom 7. März 1807, außerdem Gel. vom 
12. Oftober 1897 (G. S. ©. 411) betr. die Forſtſchutz⸗ 
beamten der Gemeinden zc. im Regierungsbezirke 
Miesbaden mit Ausjhluß des vormals Landgräflich 
Heffen-Homburgifchen Gebietes und des Stadtkreiſes 
Frankfurt a M.; für Hohenzollern » Hedingen V. 
vom 14. Juni 1837 und 25. September 1848; für 
Hohenzollern-SGigmaringen B. vom 1. Mai 1822 und 
5. Juli 1827. Für Schleswig-Holitein: L. G.O. vom 
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4. Juli 1892 8. 69 (8,6. ©. 154). — Pie Begrün- 
dung zu 8. 31 des Entwurfs vom 18. Dezember 1882 
(A.H. Drudl. Nr. 44) enthält eine gedrängte Dars 
jtelung der den Gefegen über die Verwaltung der 
Gemeindewaldungen in den einzelnen Zandestheilen 
zu Grunde liegenden Syſteme. 


Bom Kommunalbeamtengefek (Tiche den 
Zert Seite 70 ff.) Fommen zur Anwendung: 


A. Für Forſtbeamte der Landgemeinden, Amtsperbände, 
Zweckverbãnde. 


23,1-7,18 Für ländliche Forſtbeamte in 
Rheinland und Weftfalen tritt an Stelle des 8. 18 
Abſ. 2 8.6 B. vom 24. Dezember 1816. Außerdem 
richtet fi) die Penfionirung dieſer legteren Forft- 
beamten gemäß K. B.G. 8. 23 Nr. 3 nad) den Bor: 
ſchriften des K. B.G. 88. 12, 13, 15. 


B. Für Forſtbeamte der rheinischen Bürgermeiftereien und 
der weſtfäliſchen Aemter. 


23, 19, 1--7, 11-13, 15. 


e. Für ſtädtiſche und Kreisforitbeamte. 
23, 1—7, 11-13, 15, 17; für Kreisforjtbeamte 
außerdem noch 8. 21. 


Für ftädtifche Forjtbeamte in Rheinland und 
Weftfalen tritt an Stelle des K. B.G. $. 11 V. vom 


24. Dezember 1816 8. 6. 


1 
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D. Für Forfibeamte des Lauenburgiihen Landeskommunal⸗ 
verbandes ſowie der Bezirksverbände Eaflel und Wiesbaden 
fomwie der Provinzen 

2, 1-1. 


E. Unberührt bleiben: 
(8.8.8. 8. 23 Nr. 2.) 
1. V. vom 24. Dezember 1816 (6.6. 1817 ©, 57). 
2. 8.15 Gef. vom 14. Auguft 1876 (8.6. ©. 373). 
3. Gef. vom 12. Oftober 1897 (G.S. ©. 411) 
nachſtehend abgedrudt. 


A. Geflidhe Provinzen. 


Städteordnung vom 30. Mai 1853 
(8.6. ©. 261). 

55. Die in Bezug auf die Behandlung der Ge- 
meindewaldungen für Die einzelnen Qandestheile er- 
lafjenen Gefege und Beftimmungen bleiben in Kraft, 
bis ihre Abänderung in gejeglihem Wege erfolgt 
fein wird. 

Zandgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 

(8.6. ©. 233). 

69 Abi. 2. Hinfichtlicd der Verwaltung der Ge- 

meindewaldungen bemwendet es bei den bejtehenden 


Beltimmungen, im Bejonderen dem Geſetze vom 
14. Auguft 1876') (8.6. ©, 373). 


1) Letztgenanntes Geſetz tft auch für die Städte 
maßgebend. 
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Geſetz, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden 

und dffentliden Anjtalten gebörigen Holzungen in 

den Provinzen Preußen,!) Brandenburg, Bommern, 
Poſen, Schlefien und Sachſen. 


Vom 14. Auguft 1876. 


1. Die Verwaltung der Holzungen der Ge- 
meinden .... unterliegt der Oberaufficht des Staates 
nad) Maßgabe dieſes Geſetzes. 

Holzungen, welche ſich in ſtaatlicher Verwaltung 
befinden, werden von dieſem Geſetze nicht berührt. 

7. Die Eigenthümer der im 8. 1 Abſ. 1 be 
zeichneten Holzungen find verpflichtet, für den Schuß 
und die Bewirthſchaftung derjelben Durch genügend 
befähigte Perſonen ausreichende Fürforge zu treffen. 

10. Wenn ein Waldeigenthümer einer ihn nad) 
S. 7 Diefes Gefeßes obliegenden Verpflichtung troß 
geſchehener Aufforderung nicht nachkommt, fo ift der 
Regierungspräfident befugt, Die zur Erfüllung Der 
Verpflichtung erforderlichen Handlungen durch einen 
Dritten ausführen zu laffen, den Betrag der Koften 
vorläufig zu beftimmen und im Wege der Exekution 
von dem Berpflichteten einzuziehen. 

15. Dieſes Gefeg tritt mit dem 1. Januar 1877 
in Kraft. Alle demjelben entgegenitehenden Bejtim- 
mungen, insbefondere die Verordnung vom 24. De- 


1) Jetzt Oſt- und MWeftpreußen (Gef. vom 19. März 
1877 G.S. ©. 107). 
Kremski, Kommunalbeamtengeſetzgebung. 21 


A 
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u zember 1816, fomweit fie für die Provinz Sachen gilt, 
find von dieſem Beitpunfte ab aufgehoben. 


Anm Die Verordnung bom 24. Dezember 1816 
(8.5. 1817 ©. 57), welche nad 8. 23 Nr. 2 des Kom: 
munalbeamtengejeges im llebrigen durch leßteres unberührt 
bleiben joll, bleibt aber auch nach nfrafttreten des Kom— 
mamalbeamtengejeßes für die Provinz Sachſen aufgehoben. 


B. Meftliche Provinzen (Rheinland uud Meffalen), 
Rheiniſche St.D. vom 15. Mai 1856. 


51. Bei Verwaltung der. Gemeindewaldungen 
find die Verordnung vom 24. Dezember 1816 und 
die in Gemäßheit derjelben erlafjenen Reglements zu 
beachten, 

Rheiniſche Landgemeindeordnung vom 23. Juli 1845. 
99. Bei Verwaltung der Waldungen find die 
‘ Verordnung vom 24. Dezember 1816 und die in 


Gemäßheit derfelben erlaffenen oder noch zu erlaffenden 
Reglements ‚zu beachten. 


Weitfälifche Städteordnung vom 19. März 1856. 


54. Bei Verwaltung der Gemeinbewaldungen 
find die Verordnung vom 24. Dezember 1816 und 
die in Gemäßheit derfelben erlaffenen und zu er- 
laſſenden Reglements zu beachten. 


Weſtfäliſche Landgemeindeordnung 
vom 19. März 1856. 
55. (Wörtlich wie Weſtfäl. Städteorönung $. 54.) 
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Verordnung, die Verwaltung der den Gemeinden') 
gehörigen Foriten in den Provinzen Weſtfalen, Kleve, 
Berg und Nieder-Rhein betreffend. | 
Bom 24. Dezember 1816 (G.S. 1817 ©. 57). 


Kleve, Berg und Niederrhein ſind jetzt zu einer Provinz, 
der Rheinprovinz vereinigt.) 

3. Die Gemeinden ſind verpflichtet, die in ihrem 
Beſitz befindlichen Forſtländereien 

1. nach den von dem Regierungspräfidenten. 
genehmigten Stat3 zu bemirthichaften; 

2. ſolche Wälder und beträchtliche Holzungen, die 
nad) ihrer Beichaffenheit und Umfang zu einer 
forftmäßigen Bewirthſchaftung geeignet find, 
durch gehörig ausgebildete Forjtbediente ad- - 
miniftriren zu lajjen. 

6. Ganz vorzüglich aber werden fie, mit Hin« 
fiht auf Oertlichkeit und die individuelle Beichaffen- 
heit der Kommunal- und Inſtituts-Waldungen, be 
jtimmen, ob zu deren, dem im $. 4 angedeuteten 
Zwecke entjprechenden Bewirthſchaftung die Anftellung 
eines eigenen Forjtbedienten unumgänglich erforderlich 
jei, oder ob folche ebenfo gut und zweckmäßig durd) 
die Gemeindeglieder ausgeführt oder nach den Wün- 
ſchen der Gemeinden und öffentlicden Anftalten gegen 
eine angemefjene Remuneration einem benachbarten 


1) Gilt für Stadt: und Landgemeinden. 
21* 





| * 
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Königlichen Forſtoffizianten übertragen werden könne. 
Wenn der Regierungspräſident die Annahme 
eines eigenen gehörig ausgebildeten Forſtbedienten 
nach den Umſtänden nothwendig findet, ſo ſteht den 
Gemeinden und öffentlichen Anſtalten die Wahl eines 
qualifizirten Sachverſtändigen zu. Sie haben aber 
dabei vorzugsweiſe auf die bisher ſchon angeſtellt 
geweſenen Forſtbedienten, die zur Verſorgung be— 
ſtimmten Subjekte des Jägerkorps und die mit Ver- 
ſorgungsanſprüchen entlafjenen freimilligen Jäger, 
wenn ſolche übrigens die erforderlihen Eigenfchaften 
dazu befigen, Rüdficht zu nehmen. Die gewählten 
Subjefte find dem Regierungspräjidenten vor: 
azuftellen, welcher ihre Prüfung durch Sachverjtändige 


‘zu veranftalten und fie, wenn fie tüchtig und 


geichidt befunden morden, als Kommunal- oder 
Anftitutsbeamte zu beftätigen hat, worauf ſolche in 
den ihnen übertragenen Poſten eingewiefen werden 
fünnen. 


Anm. Durch die in $ 23 Nr. 2 des Kommunal 
beamtengejeßes ausgeſprochene Aufrechterhaltung der Ver— 
ordnung dom 24. Dezember 1816 wird die Geltung des 
8. 11 al. 1 des Kommunalbeamtengefeßes für die ſtädtiſchen 
Forſtbeamten in Rheinland und Weitfalen zu Gunften des 
unbeichränften Rechtes der Negierungspräftdenten auf zweck⸗ 
entſprechende Gehaltsregulirung ausgeſchloſſen. (Entſch. d. 
O. V.G. Bd. 27 ©. 77.) 
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C. Neur Brovinzen. 
Verordnung, betr. Organifation der Forftvermaltung 
in den neu erworbenen Gebietstheilen, 
vom 4. Juli 1867 (8.6. ©. 1129). 

| 2. Bei den gefeglichen Beitimmungen, welche Die 
Rechte und Pflichten der Gemeinden und Hffentlichen 
Anſtalten bezüglich der Wahl und Befoldung der Forft- 
beamten betreffen, behält es für jeßt fein Bemenden 
Die Hinficgtlih der Anftelung von Anmärtern 
des Jägerkorps im Forſtſchutzdienſte für die älteren 
Provinzen maßgebenden Vorſchriften jollen jedoch 
auch in den neuen Zandestheilen für jämmtliche 
Staats-, Gemeinde und Inftitutforften zur Anwen⸗ 

dung kommen. | 


1. Hannover. 
Hannoverſche Städteordnung vom 24. Juni 1858. 
119 Abf. 5. Die weitere Beſtimmung über die 
Oberauffiht Hinfichtlih der Gemeindeforjten bleibt 
der Provinzialgefeggebung vorbehalten. Bis zu 
deren Erlaß bleiben die bisherigen Beitimmungen 
in Kraft. 


Belanntmahung des Hannoverjhen Minifteriums 
des Innern, betreffend die Regelung der Verhält- 
nifje der Zandgemeinden, vom 28. April 1859, 
(Hann. &.©. ©. 409). 

15. Die Gemeindeforjten und diejenigen Forften 
von Genoſſenſchaften, welche bisher als Gemeinde; 


N 
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forſten von der Behörde behandelt worden, ſind bis 
auf Weiteres nach den bisherigen Grundſätzen über 
die Einwirkung der Behörden zur Erhaltung des 
Beftandes aud) ferner zu behandeln. 

Anm. Bergl. die Zuſammenſtellung der im König— 
reih Hannover geltenden Vorſchriften über die Verwaltung 
der Forſten, ſoweit fie nicht zum Königliden Dominium 
und zum ſäkulariſirten Kloftergut gehören. Hannover bei 
Garl Meyer 1860. 


Siehe auch Begründung der Negierungsvorlage zum 
Zuftändigfeitsgejeb A.G. 1882/83 Druckſachen Nr. 44 
5. 48, 49. 


2. Schleswig-Holftein. 
Zandgemeindeordnung vom 4. Juli 1892, 
(8.8. ©. 147). 

69. Abſ. 2. Hinfichtlich der Verwaltung der Ge— 
meindewaldungen bewendet e8 bei den bisherigen 
Beltimmungen. 

(Es find feine geſetzlichen Beitimmungen er- 
gangen.) 


3. Regierungsbezirk Wiesbaden ausfhließlid des vormals 
Landgräflich Yeffen-Homburgifhen Gebietes und des 
Stadtkreifes Wiesbaden. 

Geſetz, betreffend die Forftichugbeamten der Ge— 
meinden .... im Regierungsbezirfe Wiesbaden mit 
Ausſchluß des vormals Landgräflich Heſſen-Hom— 
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burgiſchen Gebietes und des Stadtkreiſes Frankfurt 
aM. Vom 12. Oktober 1897!) (G. S. ©. 411). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen 2c. 

verordnnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Land— 

tages Unſerer Monardie, für den Regierungsbezirk 

Wiesbaden mit Ausſchluß des vormals Landgräflich 

Heffen-Homburgifchen Gebietes und des Stadtkreijes 

Frankfurt a. M., was folgt: 

1. Die. Gemeinden und öffentliden Anftalten 
find verpflitet, für den Schuß ihrer Waldungen 
durh ‚genügend befähigte Perſonen ausreichende 
Fürjorge zu treffen. 

2. Diejenigen Gemeinden und öffentliden An⸗ 
ftalten, deren Waldungen zu Hein zur Anftellung 
eines eigenen Forſtſchutzbeamten find, haben fich, 
jomeit die örtlichen Verhältniſſe nicht entgegenftehen, 
mit anderen Wald bejigenden Gemeinden und öffent» 
lichen Anftalten zur gemeinfchaftlihen Anftellung 
eines Forſtſchutzbeamten zu vereinigen. 

Falls über die Bildung gemeinſchaftlicher Schutz⸗ 
bezirfe eine Verftändigung unter den Betheiligten 
nicht erzielt wird, entſcheidet der Regierungspräfident 
nach Anhörung des Kreisausfhuffes, wenn mehrere 





2) Neben diejem Gejeße, welches nad) $. 23 Nr. 2 
des Kommunalbeamtengeſetzes unberührt Bleibt gelten nur 
die Sg. 1—7 des Kommunalbeamtengeſetzes. 

— 
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forften von der Behörde behandelt worden, find bis 
auf Weiteres nach den bisherigen Grundfägen über 
die Einwirkung der Behörden zur Erhaltung des 
Beftandes auch ferner zu behandeln. 

Anm. Bergl. die Zuſammenſtellung der im König: 
reich Hannover geltenden Vorſchriften über die Verwaltung 
der Forſten, ſoweit ſie nicht zum Königlichen Dominium 


und zum ſäkulariſirten Kloſtergut gehören. Hannoder bei 
Carl Meyer 1860. 


Siehe auch Begründung der Negierungsvorlage zum 
Zuftändigfeitsgefeß A.G. 1882/83 Drudiaden Nr. 44 
S. 48, 49. 


2. Schleswig-Holftein. 
Zandgemeindeordnung vom 4. Juli 1892, 
(8.©. ©. 147). 

69. Abi. 2. Hinfichtlich der Verwaltung der Ge- 
meindewaldungen bewendet e8 bei den bisherigen 
Beftimmungen. 

(Es find feine gejegliden Beltimmungen er- 
gangen.) 


3. Regierungsbezirk Miesbaden ausſchließlich des vormals 
Landgräflich Heffen-Homburgifhen Gebietes und des 
Stadtkreifes Wiesbaden. 


Geſetz, betreffend die Forjtichugbeamten der Ge: 
meinden .... im Regierungsbezirke Wiesbaden mit 
Ausſchluß des vormals Landgräflih Hellen- Hom- 
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burgiſchen Gebietes und des Stadtkreiſes Frankfurt 
a. M. Vom 12. Oktober 18971) (G. S. S. 411). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Land— 

tages Unſerer Monarchie, für den Regierungsbezirk 

Wiesbaden mit Ausſchluß des vormals Landgräflich 

Heſſen-Homburgiſchen Gebietes und des Stadtkreiſes 

Frankfurt a. M., was folgt: 


1. Die. Gemeinden und öffentlichen Anſtalten 
find verpflichtet, für den Schuß ihrer Waldungen 
durd genügend befähigte Perfonen ausreichende 
Fürſorge zu treffen. 

2. Diejenigen Gemeinden und öffentliden Anz 
ftalten, deren Waldungen zu Hein zur Anftellung 
eines eigenen Forftihugbeamten find, haben fich, 
ſoweit die örtlihen Verhältnifje nicht entgegenftehen, 
mit anderen Wald befigenden Gemeinden und öffent- 
lichen Anfalten zur gemeinfchaftlihen Anjtellung 
eines Forſtſchutzbeamten zu vereinigen. 

Falls über die Bildung, gemeinſchaftlicher Schutz⸗ 
bezirke eine Verſtändigung unter den Betheiligten 
nicht erzielt wird, entſcheidet der Regierungspräſident 
nach Anhörung des Kreisausſchuſſes, wenn mehrere 


1) Neben dieſem Geſetze, welches nah) 8. 23 Nr. 2 
Des Kommunalbeantengejeges unberührt bleibt, gelten nur 
Die 88. 1—7 des Kommunalbeamtengejeßes. 


— — 
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Der Regierungspräfident kann verlangen, daß 
angemefjene Bejoldungsbeträge bewilligt werden, und 
im Falle der Weigerung die Eintragung des Betrages 
in den Haushalts-Etat verfügen. Gegen dieje Ver: 
fügung fteht den betheiligten Gemeinden und Anftalten 
die Klage beim Oberverwaltungsgerichte offen. 

Die Befoldung gemeinihaftlider Beamten ($. 2) 
iſt von den Waldbefigern Mangels andermweiter Ver- 
einbarung nad) Maßgabe der Fläche. der betheiligten 
Waldungen aufzubringen, 

7. Die auf Lebenszeit angejtellten Forftichub- 
beamten erhalten bei eintretender Dienſtunfähigkeit 
Benfion nah den für die unmittelbaren Gtaats- 
beamten geltenden Grundfägen.. 

Bei der Berechnung der Dienftzeit zwecks TFeit- 
fegung der Penſion fommt aud) die Zeit in An- 
rehnung, während welcher der zu penfionirende 
Forftihugbeamte als folder bei anderen Gemeinden 
oder öffentlichen Anstalten innerhalb des Geltung3- 
bereichs dieſes Gejeges angeftellt geweſen ift. 

8. Die PBenfion fällt fort oder ruht infomett, 
als der Penfionirte durch andermeite Anftellung 
im Staat3-, Gemeinde= oder AUnftaltsdienfte ein Ein- 
fommen oder eine neue Penfion erwirbt, weldhe mit 
Zurechnung der erjten PBenfion fein früheres Ein- 
fommen überfteigen. 

9. Die Wittmen und Waifen der auf. Lebens- 


Mit angeſtellten Forſtſchutzbeamten erhalten Wittmen- 
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> und Waifengeld nad) den für die Wittwen und Waifen 
der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vor— 
Ioriften unter Zugrundelegung des von dem Beamten 
im Augenblide des Todes erdienten Benfionsbetrages. 

10. Ueber ftreitige Benfionsanfprüche der Forft- 
ſchutzbeamten, ſowie über ftreitige Anfprüdhe der 
Hinterbliebenen diefer Beamten befchlieft, wenn 
Stadtgemeinden betheiligt find, der Bezirksausſchuß, 
in allen anderen Fällen der Kreisausſchuß und zwar 
jomeit fih der Beſchluß darauf erjtredt, melcher 
Theil des Pienfteinfommens bei Feititellung der 
PBenfionsanfprüde als Befoldung anzufehen ift, vor- 
behaltlic der den Betheiligten gegen einander zu— 
jtehenden Klage im Bermwaltungsftreitverfahren, im 
Uebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsmeges. 

Der Beſchluß iſt vorläufig vollitredbar. 

11. Ueber die Thatfache der Dienftunfähigfeit 
ift entitehendenfalls in dem bezüglich) der Entfernung 
aus dem Amte vorgejchriebenen Verfahren Entſchei— 
dung zu treffen, und zwar, wenn Stadtgemeinden 
betheiligt find, gemäß 8. 91 Abfag 1 Nr. 2 der 
Städteordnung für die Provinz Heſſen-Naſſau vom 
4. Auguft 1897 (Geſetz-Samml. ©. 254), in allen 
anderen Fällen gemäß $. 115 Nr. 3 der Land— 
‚gemeindeordnung für die Provinz Heffen-Ntaffau vom 
4. Auguft 1897 (Gejeg-Samml. ©. 301).*) 


*, Siehe ımter XVI. Disziplinarverhältnifie. An 
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12. Sämmtliche Gemeinden und öffentlichen 
Anſtalten, welche für ihre Waldungen nad) Den vor- 
jtehenden Beltimmungen penfionsberedtigte Schuß- 
beamte angestellt Haben, werden zu einem. Klafjen- 
verbande vereinigt, welchem es obliegt, den in 
Ruheſtand verjegten Forftihugbeamten und den 
Hinterbliebenen von Forftihugbeamten die ihnen 
zuftehenden Penfionen und Wittwen- und Waijen- 
gelder zu zahlen, 

Gehören zu einem gemeinfchaftliden Schuß- 
bezirke fisfaliiche Waldgrundftüde, jo hat der Forft- 
fisfus für diefe Flächen dem Kafjenverbande bei- 
autreten. 

Die zur Beitreitung der Zahlungen von Pen- 
fionen und Wittwen- und Waifengeldern erforderliden 
Beiträge werden von den zum Berbande gehörigen 
Waldeigenthümern nad) Verhältniß des jeweiligen 
penſionsberechtigten Pienjteinfommens aufgebradit. 

Die Beiträge werden von dem Voritande des 
Kafjenverbandes feitgejegt. 

Gegen den Feititelungsbejchluß findet innerhalb 
zwei Wochen die Beichwerde an den Bezirksausſchuß 
Statt, 

Im Uebrigen werden die Berhältniffe der Kaſſe 
dur) ein nach Anhörung des Kommunallandtages 
des Negierungsbezirtes Wiesbaden von dem Mi- 
nifter des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 

13. Bon der Errichtung des Kafjennerbandes 
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(8. 12) kann abgejehen merden, fo lange die auf 
Grund des Beichlufjes des Kommunallandtages vom 
18. April 1896 und der landesherrlichen Genehmigung 
vom 12. Juli 1896 begründeten Ruhegehaltskaſſe 
und Wittwen- und Waijentaffe für die Kommunal- 
beamten des Regierungsbezirtes Wiesbaden beftehen 
und die Zahlung der nach diefem Geſetze an Forft- 
Thußbeamte und deren Hinterbliebene zu gemährenden 
Penfionen und Wittmen- und Waijengelder übers 
nehmen. 

14. Denjenigen Gemeinden, welche andermweit 
ausreichend für die Penjionirung ihrer Forſtſchutz⸗ 
beamten und die Verforgung von deren Wittwen 
und Waiſen geforgt haben, kann von dem Regie- 
rungspräjidenten das TFernbleiben von dem Kaſſen⸗ 
verbande oder der Wiederaustritt aus demſelben ge- 
ftattet werden, fofern dadurch die Intereſſen des 
Kaffenverbandes nicht verlegt werden. 

15. ®ie beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes be- 
reits feit länger als Jahresfrift in derfelben Stellung 
befindlichen Forſtſchutzbeamten, deren Geſammtjahres⸗ 
eintommen ſich einfchließlih der Nebeneinnahmen 
auf mindejtens 400 Mark beläuft, find, falls ſie 
nit ausdrüdlich darauf verzichten, als lebenslänglid) 
angeftellt anzufehen. 

16. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1898 
in Kraft. Gleichzeitig werden die entgegenftehenden 
Beftimmungen aufgehoben. 


334 Kommunalbeanttengefeßgebung. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen 
Unterfchrift und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Hubertusftod, den 12. Oftober 1897. 


D. Gemeinde-Feld- und :Forfihüter. 
Teld- und Forjtpoligeigefeg vom 1. April 1880 
— (8.6. ©. 250). | 
Feldhüter (Forfthüter) im Sinne dieſes Gefeßes 
find die von einer Stadtgemeinde, von einer Land— 
gemeinde .... für den Feldſchutz (Forftihug) an— 
geſtellten Perſonen. | 
Die Anftellung der Feldhüter (Forfthüter) bedarf 
der Beitätigung nah den für Polizeibeamte ge- 
gebenen Vorſchriften)) und ſoweit ſolche nicht beſtehen 
. . . der Beſtätigung des Landraths. 
(Außerdem K.B.G. 88. 1—7.) 


XIII. Senfionswefen. 
.B.G. 88. 12, 13, 14.) 
Oertel, Städteordnung 3. Auflage 1900, 5. 525ff. 
Vorbemerkung. 
Dafjelbe gefegliche Penfionsreht, wie die un- 
mittelbaren Staatsbeamten haben 


1) Siehe Zufag zu K. B. G. 8. 11 Abi. 2 Seite 77, 78. 
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1. die. jtädtifhen Beamten (8.8.8. 8. 12 Abi. 1) 
mit Ausnahme der Magiftratsmitglieder. Für 
legtere gilt 8.8.6.8. 14; 

. dDieBeamten derrheinifchen Kandbürgermeiitereien, 
der weſtfäliſchen Aemter, ſowie die Gemeinde- 
einnehmer diefer Provinzen (K.B.G. 8.19). Auch 
die befoldeten Yandgemeindebeamten in der Pro— 
vinz Heſſen-Naſſau (H.N.L. G.O. 88. 85—87, 
8.8.6. 8. 25 Nr. 2); 

. die Kreiscommunalbeamten (RB. G. 8. 21); 

4. die Forſtbeamten der Landgemeinden der Rhein— 
provinz und der Provinz Weſtfalen. 

Für die Penſionirung der ländlichen Forſt— 
beamten der Rheinprovinz und von Weſtfalen gilt 
lediglich K.B.G. 8. 23 Nr. 3, wodurch das Geſetz 

betreffend die Penſionsberechtigung der Ge— 
meindeforſtbeamten in der Rheinprovinz vom 
11. September 1865 (G.S. ©. 989) 
und das Geſetz 
betreffend die Abänderung einiger Beftim- 
mungen wegen der WPenfionirung der Ge— 
meindebeamten - in den Landgemeinden der 
Rheinprovinz vom 21. Juli 1891 (G. S. ©. 330) 
aufgehoben find. 

An ihre Stelle find getreten, 

8.8.6. 88. 12, 13, 15. 0 

Die ftädtifchen Forſtbeamten dieſer Provinzen 
fallen unter Nr. 1. 


iS 


oe) 
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5. Die Forftfchugbeamten der Gemeinden im Res 
gierungsbezirt Wiesbaden mit Ausfchluß des 
vormals Heflen-Homburgifhen Gebietes und des 
Stadtkreifes Frankfurt am Main. Gef. v.12.D%. 
1897 8. 7 (8.6. ©. 411) 

Außerdem ift 


6. den Beamten der Provinzialverbände, der Be: 
zirtsverbände Caſſel und Wiesbaden, ſewie 
de3 Lauenburgiſchen Yandescommunalverbandes 
durch bejondere Reglements diejelbe Penſions⸗ 
beretigung wie den unmittelbaren Gtaat$- 
‘beamten verliehen. 


7. Fakultativ kann die Benfionsberedhtigung ein⸗ 
geführt werden durch Beichluß bes Kreisaus- 
ſchuſſes für die Beamten 

a) der Zandgemeinden, 

b) der Amtsbezirke, 

c) der Zweckverbände. 
K.B.G. 8. 18 Abf. 2 und A. 


I. Penfionirung der Magiftratsmitiglieber. 
8.3.6. 8. 14 Abf. 1 
Betreffs der... . Penfionirung der Mitglieder 
des Tollegialiichen Gemeindevoritandes (Magiſtrats), 
fowie in Städten ohne Follegialiiden Gemeinde- 
vorftand der Bürgermeifter und deren Stellvertreter 
ZW Bürgermeifter, Beigeordnete), bewendet eg bei 
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den beftehenden Beftimmungen*) mit der Aenderung, 
daß die Penfion vom vollendeten zwölften Dienit- 
jahre ab bis zum vierundzwanzigiten Pienftjahre 
alljährlich um !so fteigt. 


A. Deſiliche und Weſtfäliſche Städteordnung. 

65 Abſ. 1. Den (nicht auf Lebenszeit angeſtellten 
[Weftf. St.O.) Bürgermeiftern und den bejoldeten 
Mitgliedern des Magiſtrats find, ſofern nit mit 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (3.6. 
8. 16 Abf. 3, für Berlin des Oberpräfidenten L.V. G. 
8.43 Abſ. 3) eine Vereinbarung wegen der Penfion 
getroffen ift, bei eintretender Dienftunfähigkeit, oder 
wenn fie nad) abgelaufener Wahlperiode nicht wieder 
gewählt werden, folgende Benfionen zu gewähren: 

1 des Gehalts nad) Gjähriger Dienftzeit, 
ia des Gehalts nach 12jähriger Dienftzeit. 

Die Penſion fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjahre ab big zum vierund- 
zwanzigiten Dienftjahre alljährlich um "eo. 
(K. B.G. 8. 14 Abſ. 1.) 

Abſ. 4 Die PBenfion fällt fort, oder ruht in- 
foweit, als der PBenfionirte durch anderweitige An- 
ftelung im Staats- oder Gemeindedienfte ein Ein- 
fommen oder eine neue Penfion erwirbt, welche mit 


*, Gilt nicht für den Bereich der Hannoverſchen Städte: 
ordnung. Siehe meiter unter G (Belondere Beitimmungen 
für Hannover), 


Kremati, Kommunalbeamtengeſezgebung. 22 
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Zurechnung der erjten Benfion fein früheres Ein⸗ 
kommen überſteigen. 


Streitige Penſionsanſprüche der Ma— 
giſtratsmitglieder werden nah K.B.G. 8.7 
Abſ. 1 erledigt. (Seite 74.) 


B. Rheiniſche Stäbteorbnung. 


59 Abf. 1. Den nicht auf Lebenszeit angejtellten 
Bürgermeiftern und befoldeten Beigeordneten find, 
fofern nicht mit Genehmigung des Bezirks— 
ausſchuſſes (8.G. $. 16 Ab]. 3) eine Vereinbarung 
wegen der Benfion getroffen ift, bei eintretender 
Dienftunfähigfeit, oder wenn ſie nach abgelaufener 
Dienftperiode nicht wieder beftellt werden, folgende 
Penfionen zu gewähren: 

ein Viertel des Gehalts nach jehsjähriger 
Dienftzeit, 

die Hälfte des Gehalts nach zmölfjähriger 
Dienitzeit. 

Die Benfion fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjfahre ab bis zum vierund- 
zwanzigiten Dienftjahre alljährlich um !feo. 
(K.B.G. 8. 14 Abf. 1.) 

Abſ. 4 Die Benfion fällt fort oder ruht info- 
weit, alS der Penfionirte durch anderweitige An— 
ftelung im Staats- oder Gemeindedienfte ein Ein- 
fommen oder eine neue Penfion erwirbt, welche, mit 
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Zurechnung der erſten Benfion, fein früheres Ein- 
kommen überfteigen. 

Streitige Penſionsanſprüche des Bür- 
germeifters und der Beigeordneten werden 
gemäß K.B.G. 8. 7 Abf. 1 behandelt. (Seite 74.) 


c. Schleswig⸗Holſteiniſche Städteordnung. 


78 Abſ. 1. Den auf eine beſtimmte Amtsperiode 
angeſtellten Bürgermeiſtern und beſoldeten Mitgliedern 
des Magiſtrats find, ſofern nich mit Genehmigung 
des Bezirfsausfhufjes (8.G. 8. 16 Abf. 3) eine 
bejondere Vereinbarung wegen der PBenfion getroffen 
ift, bei eintretender Dienjtunfähigfeit, oder wenn jie 
nad) abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gewählt, 
beziehungsmweife die Bürgermeifter und Beigeordneten 
nicht wieder beſtätigt werden, folgende Penſionen zu 
gewähren: 

1/4 des Gehalts nach bjähriger Dienſtzeit, 
!a des Gehalts nad) 12jähriger Dienftzeit. 

Die Pension fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjahre ab bis zum vierund- 
zwanzigften Dienftjahre alljährlich um "eo. 
(K.B.G. 8. 14 Abſ. 1.) 

—Abſ. 2. Als penſionsfähiges Gehalt werden 
nur die fixirten Beſoldungsbeträge, einſchließlich 
etwaiger Naturalgenüſſe und feſter perſönlicher Ge— 
haltszulagen, nicht aber Entfehädigungen für Dienft- 
untoften, fteigende und fallende Dienſtemolumente 

22* 
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für beſondere Amtsverrichtungen, oder ſonſtige Iedig- 
lich accidentielle Dienſtgenüſſe gerechnet. 

Abſ. 5. Die Penſion fällt fort oder ruht inſo— 
weit, als der Penſionirte durch anderweite Beſchäf⸗ 
tigung oder Anſtellung im Staats⸗ oder Gemeinde- 
dienite ein Einfommen oder eine neue Benjion erwirbt, 
welche mit Zurechnung der erften Penſion fein früheres 
Einkommen überjteigen. 

Streitige Penſionsanſprüche der Ma- 
gijtratsmitglieder fallen unter K.B.G. 8. 7 
Abf. 1. (Seite 74.) 


D, Frankfurter Gemeinbeberfaflungsgefek. 


72. Den Bürgermeiftern und den bejoldeten 
Magiftratsmitgliedern find, ſofern nit mit Ge— 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes (3.6.8. 16 
Abſ. 3) eine Vereinbarung wegen der Penfion ge- 
teoffen ift, bei eintretender Pienftunfähigfeit oder 
wenn fie nad) abgelaufener Amtsperiode nicht wieder- 
gewählt, beziehungsmweije die Bürgermeifter nicht 
wieder ernannt oder nicht wieder bejtätigt werden, 
folgende Penſionen zu gewähren: 

ıiı des Gehalts nach Hjähriger Dienftzeit, 
!/g des Gehalts nach 12jähriger Dienftzeit. 

Die Penſion fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjahre ab bis zum vierund- 
zwanzigften Dienftjahre alljährlich um !jee. 
(8.8.8. 8. 14 Abſ. 1.) 
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Die Penfion fällt fort oder ruht infomeit, als 
der Penfionirte durch anderweitige Anftelung im 
Staats- oder Gemeindedienft ein Einkommen oder 
eine neue PBenjion erwirbt, welche mit Zurechnung 
der erſten Benfion fein früiheres Einkommen überfteigen. 

Streitige Benfionsanfprüde der Bürger: 
meifter und Magijtratsmitglieder werden 
nah K.B.G. 8. 7 Abſ. 1 behandelt. (Seite 74.) 


E. SHeflen-NRaflauifhe Stäbteorbuung. 


70. Den befoldeten Bürgermeijtern, Beigeord- 
neten und übrigen Mitgliedern des Magijtrats find, 
fofern nicht mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
eine Vereinbarung wegen der Penfion getroffen ift, 
bei eintretender Dienftunfähigfeit, oder wenn jie nad) 
abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gemählt 
werden, folgende Benfionen zu gewähren: 

ein Viertel der Befoldung nad) jechsjähriger 
Dienitzeit, 

die Hälfte der Befoldung nad) zwölfjähriger 
Dienftzeit. 

Die Penfion fteigt vom vollendeten 
zwölften Dienftjahre ab bis zum vierund- 
zwangzigften Dienftjahre alljährlid um "eo. 
(8.3.6. 8. 14 Abſ. 1.) 

72. Die Penfion fällt fort, oder ruht injomeit, 
als der PBenfionirte durch anderweitige Anjtellung 
im Staats oder Gemeindedienfte ein Einkommen 
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oder eine neue Penfion erwirbt, weile mit Zu— 
rechnung der erften Benfion fein früheres Eintommen 
überjteigen. 

714. Betrifft Berjolgung der Penſionsanſprüche ꝛc. 
Erfegt dur 8.8.6. $. 7 Abf. 1. (Seite 74.) 


P. Beſondere Bellimmungen für Genneber. 
K.B.G. 8. 14 Abf. 2. 


Sn der Provinz Hannover findet, unter ent- 
jprechender Aufhebung der VBorjchrift des 8. 64 Abi. 2 
der revidirten Städteordnung vom 24. Juni 1858 
(Hannoverfche Gejegjammlung ©. 141), auch auf die 
im Abfaß 1 gedachten Beamten (Magiftratsmitglieder) 
die Berechnung der Penfion nad) Maßgabe bes 
8.8 des Gefeßes vom 31. März 1882, betreffend die 
Abänderung des Penfionsgefeges vom 27. März 1872 
(Geſetzſammlung 1882 ©. 133), Anwendung. 


Hannoverſche Städteordnung. 


64 Abi. 1. Werden befoldete Mitglieder des 
Magiftrats nad) 8. 44 (H. St. O.) in Ruheſtand ver- 
fest, jo erhalten fie, wenn ihre Dienjtzeit eine zmölf- 
jährige war, die Hälfte, wenn fie eine vierundzwanzig⸗ 
jährige ıwar, zwei Dritttheile der Dienfteinnahme aus 
der Stadtkaſſe als Ruhegehalt. 

Abf. 2, Im Uebrigen fommen hinſichtlich der 
Penſionirung von beſoldeten Magiſtratsmitgliedern 

A—mibie für Königliche Diener durch das Geſetz über die 
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Berhältniffe der Königlichen Diener feitgejtellten Be— 
ftimmungen in Anwendung. 

Abſ. 3. Das gänzliche oder theilmeije Aufhören 
des Nuhegehalts richtet jih nad benjelben Vor⸗ 
ſchriften. 

Zuſatz zu H.St.O. 8. 64 Abſ. 1. 

H.St.O. 8. 44. Die Mitglieder des Magiſtrats 
werden auf Lebenszeit gewählt. Jedoch können die— 
ſelben auch wider ihren Willen nach Ablauf von je 
zwölf Jahren nach der Wahl auf Antrag des Magiſtrats 
und der Bürgervorſteher vom Miniſter des Innern 
in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Dieſer Antrag erfordert, wenn er ſich auf ein 
beſoldetes Magiſtratsmitglied bezieht, den überein— 
ſtimmenden Beſchluß des Magiſtrats und der Bürger- 
vorſteher; mogegen bHinfichtlihd Der unbefoldeten 
Magiftratsmitglieder bei etwa eintretender Meinungs- 
verſchiedenheit beider Kollegien das im 8.107 (H. St. O.) 
bezeichnete Verfahren Anwendung findet. 

Das Maß des den Magiſtratsmitgliedern in 
ſolchem Falle zu bewilligenden Ruhegehalts iſt nach 
Maßgabe des 8. 64 (H. St. O.) zu beſtimmen. 


H.St.O. 8. 107. Die Berathung in den Ver—⸗ 
ſammlungen des Magiſtrats und der Bürgervorſteher 
erfolgen gemeinſchaftlich. 

Jedoch kann vor der Abſtimmung auf Anord- 
nung des Vorjigenden, oder auf Antrag des Wort- 
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führers, oder auf einen von zwei andern Bürger- 
vorftehern unterftügten Antrag eines Bürgervoritehers 
eine abgefonderte Berathung des Magiftrats und der 
Bürgervorfteher eintreten. 

Die Abftimmung ift eine abgefonderte. Zunächſt 
erfolgt die Abftimmung der Bürgervoriteher und ſo⸗ 
dann die des Magiſtrats. 

Bei Gleichheit der Stimmen unter den Bürger: 
vorſtehern entjcheidet die Stimme des Wortführers. 


Kt der Beichluß des Magijtrats abweichend von 
dem der Bürgervorjteher und eine Einigung auch 
durch eine weitere, jedoch nicht an demfelben Tage 
vorzunehmende Berhandlung nicht zu erreichen, jo 
tritt Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes 
ein, wenn felbige vom Magiftrate oder von den 
Bürgervorjtehern beantragt wird und zugleich 
die Angelegenheit nit auf ſich beruhen 
bleiben fann (3.6. 8.17 Abſ. 1). Der Magiftrat 
ift verpflichtet, folche Entiheidung zu erwirken, wenn 
dies von den Bürgervorftehern beantragt wird, oder 
wenn die Angelegenheit nicht ruhen bleiben Tann. 


Bor Einholung der Entiheidung des Bezirls- 
ausſchuſſes Tann. jomohl von dem Magijtrate, als 
von dem Bürgervorjteher- Kollegium zur Serbei- 
führung einer PVerftändigung die Einfegung einer 
gemeinſchaftlichen Kommiſſion verlangt werden. 
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Zufag zu 9.6.0. 8. 64 Abi. 2. 
VBorbemerfung: Nur die Berechnung der 
Penſion richtet ſich nad) 8. 8 des Penftonsgefeges in 
der Faflung der Novelle vom 31. März 1882.) Die 
fonftigen Vorſchriften über Benfionirung find in den 
SS. 64, 44 H. St.O. enthalten. $. 44 behandelt einen 
fingulären Fall, 8. 64 Abf. 2 vermeilt dagegen auf das 


Hannoverſche Geſetz über die Verhältnifje der 
Königlichen Diener vom 24. Yuni 1858. 
(Hannov. Geſ.S. S. 119.) 

64. Die BVBerfegung in Ruheſtand mit Ruhe⸗ 
gehalt (Benfion) kann erfolgen, wenn ein Königlicher 
Diener wegen Altersſchwäche oder anderer körperlicher 
oder geiftiger Gebrechen feinen Dienftpflichten nicht 
mehr genügen Tann, in weldem alle nad) 8. 175 
des Landesverfaflungsgejeßes ein Anjpruch auf Rube- 
gehalt ftattfindet. ($. 175 des Hannov. Landesver⸗ 
faffungsgefeges iſt als Zuſatz zu 8. 70 H.8t.D. weiter 
unten abgedrudt Seite 347.) 

65. Diefelbe kann ſowohl von Amtswegen, als 
auf Antrag des Königlichen Dieners erfolgen. 

66. Die Dienftunfähigkeit muß durch ein ge- 
hörig zu begründendes Zeugniß der Vorgeſetzten, 
ſowie geeignetenfall8 durch ärztliche Befcheinigung 
dargethan fein. Auch muß der Königliche Diener, 


. ") Siehe unter II Penfionirung der fonftigen ftädtiichen 
Beamten. (Seite 348.) 
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wenn er die Benfionirung nicht beantragt hat, mit 
feinen etwaigen Einwendungen dagegen gehört werden, 
mit Ausnahme jedod des in 8. 102 vorgejehenen 
Falles. 

102. (Betrifft Benftonirung derjenigen auf Warte 
geld geſetzten Perſonen, die nad) fünf Jahren nit 
wieder angeftellt werden) für Kommunalbeamte un- 
praktiſch. 

H.St.O. 8. 69. Die Zuordnung eines Hülfs— 
arbeiter8 Statt der Verfegung in den Ruheſtand Tann 
jedod) nur unter Zuftimmung der Bürgervorfteher 
verfügt merden. 

66. Ferner wird die Dienftzeit, in Ermangelung 
einer entgegenftehenden Vereinbarung, nur von der 
Zeit an gerechnet, wo das Magijtratsmitglied in den 
Dienſt der Stadt getreten ift. 

69 Abſ. 1. Darüber, ob nach den gefeglichen 
Beſtimmungen eine Verſetzung in den Rubeftand 
eintreten müſſe, entjcheidet, in Ermangelung eines 
Einverftändnifjes zwiſchen der Stadt und den Be 
theiligten der Minifter des Innern. Die PBen- 
ſionirung folcher ftädtifchen Angeſtellten, welche zum 
Königlichen Dienſte gehörige Gefchäfte zu beforgen 
haben, fann von dem Könige beim Vorhandenfein 
der gefeglichen Bedingungen auch ohne den Antrag 
der Stadt oder der Betheiligten angeordnet werden, 
falls nicht der Dlagijtrat auf andere genügende Weife 
für die Wahrnehmung der Gefchäfte forgt. 
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Abf. 2 ift weggefallen. 

Anmerfing Nah 3.8. 88. 20, 21 und Pisziplinar- 
gejeß vom. 21. Juli 1852 $. 95 Abſ. 2 (fiehe unter XVI 
Disziplinarverhältnifie) hat, wenn ein Beamter vor dem 
Zeitpunfte, mit welchem eine Penſionsberechtigung für ihn 
eingetreten jein würde, dienftunfähig geworden tft, der Be= 
zirksausſchuß über, die Ihatfache der Dienitunfähigfeit in 
dem für die Entfernung aus dem Amte vorgejehenen Ver- 
fahren Enticheidung zu treffen. Im Uebrigen bleibt H.St O. 
$. 69 maßgebend. 

70. Entlaffung der Magiftratsmitglieder auf 
deren Anſuchen (88. 175 und 176 des Landes— 
verfaffungsgejeges, beziehungsweije 8. 43 dieſes Ge⸗ 
Teßes — 9.61.08. —) ertheilt der Magijtrat nad) An- 
börung der Bürgervorfteher. 

(8. 43 H.6t.D. betrifft nur die unbefoldeten 
Senatoren.) 


Zufaß zu 9.8.8. 8.70. Hannov. Yandes- 
verfaſſungsgeſetz vom 6. Auguſt 1840. 
(Hannov. 8.5. S. 141.) 

175. Diejenigen Königlichen Diener, welche wegen 
Altersſchwäche, oder anderen körperlichen oder geiftigen 
Gebrechen ihren Dienjtpflichten nicht mehr Genüge 
leiften können, und daher in den Ruheſtand gejegt 
werden müſſen, jollen eine ihren Pienftjahren und 
ihrer Dienfteinnahme angemefjene Penfion erhalten. 

176. Keinem Königliden Givildiener foll die 


nachgeſuchte Entlaflung vom Amte verweigert werden. 
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wenn er die Penfionirung nicht beantragt hat, mit 
feinen etwaigen Einwendungen dagegen gehört werden, 
mit Ausnahme jedod des in 8. 102 vorgejehenen 
Falles. 

102. (Betrifft Penſionirung derjenigen auf Warte⸗ 
geld geſetzten Perſonen, die nach fünf Jahren nicht 
wieder angeſtellt werden) für Kommunalbeamte un- 
praktiſch. 

H.St.O. 8. 65. Die Zuordnung eines Hülfs— 
arbeiters ſtatt der Verſetzung in den Ruheſtand kann 
jedoch nur unter Zuſtimmung der Bürgervorſteher 
verfügt werden. 

66. Ferner wird die Dienſtzeit, in Ermangelung 
einer entgegenſtehenden Vereinbarung, nur von der 
Zeit an gerechnet, wo das Magiſtratsmitglied in den 
Dienſt der Stadt getreten iſt. 

69 Abſ. 1. Darüber, ob nach den gejeglichen 
Beſtimmungen eine Berjegung in den Ruheſtand 
eintreten müſſe, entfcheidet, in Ermangelung eines 
Einverftändnifjes zmwiichen der Stadt und den Be- 
theiligten der Minifter des Innern. Die Ben- 
fiontrung folder ftädtifchen Angeftellten, welche zum 
Königlichen Dienste gehörige Geſchäfte zu beforgen 
baben, kann von dem Könige beim VBorhandenfein 
der gefeglichden Bedingungen auch ohne den Antrag 
ber Stadt oder der Betheiligten angeordnet werden, 
falls nicht der Dlagiftrat auf andere genügende Weife 
für die Wahrnehmung der Gejchäfte forgt. 
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Abſ. 2 ift weggefallen. 

Anmerkung. Nah 3.6. 88. 20, 21 und Disziplinars 
geje vom. 21. Juli 1852 $. 95 Abi. 2 (jiehe unter XVI 
Disziplinarverhältniffe) hat, wenn ein Beamter vor dem 
Zeitpunfte, mit welchem eine Penjionsberechtigung für ihn 
eingetreten fein würde, dienjtunfähig geworden tjt, der Be— 
zirksausſchuß über. Die Thatſache der Dienitunfähigkeit in 
den für die Entfernung aus dem Amte vorgeſehenen Ver- 
fahren Entſcheidung zu treffen. Im Uebrigen bleibt H.St O. 
8. 69 maßgebend. 

70. Entlaffjung der Magijtratsmitglieder auf 
deren Anfuchen (88. 175 und 176 des SLandes- 
verfafjungsgefeßes, beziehungsmeife 8. 43 dieſes &e- 
fees — 9.61.80. —) ertheilt der Magiſtrat nad) An⸗ 
hörung der Bürgervorjteher. 

(8. 43 H. St. O. betrifft nur die unbefoldeten 
Senatoren.) 


Zuſatz zu H.St.O. 8.70. Hannov. Landes— 
verfaſſungsgeſetz vom 6. Auguſt 1840. 
(Hannov. G. S. S. 141.) 

175. Diejenigen Königlichen Diener, welche wegen 
Altersſchwäche, oder anderen körperlichen oder geiſtigen 
Gebrechen ihren Dienſtpflichten nicht mehr Genüge 
leiſten können, und daher in den Ruheſtand geſetzt 
werden müſſen, ſollen eine ihren Dienſtjahren und 
ihrer Dienſteinnahme angemeſſene Penſion erhalten. 

176. Keinem Königlichen Civildiener ſoll die 
nachgeſuchte Entlaſſung vom Amte verweigert werden. 
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der Novelle von 1882 auch auf mittelbare Staatobeamte 
für anwendbar erklärt. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. verordnen mit Zuftimmung beider Häuser 
de3 Landtages Unferer Monarchie, was folgt: 

1 Abf. 1. Jeder penfionsberehtigte Com— 
nıunalbeamte erhält eine lebenslängliche Penſion, 
wenn er nad) einer PDienftzeit von wenigitens zehn 
Jahren in Folge eines körperlichen Gebrechens oder 
megen Schwäche feiner förperlichen oder geijtigen Kräfte 
zu der Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig 
ift, und deshalb in den Ruheſtand verjegt wird. 

Abſ. 2. St Die Dienſtunfähigkeit die Folge 
einer Krankheit, Verwundung oder fonjtigen Be— 
Ihädigung, welche der Beamte bei Ausübung des 
Dienftes oder aus Veranlaffung defjelben ohne eigene 
Verſchuldung ſich zugezogen hat, jo tritt die Benfions- 
berechtigung auch bei kürzerer als zehnjähriger Dienjt- 
zeit ein. 

Abf. 3 (in der Faſſung des Art. IS. 1 Gef. v. 
31. März 1882 (G.S. ©. 133) und mit den Aende— 
rungen der 88. 12 Abſ. 3, 21 des Communalbeamten- 
gejeges). Eingetretene Dienſtunfähigkeit ift 
niht Borbedingung des Anſpruchs auf 
PBenfion bei denjenigen ftädtifhen Beamten, 
welde das fünfundfedhzigite Lebensjahr 
vollendet haben, jofern dies durh Orts— 

A ſtatut feſtgeſetzt iſt, bei denjenigen Kreis— 
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communalbeamten, melde das fünfund- 
ſechzigſte Lebensjahr vollendet haben, jo- 
fern dies dur die, der Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes unterliegende Beſchluß— 
faſſung des Kreistages feſtgeſetzt iſt. 

2. Die unter dem Vorbehalte des Widerrufes 
oder der Kündigung angeſtellten Communalbeamten 
haben einen Anſpruch auf Penſion nach Maßgabe 
des 8. 12 Abi. 1 des Communalbeamten— 
gefeßes* und des vorftehenden 8. 1. 

3—4 find auf Communalbeamte nidyt anwendbar. 

5 (K. B.G. 8. 2 Abſ. 2). Communalbeamte, 
deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen 
Gejchäfte nur nebenbei in Anfprud genommen, oder 
welche ausdrüdlid nur auf eine beftimmte Zeit oder 
für ein feiner Natur nach vorübergehendes Geſchäft 
angenommen werden, erwerben feinen Anſpruch auf 
Penfion nad den Beitimmungen diefes Gefeges. 
Darüber, ob eine Dienitjtellung eine folde ift, 
daß fie die Zeit und Kräfte eines Beamten nur 
nebenbei in Anſpruch nimmt, entſcheidet mit Aus— 
ſchluß des Nechtsmeges die dem Beamten vorgefehte 
Dienjtbehörde (beziehungsmeife die Aufſichts— 
behörde). L 

Bergl. Ann. 1 zu K. B. G. 8. 12 Abſ. 1 unter XII 
Benfionsmefen IL, 1 Seite 348. 


*) Seite 78. 


Jin. 


® 
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6. Auf Communalbeamte nicht anıwendbar. 

1. Wird außer dem im zweiten Abjate des &. 1 
bezeichneten Falle ein Beamter vor Vollendung des 
zehnten Dienftjahres dienjtunfähig und deshalb in 
den Ruheſtand verfegt, jo kann Demjelben bei vor⸗ 
bandener Bedürftigfeit Durch die zur Vertretung 
der betreffenden Communalverbände be- 
rechtigten Behörden eine Penſion entweder auf 
bejtimmte geit oder lebenslänglich bewilligt werden. 

8. in der Fafjung des Urt. I Gef. v. 31. März 
1882 (G. S. ©. 133). 

Die Penfion beträgt, wenn die Verjegung in den 
Ruheſtand nad) vollendetem zehnten, jedoch vor voll- 
endetem elften Dienſtjahre eintritt, '%so und fteigt 
von da ab mit jedem weiter zurücgelegten Dienft- 
jahre um ?/eo des in den 88. 10 bis 12 bejtimmten 
Dienjteinfommens. 

Ueber den Betrag von #/eo dieſes Einkommens 
hinaus findet eine Steigerung nicht Statt. 

In dem im 8. 1 Abſatz 2 erwähnten alle be- 
trägt die Penſion "5/eo, in dem Falle des 8. 7 höchſtens 
15/50 des vorbezeichneten Dienſteinkommens. 

9. Bei jeder Penfion werden überfchießende 
Thalerbrüche auf volle Thaler*) abgerundet. 

10. Der Berechnung der Penfion wird das von 
dem Beamten zulegt bezogene geſammte Dienft- 


*, Die in der Reichswährung nah Mark berechneten 
Penfionsbeträge müſſen alſo durch drei theilbar fein. 
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einfommen, jomeit es nicht zur Bejtreitung von 
Repräfentationg- oder Dienſtaufwandskoſten gemährt 
wird, nad) Maßgabe der folgenden näheren Bejtime 
mungen zu Grunde gelegt. 


1. Feftitehende Dienftemolumente, namentlich freie 
Dienftmohnung, ſowie die anjtatt berjelben ges 
mwährte Miethsentihädigung, Feuerungs- und 
Erleuhtungsmaterial, Vtaturalbezüge an Getreide, 
Winterfutter u. ſ.w., ſowie der Ertrag von Dienft- 
grundftüden fommen nur infomweit zur Anred)- 
nung, als deren Werth in den Bejoldungsetats 
auf Die Geldbejoldung des Beamten in Rechnung 
geftellt, oder zu einem beftimmten Geldbetrage 
als anrechnungsfähig bezeichnet ift. 


2. in der Saflung des Gefeges vom 30. April 1884 
(8.6. ©. 126). 

Dienfternolumente, welche ihrer Natur nad) 
jteigend und fallend find, werden nach den in 
den Bejoldungs-Etat8 oder fonjt bei Verleihung 
des Rechts auf diefe Emolumente deshalb ge- 
troffenen Feſtſetzungen und in Crmangelung 
folder Feftfegungen nad) ihrem durchſchnittlichen 
Betrage während der drei legten Etatsjahre vor 
dem Etatsjahre, in welchem die Benfion feitgefegt 
wird, zur Anrechnung gebradt. 

3. Bloß zufällige Dienfteinfünfte, wie widerrufliche 
Zantieme, Commiſſionsgebühren, außerordent⸗ 
Kremski, Kommnunalbeamtengeſetzgebung. 23 
geſetzaebung am 
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liche Remunerationen, "Gratififationen und ber 
gleichen kommen nicht zur Berechnung. 
4. (Auf Communalbeamte nicht anwendbar.) 
5. Wenn das nad) den Bejtinnmungen dieſes Para- 
graphen ermittelte Gintommen eines Beamten 
insgefammt mehr als 12000 Mark beträgt, wird 
von bem überfchießenden Betrag nur die Hälfte 
in Anrechnung gebradit. 
11. (Auf Communalbeamte nit anmendbar. 
12. Das mit Nebenämtern oder Nebengefchäfte 
verbundene Einfommen begründet nur dann eine 
Anſpruch auf Penfion, wenn eine etatsmäßige Stell 
als Nebenamt bleibend verliehen. ift. 2‘ 

13. Die Dienftzeit wird vom Tage ber ud, 
leiftung des Dienfteides gerechnet. Kann jedoch eil 
Beamter nachweiſen, daß feine Vereidigung erft nof 
dem Zeitpuntte feines Gintritts in den Communal 
dienft ftattgefunden hat, jo wird die Dienftzeit un in 
biefem Beitpunkte an geredjnet. 

An Stelle ber 98. 14 und 15 teitt 

RBB. $. 12 U. 2. 








— 





_3h7_ 
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Meaßgabe der Beſtimmungen in den 88. 48 ff. des Neichd- 
beamtengejeges vom 31. März 1873 bie Militärbienitzeit 
bei Grmittelung der Penfion als penfionsfähige Dienitzeit 
in Anrechnung gebradt, wenn und injoweit nad Landes 
recht eine Anrechnung der Zeit ftattfindet, welche im Cibil- 
dienft der Erlangung einer feften, mit Anfpruch oder Yus- 
ficht auf Penfion verbundenen Anftellung verbracht wurde. 

Landesrechtliche Bejtimmungen, welche hinſichtlich der 
Anrechnung der Militärdienftzeit günftiger find, bleiben 
unberührt. 

Für die Preubiicen Gommunalbeamten ift die Milttär- 
dienftzeit daher ſt et s anzurechnen (Entid. R.®. v. 27: Febr. 
1896. Entſch. Givilfah. 8b. 37 S. 235). 

Anm. 2. Anrechnung der Dienftzeit bei Beamten der 
Vürgermeiftereien in der Rheinprovinz und der Xemter in 
der Provinz Weitfalen, jowie der Gemeindeeinnehmer in 

iben Provinzen. 
8.2.6. 8. 19 Nr. 2. 
(Siehe Seite 86.) 

Anm. 3. Anrechnung ber Dienftzeit bei dem Forſt- 

ten der Landgemeinden in, der Rheinprovinz und in 

Provinz Weitfalen. 

KB.G. 8. 23 Nr. 3. 
Seite 87.) 
3 der Dienftzeit bei den FForite 
m und öffentlichen Unftalten im 


en mit Ausfchluß des vormala 
"sen Gebietes und des Stud: 















er 1897 (6.2. 341 
Gemeindejorithenat. 
* — 
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den⸗ 
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16 Abſatz 1 in der Faſſung des Artikel J. Geſ. 
v. 31. März 1882. (G.S. ©. 133.) 

Die Dienftzeit, welche vor den Beginn des ein- 
undzwanzigſten Lebensjahres fallt, bleibt außer 
Berehnung. - 

Abſ. 2. Nur die in Die Dauer eines Krieges fallende 
und bei einem mobilen oder Erfagtruppentheile ab- 
geleijtete Militärdienftzeit fommt ohne Rüdficht auf 
das Lebensalter zur Anrechnung. 

Abſ. 3. Als Kriegszeit gilt in diejer Beziehung die 
Beit vom Tage einer angeordneten Mobilmadung, auf 
welche ein Krieg folgt, bis zum Tage der Demobil- 
machung. 

17. Für jeden Feldzug, an welchem ein Be— 
amter im Preußiſchen oder im Reichsheer oder in 
der Preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine derart 
Theil genommen hat, daß er wirklich vor den Feind 
gekommen oder in dienſtlicher Stellung den mobilen 
Truppen in das Feld gefolgt iſt, wird demſelben zu 
der wirklichen Dauer der Dienſtzeit Ein Jahr zu— 
gerechnet. 

Ob eine militäriſche Unternehmung in dieſer 
Beziehung als ein Feldzug anzuſehen iſt, und in— 
wiefern bei Kriegen von längerer Dauer mehrere 
Kriegsjahre in Anrechnung fommen follen, dafür ift 
die nad) 8. 23 des Neichsgejeges vom 27. Juni 1871 
(Reichs-Geſetzbl. S. 275) in jedem Falle ergehende 
Beitinnmung des Kaifers maßgebend. - 
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Für die Vergangenheit bemendet es bei den 
hierüber durch Königliche Erlaffe gegebenen Bor- 
fchriften. 

18—19 betreffen Anrechnung der Dienjtzeit. 

Auf Communalbeamte nit anmendbar. 

Siehe 8. 14 (K. B. G. $. 12 Abſ. 2) Seite 354. 

20. Zum Erweiſe der PDienftunfähigfeit eines 
feine Verſetzung in den Ruheſtand nachfuchenden 
Beamten ijt die Erklärung der demfelben unmittelbar 
vorgefegten Dienftbehörde erforderlih, daß fie nach 
pflichtmäßigem Ermeſſen den Beamten für unfähig 
Halte, feine Amtspflichten ferner zu erfüllen. 

Inwieweit nod) andere Beweismittel zu er- 
fordern, oder der Erklärung der unmittelbar vor 
gefegten Behörde entgegen für ausreichend zu erachten 
find, hängt von dem Ermefjen der Aufſichts— 
behörde ab. 

Borbemerfung zu 88. 21—23. 

Die Aenderungen diejer 88. durch Die Novelle 
vom 30. April 1884 (8.5 ©. 126) fommen für 
Communalbeamte nicht in Betradt. 

21. Die Beitimmung darüber, ob und zu welchen: 
Zeitpunfte der Antrag eines Communalbeamten 
auf Berfegung in den Ruheſtand ftattzugeben ift, er— 
folgt durh die Communalverwaltungs— 
bebörde.') 

N Siehe unter XIV (Gnadenquartal und Gnaden—⸗ 
monate) 1 Anın. *). 
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Bei denjenigen Communalbeamten, melde 


durd) den König zu ihren Aemtern ernannt") worden 
find, ift die Genehmigung des Königs zu ihrer Ber- 
fegung in den Rubeftand erforderlich. 


22. Die Entſcheidung darüber, ob und melde 


Penfion einem Communalbeamten bei feiner Ber: 
fegung in den Ruheſtand zufteht, erfolgt durd die 
Gommunalbehbörden:*) 


91. 


2. 


8. 


O0 


Landgemeinden: Gemeindevorſteher und Gemeinde— 
ausſchuß bezw. Gemeindeverſammlung. 
Amtsverbände: Amtsvorſteher und Amtsver— 
ſammlung. 

Weſtfäliſche Aemter: Amtmann und Amtsver- 
ſammlung. 


. Rhein. Bürgermeiſtereien: Bürgermeiſter und 


Bürgermeijtereiverfammlung. 


. Zwedverbände: VBerbandsporfteher und Verbande- 


vertretung. 


. Städte: Magijtrat und Stadtverorditetenverfammts 


lung, bez. in Städten ohne Tollegialiiden Gemeinde- 
vorjtand, Bürgermeiſter und Stadtverordnnetenver- 
ſammlung. 


. Kreife: nad den bejonderen Beſtim⸗ 
Besirtonerbänne: mungen der betreffenden 
. Brovinzen: Penfionsreglements. 


23 ijt erjegt durch R.B.G. 8. 7. (Seite 74.) 
24. Die Berjegung in den Ruheſtand tritt, 


fofern nicht auf den Antrag oder mit ausdrücdlicher 
Zujtimmung des Beamten ein früherer Beitpunft 


19 Siehe Seite I Anm. 1. 
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fejtgefegt wird, mit dem Ablauf des Vierteljahres 
ein, welches auf den Monat folgt, in welchem dem 
Beamten die Enticheidung über feine Verfegung in 
den Nubeftand und die Höhe der ihm etwa zu— 
ftehenden Penſion befannt gemacht worden ift. 
Wegen Zwangspenſionirung fiehe die Anmerkungen zu 
8. 95 Diszipl.Geſ. unter Nr. XVI (Disziplinarverhältniſſe). 


25. Die Penſionen werden monatlich im Voraus 
gezahlt. 

26. Das Recht auf den Bezug der Penfion 
fann weder abgetreten noch verpfändet werden. 

In Anfehung der Befchlagnahme der Penfionen 
bleiben die bejtehenden Beftimmungen in Kraft. 
(est E.P.D. 8. 850 Nr. 8. Siehe Seite 23.) 


27. Das Recht auf den Bezug der PBenfion ruht: 

1. wenn ein Penfionär das deutſche Indigenat 
verliert, bis zu etwaiger Wiedererlangung bes- 
felben; 

2. in der Faſſung des K.B.G. 8.18. Wenn 
und fo lange ein PBenfionär im Staats» 
oder Sommunaldienft ein Pienjtein- 
fommen odereine neue Pension bezieht, 
infomweit als der Betrag des neuen Ein- 
fommens unter Hinzurechnung der zu— 
vor erdienten PBenfion den Betrag des 
dem Beamten vor der Penfionirung 
bezogenen Dienjteinfommens überiteigt. 


a 
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Anm. zu $ 27. Ubi. 1 gilt nod, obgleich er im 
8. 13 des Gommunalbeamtengejeßes nicht wiederholt it. 
Derſelben Anficht Ledermann, Kommentar 3. K. B.G. ©. 85 
Wr. 11 und Freytag S. 871. ſowie Kant-Appelius Seite 141. 
Bergl. au 8. 19 Gel. v. 20. 5. 82 S. 384. Anderer 
Anfiht Ebner im Verwaltungsardiv Band 9 Heft 1, 1900, 
©. 70 oben. 

28. Ein PBenfionär, welcher in eine an fi) zur 
Benfion berechtigende Stellung des von ihm ver- 
laſſenen Communaldienftes wieder eingetreten ift 
(8. 27 Nr. 2), erwirbt für den Fall des Zurüd- 
treten in den Ruheſtand den Anſpruch auf Gemwäh- 
rung einer nad) Maßgabe feiner nunmehrigen ver- 
längerten Dienjtzeit und des in der neuen Stellung 
bezogenen Dienfteinfommens berechneten Penfion nur 
dann, wenn die neu hinzutretende Dienftzeit mwenigitens 
ein Jahr betragen hat. 

Mit der Gewährung einer hiernach neu berech— 
neten Penſion fällt bis auf Höhe des Betrages der- 
jelben das Recht auf den Bezug der früher bezogenen 
PBenfion binmeg. 

. Abf. 3 ift für Communalbeamte nit anwendbar. 

29. Die Einziehung, Kürzung oder Wieder- 
gewährung der Benfion auf Grund der Beftimmungen 
in den 88. 27 und 28 tritt mit dem Beginn de$- 
jenigen Monats ein, welcher auf’ das, eine jolche 
Veränderung nach fich ziehende Ereigniß folgt. 

Im Falle vorübergehender Beihäftigung im 

De He oder Communaldienſte gegen Tage- 
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gelder oder eine anderweite Entſchädigung wird die 
Penſion für die erſten ſechs Monate dieſer Beſchäf— 
tigung unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monate 
ab nur zu dem nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
zuläſſigen Betrage gewährt. 

30. In Anſehung der unfreiwilligen Verſetzung 
in den Ruheſtand und des dabei ſtattfindenden Ver— 
fahrens behält es bei den 88. 94- 96 des Dis— 
ziplinargejeges vom 21. Juli 1852 fein Be- 
wenden. (Siehe unter Nr. XVI Pisziplinarver- 
hältniſſe.) 

31. Betrifft Sterbemonate. (Siehe unter XIV 
Gnadenquartal und Gnaden (Sterbe) monate. Seite 
377 ff. 

32. Iſt die nach Maßgabe dieſes Geſetzes be— 
meſſene Penſion geringer als die Penſion, welche 
dem Beamten hätte gewährt werden müſſen, wenn 
er am 31. März 1872 nach den bis dahin für ihn 
geltenden Beſtimmungen penſionirt worden wäre, ſo 
wird dieſe letztere Penſion an Stelle der erſteren 
bemilligt.’) 

33-36. Auf Communalbeamte nit anwendbar. 

37 veraltet. 

38. Das gegenwärtige Gefeß tritt mit dem 


1) Dieſelbe Beitimmung it in Art. II der Novelle 
vom 31. März 1882 (Penjtonirumgstermin der 31. März 
1882) und in Art. IT der Novelle vom 1. März 1891 
(Benftonirungstermin der 31. März 1891) enthalten, 
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der Novelle von 1882 auch auf mittelbare Staatsbeamte 
für anwendbar erklärt. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen 2c. verordnen mit Zuftimmung beider Häujer 
de3 Landtages Unſerer Monardie, was folgt: 

1 Xbf. 1. Jeder penfionsberehtigte Com- 
nunalbeamte erhält eine lebenslängliche Benfion, 
wenn er nach einer Dienftzeit von mwenigitens zehn 
Jahren in Folge eines förperliden Gebrechens oder 
wegen Schwäche feiner körperlichen oder geiftigen Kräfte 
zu der Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig | 
ift, und deshalb in den Ruheſtand verjegt wird. 

Abſ. 2. Iſt die Dienftunfähigkeit die Folge 
einer Krankheit, Verwundung oder Jonjtigen Bee 
Thädigung, welde der Beamte bei Ausübung des 
Dienjtes oder aus Veranlaffung deffelben ohne eigene 
Verſchuldung ſich zugezogen hat, fo tritt Die Benfions- 
berechtigung aud) bei fürzerer als zehnjähriger Dienft- 
zeit ein. 

Abf. 3 (in der Faſſung des Art. J 8. 1 Gef. v. 
31. März 1882 (8.6. ©. 133) und mit den Aende— 
rungen der 88. 12 Abf. 3, 21 des Communalbeamten- 
gefeges). Eingetretene Dienſtunfähigkeit ift 
nicht PVorbedingung des Anſpruchs auf 
Penſion bei denjenigen ftädtifhen Beamten, 
welde das fünfundfedhzigjte Lebensjahr 
vollendet Haben, jofern dies durd Orts— 
ftatut feftgejegt ift, bei denjenigen Kreis— 
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communalbeamten, melde das fünfund- 
jehzigfte Qebensjahr vollendet haben, ſo— 
fern dies durch die, der Genehmigung des 
Bezirtsausfehuffes unterliegende Beſchluß— 
faffung des Kreistages fejtgefegt tft. 

2. Die unter dem Vorbehalte des Widerrufes 
oder der Kündigung angeftellten Communalbeamten 
haben einen Anſpruch auf Benfion nad) Maßgabe 
des 8. 12 Ubf. 1 des Communalbeamten- 
geſetzes) und des vorftehenben 8. 1. 

3—4 find auf Communalbeamte nicht anwendbar. 

5 (K. B.G. 8. 2 Abſ. 2). CEommunalbeamte, 
deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen 
Geſchäfte nur nebenbei in Anfpruch genommen, oder - 
welche ausdrüdlich nur auf eine beftimmte Zeit oder 
für ein feiner Natur nad) vorübergehendes Geſchäft 
angenommen werden, erwerben feinen Anfpruc auf 
Penfion nad) den Bejtimmungen diefes Gefeges. 

Darüber, ob eine Dienftftellung eine folde ift, 
Daß fie die Zeit und Sräfte eines Beamten nur 
nebenbei in Anjpruh nimmt, entſcheidet mit Aus— 
Thluß des Nechtsweges die dem Beamten vorgefebte 
Dienftbehörde (beziehungsmeife die Aufſichts— 
behörde). nn 

Bergl. Anm. 1 zu K. B. G. 8.12 Abf. 1 unter XIII 
Penſionsweſen II, 1 Seite 348. 


*) Seite 73. 
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1. März 1891 (Geſetz-Samml. ©. 19) abgeändert it. 
(Siehe XIII, II, 1 Penfionirung der jtädtifchen Be— 
amten, Seite 349 Anm. 1). 

36. Die Penfion fällt fort oder ruht inſoweit, 
als der Penfionirte durch andermeitige Anftellung 
im Staats: oder Gemeindedienjte ein Einfommen 
oder eine neue Penſion erwirbt, welche mit Zurech— 
nung der erften PBenjion fein früheres Einkommen 
überfteigen. 

5. Die Wittmen und Waifen der befoldeten 
Bürgermeifter, ſowie derjenigen Gemeindebeamten, 
melde mit PBenfionsberedtigung angeftellt geweſen 
find, erhalten, falls nicht ein Anderes mit Geneh- 
migung des Kreisausſchuſſes vereinbart worden ift, 
Wittmen- und Waifengeld nach den für die Wittwen 
und Waifen der unmittelbaren Staatsbeamten gel- 
tenden Vorfchriften unter Zugrundelegung des von 
dem Beamten im Augenblide des Todes erdienten 
Penfionsbetrages. 

Auf das Wittwen- und Waijengeld Tommen die- 
jenigen Bezüge in Anrechnung, welche von öffent: 
lihen Wittwen- und Waifenanitalten gezahlt werden, 
infomeit die Gemeinde die Einfaufsgelder und Bei- 
träge geleiitet hat. 

88 ift erfegt durch K. B. G. 8.7 (ftreitige Penfiong- 
anfprüde der Communalbeamten Geite 74). 


| 
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IV. Benfionstaflen für Communalbeamte in Rheinland 
und Weftfalen. 


K.B.G. 8. 25 Abſ. 2. Unberührt bleiben: 

1. 8. 28 Abfag 2 bis 5 der Kreisordnung für 
die Provinz Weitfalen vom 31. Juli 1886 (©.©. 
©. 217) und 8.27 Abſatz 2 bis 6 ber Kreisordnung 
für die Nheinprovinz vom 30. Mai 1887 (G.S. 
©. 209), jedoch mit der Maßgabe, daß die Zahlungs⸗ 
pfliht der Kaffenverbände fi) auch auf die den Be⸗ 
amten nad 8. 18 zuftehenden Penfionen erftredt. 

Weſtf.Kr.O. 8.28 Abſ. 2. Die Amtsverbände und 
Landgemeinden der Provinz merden zu einem 
Kaflenverbande vereinigt, welchem es obliegt, den 
in Ruheſtand verjegten befoldeten Beamten der 
Amtsverbände und Landgemeinden die ihnen zus 
ftehenden Penſionen zu zahlen. 

3. Die zur Beitreitung der Penfionszahlungen 
erforderlichen Beiträge werden von den Amtsver- 
bänden nnd Landgemeinden nad, Verhältniß des je- 
weiligen Betrags des penfionsberechtigten Dienft- 
einfommens der Beanıten aufgebracht. 

4. Die Penfionskafle wird durch Organe: des 
Provinzialverbandes unter Auflicht des Provinzial- 
ausſchuſſes verwaltet. Im Uebrigen werden die 
Berhältniffe der Kaffe durch ein nach Anhörung des 
Provinziallandtags von dem Minifter des Innern 
zu erlaffendes Regulativ geordnet. u 
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5. DieProvinzialvertretung ist ermächtigt, einen 
Theil der gemäß 8. 1 Nr. 2 des Gefeges vom 30. 
April 1873 (Geſetz-Samml. ©. 187) und $. 26 des 
Geſetzes vom 8. Juli 1875 (Gefeg-Samml. ©. 497) 
zur Beftreitung der Kojten der Amtsverwaltung aus 
der Staatskaſſe jährlih zur Verfügung geftellten 
Summe an die Penfionstaffe zu überweiſen. 

Rh.Kr.O. 8. 27. Bildung einer Penfionskaffe für 
die Bürgermeifter und Die übrigen befoldeten Beamten der 
Landbürgermeiftereien und Landgemeinden. 

2. Die Landbürgermeiftereien und Landgemeinden 
der Provinz werden zu einem Kaffenverbande ver- 
einigt, welchem es obliegt, den in Ruheſtand ver- 
festen befoldeten Beamten der RYandbürgermeijtereien 
und Yandgemeinden die ihnen zuftehenden Benfionen 
zu zahlen. 

3. Die zur Beitreitung der Penfionszahlungen 
erforderlichen Beiträge werden von den Nandbürger- 
meiftereien und Landgemeinden nad) Verhältniß des 
jeweiligen Betrages des penfionsberedhtigten Dienft- 
einfommens der Beamten aufgebradt. Diejenigen 
Zandbürgermeiftereien, welche im &hrenamte ver- 
mwaltet werden,« haben Hierzu nad) Maßgabe cines 
von. dem Saffenvoritande feftzufegenden fingirten 
Dienfteintomnens beizutragen. Gegen den TFeft- 
ſetzungsbeſchluß findet innerhalb zwei Wochen Die 
Beichmerde an dem Bezirksausſchuß ftatt. 

4. Die Penſionskaſſe wird durch Organe Des 
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Brovinzialverbandes unter Aufſicht des Provinzial: 
ausfhuffes verwaltet. m Uebrigen werden die 
Berhältniffe der Kaſſe durch ein nad) Anhörung des 
Provinziallandtages von dem Miniſter des Innern 
zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 

5. Die Provinzialverwaltung iſt ermächtigt, 
einen Theil der gemäß 8.1 Nr. 2 des Geſetzes vom 
30. April 1873 (Gefeg-Samml. ©. 187) und 8. 26 
bes Geſetzes vom 8. Juli 1875 (Gejeß-: Samml. 
©. 497) aus der Staatsfafje jährlih zur Verfügung 
geftellten Summe an die Penſionskaſſe zu über- 
weiſen. 
6. Im Falle einem definitiv angeſtellten Bürger- 
meifter auf Grund der Vorfchriften des vierten Ab- 
ſatzes des 8. 24*) die widerrufliche Verwaltung einer 
oder mehrerer Landbürgermeiftereien übertragen wirb, 
ift derfelbe mit dem von den letzteren bezogenen 
Dienfteinfommen penfionsberedtigt. 

*) Rh.Kr. O. 


V. Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte in Folge 
von Betriebsunfällen. 
Vom 18. Juni 1887 (G. S. ©. 282). 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von 
Preußen zc. 
verordnen, mit Zuftimmung der’ beiden Häufer des 
Landtages Unſerer Monardie, für den Umfang der- 


felben, was folgt: ‚ 
| N 
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1. Unmittelbare StaatSbeamte, welche in reichs- 
gejeglich der Unfallverſicherung unterliegenden Be- 
trieben bejchäftigt find, erhalten, wenn fie in Folge 
eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls dauernd 
dienjtunfähig werden, als Penfion jechsundjechszig- 
zmweidrittel Brozent ihres jährlichen Dienfteinfommens 
fomeit ihnen nicht nad) andermweiter gefeglicher Vor⸗ 
fchrift ein höherer Betrag zuiteht. 

Perjonen der vorbezeichneten Art erhalten, wenn 
fie in Folge eines im Dienſte erlittenen Betriebsun- 
falls nicht dauernd dienftunfähig geworden, aber in 
ihrer Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt worden find, 
bei ihrer Entlafjung aus dem Dienfte als Penfion: 

1. im Falle völliger Ermerbsunfähigfeit für die 
Dauer derjelben den im erſten Abſatze bezeich- 
neten Betrag; 

2. im Falle theilmeifer Ermwerbsunfähigkeit für 
die Dauer bderjelben einen Bruchtheil der vor— 
ftehend bezeichneten Penfion, welcher nad) dem 
Maße der verbliebenen Ermwerbsfähigfeit zu be- 
meſſen ift. 

Steht ſolchen Perſonen nach andermeiter geſetz— 
licher Vorſchrift ein höherer Betrag zu, ſo erhalten 
ſie dieſen. 

Nach dem Wegfall des Dienſteinkommens ſind 
dem Verletzten außerdem die noch erwachſenden 
Koſten des Heilverfahrens zu erſetzen. 

2. Die Hinterbliebenen ſolcher im $. 1 bezeich- 
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neten Perſonen, welche in Folge eines im Dienſte 

erlittenen Betriebsunfalls geſtorben ſind, erhalten: 

1. als Sterbegeld, ſofern ihnen nicht nach ander: 

weiter Beſtimmung Anſpruch auf Gnadenquartal 

oder Gnadenmonat zuſteht, den Betrag des ein- 

monatigen Pienfteinfommens beziehungsmeije 

der einmonatigen Penfion des Verftorbenen, 
jedoh mindeftens 30 Marl; 


2. eine Rente. Diejelbe beträgt: 


a) für die Wittme big zu deren Tode oder 
MWiederverheirathbung zwanzig Prozent des 
jährlichen Bienfteinfommens des Verftor: 
benen, jedod nicht unter 160 Mark und 
nicht mehr als 1600 Mark; 


b) für jedes Kind bis zur Vollendung Des 
achtzehnten Lebensjahres oder bis zur et- 
mwaigen früheren Verheirathung, fofern Die 
Mutter lebt, fünfundfiebenzig Prozent der 
Wittwenrente und jofern die Mutter nicht 
lebt, die volle Wittwenrente; 


c) für Aſzendenten des Veritorbenen, wenn 
diefer ihr einziger Ernährer war, für Die 
Zeit bis zu ihrem Tode oder bis zum Weg- 
fall der Bedürftigfeit zwanzig Prozent des 
Dienfteinlommens des Verjtorbenen, jedoch 
nit unter 160 Mark und nidht mehr als 
1600 Mark; jind mehrere derartig Bered)- 

Kremski, Kommunalb Jung. 2, 
Kremski, Lommunalbeamtengeſetzgebung 4 | 
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(8. 6 Abjag 1 Ziffer 1 des Kranfenverficherungs- 
gejeges) gilt die Hälfte des gefeglichen Mindeſt— 
betrages des Krankengeldes. 

5. Ein Anſpruch auf die in den 88. 1 und 2 
bezeichneten Bezüge befteht nicht, wenn der Verletzte 
den Unfall (8. 1) vorſätzlich oder durch ein Verfchulden 
herbeigeführt hat, wegen defjen auf Dienjtentlaffung 
oder auf Verluft des Titels und Penſionsanſpruchs 
gegen ihn erfannt oder wegen defjen ihm die Fühig- 
feit zur Beichäftigung in einem öffentlichen Dienft- 
zmweige aberfannt worden ift. 

6. Anſprüche auf Grund diefes Gefeges ſind, 
foweit deren Feſtſtellung nicht von Amtswegen er- 
folgt, bei Vermeidung des Ausſchluſſes vor Ablauf 
von zwei Jahren nad) dem Eintritt des Unfalls bei 
der dem Berlesten unmittelbar vorgejegten Dienft- 
behörde anzumtelden. 

Nah Ablauf dieſer Friſt ift der Anmeldung 
nur dann Folge zu geben, wenn zugleich glaubhaft 
befcheinigt wird, daß die Folgen des Unfalls erft 
päter bemerkbar geworden find, oder Daß der Be- 
rechtigte von der Verfolgung feines Anſpruchs durch 
außerhalb feines Willens liegende Verhältniſſe ab⸗ 
gehalten worden iſt. 

Jeder Unfall, welcher von Amtswegen oder 
durch Anmeldung der Betheiligten einer vorgeſetzten 
Dienſtbehörde bekannt wird, iſt ſofort zu unterſuchen. 
Den Betheiligten iſt Gelegenheit zu geben, ſelbſt 
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oder durch "Vertreter ihre Intereſſen bei der Unter- 
fuhung zu wahren. 

Soweit vorftehend nichts Anderes bejtimmt tt, 
finden auf die nad 8. 1, und Hinfichtlih der Be— 
rechnung des Dienſteinkommens auch auf die nad 
8.2 zu gemwährenden Bezüge die für die Betheiligten 
geltenden Bejtimmungen über Penjion, auf die nad) 
8. 2 zu gemwährenden Renten im Uebrigen die Vor- 
ſchriften über die Fürforge für die Wittwen und 
Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten Anmen- 
dung. 

Die nad) 8. I beziehungsmweije 2 diejes Gejeges 
zu gemährenden Benfionen beziehungsmeife Renten 
treten an die Stelle derjenigen Penſion beziehungs- 
weife derjenigen Wittwen- und Waifengelder, welche 
den Betheiligten auf Grund andermeiter gejeglicher 
Vorſchrift zuftehen, ſoweit nicht die legteren Beträge 
die nad) Maßgabe dieſes Geſetzes zu gemährenden 
Bezüge überfteigen (8. 1 Abſatz 1 und 8. 2 Ab- 
ſatz 3). 

8 Die in den 88. 1 und 2 bezeichneten Per- 
fonen können einen Anjprud) auf Erjag des durd) 
den Unfall (8. 1) erlittenen Schadens gegen den 
Staat überhaupt nicht und gegen die Betriebäleiter, 
Bevollmächtigten oder Repräfentanten, Betrieb8- oder 
Arbeiterauffeher derjenigen Betriebsvermwaltung, in 
deren Dienſt fie den Unfall erlitten haben, nur dann 
geltend machen, wenn durch jtrafgerichtliches Urtheil 


aim. 
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feſtgeſtellt worden iſt, daß dieſe den Unfall vorſätzlich 
herbeigeführt haben. 

Der hiernach zuläſſige Anſpruch geht in Höhe 
der den Entſchädigungsberechtigten auf Grund des 
gegenwärtigen Geſetzes oder anderweiter geſetzlicher 
Vorſchrift (88. 1 und 2) vom Staat zu zahlenden 
Beträge auf leßteren über. 

9, Die in dem $. 8 bezeichneten Anfprüche 
fönnen, auch ohne daß die daſelbſt vorgefehene Feit- 
ftellung durch ftrafgerichtliches Urtheil ftattgejunden 
hat, geltend gemacht werden, falls dieſe Feititellung 
wegen des Todes oder der Abweſenheit des Betref- 
fenden oder aus einem anderen in der Perſon des- 
jelben liegenden Grunde nicht erfolgen Tann. 

10. Die Haftung anderer in dem $. 8 nicht 
bezeichneten Perſonen, welche den Unfall vorſützlich 
herbeigeführt oder durch Verſchulden verurſacht haben, 
beſtimmt ſich nach den beſtehenden geſetzlichen Vor— 
ſchriften. Der hiernach zuläſſige Anſpruch geht in 
Höhe der den Entſchädigungsberechtigten auf Grund 
des gegenwärtigen Geſetzes oder anderweiter geſetz— 
licher Vorſchrift vom Staat zu zahlenden Beträge 
auf legteren über. 

11. Communalbeamten und ihren SHinter- 
bliebenen, für welche durch ftatutarifche Feſtſetzung 
gegen die Folgen eines im Dienft erlittenen Betriebs- 
unfall eine den VBorfchriften der 88. 1 bis 5 min⸗ 
deſtens gleichfommende Fürforge getroffen ift, ftehen 
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gegen den Communalverband, in deſſen Dienſt der 
Unfall erlitten iſt, weitergehende Anſprüche nicht zu. 

Anm. Nach Ledermann Kommentar z. K. B. G. Berlin 
1899 bei Guttentag S. 91 iſt 8. 11 durch das K. B. G. als 
aufgehoben zu erachten. An feine Stelle tritt 8. 7 Abi. 2 
in analoger Anwendung. 

12, Gegen das Reich Stehen den in den SS. 1, 
2 und 11 bezeichneten Perjonen aus Preußiſchen 
Zandesgejegen weitergehende Ansprüche als auf Die 
gedachten Bezüge nicht zu. 

Derjelben Beichränfung unterliegen Die An— 
ſprüche diefer Perfonen gegen andere Bundesstaaten 
und gegen Gommunalverbände, jofern für deren 
Beamte durch die Landesgeſetzgebung beziehungsmeife 
durch Statutarifche Feitfegung gegen die Folgen eines 
im Dienft erlittenen Betriebsunfall3 eine den Vor⸗ 
Ichriften der SS. 1 bis 5 mindeftens gleihfommende 
Fürſorge getroffen ift und durch die Gefeßgebung 
des bezüglichen Bundesstaats weitergehende Ansprüche 
der Beamten und ihrer Hinterbliebenen aus den Qandes- 
gejegen gegenüber dem Reich, ſowie den Bundesſtaaten 
und Communalverbänden ausgeſchloſſen ind. 

13. Die in den 88. 1 und 2 des ReichSgejeges, 
betreffend die Fürjorge für Beamte und Perfonen 
des Soldatenjtandes in Folge von Betriebsunfällen, 
vom 15. März 1886 (Reichs-Geſetzbl. ©. 53) auf- 
geführten Perſonen, desgleichen Die Beamten 


Bundesstaaten und der Deutfhen Commun 
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bände, ſowie deren Hinterbliebene, für welche durch 
die Landesgeſetzgebung beziehungsweiſe durch ſta— 
tutariſche Feſtſetzung gegen die Folgen eines im 
Dienſt erlittenen Betriebsunfalls eine den Bor- 
ſchriften der 88. 1 bis 5 mindeftens gleichkommende 
Fürſorge getroffen iſt, haben wegen eines Unfalls 
(8. 1) aus Preußiſchen Landesgeſetzen einen Anſpruch 
auf Erſatz des durch den Unfall erlittenen Schadens 
nur in Höhe der ihnen danach zukommenden Be— 
züge ſowohl gegen das Reich und den Preußiſchen 
Staat, wie gegen diejenigen Preußiſchen Communal- 
verbände, welche für ihre Beamten die Unfallfürjorge 
in dem vorgedadhten Umfange getroffen haben. “Der- 
felben Beſchränkung unterliegen die Anſprüche diefer 
Perjonen gegen andere Bundesstaaten außer Preußen 
und die nicht Preußifchen Communalverbände unter 
der Vorausfegung, daß nad) den Landesgejegen des 
betreffenden Bundesſtaats den durch entſprechende Un- 
falfürforge jichergeftellten Reichs--, Staats- und Come 
munalbeamten, ſowie deren Hinterbliebenen mweiter- 
gehende Anfprüche gegen das Reich, die Bundesitaaten 
und Communalverbände nicht zuftehen. 

14. Im Üebrigen finden auf die Anfprüche der 
in den 88. 11 bis 13 bezeichneten Berfonen die Beftint- 
mungen der 88. 8 bis 10 entfprecdende Anwendung. 

15. Dieſes Gefeg tritt mit dem Tage der Ber- 
fündung in Kraft. 
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XIV, Gnadenquartal und Gnaden(Hterbe)- 
monate. 


I Beftimmungen bed Communalbeamtengeſetzes. 

K.B.G. $. 4. Die Hinterbliebenen eines Com- 
munalbeamten erhalten für das auf den Sterbemonat 
folgende Vierteljahr noch die volle Bejoldung des 
Beritorbenen (Gnadenquartal); war der Verftorbene 
penfionirt, jo gebührt ihnen die Penfion noch für 
den auf den Gterbemonat folgenden Monat (Önaden- 
monat). Dabei finden die für die unmittelbaren 
Staatsbeamten geltenden Beitimmungen mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß an Stelle der Genehmigung 
des Verwaltungschefs und der Propinzialbehörde, 
auf deren Stat die Penfion übernommen mar, die 
Genehmigung der Communalvermwaltungsbehörde?) 
tritt. 

I. Gundenguartal. 
Geſetz vom 6. Februar 1881 (G. S. ©. 37), be⸗ 
treffend die Zahlung der Beamtengehälter und Be- 
ftimmungen über da8 Gnadenquartal. 


2. Die Hinterbliebenen der .... unter $. 1 
des Communalbeamtengefeges fallenden 


1) Gemeindevorftand, Amtsvorſteher, Amtmann, Land- 
bürgermeifter, Vorfteher eines Zweckverbandes, Magiftrat, 
in Städten ohne Tollegialiihen Gemeindevorftand der Bür⸗ 
germeiiter allein, Kreisausfchuß, Provinzialausſchuß. 
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Beamten erhalten für das auf den Gterbemonat 
folgende Bierteljahr noch die volle Befoldung des 
Berftorbenen (Gnadenquartal) na Maßgabe der 
Kabinetsordre vom 15. November 1819 (8.5. 1820 
©. 45). 

Letztere beſtimmt, 

daß nur die über das Sterbequartal hinaus— 
gehende Bejoldung der Hinterbliebenen für 
diefelben Gnadenbemilligung ift, 

daß auf lettere Fein Gläubiger des Ver— 
ftorbenen Anſpruch hat, 

daß jolche der Regel nad) nur der Witte, 
den Kindern und Enkeln, ohne Rüdfiht, ob 
fie deſſen Erben find, oder nicht, zufteht. 

3. Hat ein verftorbener Beamter ($. 2) eine 
Wittwe oder eheliche Nachkommen nicht Hinterlaffen, 
fo fann mit Genehmigung der Gommunalver- 
waltungsbehörde (K.B.G. 8. 4) daS Gnaden- 
quartal außer den in der Sabinetsordre vom 15. 
November 1819 erwähnten 

— armen Eltern, Geſchwiſtern, Gefchmwifter- 
findern, den Pflegefindern, deren Ernährer 
der Erblaſſer gemejen ift — 

auch ſolchen Perſonen, welche die Koften der legten 
Krankheit und der Beerdigung beftritten haben, für 
den Fall gewährt werden, daß der Nachlaß zu deren 
Dedung nicht ausreidt. 

Sedenfallsilt die Coommunalvermwaltungs$- 
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behörde befugt, die Vertheilung des Gnadengehalts 
unter die Hinterbliebenen zu reguliren und deſſen 
Berwendung zu bejtimmen (K.O. vom 15. November 
1819 a. E. und K.B.G 8. 4 a. ©.) 


11. Gnabenmonate. 

Penfionsgefeg vom 27. März 1872. 

31. Hinterläßt ein Benfionär eine Wittwe oder 
eheliche Nachkommen, jo wird die Penfion noch für 
den auf den Sterbemonat folgenden Monat gezahlt. 
An wen die Zahlung erfolgt, beftimmt die Com⸗ 
munalverwaltungsbehörde (K.B. G. 8. 4). 

Die Zahlung der Penfion für den auf den 
Sterbemonat folgenden Monat kann auf Verfügung 
diejer Behörde aud dann jtattfinden, wenn der Ber: 
jtorbene Eltern, Geſchwiſter, Gejchmwifterfinder oder 
Pflegefinder, deren Ernährer er geweſen iſt, in Be- 
dürftigfeit Hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht 
ausreicht, um die Kojten der legten Krankheit und 
der Beerdigung zu deden. 

An Stelle des legten Satzes des 8. 31 
tritt Civilprozgeßordnung 8850 (R. G. Bl. 1898 
S. 574): Der Pfändung iſt nicht unterworfen: 

8. der nach dem Tode der (Communal—-⸗) 
Beanıten den Hinterbliebenen zu gemährende 
Sterbe- oder Gnadengehalt. 

Ueberfteigen im Falle der Nr. 8 die (Sterbe- 
oder Gnaden-)Bezüge die Summe von 1500 
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Mark jür ein Jahr, jo iſt der dritte Theil des 
Mehrbetrags der Pfändung unterworfen. 
Die Beftimmungen der Kabinetsordre vom 15. 
November 1819, betreffend, das Gnadengehalt finden 
aud) auf den Bnadenmonat Anwendung (fiehe unter 
188. 2 und 3). 


XV, Wittwen- und Waifenverforgung. 


Geſeß, betreffend die Fürſorge für die Wittmen und 

Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten. Vom 

20. Mai 1882 (8.6. ©. 298), geändert durch Ge- 

fee vom 28. März 1888 (8.6. ©. 48) und vom 

1. Juni 1897 (8.6. ©. 169). 

Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen zc. 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Häufer des Land- 

tages der Monarchie, mas folgt: 

1- 6 find aufgehoben durch Gejeg vom 28. März 
1888 (G. S. ©. 48). 

7. Die Wittwe und die Hinterbliebenen ehelichen 
oder durch nachgefolgte Ehe legitimirten Kinder von 
penfionsberedtigten Communal-Beamten?) er— 
halten Wittwen= und Waifengeld nah Maßgabe der 
nachfolgenden Beltimmungen. 


N Siehe Vordemerkung zu XII. Reniionsweien. 
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8. (In der Faflung des Gejeges vom 1. Juni 
1897 (G. S. ©. 169). 

Das Wittmengeld bejteht in vierzig von: Hundert 
derjenigen Penfion, zu welcher der Verftorbene be- 
rechtigt geweſen ift oder berechtigt geweſen jein 
würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand 
verſetzt wäre. 

Das Wittrvengeld foll jedoch, vorbehaltlich Der 
im $. 10 veroröneten Beſchränkung, mindeſtens zwei⸗ 
hundert und ſechszehn Mark betragen und zwei— 
taujfend Mark“) nicht überfteigen (K.B.G. 8. 15 
Abf. 1 Seite 83). 

9. Das Waifengeld beträgt: 

1. für Stinder, deren Mutter lebt und zur Zeit 
des Todes des Beamten zum Bezuge von 
Wittwengeld bereditigt war, ein Fünftel des 
Wittwengeldes für jedes Hind;. 

2. jür Finder, deren Mutter nicht mehr lebt oder 
zur Zeit des Todes des Beamten zum Bezuge 
von Wittwengeld nicht berechtigt war, ein 
Drittel des Wittwengeldes für jedes Kind. 
10. Wittwen- und Waifengelb dürfen weder 

einzeln noch zufammen den Betrag der Penſion liber- 
fteigen, zu welcher der Verftorbene berechtigt gemwefen 
ift oder beredtigt gemwefen jein wlrde, wenn er am 
Zodestage in den Ruheſtand verjegt wäre. 


*, &s Tann aber itatutariih oder reglementariih höher 
feitgeießt werden. 
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Bei Anwendung dieſer Beſchränkung werden 
das Wittwen- und Waiſengeld verhältnißmäßig ge- 
kürzt. 

11. Bei dem Ausſcheiden eines Wittmen- und 
Waifengeldberedhtigten erhöht fi das Wittwen- 
oder Waijengeld der verbleibenden Beredytigten von 
dem nädjftfolgenden Monat an infomweit, als fie 
ih noch nit im vollen Genuß der ihnen nach den 
88. 8 bis 10 gebührenden Beträge befinden. 

12 Abf. 1. War die Wittwe mehr als 15 Jahre 
jünger als der Verjtorbene, jo wird daS nad) Maß— 
gabe der 88.8 und 10 berechnete Wittmengeld für 
jedes angefangene Jahr des Altersunterſchiedes über 
15 bis einjchließlih 25 Jahre um "/so gekürzt. 

Abſ. 2. Auf den nad 8. 9 zu berechnenden 
Betrag des Waijengeldes find diefe Kürzungen des 
Wittwengeldes ohne Einfluß. 

Abf. 3. Art. II Gef. vom 1. Juni 1897 (G.S. 
©. 169). Nah fünfjähriger Dauer der She wird 
für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer 
dem gefürzten Betrage '/so Des nad) Maßgabe der 
SS. 8 und 10 zu berechnenden Wittwengeldes fo 
lange Hinzugejegt, bis der volle Betrag wieder 
erreicht ift. 

13. Keinen Anfprud auf Wittivengeld hat die 
Wittwe, wenn die Ehe mit dem verjtorbenen Be— 
amten innerhalb dreier Monate vor feinem Ableben 
geſchloſſen und die Eheſchließung zu dem Zwecke er- 
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folgt ift, um der Wittwe den Bezug des Wittmen- 
geldes zu verfchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Wittmen- und Waifengeld 
haben die Wittme und die Hinterbliebenen Slinder 
eines penfionirten Beamten aus folcher Ehe, melde 
erit nad) der Verfegung des Beamten in den Ruhe 
ſtand geſchloſſen ift. 

14. Stirbt einCommunalbeamter, welchem, 
wenn er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt 
wäre, auf Grund des 8.7 des Penſionsgeſetzes vom 
27. März 1872 eine Penſion hätte bewilligt werden 
können, jo kann der Wittwe und den Waiſen des- 
jelben von den zur Vertretung des betref- 
fenden &ommunalverbandes beredtigten 
Behörden Wittwen- und Watfengeld bemilligt 
werden. 

Abſ. 2 auf Communalbeamte nit anwendbar. 

15. Die Zahlung des Wittwen- und Waijen- 
geldes beginnt mit dem Ablauf des Gnadenquartals 
oder des Gnadenmonats. 

16. Das Wittwen- und Waifengeld mird 
monatlih im Boraus gezahlt. An wen die Zahlung 
gültig zu leijten ift, beftimmt die Gommunalver- 
mwaltungsbehörde (Seite 377 Anm. 1).') 


1) Das Inkrafttreten der Novelle vom 1. Zuni 1897 
tft zurüddatirt auf den 1. April 1897 (Art. III Gel. dont 
1. Juni 1897. 


A 


h 
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Nicht abgehobene XTheilbeträge des Wittmen- 
und Waifengelde8 verjähren binnen vier “Jahren, 
vom Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet, zum Vor— 
theile der betreffenden Communalkaſſe. 

17. Das Wittwen- und Waifengeld kann mit 
rechtlicher Wirkfung weder abgetreten noch verpfändet 
oder ſonſt übertragen werden. 

18. Das Recht auf den Bezug des Wittmen- 
und Waifengeldes erlifcht: 

1. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Monats, 
in welchem er ſich verheirathet oder ftirbt; 

2. für jede Waife außerdem mit dem Ablauf Des 
Monats, in mweldem fie da8 18. Lebensjahr 
vollendet. 

19. Das Recht auf den Bezug des Wittmen- 
und Waifengeldes ruht, wenn der Berechtigte das 
Deutſche Indigenat verliert, bis zur etwaigen Wieder- 
erlangung defjelben. 

20 Abſ. 1. Die Beftimmung darüber, ob und 
welches Wittwen- und Waifengeld der Wittme und 
den Waifen eines Beamten zufteht, erfolgt durch Die 
Communalverwaltungsbehörde (ſiehe 8. 16 
Abf. 1). 

Abf. 2. Erfegt durch K.B.G. 8. 7. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt.... über ftreitige 
Anjprüde der Hinterbliebenen der Beamten auf.... 
Wittwen- und Wailengeld. Die Beihlußfaflung er- 
folgt, fomweit fie fi) auf die Frage erftredt, welcher 
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Theil des Dienfteintommens bei eftftellung der 
Penfionsanfprühe als Gehalt anzufehen ift, vor= 
behaltlich der den Betheiligten innerhalb zwei Wochen 
bei dem Bezirksausſchuſſe gegen einander zuftehenden 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. Im Uebrigen 
findet gegen den in erfter oder auf Beſchwerde in 
zweiter Inſtanz  ergangenen Beſchluß binnen einer 
Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten nach Zuſtellung 
dejielben die Klage im ordentliden Rechtswege jtatt. 
Die Beichlüffe jind vorläufig vollitredbar, 

21-28. AufCommunalbeamtenihtanmendbar. 

24. Diefes Gefeg tritt am 1. Juli 1882 in 
Kraft. 


— — — — 


XVI. Disziplinarverhältniſſe. 
Brauchitſch Verwaltungsgeſetz. 15. Auflage. Berlin 1897. 
Band I ©. 181, 258, 287, 616ff. 


Disziplinargefeb (gilt in der ganzen Monarchie). 


Geſetz, betr. die Dienfivergehen der nit rihterliden Be- 
anıten, die Yerfekung derfelben auf eine andere Bielle 
oder in den Auhefland. 

Vom 21. Zuli 1852. (G.S. ©. 465.) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. verordnien, mit Zuftimmung 
der Kammern, was folgt: 
gremskti, Kommunalbeamtengeſetzgebung. 25 N 
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1. Das gegenwärtige Gefeg findet unter den 
darin ausdrüdli gemachten Beichränfungen auf alle 
in. .... mittelbarem Staatsbienite ſtehenden Be- 
amten Anwendung. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen über Dieuſtvergehen und deren 
Beftrafung. 
2. Ein Benmter, welcher 
1. die Pflichten verlegt, die ihm fein Amt auferlegt, 

oder 

.2. ſich durch fein Verhalten in oder außer dem Amte 
ber Uchtung, des Anfehens oder des Vertrauens, 
die fein Beruf erfordert, unmwürdig zeigt, unter- 
liegt den Borfchriften dieſes Geſetzes. 

3. Sft eine der unter 8. 2. fallenden Handlungen 
(Dienftvergehen) zugleih in den gemeinen Gtraf- 
geſetzen vorgefehen, jo können die durch diefelben 
angedrohten Strafen nur auf Grund des gewöhn⸗ 
lihen Strafverfahrens von denjenigen Gerichten aus⸗ 
gefprochen werben, welche für Die gemöhnlichen Straf. 
fahen zuftändig find. 

4. Im Laufe einer gerichtlichen Unterfuchung 
darf gegen den Ungefchuldigten ein Disziplinarver- 
fahren wegen der nämlichen Thatſachen nicht ein⸗ 
geleitet werden. 

Wenn im Laufe eines Disgziplinarverfahrens 

EB wegen der nämlichen Thatſachen eine: gerichtliche 
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Unterfuhung gegen den Angefchuldigten eröffnet 
wird, jo muß das Disziplinarverfahren bi3 zur rechts⸗ 
räftigen Erledigung des gerichtlichen Verfahrens 
ausgeſetzt werden. 

5. Wenn von den gewöhnlichen Strafgerichten 
auf Freiſprechung erkannt ift, jo findet wegen derjenigen 
Thatſachen, welche in der geritlichen Unterfuchung 
zur Erörterung gelommen find, ein Pisziplinars 
verfahren nur nod) infofern ftatt, als diefelben an 
fih und ohne ihre Beziehung zu dem gefeglichen 
Thatbeftande der Liebertretung, des Bergehens oder. 
des Verbrechens, welche den Gegenftand der Uinters 
ſuchung bildeten, ein Dienſtpergehen enthalten. 

Iſt in einer gerichtlichen Unterſuchung eine Vers 
urtheilung ergangen, welche den Berluft des Amtes 
nit zur Folge gehabt bat, jo bleibt derjenigen 
Behörde, welche über die Einleitung des Disziplinar- 
verfahrens zu verfügen hat, die Entſcheidung darüber 
‚ vorbehalten, ob außerdem ein Bisgiplinazverfahren 

einzuleiten oder fortzufeten jei. . 

6. Spricht das Gefek bei Dienftvergehen, welche 
Gegenitand eines Disziplinarverfahrens’ werden, die 
Verpflichtung zur Wiedererftattung oder zum Schaden= 
erjaße, oder eine fonjtige eivilrechtliche Verpflichtung 
aus, fo gehört die Klage der Betbeiligten vor dag 
Civilgericht, jedoch vorbehaltlich der Beltimmung 
des 5 100. 

. Iſt von dem gewöhnlichen Straf auf 
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eine reiheitsitrafe von längerer als einjähriger 
Dauer, auf eine ſchwerere Strafe, auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehre, auf zeitige Unterfagung der Aus» 
übung der bürgerlien Ehrenrechte, auf immer: 
mwährende oder zeitige Unfähigkeit zu öffentlichen 
Aemtern oder auf Stellung unter Polizeiaufficht er: 
fannt, fo zieht dag Straferfenntniß den Verluſt des 
Amtes von felbft nad) fi, ohne daß Darauf befonders 
erfannt wird. 

8. Ein Beamter, welcher ſich ohne den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Urlaub von feinem Amte entfernt halt oder 
den ertheilten Urlaub überfdreitet, ift, wenn ihm 
nit bejondere Entihuldigungsgründe zur Geite 
ftehen, für die Zeit der unerlaubten Entfernung feines 
Dienjt-Einfommens verluftig. 

9. Dauert die unerlaubte Entfernung länger 
als acht Wochen, jo bat der Beamte die Dienft- 
entlaffung verwirkt. 

Iſt der Beamte dienftlid aufgefordert worden, 
fein Amt anzutreten oder zu demſelben zurückzukehren, 
jo tritt die Strafe der Dienftentlafjung ſchon nad 
frudtlofem Ablauf von vier Wochen feit der er- 
gangenen Aufforderung ein. 

10. Die Entziehung des Dienſteinkommens 
(8. 8) wird von derjenigen Behörde verfügt, welche 
den Urlaub zu ertheilen hat. Im Falle des Wider- 
ſpruchs findet dag förmliche Disziplinarverfahren ftatt. 


11. Die Dienft-Entlaffung kann nur im Wege 
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bes förmlichen Disziplinarverfahrens ausgejprochen 
werben. Gie wird nicht verhängt, wenn fich ergiebt, 
daß der Beamte ohne feine Schuld von jeinem Amte 
fern gemejen tft. 

12. Die Einleitung eines Disziplinarverfahreng 
wegen unerlaubter Entfernung vom Amte und bie 
Dienjt-Entlaffung vor Ablauf der Friften ($. 9) ift 
nit ausgeſchloſſen, wenn fie durch bejonders er- 
fchwerende Umftände als gerechtfertigt erjcheint. 

13. Die in dein 8. 9 erwähnte Aufforderung, 
fo wie alle anderen Aufforderungen, Mittheilungen, 
Zuftellungen und VBorladungen, welche nad den Be⸗ 
ftimmungen biefes Gejetes erfolgen, find gültig und 
bewirfen den Lauf der Friften, wenn fie demjenigen, 
an den fie ergehen, unter Beobachtung der für 
gerichtliche Inſinuationen vorgejchriebenen Formen 
in Perfon zugejtellt, oder wenn fie in feiner legten 
Wohnung an dem Orte injinuirt werden, wo er 
feinen legten Wohnfig im Inlande hatte. Die ver- 
eideten Verwaltungsbeamten haben dabei den Glauben 
der Gerichtsboten. 

14. Die Disziplinarftrafen, bejtehen in 

Ordnungsftrafen, 
Entfernung aus dem Amte. 
15. Ordnungsitrafen find: 
1. Warung, 2. Verweis, 3. Geldbuße, 
4. gegen untere Beamte auch Arreititrafe auf die 
Dauer von höchſtens acht Tagen, welche jedoch 
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nur in folden Räumen zu vollitreden ift, Die 
den Berbältniffen der zu beftrafenden Beamten 
angemeſſen jind. | 
Bu diejer Beamtenklaffe werden im Allgemeinen 
nur gerechnet: Exekutoren, Boten, Kaftellane, Diener 
und die zu ähnlichen, fo wie die zu blos mechaniſchen 
Funktionen beftimmten Beamten. Außerdem ift das 
Staats -Minifterium ermädtigt, in der... Polizei- 
. Verwaltung diejenigen Beamten-Slategorieen 
Tpeziell zu bezeichnen, gegen welche Arreftitrafen ver- 
hängt werden fünnen. 
16. Die Entfernung aus dem Amte fann beſtehen: 
1. in Berfegung in ein anderes Amt von gleichem 
Range, jedoch mit Verminderung des Dienjt-Sin- 
kommens und Berluft des Anfpruches auf Umzugs⸗ 
foften, oder mit einem von beiden Nachtheilen. 
Dieje Strafe findet nur auf Provinzial- 
beamte mit Ausnahme der dem Landes— 
direftor zugeordneten oberen Beamten 
Anwendung (&. 98 Nr. 6 P.O.); 

2. in Dienft-Entlaffung. — Dieſe Strafe zieht den 
Verluſt des Titels und Penfionsanjpruches von 
felbft nad) fi; es wird darauf nicht befonders 
erfannt, es jei denn, daß vor Beendigung bes 
Disziplinarverfahreng aus irgend einem von 
deſſen Crgebniß unabhängigen Grunde das 

— Amtsverhältniß bereits aufgehört hat und daher 
auf Dienſtentlaſſung nicht mehr zu erkennen iſt. 
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Gehört der Angejchuldigte zu den Beamten, 
welche einen Anſpruch auf Penfion haben, und 
lafien bejondere Umftände eine mildere Be⸗ 

. urtbeilung zu, fo ift die Disziplinarbehörde 
ermächtigt, in ihrer Enticheidung zugleich feit- 
zufegen, daß dem Angejchuldigten ein Theil des 
reglementsmäßigen Benfionsbetrages auf Lebens⸗ 
zeit oder auf gemilje Jahre als Unterjtügung 
zu verabreichen jei. 

17. Welche der in den 88. 14 bis 16 beftimmten 
Strafen anzumenden jei, ift nach der größeren oder 
geringeren Erheblichleit des Dienftvergehens mit 
Rückſicht auf die fonftige Führung des Angejchuldigten 


zu ermefjen, unbeichadet der befonderen Bejtimmungen 


der SS. 8 und 9. 


Zweiter Abſchnitt. 
Don dem BDisziplinarberfahren. 


18. Jeder Dienſtvorgeſetzte ift zu Warnungen 


und Verweiſen gegen jeine Untergebenen befugt. 

19. Zn Beziehung auf die Verhängung von 
Geldbußen ift die Befugniß der Dienſtvorgeſetzten 
begrenzt, wie folgt: 

Die VBorfteher derjenigen Behörden, welche unter 
ben Provinztalbehörden ftehen, können gegen Die 
ihnen felbft untergebenen Beamten, fo wie gegen Die 
Beamten der ihnen untergeordneten Behörden Geld⸗ 
bußen bis zu 9 Mark verfügen. 
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Undere Vorgefette der unteren Beamten dürfen 
ſolche Geldbußen nur infofern verfügen, als ihnen 
die Befugniß zur VBerhängung von Geldbußen durch 
befondere Gejege oder auf Grund folder Gefege er- 
lajjene Inſtruktionen beigelegt ift. 

Die Provinzial-Behörden find ermädjtigt, die 
ihnen untergeordneten Beamten mit Geldbuße bis 
zu 90 Mark zu belegen, befoldete Beantte jedoch 
nicht über den Betrag des einmonatliden PDienit- 
Eintommens hinaus. 

Gleiche Befugniffe haben die Vorſteher der 
Provinzial-Behörden in Anfehung der bei legteren 
angeftellten unteren Beamten. 

Die Minifter haben die Befugniß, allen ihnen 
mittelbar untergebenen Beamten Geldbußen bis zum 
Betrage des monatliden Dienſteinkommens, unbe- 
foldeten Beamten aber bis zur Summe von I0 Mark 
aufauerlegen. 

Welche Beamten im Sinne dieſes Paragraphen 
zu den unteren zu rechnen find, wird Durch das 
Staatsminifterium beftimmt. 


Zuſatz zu 8. 19 Disz.Gef. 
. Ordnungsfrafen gegen Mürgermeißer, Oeigeorduete, Magifrats- 
mitglieder uud Rädtifge Gemeindcbramte, 
3.6. 8. 20. 
1. Gegen die Bürgermeifter, Beigeordneten und 
Magiftratsmitglieder, ſowie gegen Die fonftigen 
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Gemeindebeamten kann an Stelle der Bezirks- 
Regierung und innerhalb des derfelben bisher 
zuftehenden DOrdnungsftrafrechts der Regierungs- 
präfident?!) Ordnungsftrafen feftfegen. Gegen 
die Strafverfügungen des Regierungspräfidenten 
findet innerhalb zwei Wochen die Befchmerde 
an den Oberpräfidenten, gegen den auf die 
Beichwerde ergebenden Beichluß des Ober⸗ 
präfidenten findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ftatt.?) 
2. Gegen die Strafverfügungen des Bürgermeifters®) 
findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an 


An Berlin der Oberpräfident (L.V.G. 8 42). 

.”) Ebenfo H.N.SL.D. $ I1 Nr. 1. Gegen die Bürger: 
meifter, Beigeordneten und Meagtitratsmitglieder, ſowie 
gegen die jonitigen Gemeindebeamten kann an Stelle der 
Bezirksregierung und innerhalb des ihr nad jenem Geſetze 
zuftehenden DrdnungsftrafrehtS der Negierungspräfident 
Ordnungsſtrafen feſtſetzen. 

Gegen die Strafverfügungen des Regierungspräſidenten 
findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Ober⸗ 
präſidenten, gegen den auf die Beſchwerde ergehenden Be— 
ſchluß des Oberpräſidenten innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


9) Gegen Gemeindebeamte: Warungen, Verweiſe, Geld⸗ 
ſtrafen bis 9 Mark, gegen untere Beamte Arreſtſtrafen bis zu 
drei Tagen O. St.O. 8 58, W. St. O. 8 58, Schl.H. St. O. 
8 61, Frankf. G.V.G. 8 65, H.⸗N. St.O. 8 63, Disz.Geſ. 
vom 21. Jul. 1852 88 15, 18, 19, 20). Im Geltungs⸗ 
bereihe der O.St.O. und W. St.O. find die Bürgermeifter 
befugt, gegen die Magiftratsmitglieder Warnungen und 
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ben Regierungspräfidenten,!) und gegen den auf die 
Beichwerde ergebenden Beichluß des Regierungs- 
präfidenten!) innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Oberverwaltungsgeridhte ftatt. 


B. Gegen ländliche Gemeindenorficher (Amtmänner in MWeffalen, 
Bürgermeifter in der Rheinprouiu;), Sthöffen. Mitglieder des 
kolleginlifchen Gemeinderorſtaudes und ſonſtige ländliche 
Grmeindehramte fomie gegen Merbandguorficher: 


a) Öeltungsbereich der dftliden und der Schleswig. 
Holfteiniihen Landgemeindeordnung ſowie der 
Heifen-Naffauifhen Kandgemeindeordnung. 

O. L. G.O. SHL-H.L.G.D. 8. 148. H.N. L. G.O. 
8.115. Bezüglich der Dienſtvergehen der Gemeinde— 
vorſteher, (Bürgermeijter, Beigeordneten H.⸗N. L. G.O.) 
der Schöffen, der Gutsvorſteher und der Verbandsvor⸗ 
ſteher, ſowie der ſonſtigen Beamten der Landgemeinden, 
Gutsbezirke und Gemeindeverbände kommen die Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (G.S. 
S. 463) mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 

1. Die Befugniß, gegen dieſe Beamten Ordnungs⸗ 
ſtrafen zu verhängen ſteht dem Landrathe, und 
Verweiſe als Disziplinarſtrafen zu verhängen. (O. V. G. 
Bd. XVII. S. 443). Die gleiche Befugniß ſteht den 
Hannoverſchen Magiſtraten zu O.V.G. Bd. XXIV ©. 413). 
Nach 88 74, 75 H. St.O. hat der Bürgermeiſter das Ordnungs⸗ 
jtrafreht gegenüber den jtädtifchen Beanıten. Aber aud 
der Magtitrat kann gegen lehtere Warnungen und Verweiſe 

erlaflen O. V.G. Bd. XXIV ©. 413). 
1) Sn Berlin an den Oberpräfidenten (8.8.6. $ 42). 
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‚im Umfange des den Provinzialbehörden bei- 
gelegten Ordnungsitrafrecht3!) dem Regierungs⸗ 
präfidenten zu. | 

Gegen die Strafverfügungen des Landraths 
findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an 
den Regierungspräfidenten, gegen die Strafver- 
fügungen des Regierungspräfidenten innerhalb 
gleiher Friſt die Beſchwerde an den Über: 
präfidenten ftatt. 
. Gegen den auf die Beichwerde in den Fällen 
zu 1 in legter Inſtanz ergebenden Beichluß des 
Regierungspräfidenten oder des Oberpräfidenten 
findet die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
gerichte ftatt. 


Zuſatz: Ordnungsftrafreht des Gemeinde- 


vorſtehers der Guts- und VBerbandSporfteher 
gegen die ihnen untergeordneten Beamten: 


Warnungen und Verweiſe gemäß $. 18 Disz.Geſ. 


b) Geltungsbereig der anderen Xandgemeinde- 


ordnungen. 


3.6. 8. 36. Bezüglid) der PDienjtvergehen der 


Gemeindevorjteher, Schöffen, Mitglieder Des Gemeind?- 
vorftandes und fonftigen Gemeindebeamten, jomwie 
der Gutsvorſteher fommen die Beitimmungen des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 mit folgenden Maßgaben 
zur Anwendung: 


1 Siehe $ 19 Disz.G. 


1 


396 
1. 


Rommunalbeamtengejehgebung. 


die Befugniß, gegen die Gemeindevorſteher (Amt⸗ 
männer in ®eftfalen, Bürgermeifter in der Rhein- 
provinz), Schöffen, Mitglieder des kollegialiſchen 
Gemeindenorftandes und fonftige Gemeinde— 


. beamten, fowie gegen Gutsvorſteher Ordnungs⸗ 


ftrafen zu verhängen, fteht dem Landrathe, und 
im lUmfange des den Provinzialbebörden bei- 
gelegten Ordnungsftrafreht8!) dem Regierungs- 
präjidenten zu. 

Gegen die Strafverfügungen des Landrathes 
findet innerhalb zmei Wochen die Befchwerde an 
den Regierungspräfidenten, gegen die Straf- 
verfügungen des NRegierungspräfidenten inner- 
halb gleicher Friſt die Bejchwerde an den Ober- 
präfidenten jtatt; 


. gegen die von dem Amtmann in Weftfalen oder 


von dem Bürgermeijter in der Rheinprovinz auf 
Grund des 8. 83 der Weftfälifchen Landgemeinde- 
ordnung vom 19. März 1856, bezw. der SS. 83 
und 104 der Rheinifchen Gemeindeordnung vom 
23. Juli 1845 gegen Unterbeamte der Gemeinden, 
Aemter oder Bürgermeijtereien erlafjenen Straf- 
verfügungen findet innerhalb zwei Wochen Die 
Beſchwerde an den Zandrath und gegen den auf 
Die Bejchwerde ergebenden Beſchluß des Yanb- 
rathe8 innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an den Regierungspräfidenten jtatt; 





1) Siehe $ 19 Disz. G. 
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3. gegen den auf die Befchwerde in den Fällen 
zu 1 und 2 in legter Inſtanz ergebenden Be- 
ſchluß des Regierungspräfidenten, beziehungs⸗ 
weiſe des Oberpräfidenten findet innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
gerichte ftatt. 

Zuſatz: Der Amtsvorſteher hat fein Ordnungs⸗ 
ftrafreht gegen die Gemeinde- und Gutsvorjtände. 


Zuſatz zu 3.6. 8. 36 Nr. 2. 


W.L.G.O. 8. 83. In Betreff der Dienftvergehen 
der Amtmänner, Gemeindevorfteher und Gtellver- 
treter, jowie der fonjtigen Amts- und Gemeinde- 


beamten und =Diener, fommen die darauf bezüg- 


lihen Gejege mit der Maßgabe zur Anwendung, 
daß der Amtmann befugt ift, die Unterbeamten 
des Amtes, ſowie der Gemeinden mit Ordnungs⸗ 
ftrafen bis zu neun Markt und die blos zu me- 
chaniſchen Dienftleiftungen angeftellten Diener mit 
Arreititrafen bis zu drei Tagen zu belegen. 
Rh. L. G.O. 8.83. Der (Gemeinde-)VBorjteher hat 
al3 Organ des Bürgermeifters die Aufficht über Die 
Unterbeamten und Diener der Gemeinde und über 
ihre Dienjtleiftungen zu führen. Bei vorfommenden 
Dienjtvernadjläjfigungen und Dienftvergehen bat er 
dem Bürgermeifter Anzeige zu maden, welcher zur 
Erhaltung der nöthigen Disziplin das Recht hat, den 
Unterbeamten Ordnungsſtrafen bis neun Marf und 
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den blos zu mechaniſchen Dienftleiftungen angeftellten 
Dienern auch Xrreititrafen bis zu zwei Tagen auf- 
zulegen. Die Ordnungsitrafen fließen zur Orts⸗ 
armenkaſſe (Art 22 Gef. vom 15. Mai 1856, 8. 15 
Nr. 4 Disz.Geſ.) 

Rh.L. G.O. 8. 104 Abf. 2 In Anſehung Der 
Disziplinarftrafen , gegen die lUinterbeamten und 
Diener der Bürgermeifter kommen die darauf bezüg- 
lichen Borfchriften zur Anmendung (Art. 22 Gef. 
vom 15. Mai 1856). Dem Bürgermeifter ftehen 
gegen diefe Beamten die im 8. 83 beftimmten Dis- 
ziplinarbefugniffe zu. 


C. Gegen Amtyusrficher, . 

O. Kr. O. 8. 68 (Schl.⸗-H. Kr. O. 8. 59). Bezüglich) 
der Dienſtvergehen der Amtsvorſteher finden die Be- 
ftimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1852, be= 
treffend bie Dienftvergehen der nichtrichterlichen Be— 
amten-(Gejeg-Samml. ©. 465), mit folgenden Maß- 
gaben Unmendung: 

1. Ueber die PVerhängung von Ordnungsſtrafen 
gegen die Amtsporfteher bejchließt im Umfange 
des den Propinzialbehörden beigelegten Ord⸗ 

nungsſtrafrechtes) der Kreisausfhuh und im 

Umfange des dem Miniſter beigelegten Ord— 

nungsftrafredhtes*) der Negierungspräfident. 


*) Dis. Geſ. 8. 19 Abſ. 4 und 6. 
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Dem Landrathe jteht das Recht zur Verhängung 
. von Ordnungsitrafen nicht zu. 

Gegen den Beſchluß des Kreisausfchuffes 
findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an den Bezirksausſchuß, gegen die Strafver- 
fügungen des Regierungspräfidenten innerhalb 
gleicher Friſt Die Beſchwerde an den Ober⸗ 
Präſidenten ſtatt. 

Gegen ben auf die Beſchwerde ergehenden Be- 
Ihluß des Bezirksausſchuſſes beziehungsmeife des 
Ober⸗Präſidenten findet innerhalb zwei Wochen Die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ftatt. 


D. Gegen Areisbenmte. J 
a) Geltungsbereich der öſtlichen Kreisordnung: 


O.Kr.O. 8. 68 Nr. 1 ſiehe vorſtehend unter C. 

O.Kr.O. 8. 134 Nr. 3. Hinſichtlich der. Dienft- 
vergehen der Kreisbeamten finden die Beſtimmungen 
des 8. 68 mit der Maßgabe Anwendung, dat das 
Recht zur Verhängung von Orbnungsftrajen auch 
dem Landrath zufteht. 

Gegen die Strafverfüguig des Landraths fteht den 
Kreisbeamten nur. die Beſchwerde im. vorgeſetzten Inſtanzen⸗ 


wege unter Ausſchluß des Streitverfahrens gemäß 8. 21 
Disztplinargefeßes zu, 


b) Geltungsbereich der übrigen: Kreisordnnungen: 
Nah Schl.H.ſer.O. 8S. 122, Hann. Kr. O. 8. 91, 
Weſtf. Kr.O. 8. 79, H-RKLD, 8. 92, RhiKr.O. 8. 79 
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ſteht Den Kreisbeamten gegen die Strafverfügungen 
des Kreisausſchuſſes und des Landraths das Ber- 
mwaltungsftreitverfahrten gemäß 8. G. 8. 36 offen. 
(Siehe Seite 895). 


B. Gegen Prouinzialbeamte, 


P.O. 8. 8. In Betreff der Dienftvergehen der 
Provinzialbeamten finden die Vorſchriften des Ge- 
fees vom 21. Yuli 1852 (G.S. ©, 465) mit fol- 
genden Maßgaben Anwendung: 

1. Gegen den Landesdireltor (Landeshauptmann), 
die demfelben gemäß 8. 93 P.O. zugeordneten 
oberen Beamten, ſowie die fonftigen im Provin⸗ 
zialftatut bezeichneten leitenden Beamten ein- 
zelner Verwaltungszweige ift die Feſtſetzung 
von Ordnungsftrafen nur in dem auf Ent- 
fernung von dem Amte gerichteten Berfahren 
zuläffig. 

2. Gegen die übrigen Brovinzialbeamten fteht die 
den Miniſtern und den Provinzialbehörden bei- 
gelegte Befugniß zur Verhängung von Ord⸗ 
nungsftrafen dem Landesdireftor zu; jedod) 
dürfen die von ihm feftzujegenden Geldbußen 
den Betrag von dreißig Markt nidht über: 
fteigen. 

Außerdem fteht 

8. den Vorftehern von Provinzialanftalten Die 

Pefugniß zu, gegen die ihnen nachgeordneten 
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Anftaltsbeamten, mit Ausnahme der oberen 
Anftaltsbeamten, Gelöbußen bis zu zehn Darf 
feftzufegen. 

4. Gegen die Disziplinarverfügungen des Landes- 
DireftorS und der Vorjteher von Provinzial- 
anftalten findet innerhalb zwei Wochen Die 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ftatt. 


Fortſetzung des Disziplinargejehes. 

Disz. Geſ. S. 20. Nur diejenigen Dienſtvor⸗ 
gefegten, welche gegen die in 8. 15 Nr. 4 bezeichneten 
Beamten Geldbufen verhängen fönnen, find ermäd)- 
tigt, gegen diefelben Arreftitrafen zu verfügen. Die- 
jenigen Vorgeſetzten, deren Strafgewalt auf Geldbuße 
bis zu 9 Mark beſchränkt ift, Dürfen bei den Arreft- 
Strafen das Maß von drei Tagen nicht überjchreiten. 

21. Gegen die Verfügung von Ordnungsftrafen 
findet nur Beſchwerde im vorgeſchriebenen Initanzen- 
zuge ftatt, (Bergleiche Seite 392—401 bej. 399.) 

22. Der Entfernung aus dem Amte muß ein 
fürmliches Disziplinarverfahren vorhergehen. Das- 
felbe befteht in der von einem Kommifjar zu füh- 
renden Vorunterfuhung und in einer mündlichen 
Verhandlung nah den folgenden näheren Bejtim- 
mungen, 

An Stelle der 88. 23 und 24 des Dis— 
ziplinargejeges treten fürfommunalbeamte 
nacftehende Beitimmungen, 

Kremsti, Kommunalbeamtengeſetzgebung. m 


402 Kommunalbeamtengejchgebung. 


23. Die Einleitung des Disziplinamerfahrens 
wird verfügt und die Unterfuhungstommilfion er» 
nannt: 

1. gegen Bürgermeijter, Beigeordnete und Ma- 
gijtratsmitglieder, ſowie gegen die fonftigen 
ftädtifhen Gemeindebeamten, von dem Re— 
gierungspräfidenten oder Minifter des Innern 
(3.6. 8. 20 Nr. 3, H.N. St.O. 8.91 Nr. 2); 

2. gegen Gemeindevorfteher, Bürgermetiter und 
Beigeordnete in Heflen-Naffau, (Amtmänner in 
der Provinz Wejtfalen, Bürgermeifter in ber 
Rheinprovinz), Schöffen, Mitglieder Des follegia- 
liſchen Gemeindenorftandes, fonjtige Gemeinde 
beamte und Verbandsvorſteher, gegen Amts⸗ 
vorfteher und gegen Kreisbeamte, von dem Lanb- 
tathe oder von dem Regierungspräfidenten (3.8. 
8. 86 Nr. 4, Kr. O. 88.68, 134 Nr. 3; ÖLGD. 
8.143, Schl.⸗H.L. G.O. 8. 143, H-N.L.G.D.$. 115 
Nr. 3); 

3. 20.5 

4. gegen Provinzialbeamte mit Ausfhluß Des 
Zandesdireftors, der demfelben nah P.O. 8. 93 
zugeordneten oberen Beamten, fowie der fon 
ftigen im Provinzialitatut bezeichneten leitenden 
Beamten einzelner Verwaltungszweige, von dem 
Zandesdireftor (P.O. 8. 98 Nr. 5); 

5. gegen den LZandesdireftor und die (unter Nr. 4 
ausgeſchloſſenen) oberen Provinzialbeamten, von 
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dem Minifter des Innern (PO. 8. 98 Nr. 5, 

8. 51, 8.8.6. 88. 14, 32). 

24. Die entjcheidenden Disziplinarbehörden 
erfter Inftanz*) find: 

1. der Kreisausſchuß (als Kreisverwaltungs⸗ 
gericht) in Anfehung der Gemeindevoriteher, 
Bürgermeifter und Beigeordneten in SHeflen- 
Naſſau (Amtmänner in der Provinz Weftfalen, 
Bürgermeifter in der Rheinprovinz), der Schöffen 
und Gutsvorfteher, ſowie der fonftigen Beamten 
ber Landgemeinden, der Verbandsvorfteher, der 
Amtsvorfteher und der Kreisbeamten (3.6. 8. 36 
Nr.4, Kr. O. 8.68 Nr. 2, 8.184 Nr. 3, O.8.8.0. 
8.148, SH1.-9H.2.8.D. 8.143, H.⸗N. L. G. 8. 115 
Nr. 3); 

2. der Bezirtsausfhuß in Anſehung der 
Bürgermeifter, Beigeordneten, Magiſtratsmit—⸗ 
glieder, der fonftigen jtäbtifhen Gemeinde: 
beamten, des Qandesdireftors und der fonftigen 
Provinzialbeamten (3.6. $. 20 Nr. 3, HR. 
SO. 8. 91, ELBE. 8.39, BO. 8. 98 Mr. 5, 
8. 51); 

3. 26, 

25-31 finden auf Communalbeamte teine An- 
wendung. 
32. In der Vorunterfuhung wird der Unge- 


*, Bweite Inſtanz für 1. und 2. tft Das Oberverwaltung®- 
| 26* 


geri 
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Thuldigte unter Mittheilung der Anſchuldigungs⸗ 
punkte vorgeladen und, wenn er erjcheint, gehört; 
e8 werden Die Zeugen eidlih vernommen und 
die zur Aufllärung der Sache dienenden jonjtigen 
Beweiſe herbeigefchafft. 

Abf. 2. Die Verrichtungen der Staatsanmalt- 
Ihaft werden dur einen Beamten wahrgenommen, 
welchen die Behörde ernennt, von der die Einleitung 
des Disziplinarverfahreng verfügt wird (fiehe 8. 23). 

Bei der Vernehmung des Angefchuldigten und 
dem Verhöre der Zeugen ijt ein vereideter Protokoll⸗ 
führer zuzuziehen. 

Ausnahme von $. 32 Ab}. 2. In dem Disziplinan 
verfahren gegen die Provinzialbeamten, deſſen Einleitung der 
Landesdireftor verfügt (das find die ihn nad) $. 93 P. O. zu⸗ 
geordneten oberen, jowie die fonftigen im Propvinzialftatut 
bezeichneten leitenden Beamten einzelner VBerwaltungszweige), 
wird der Vertreter der Staatsanwaltihaft nicht von diefem, 
jondern vom Minifter des Innern ernannt (PD. 8. 98 
Nr. 5 Abi. 2). 

An Stelle des 8 33 tritt L. V. G. 8. 157. 

Durch Das gegenwärtige Gejeg werden nicht 
berührt: 


1. 2c.; 
2. die Beitimmungen des Gejeges vom 21. Yuli 


1852, betreffend die PDienftvergehen der nicht 
rihterlihen Beamten 2c. (Gejeß-Samml. ©. 563); 
diefelben finden jedoch für das Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren mit folgenden Maßgaben An- 
wendung: die Entjcheidung erfolgt auf Grund 
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mündlider Verhandlung; das Gutachten des 

Disziplinarhofs iſt nicht einzuholen; das Dis⸗ 

ziplinarverfahren kann mit Rückſicht auf den 

Ausfall der Borunterfuhung durch Beſchluß der 

in erfter Inſtanz zujtändigen Behörde ein- 

geftellt werden; die Erhebung des Koftenpaufch- 
quantums findet nicht jtatt. 

DiS.Gef. 8. 34. Wird das Verfahren nicht ein- 
geitellt, jo wird nad) Eingang einer von dem Be- 
amten der Staatsanmwaltihaft anzufertigenden Un 
ſchuldigungsſchrift der Angefchuldigte unter abjehrift- 
licher Mittheilung dieſer Anfchuldigungsjchrift zu 
einer, von dem Borjigenden der Disziplinarbehörde 
zu beftimmenden Sigung zur mündlichen Berhand- 
lung vorgeladen. 

35. Bei der mündlichen Verhandlung, melde 
in nit öffentlicher Sigung ftattfindet, giebt zuerft 
ein von dem Borfigenden der Behörde aus der Zahl 
ihrer Mitglieder ernannter Referent eine Darftellung 
der Sache, wie fie aus den bisherigen Verhandlungen 
hervorgeht. 

Der Ungejchuldigte wird vernommen. 

&8 wird darauf der Beamte der Staatsanmalt- 
ſchaft mit feinem Bor- und Antrage und der An 
gefchuldigte in feiner Vertheidigung gehört. 

Dem Angeſchuldigten jteht das letzte Wort zu. 

3. Wenn die Behörde auf den Antrag des 
Angeſchuldigten oder des Beamten der Staatsanmwalt- 


Tu 
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den Regierungspräfidenten,!) und gegen den auf die 
Beſchwerde ergebenden Bejchluß des Regierungs⸗ 
präfidenten!) innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Oberverwaltungsgerichte jtatt. 


B, Gegen ländlie Gemeindeuorficher (Amtmännuer in Meffalen, 
Bärgermeißter in der Rheinprouin;), Schöffen, Mitglieder des 
kollegialifchen Semeindevorſtandes und ſonſtige ländliche 
Gemeindehenmte ſowie gegen Mecbandgnorfeher: 


a) Geltungsbereich der dftlihen und der Schleswig 
Holfteiniihen Landgemeindeordnung jomwie der 
Heſſen-Naſſauiſchen Yandgemeindeordnung. 

O. . G. O. SHL-HL.S.D. 8. 148. H.⸗N. L. G.O. 
8. 115. Bezüglich der Dienſtvergehen der Gemeinde— 
vorſteher, (Bürgermeifter, Beigeordneten H.⸗N. L. G.O.) 
der Schöffen, der Gutsvorſteher und der Verbandsvor⸗ 
ſteher, ſowie der ſonſtigen Beamten der Landgemeinden, 
Gutsbezirke und Gemeindeverbände kommen die Be- 
ſtimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (G. S. 
S. 463) mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 
1. Die Befugniß, gegen dieſe Beamten Ordnungs⸗ 
ftrafen zu verhängen fteht dem Landrathe, und 
Verweiſe als Disziplinarftrafen zu verhängen. (DO.B.®. 
Bd. XVII. ©. 443). Die gleihe Befugniß jteht den 
Hannoverſchen Magiftraten zu (DO.B.G. Bd. XXIV ©. 413). 
Nach 88 74, 75 H. St.O. hat der Bürgermeijter das Ordnung 
ftrafrecht gegenüber den ftädtiihen Beamten. Aber aud 
der Magiitrat kann gegen lebtere Warnungen und Verweiſe 
erlaſſen O. V.G. Bd. XXIV ©. 413). 
!) In Berlin an den Oberpräfidenten (2.2.6. $ 42). 
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im Umfange des den Provinzialbehörden bei— 
gelegten Ordnungsstrafrecht3!) dem NRegierungs- 
präfidenten zu. 

Gegen die Strafverfügungen des Zandraths 

findet innerhalb zwei Wochen die Bejchwerde an 
den Regierungspräfidenten, gegen die Strafver- 
fügungen des Regierungspräfidenten innerhalb 
gleicher Friſt die Beſchwerde an den Ober—⸗ 
präfidenten Statt. 
. Gegen den auf die Befchwerde in den Fällen 
zu 1 in legter Inſtanz ergebenden Befchluß des 
Regierungspräfidenten oder des Oberpräfidenten 
findet die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
gerichte ftatt. 


Zuſatz: Ordnungsitrafreht des Gemeinde- 


voritehers der Guts- und VBerbandsporfteher 
gegen die ihnen untergeordneten Beamten: 


Warnungen und Vermweife gemäß $. 18 Disz.Geſ. 


b) Geltungsbereich der anderen Landgemeinde— 


ordnungen. 


3.6. 8. 36. Bezüglich der PDienjtvergehen der 


Gemeindevorfteher, Schöffen, Mitglieder des Gemeind:- 
vorftandes und fonftigen Gemeindebeamten, ſowie 
der Gutsvorfteher fommen die Beitimmungen des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 mit folgenden Maßgaben 
zur Anwendung: 


1 Siehe $ 19 Disz.G. 
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bilden, dürfen in zweiter Inſtanz nicht vorgebracht 
werden. 

44. Die Anmeldung der Berufung und die 
etwa eingegangene WAppellationsfchrift wird dem 
Appellaten in Abjchrift zugeftellt, oder dem Beamten 
der Staatsanmwaltfchaft, falls er Appellat ift, in Ur- 
fchrift vorgelegt. Innerhalb vierzehn Tagen nad) 
erfolgter Zuftellung oder Borlegung kann der Appellat 
eine Gegenfchrift einreihen. Diefe Friit kann auf 
den Antrag des Appellaten angemefjen verlängert 
werden. 

45. Nach Ablauf der in dem $. 44 bejtimmten 
Friſt werden die Alten der Berufungsinftanz 
(fiehe 8. 24 Anm.) eingefandt. 

4%. Eine jede Entſcheidung der Pisziplinar- 
behörde, gegen die fein Rechtsmittel mehr jtattfindet 
und durch welche die Dienftentlaffung ausgefprochen 
ift, bedarf der Bejtätigung des Königs, wenn der 
Beamte vom Könige ernannt oder bejtätigt worden ift. 


Dritter Abſchnitt. 


Borläufige Dienftenthebung. 
48. Die Sujpenfion eines Beamten vom Amte 
tritt fraft des Gejeßes ein: 
1. wenn in dem geridtlichen Strafverfahren feine 
Verhaftung bejchloffen oder gegen ihn ein noch 
nicht rechtsfräftig gemorbenes Urtheil erlaffen 
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ift, welches auf den Berluft des Amtes Yautet, 
oder dieſen kraft des Geſetzes nad fich zieht; 

2. wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht 
rechtsfräftige Entſcheidung ergangen ift, melde 
auf Dienftentlaflung lautet. 

49. In dem im vorhergehenden Paragraphen 
unter Nr. 1 vorgefehenen Falle dauert die Suſpenſion 
bis zum Ablauf des zehnten Tages nad) Wieder- 
aufhehung des Verhaftungsbeſchluſſes oder nach ein 
getretener Rechtskraft desjenigen Urtheils höherer 
Inſtanz, durch welches der angeſchuldigte Beamte 
zu einer anderen Strafe als der bezeichneten ver- 
urtheilt wird. 

Bautet das rechtskräftige Urtheil auf Freiheits⸗ 
itrafe, jo dauert die Sufpenfion, bis das Urtheil. 
vollitredt if. Wird die Volljtredung des Urtheils, 
ohne Schuld bes Verurtheilten aufgehalten oder 
unterbroden, jo tritt für die Zeit des Aufenthaltes 
oder der linterbregung eine Gehaltsverfürzung (8.51) 
nicht ein. Daſſelbe gilt für die im erften Abſatz 
dieſes Paragraphen erwähnte Zeit von zehn Tagen, 
wenn nicht vor Ablauf derjelben die Suſpenſion vom 
Amte im Wege des Disziplinarverfahrens beſchloſſen 
wird. 

In dem $. 48 unter Nr. 2 erwähnten Yalle 
dauert die Sufpenfion bis zur Rechtskraft Der in 
der Disziplinarfache ergebenden Entſcheidung. 

50. Die zur Einleitung der Pisziplinar-Unters 
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ſuchung ermädtigte Behörde kann die Sufpenfion, 
fobald gegen den Beamten ein gerichtliches Straf- 
verfahren eingeleitet, oder die Einleitung einer Dis- 
ziplinar-Unterfuhhung verfügt wird, oder auch dem- 
nächſt im ganzen Laufe des Verfahrens bis zur 
rechtsfräftigen Entſcheidung verfügen. 

5l. Der jufpendirte Beamte behält während 
der Suſpenſion die Hälfte feines Dienfteinfommens. 
Auf die für Dienſtunkoſten befonders angeſetzten 
Beträge ift bei Berechnung der Hälfte des. Dienft- 
einfommens feine Rückſicht zu nehmen. 

Der innebehaltene Theil de8 Dienſteinkommens 
it zu den Koften, welche durch die Stellvertretung 
des Angefchuldigten verurſacht werden, der etwaige 
Reſt zu den Unterfuhungsfoften zu verwenden. 
Einen weiteren Betrag zu den Stellvertretungstoften 
zu leiten, ift der Beamte nicht verpflichtet. 

52. Der zu den Koften (8. 51) nicht verwendete 
Theil des Einkommens wird dem Beamten nicht 
nachgezahlt, wenn das Verfahren die Entfernung 
aus dem Amte gur Folge bat. 

Erinnerungen über die Verwendung des Ein-. 
fommens jtehen dem Beamten nicht zu; wohl aber 
tft ihm auf Verlangen eine Nachweiſung über dieſe 
Verwendung zu ertheilen. 

53. Wird der Beamte freigefprochen, fo muß 
ihm der innebehaltene Theil des. Dienfteintommens 
vollftändig nachgezahlt merden. 
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Wird er nur mit einer Ordnungsitrafe belegt, 
fo ift ihm der innebehaltene Theil, ohne Abzug der Stell- 
vertretungsfojten nachzuzablen, ſoweit derfelbe nicht 
zur Dedung der Unterſuchungskoſten und der Ord⸗ 
nungsjtrafe erforderlich ift. 

5. Wenn Gefahr im Berzuge ift, kann einem 
Beamten aud von folden Borgefegten, die feine 
Sujpenfion zu verfügen nicht ermädjtigt find, Die 
Ausübung der Amtsverrihtungen vorläufig unter- 
fagt werden; e8 ift aber darüber jofort an die höhere 
Behörde zu berichten. 


Vierter Abſchnitt. 
Hähere umb beiondere Beſtimmungen in Betreff der Beamten 
55.67 ber Iuftigperwaltung 


Fünfter Abſchnitt. 
Belondere Beitimmungen in Betreff ber Gemeinbebeantten. 
78. Aufgehoben dur 83.6. 8. 20 Nr. 8 und 
8. 36 Nr. 3. 


Sechſter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Beamten ber Militär- 
19_82 verwaltung. 


Siebenter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Eutlaſſung von Be⸗ 
amten, welche auf Widerruf angeſtellt ſind. 
Beamte, welche auf Probe, auf Kündigung oder 
ſonſt auf Widerruf angeſtellt ſind, können von der 
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Behörde, welche ihre Anftelung verfügt bat, ent- 
lafjen werden. Dem auf Grund der Kündigung ent- 
laſſenen Beamten ift in allen Fällen bis zum Ab— 
laufe der Kündigung jein volles Dienfteinfommen 
zu gemwähren. 

84 betrifft Neferendarien. 

85. In Anjehung der Entlafjung der Super- 
numerarien und der jonft zur Erlernung des Dienftes 
bei den Behörden bejchäftigten Perfonen fommen 
die darauf bezüglichen bejonderen Beitimmungen zur 
Anwendung. 


Achter Abſchnitt. 
Derfüügungen im Jutereſſe des Dienfteß, welche nicht Gegen: 
ftand eines Dissiplinaruerfahrens find. 
87. Die nachbenannten Verfügungen, welche 
im Intereſſe des Dienstes getroffen werden können, 
find nicht Gegenjtand des Disztplinarverfahrens. 

1. Verjegung in ein anderes Amt von nicht ge— 
tingerem Range und etatsmäßigem Bienftein- 
fommen, mit Vergütung der reglementsmäßigen 
Umzugskoſten. 

Als eine Verkürzung im Einkommen iſt es 
nicht anzuſehen, wenn die Gelegenheit zur Ver—⸗ 
waltung von Nebenämtern entzogen wird oder 
die Beziehung der für die Dienftunkoſten be- 
ſonders ausgejegten Einnahmen mit diefen Un: 
koſten ſelbſt fortfällt. 

2. 2e. 
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94. 88. 88-92 finden auf Rommunalbeamte 
feine Anwendung. (8. 93 iſt Hinter 8. 95 abgedrudt.) 

95. In Bezug auf die mittelbaren Staatsdiener 
bleiben die wegen Penfionirung derjelben beftehenden 
Vorſchriften in Kraft. 

Wenn jedoch mittelbare Staatsdiener vor dem 
Zeitpunkte, mit welchem eine Penfionsberechtigung 
für fie eingetreten fein würde, dienjtunfähig geworden, 
fo können aud) fie gegen ihren Willen nur unter 
den für Beamte im unmittelbaren Staatsdienjte vor⸗ 
gefchriebene Formen (8. 93) in den Ruheſtand ver- 
fegt werden. 

93. Iſt ein Beamter vor dem Zeitpunlte, mit 
welchem die Penſionsfähigkeit für ihn eingetreten 
fein würde, dienftunfäbhig geworden, jo kann er gegen 
feinen Willen nur unter Beobachtung derjenigen 
Formen, melde für die Disziplinar-Unterſuchung 
vorgefchrieben find, in den Ruheſtand verjegt werden. 

95 Abſ. 2 ift 


a) für ftädtifche Beamte, außer Heffen-Naffau 
erweitert durch 3.6. 8. 20 Abi. 2. 

In dem bezüglich der Entfernung aus dem Amte 
vorgefehenen Verfahren iſt entftehenden Falls aud) 
über die Thatſache der Dienftunfähigkeit der Bürger- 
meifter, Beigeordneten, Magtjtratsmitglieder und 
fonftigen Gemeindebeamten Entſcheidung zu treffen. 


(Alto formelles Disziplinarverfahren, wenn ber Beanıte 


“| 
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auch nach erreichter Penfionsfäbigleit gegen feinen Willen 
penfionixt werden fol.) 


b) Für ſtädtiſche Beamte der Provinz Heffen-Raffau. 
H.⸗N. St.O. 8. 75. 

Ueber die Thatſache der Dienftunfähigfeit der 
befoldeten Blüirgermeifter, Beigeordneten, Dtagiftrats- 
mitglieder und jonftigen Gemeindebeamten ijt ent- 
ftehenden Falls in dem dur 8. 91 Abf. 1 Nr. 2") 
bezüglich der Entfernung aus dem Amte vorge- 
ſchriebenen Verfahren zu entjcheiden. 


c) Für ländliche Gemeindebeamte. 3.6.8. 36 Ab]. 2. 


In dem Verfahren auf Entfernung aus dem 
Amte ift entitehenden Falls aud über die Thatjache 
der Dienftunfähigfeit der Ländlichen Gemeindebeamten 
Entſcheidung zu treffen. 

O.L. G. O. und SHL.-H.L.G.D. 8. 148 wörtlich 
gleichlautend. 

Ebenſo H.⸗N. L. G.O. 8. 115 Nr. 3 Abf. 2 inhalts 
lich gleich. 

d) Zmwangspenfionirung der Beamten der Kreis⸗ und 
Provinzialverwaltungen. 

Bor erreihter Penfionsfähigkeit fiehe Dis.&ef. 
8. 95 Abi. 2 ©. 413. 

Gegen die Penfionsverfügung der Anftellungs- 
behörde (Kreisausfhuß bezw. Provinzialausfhuß) 


1) Siehe Diszipl.Geſ. 8. 23 Nr. 1, $. 24 Nr. 2. 
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nach erreichter Benfionsfähigfeit ift nur die Be- 
ſchwerde im AuffichtSmege gegeben. Für Kreisbeamte 
O.Kr. O. 8. 177 (Regierungspräfident und Oberpräfis 
dent — Beſchwerdefriſt 2 Wochen). Für Provinzial- 
beamte P.O. 8. 114 (Oberpräfident und Minifter des 
Innern — Beichwerdefrift 2 Wochen). 

: 96. Betrifft Univerfitätslehrer. 


Neunter Abſchnitt. 
Allgemeine und Nebergangkbeftimmungen. 

97—%. (Beraltet.) 

100. Alle dieſem Gefeg entgegenjtehenden Be- 
ftimmungen find aufgehoben. Dagegen wird durch 
dafjelbe in der Befugniß der Auffichtsbehörden, im 
Aufſichtswege Beſchwerden Abhülfe zu verſchaffen, 
oder Beamte zur Erfüllung ihrer Pflichten in ein⸗ 
zelnen Sachen anzuhalten und dabei Alles zu thun, 
wozu ſie nach den beſtehenden Geſetzen ermächtigt 
ſind, nichts geändert. 

100 - 102. (Beraltet.) 
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XVII. Strafredtlide Borſchriften. 


Strafgejegbucd für das Deutſche Reich 
vom 15. Mai 1871. 


Sn der Faſſung der Belanntmahung v. 26. Februar 1876. 
(R.G.Bl. 1876 ©. 39.) 


1. Wirkung der Strafe auf das communale Beamten- 
verhältnif. 

3. Die Zudthausstrafe hat... . die dauernde 
Unfähigfeit zur Belleidung öffentlicher Aemter von 
Rechtswegen zur Folge. 

33. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrens 
rechte bewirft..... den dauernden Berluft der öffents 
lien Aemter ... 

34. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte bewirkt ferner die Unfähigkeit während der im 
Urtheil beſtimmten Zeit 

1—2 2ec. 

3. öffentliche Aemter zu erlangen. 

35. Neben einer Gefängnißſtrafe, mit welcher 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte über- 
haupt hätte verbunden werden können, kann auf die 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf 
die Dauer von einem bis zu fünf Jahren erkannt 
werden. 

Die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter hat den dauernden Verluſt der 
bekleideten Aemter von Rechtswegen zur Folge. 
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36. Die Wirkung der Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte überhaupt, ſowie der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter insbeſondere, tritt 
mit der Rechtskraft des Urtheils ein; die Zeitdauer 
wird von dem Tage berechnet, an dem die Freiheits- 
ftrafe, neben welcher jerre Aberfennung ausgeſprochen 
wurde, verbüßt, verjährt oder erlaffen ift. 


2. Strafrechtlicher Schuß der Communalbeamten. 


113. Wer einen Beamten, welcher zur Boll- 
Itredung von Gejegen, von Befehlen und Anord- 
nungen der Verwaltungsbehörden oder von Urtheilen 
und Verfügungen der Gerichte berufen ift, in der 
rehtmäßigen Ausübung feines Amtes durch Gemalt 
oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerftand leiftet, 
oder wer einen ſolchen Beamten während der redht- 
mäßigen Ausübung feines Amtes thätlich angreift, 
wird mit Gefängnig von vierzehn Tagen bis zu 
zwei Jahren bejtraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt 
Gefängnißitrafe bis zu Einem Jahre oder Geldftrafe 
bis zu eintaufend Mark ein. 

Diejelben Strafvorſchriften treten ein, wenn Die 
Handlung gegen Perſonen, welche zur Unterjtügung 
des Beamten zugezogen waren, oder gegen Mann- 
ſchaften der bewaffneten Macht, oder gegen Mann- 
ſchaften einer Gemeindes, Schuß- oder Bürgerwehr 
in Ausübung des Dienftes begangen wirb. 

Kremski, Kommunalbeamtengefeßgebung. 27 
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vorgenommen werden darf, wird mit Gefängniß bis 
zu Einem Jahre oder mit Geldjtrafe bis zu Drei- 
bundert Mark beitraft. 


4. Amtsdelikte. 
a) Spezialbeftimmung. 
174. Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren werden 
beitraft: .... 

2. Beamte, die mit Perfonen, gegen welche jie eine 
Unterfudung zu führen haben oder welche ihrer 
Obhut anvertraut find, ungzüchtige Handlungen 
vornehmen; 

3. Beamte, .... welde in Gefängnifjen oder in 
öffentlichen, zur Pflege von Kranken, Armen 
oder anderen Hülflofen beſtimmten Anftalten 
bejchäftigt oder angejtellt find, wenn fie mit den 
in da8 Gefängniß oder in die Anftalt auf- 
genommenen Perſonen unzüchtige Handlungen 
vornehmen. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt 
Gefängnißitrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


b) Berbreden und Bergehen im Amte. 


331. Ein Beamter, welder für eine in fein Amt 
einſchlagende, an ſich nicht pflihtwidrige Handlung 
Geſchenke oder andere Vortheile annimmt, fordert 
oder ſich verjprechen läßt, wird mit Gelditrafe bis 
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zu dreihundert Mark oder mit Gefängniß bis zu 
ſechs Monaten beftraft. 

332. Ein Beamter, welcher für eine Handlung, 
die eine Verlegung einer Amts- oder Dienftpflicht 
enthält, Geſchenke oder andere Bortheile annimmt, 
fordert oder fi) verfprechen läßt, wird wegen Be- 
ſtechung mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt 
Gefängnißjitrafe ein. 

335. Wer einem Beamten.... Geſchenke oder 
andere Bortheile anbietet, verfpricht oder gewährt, 
um ihn zu einer Handlung, die eine Verlegung einer 
Amts⸗ oder Dienftpflicht enthält, zu beftimmen, wird 
wegen Beitehung mit Gefängniß beftraft; auch fann 
auf Berluft der bürgerlihen Chrenrechte erfannt 
werden. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann 
auf Geldftrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark 
erfannt werden. 

334. Ein Richter, Schiedsrichter, . ... welcher 
Geſchenke oder andere Vortheile fordert, annimmt 
oder ſich verjprechen läßt, um eine Rechtsfache, deren 
Zeitung oder Entſcheidung ihm obliegt, zu Gunften 
oder zum Nachtheile eines Betheiligten zu leiten oder 
zu enticheiden, wird mit Zuchthaus beftraft. 

Derjenige, welcher einem Richter, Schiedsrichter 
zu dem vorbezeichneten Zwecke Gefchente oder andere 
Bortheile anbietet, verjpricht oder gemährt, wird mit 


- 
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Zuchthaus beſtraft. Sind mildernde Umſtände vor— 
handen, ſo tritt Gefängnißſtrafe ein. 

335. In den Fallen der 88. 331 bis 334 iſt im 
Ürtheile daS Empfangene oder der Werth defjelben 
für dem Staate verfallen zu erflären. 

36. Ein Beamter oder Schiedsrichter, welcher 
fi) bei der Leitung oder Entſcheidung einer Rechts⸗ 
lache vorfäglih zu Gunſten oder zum Nadıtheile 
einer Partei einer Beugung des Rechtes jchuldig 
madt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
beitraft. 

337. Erſetzt durch S. 67 Berfonenftandsgefeges 
v. 6. 11. 75 (R. G. Bl. ©. 23.) betrifft nur Geistliche. 

338. Ein Berjonenftandsbeamter, meicher, 
wiljend, daß eine Perſon verheirathet ijt, eine neue 
Ehe derfelben fchließt, wird mit Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren bejtraft. 

339. Ein Beamter, welder durch Mißbrauch 
feiner Amtsgewalt oder dur) Androhung eines be- 
jtimmten Mißbrauchs derfelben Jemand zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlafjung widerrechtlich 
nöthigt, wird mit Gefängniß beitraft. 

Der Verſuch ijt ftrafbar. 

In den Fällen der 88. 106, 107, 167 u. 258°) 
tritt die dajelbit angedrohte Strafe ein, wenn Die 

1) Die Paragraphen betreffen: Verhinderung in der 
Ausübung jtaatsbürgerlicher Rechte, der Verrihtung des 
(Hottesdienjtes bezw. Erpreſſung. 
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Handlung von einem Beamten, wenn auch ohne 
Gewalt oder Drohung, aber durch Mißbrauch ſeiner 
Amtsgewalt oder Androhung eines beſtimmten Miß—⸗ 
brauchs derſelben begangen iſt. 

340. Ein Beamter, welcher in Ausübung oder 
in Veranlaſſung der Ausübung feines Amtes vor- 
jäglih eine KKörperverlegung begeht oder begehen 
läßt, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten 
beitraft. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo 
fann die Strafe bis auf Einen Tag Gefängniß er- 
mäßigt oder auf Geldjtrafe bis zu neunhundert 
Mark erkannt werden. 

Iſt die Körperverlegung eine ſchwere, fo ift auf 
Zudthaus nicht unter zwei Jahren zu erfennen. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Ge- 
fangnißjtrafe nicht unter drei Monaten ein. 

341. Ein Beamter, welcher vorfäglich, ohne hier- 
zu berechtigt zu fein, eine Verhaftung oder vorläufige 
Ergreifung und Feſtnahme oder Zwangsgeſtellung 
vornimmt oder vornehmen läßt, oder die Dauer 
einer Freiheitsentziehung verlängert, wird nad Vor⸗ 
ſchrift des 8. 230, jedoch mindeftens mit Gefängniß 
von drei Monaten beitraft. 

342. Ein Beamter, der in Ausübung oder in 
Beranlaffung der Ausübung jeines Amtes einen 
Hausfriedensbrud; (8. 123) begeht, wird mit Gefäng» 
niß bis zu Einem Jahre oder mit Gelditrafe bis zu 
neunbundert Mark beitraft. 
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343. Ein Beamter, welcher in einer Unterſuchung 
Zmwangsmittel anwendet oder anmenden läßt, um 
Geſtändniſſe oder Ausfagen zu erpreilen, wird mit 
Zudthaus bis zu fünf Jahren beitraft. 

34. Ein Beamter, weldder vorſätzlich zum Nach- 
teile einer Perſon, deren Unſchuld ihm bekannt ift, 
die Eröffnung oder Fortjegung einer Unterſuchung 
beantragt oder beichließt, wird mit Zuchthaus be- 
ſtraft. 

345. Gleiche Strafe trifft den Beamten, welcher 
vorſätzlich eine Strafe vollſtrecken läßt, von der er 
weiß, daß ſie überhaupt nicht oder nicht der Art 
oder dem Maße nach vollſtreckt werden darf. 

Iſt die Handlung aus Fahrläſſigkeit begangen, 
ſo tritt Gefängnißſtrafe oder Feſtungshaft bis zu 
Einem Jahre oder Geldſtrafe bis zu neunhundert 
Mark ein. 

346. Ein Beamter, welcher vermöge ſeines 
Amtes bei Ausübung der Strafgewalt oder bei Voll⸗ 
ftredung der Strafe mitzumirfen hat, wird nıit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren bejtraft, wenn er in der 
Abjicht, Jemand der gefeglihen Strafe rechtswidrig 
zu entziehen, die Verfolgung einer jtrafbaren Hand- 
lung unterläßt, oder eine Handlung begeht, welche 
geeignet ift, eine Freifprechung oder eine dem Geſetze 
nicht entfprechende Beitrafung zu bewirken, oder die 
Bollitredung der ausgejprochenen Strafe nicht be- 
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treibt, oder eine gelindere als die erkannte Strafe 
zur Vollſtreckung bringt. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt 
Gefängnißſtrafe nicht unter Einem Monat ein. 

347. Ein Beamter, welcher einen Gefangenen, 
deſſen Beaufſichtigung, Begleitung oder Bewachung 
ihm anvertraut iſt, vorſätzlich entweichen läßt oder 
deſſen Befreiung vorſätzlich bewirkt oder befördert, 
wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Ge— 
fängnißſtrafe nicht unter Einem Monat ein. 

Iſt die Entweichung durch Fahrläſſigkeit beför- 
dert oder erleichtert worden, jo tritt Gefängnißſtrafe 
bis zu ſechs Monaten oder Geldſtrafe bis zu ſechs⸗ 
hundert Mark ein. 

348. Ein Beamter, welcher, zur Aufnahme öffent⸗ 
licher Urkunden befugt, innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit 
vorſätzlich eine rechtlich erhebliche Thatjache falſch 
beurfundet oder in dffentliche Regiſter oder Bücher 
falih einträgt, wird mit Gefängniß nicht unter 
Einem Monat beftraft. 

Diefelbe Strafe trifft einen Beamten, welcher eine 
ihm amtlich anvertraute oder zugängliche Urkunde 
vorſätzlich vernichtet, bei Seite ſchafft, beſchädigt oder 
verfälſcht. 

349. Wird eine der im 8. 348 bezeichneten Hand⸗ 
lungen in der Abſicht begangen, ſich oder einem 
Anderen einen Vermögensvortheil zu verſchaffen oder 


— 
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einem Anderen Schaden zuzufügen, fo ift auf Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren und zugleich auf Geld- 
ftrafe von einhundertfünfzig bis zu dreitaufend Mark 
zu erfennen. 

| 350. Ein Beamter, welcher Gelder oder andere 
Saden, Die er in amtlicher Eigenfchaft empfangen 
oder in Gewahrjam Hat, unterjchlägt, wird mit Ge- 
fängniß nicht unter drei Monaten beftraft; auch 
kann auf Verluſt der bürgerliden Ehrenrechte er- 
fannt werden. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

351. Hat der Beamte in Beziehung auf die 
Unterfhlagung die zur Eintragung oder Kontrole 
der Einnahmen oder Ausgaben beftimmten Rech— 
nungen, Regiſter oder Bücher unrichtig geführt, 
verfälfcht oder unterdrüdt, oder unrichtige Abſchlüſſe 
oder Auszüge aus diefen Rechnungen, Regiftern oder 
Büchern, oder unrichtige Beläge zu denſelben vor- 
gelegt, oder ift in Beziehung auf die Unterfchlagung 
auf Fällern, Beuteln oder Padeten der Geldinhalt 
fälfchlich bezeichnet, jo ijt auf Zuchthaus bis zu zehn 
Sahren zu erkennen. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt 
Gefängnißftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 

352. Ein Beamter, .... welcher Gebühren oder 
andere Vergütungen für amtliche Verrihtungen zu 
feinem Bortheile zu erheben bat, wird, wenn er 
Gebühren oder Vergütungen erhebt, von denen er 
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weiß, daß der Zahlende fie überhaupt nicht oder nur 
in geringerem Betrage verjchuldet, mit Geldftrafe 
bis zu dreihundert Mark oder mit Gefängniß bis zu 
. Einem Jahre beftraft. 

Der Verſuch iſt ftrafbar. 

353. Ein Beamter, welcher Steuern, Gebühren 
oder andere Abgaben für eine öffentliche Kaſſe zu 
erheben bat, wird, wenn er Abgaben, von denen er 
weiß, daß der Zahlende fie überhaupt nicht oder 
nur in geringerem Betrage verjchuldet, erhebt, und 
das rechtswidrig Erhobene ganz oder zum Theil 
nit zur Kaffe bringt, mit Gefängniß nicht unter 
drei Monaten beitraft. 

Gleiche Strafe trifft den Beantten, welcher bei 
amtlichen Ausgaben an Geld oder Naturalien dent 
Empfänger vorfäglidh und rehtswidrig Abzüge macht 
und die Ausgaben als vollftändig geleiftet in Rech— 
nung stellt. 

357. Ein Amtsvorgeſetzter, welcher feine Unter⸗ 
gebenen zu einer jtrafbaren Handlung im Amte 
vorſätzlich verleitet oder zu verleiten unternimmt, 
oder eine ſolche jtrafbare Handlung feiner Unter: 
gebenen mifjentlich geſchehen läßt, hat Die auf Dieje 
jtrafbare Handlung angedrohte Strafe vermirft. 

Diefelbe Beitimmung findet auf einen Beamten 
Anwendung, weldem eine Aufliht oder Kontrole 
über die Amtsgefchäfte eines anderen Beamten über- 
tragen iſt, jofern Die von diefem legteren Beamten 
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begangene jtrafbare Handlung die zur Aufficht oder 
Kontrole gehörenden Geſchäfte betrifft. 

358. Neben der nach Borfchrift der SS. 331, 
339 bis 341, 352 bis 355 und 357 erfannten Ge— 
fängnißftrafe kann auf Berluft der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von 
Einem bis zu fünf Jahren erfannt werden. 

359. Unter Beamten im Sinne diejes Gtraf- 
gefeges find zu verftehen alle im... . mittelbaren 
Dienjte eines Bundesſtaats auf Lebenszeit, auf Beit 
oder nur vorläufig angejtellte Berfonen ohne Unter— 
ſchied, ob fie einen Dienfteid geleitet haben oder 
nidt.... 


Sachregiſter. 


Vorbemerkung: Die provinziell verſchiedenen Necht3- 

verhältniſſe der einzelnen Beamtenklaſſen ſiehe unter den 

einzelnen Provinzen, die öſtlichen Provinzen unter O. 

Siehe auch Frankfurt a. M., Kaſſel, Wiesbaden, Lauenburg 
und Helgoland. 


Die angegebenen Ziffern weiſen auf bie Seitenzahlen hin. 


A. 

Abgaben, kurrente, Einziehung 26. 

Abgeordnetenhaus, Eintritt in das 42. 

Aemter, Beſetzungsrecht des Königs 9; Öffentliche Ab⸗ 
erkennung der Fähigkeit zur Bekleidung 416; weit» 
fälifche, ſiehe Weitfalen. 

Amtsbezirke, öſtliche, fiehe öſtliche Provinzen 
unter O. 

Amtseinnehmer, ſiehe Weſtfalen (Amtsbeamte). 

Amtsentſetzung 6, ſiehe auch Disziplinarver— 
fahren. 

Amtsgewalt, Mißbrauch der 422. 

Amtsinftruftion 4. 

Amtstfaution 4. 

Amtstompetenzen 96. 

Amtsniederlegung 6. 

Amtspflicht, Verlegung der 64. 

Amtstitel, jiehe Titel. 

Amtsverbindungen 6., 

Amtsvergehen 420. 
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AUmtsverfhwiegenbeit 52. 

Anmapßung eines Amtes 3, 4, 419, fiehe auh Schadens- 
erjaß. 

Annahbmebedingungen, Regelung derjelben 76, 110. 

Anordnungen, Königlide 17. 

Anſprüche, vermögensrehtlide aus dem Beanıten- 
verhältnijle 13. 

Anftellung auf beitimmte Zeit 107; auf Kündigung 
75; auf Lebenszeit 75, 105; auf Probe 13, 71; der 
Magiftratsmitglieder 82; zur Vorbereitung 13, 71; zu 
vorübergehenden Dienftleiltungen 13, 71; ſiehe auch die 
einzelnen Provinzen. 

Anftellungsbedingungen 7. 

Unjtellungsberehtigung, landesherrlihe 130. 

Anitellung$urfunde 71; Form derjelben 71, 97; 
Zwang zur NAushändigung 98. 

Anſtellungsvertrag, privatredtlider 95, 99. 

Anwendungsgebiet des K.B.G. 91. 

Arbeitszimmer 72. 

Arreſtſtrafe als TDisziplinarmittel 389. 

Auflauf 418. 

Aufmerkſamkeit im Amte 5. 

Aufnahbmeurfunde, erjegt durch Beitallung 8. 

Aufrechnung der Gehaltsanfprüde 19. 

Aufrücden in höhere Stellen 131, 147. 

Aufruhr 418. 

Auffihtsbehörde, Ausdehnung probeweiler Beichäfti- 
gung 76, 111; Genehmigung zur nicht lebenslänglichen 
Anftellung 75, 106; Vorſchriften über Reiſekoſtenent⸗ 
Ihädigung 73, 104; Zwang gegen die Kommunen zur 
Anjtelung Beamter 100. 

Aufwandfteuern 27. 

Ausgleich in Stellenbejegungen 129. 

Ausländer, Anitellung der 8. 

Ausſchlußfriſt 14. 
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B. 

Badeanſtalten 109. 

Badeetabliſſements 99. 

Badeorte 85, 118. 

Bahnunternehmungen 109. 

Beamte, der Aemter 84, 118; der Amtsbezirke 84, 118; 
der Heſſen-Naſſauiſchen Bezirfsverbände 87, 121; der 
Kreisßerbände 87, 120; der Landbürgermeiftereien 84, 
118; der Landgemeinden 84, 118, 162; des Lauer 
burgijchen Zandestonımunalverbandes 87,121; mittelbare2; 
der Provinzialverbände 87, 120; der Stadtgemeinden 75, 
105; der ftädtifhen Betriebsverwaltungen 75, 105; 
der Zweckverbände 84, 118; im Sinne des K.B.G. 92; 
der Steuergejeße 28, 33; des Strafgejegbuches 428. 

Beamteneigenfhaft, Begründung derfelben 91. 

Beamtenflaffe 129. 

Beamtentfontriaft, öffentlich-rechtlicher 95, 99. 

Beamtenverhältnisfe der ländlichen Kommunalverbände 
118; in der Rheinprovinz 118; in Weitfalen 118. 

Bedienung 3. 

Bedingungen der Anftellung 7. 

Befähigung zum Amte 2, 7, 132. 

Befähigungsnahmweis der Militäranwärter 133, 157. 

Befreiung von Gefangenen 425. 

Beiftand, Beamter als 59. 

Beiträge der Beamten zu Penſionskaſſen 117. 

Bekenntniß, religiöfes gleihgültig für Anitellung 9. 

Belräftigungsformel 11. 

Beleidigung eined Beamten 419. 

Benugungszmwang 108. 

Beihäftigung auf Probe 75, 134; informatorifche 134. 

Beſetzung der Beamtenitellen 9. 

Betätigung der Beamten, fiehe bei den einzelnen Provinzen. 

Beitallung 48; erjegt die Naturalifation bezw. Aufnahme 8. 

Beftehung 421. 
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Beiteuerung der Beamten 26; der verabichiedeten 28; der 
laufend Unterftügten 28; der Penfionäre 28; der Warte: 
geldsempfänger 28; der Wittwen und Watfenpenfion 29. 

Betriebsbeamte 75, 107. 

Betriebsunfallverfidherung bei den Beamten 363. 

Betriebsverwaltungen 108. 

Beurkundung, falihe von Thatſachen 425. 

Beurlaubung der Beigeordneten 45; Bürgermeilter 45; 
Hannoverſchen jtädt. Beamten 51; Magiitratsmitglieder 45; 
fonftigen jtädt. Beamten 50. 

Bewerbungen der Militäranwärter 131, 152. 

Bezirksausſchuß, Beſchluß über jtreitige vermögenstecht- 
lihe Anſprüche 13, 74, 104; Genehmigung des Kreistags- 
bejchlufjes betr. NechtSperhältniffe der Kreisfommunal- 
beamten 87; Genehmigung der Drtsitatute in Neu- 
bvorpommern und Rügen 84; Genehmigung bei Penfions- 
verabredungen 78; bei Wittwen und Waijengeldern 83. 

Boten, Arreſtſtrafen 310. 

Bureau-Aifijtent, Anftellungsurfunde 97. 

Bürgermeiiter, fiehe bei den einzelnen Provinzen. 


©. 
Siehe auch K. 

Caſſel, Bezirksverband, Beamte des 314. 
Gentralbehörden, Verfügen der, maßgebend für richter- 

lihe Beurtheilung der Einfommensverhältniffe 17. 
Givilbeamte, mittelbare 2; unmittelbare 2. 
Givilbedienung 2. 
Givilbediente 1, 2. 
Civilverſorgungsſchein 126, 143; Abnahme des 156; 

Erlöſchen des 156; Verluſt des 152. 


D. 
Deckoffiziere, civilverſorgungsberechtigte 129. 
Diener, ſiehe auch Unterbeamte, keine Beamten 99; 
Arreſtſtrafen im Disziplinarſtrafverfahren 390. 
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Dienjteid 9; KEidesformel 10; für Berliner ftädtifche 
Beamte 11. 

Dienjteinfommen, Abtretung, Verpfändung 19; Be 
fteuerungdes 28; Yeititellung bei Berechnung der Penſion 
353; Rechtsweg wegen 13; Weiterzahlung in Kranfheits- 
und Urlaubsfällen 40, 42. 

Dienjtemolumente, fteuerfreie 29; fteuerpflichtige 30. 

Dienftenthebung vorläufige, ſiehe Suspenfion. 

Dienftentlafjung, Itrafweije 390. 

Dienftgeheimniß 53. 

Dienftleijtungen, mechaniſche 128, 145. 

Dienjtmiethe, zivilrechtliche 99. 

Dienftreijen 72, 104. 

Dienjtunfähigfeit 78. 

Dienſtvergehen 386; unerlaubte Entfernung v. Amte 388. 

Dienftwohnung 72. 

Dienstzeit, penfionsfähige 78, 112. 


Disziplinarbehdrden 403; Entſcheidung der, maß- 


gebend für richterliche Beurtheilung vermögensrechtlicher 
Aniprüde 16. 

Disziplinargejet 385. 

Disziplinaritrafen 389; Einziehung von 26. 


Disziplinarverfahren 389; Einleitung des 402; Ernen- 


nung des Unterfuhungs:Kommifjars 402; Staatsanwalt 
im Disziplinarverfahren 404; Vorunterfuhung 403. 
Domizil, nothmendiges der Beamten aufgehoben 27. 


@. 
Ehrenrechte, bürgerliche, Aberfennung der 416. 
Eid, ſiehe Dienfteid. 
Gigenmädtige Uebertragung Der Dienftgeichäfte an 
andere 39. 
Einkaufsgelder fir Wittwenfaffen 83, 117. 
Gintommeniteuer 27. 
Gleftrizitätsmwerfe, Betriebsperwaltungen 109. 


Kremski, Kommunalbeamtengeſetzgebung. 28 
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Entfernung aus dem Amte, ftehe Disziplinarftrafen. 

Entlaſſung d. Beamten 6. 

Ernennung d. Bürgermeiſter dur den König 9; der 
Kommunalbeamten 9. 

Erpreifung von Ausfagen durch Beamte 424. 

Exekutoren, Arreftitrafen 390. 

Erpeditionsdienft, Hälfte der Stellen für Militär- 
anmwärter 146. 


J 

Feldhüter 334; Beſtätigung d. 334. 

Feldzug, Anrechnung der Dienſtzeit 356. 

Feſtnahme, unberechtigte 423. 

Feſtſetzungen, anderweite 71, 102; günſtigere 103. 

Feſtſetzung des Gehalts, zwangsweiſe, durch Auffichts- 
behörde 76, 111. 

Form der Dienſteide 10. 

Forſtbeamte, ſiehe Gemeindeforſtbeamte. 

Forſthüter, ſiehe Feldhüter. 

Forſtüerforgungsberehtigte, Anrechnung der Militär⸗ 
dienſtzeit 78. 

Frankfurt a/M. Beamte, ſonſtige ſtädtiſche, v. 292; 
Anſtellung, Beauflihtigung 292; Penſionirung d. 348; 
Bürgermeijter, erſter, Ernennung d. 9, 270; Präſentation 
d. 270; Veretdigung d. 272; zweiter, Bejtätigung d. 271; 
kommiſſariſche Verwaltung feiner Stelle 272; Mahl des 
270; Magijtratsmitglieder, Bejoldung 273; Penfionirung 
273; DBereidigung der 272; Wahl der 272; Penfion, 
Vereinbarung wegen 340; %ortfallen der 341; Ruben 
d. 341; Steigen d. 340. 

Fuhrparks, Betriebsperwaltungen 109. 

Funktionen, nicht obrigfeitliche (techniſche, wiffenfchaftliche, 
fünftlerifche, mechaniſche) 99; obrigkeitliche 99. 
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®. 

Gasanftalten (Gaswerke), Betriebsverwaltungen 99, 109. 

Gebührenüberhebung 426, 427. 

Gefangenenbefreiung, widerrechtliche 425. 

Gegenvormundſchaft 59. 

Gehalt, Zahlung des 71, 102. 

Gehaltsaniprüde, Abtretung d. 20; Aufrechnung d. 19; 
Beginn d. 18; Pfändbarfeit d. 23, 26; Rechtsweg wegen 
d. 13; Unterbredung d. 18; Verjährung d. 17; Ber: 
pfändung d. 20. 

Gehaltsregulirung d. Gemeindforftbeamten 122. 

Gelditrafen als Disziplinaritrafen, (fiehe auch dieſe) 391. 

Gemeindeabgaben, indirekte 31. 

Gemeindebeamte, fiehe unter den einzelnen Provinzen. 

Gemeindeeinfommeniteuer d. Beamten 26. 

Gemeindeeinnehmer, fiehe Rheinprovinz und Weſt— 
falen. 

Gemeindeforjtbeamte, Nechtsverhältniffe der 87, 121, 
317 ff. 

Gemeindelajten, Heranziehung zu 27. 

Gemeindevorſteher, fiehe die einzelnen Provinzen. 

Gejammthaftung bei Schadenserfak 64. 

Geſchworener, Berufung als 44. 

Gewerbebetrieb, Genehmigung zum 58. 

Gewerbliche Unternehmungen als Betriebsverwaltungen 
108. 

Gleichberechtigung der Konfeſſionen 8. 

Gnadenmonate 72, 102, 379; ftenerfreie 29. 

Gnadenquartal 72, 102, 377. 


H. 
Hafenanlagen, Betriebsverwaltungen 109. 
Haftung, fiehe auch Schadenserſatz; für Angeſtellte 
und Gehülfen 64; der Beamten, fubſidiäre 5, 63; civil⸗ 
28* 
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rechtliche 62— 70; disziplinare 365 — 415; des Kommunal- 
verbandes für Verjehen der Beamten 67; dem Kommunal- 
verbande gegenüber 5; Dritten gegenüber 63; für Stell- 
vertreter und Gehülfen 64; für Stempelverwendung 60; 
für ungejegliche Dienftbefehle 67; der Vorgejebten wegen 
mangelhafter Aufiiht 5; ſtrafrechtliche 416—428. 

Hannoder, Zandgemeinde, Beamte der 168; Beigeord- 
nete 168; &emeindeangeltellte 169; Gemeindebeamte 168; 
Beeidigung d. 172; Bejoldung d. 173; Dienjtführung 
d. 171; Wahl d. 171; Gemeindediener 169; Gemeinde- 
mitglieder, ftimmberecdtigte 171; Gemeindeverfammlung 
173; &emeindevorfteher 168; Beftätigung d. 169; 
Rehnungsführung für Gemeinden 170; Flecken und Städte 
mit Landgemeindeordnung 174. 

Hannover, Städte, Beante d. 253; Bürgermeifter 254; 
Beftätigung d. 266; Penftonirung d. 268, 342; Ber- 
pflichtung d. 267; Wahl d. 259, 264; Bürgervorſteher, 
Borwahl d. 260; Dienſtanweiſung 12; Dienjteid 12; 
Dienftuntergebene 296; Kämmerer und Stadtjefretäre, 
ſiehe auch dieſe 294; Magiftratsmitglieder 254; Gehalt 
dv. 257; Penfion, Berechnung d. 345; Yortfallen d. 343; 
Ruben d. 343; Penftionirung d. ſonſt. ftädt. Beamten 
341; Proviforifhe Verjehung d. Dienftes 267; Ruhe 
jtand, zwangsweiſe Verjegung in 256; Senatoren 254; 
Beitätigung d. 266; Penfionirung d. 268, 342; Ver- 
pflihtung d. 267; Wahl d. 259, 264; Sonitige Be 
anıte 294, Syndilus 254; Beitätigung d. 266; Penſio— 
nirung d. 268, 342 ; Verpflichtung d. 267; Wahld. 259, 264. 

Hannover, Kreije, Beamte d., Beauflihtigung 298; 
Beioldung 299; Ernennung 298. 

Hannover, Provinzen, Beamte der, Bureau und Kaffen: 
beamte 308; Bejegung d. Stellen 309; Einführung und 
BVereidigung 309; Einrichtung von Provinzialämtern 303; 
Ernennung von Beamten 303; Landesdireftorium 304; 
Landesdirektor 304; Beitätigung d. 3045 Einführung 
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und Bereidigung d. 306; Wahl d. 304; Wahl kommiſ—⸗ 
ſariſche Vertr. d. Stelle 305; Xeitende Beamte 303; 
Obere Beamte 302, Einführung und Bereidigung d. 307; 
Provinzialausihuß 303, 309; Provinzialinftitute, Be⸗ 
amte d. 3095 Provinziallandtag 302; Propinzial- 
reglements über Beanttenverhältniffe 309; Genehmigung 
d. 312; Provinzialftatut 302, 307; Schakrath 304. 

Hausfriedensbrud im Amte 423. 

Helgoland 191. 

Heſſen-Naſſau, Landgemeinden, Beamte d., Bei- 
geordneter Beitätigung d. 203; Entſchädigung d. 204; 
Bereidigung d. 204; Wahl d. 199; Bürgerntetfter 197; 
bejoldete 192, 194, 199; Bejtätigung d. 2035; Ent» 
ihädigung 204; Penfionirung 362; Vereidigung 204; 
Wahl d. 199; Stellvertreter des, Ernennung 204; 
Mahl 198; Gemeindebeamte, Anitellung d. 205; be— 
joldete 193, 197; PBenftonirung d. 363; Gemeinde- 
vechner 192, 195; Gemeindevorſtand, Follegialiiher 198; 
Schöffen 198; Betätigung 203; Entihädigung d. 204; 
Vereidigung d. 204; Wahl d. 199; Mahlhandlung 200; 
Wahlvorftand 200; Zwedverbände, Beamte d. 223; 
Verbandsitatut 224; Vorſteher 224, 225; Ausscheiden 
d. 225; Wahl d. 225; Stellvertreter d. 226. 

Heffen-Naffau, Städte, Beamte der 283 ; Beigeordnete, 
Beitätigung d. 286; Penfionirung 289, 341; Vereidigung 
288; Wahl d. 285; Beſoldung, Feſtſetzung d. 289; 
Bürgermeijter, bejvldete 2895; Beftätigung d. 286; 
Penfionirung d. 289, 341; Vereidigung d. 2885; Wahl 
d. 285; Gemeindebeamte, ftädtiihe 297; Anftellung und 
Beauffihtigung d. 297; Kaution d. 297; Magijtrats- 
mitglieder 283; Bejtätigung 286; Penfionirung 289, 341; 
Bereidigung 288; Wahl d. 285; Normalbejoldungsetat 
288; Oberbürgermeifter 283; Beitätigung 286; Penfio- 
nirung 289, 341; Vereidigung 2885 Wahl 285; Penfion, 
d. ſonſtigen ftädtiichen Beamten 348; Yortfallen d. 341; 
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Ruhen d. 341; Steigen d. 341; Vereinbarung wegen 
d. 341. 

Heſſen-Naſſau, Kreije, Beanted. 299; Beauffihtigung 
299; Bejoldung 299; Ernennung 299; Bezirksver— 
bände, Beamte d. 301, 302; Ernennung d. 303; leitende 
303; obere 302 ; Einführung und Bereidigung 308 ; Bezirks- 
jtatut 303, 308; Bureaus und Kaſſenbeamte 308; Be- 
fegung der Stellen 309; Ginführung und Bereidigung 309; 
Ginrihtung von Bezirksämtern 302; Sommunallandtay 
302; Landesausihuß 303, 309; Landesdireftor 302; 
Benjtonirung 336; Provinzialinititute, Beamte d. 309; 
Provinzialreglements über Beamtenverhältniffe 309, 315; 
Genehmigung d. 312. 

Hinterbliebene, fiefe Wittwen- und Waiſenver— 
forgung, Önadenquartal, Önadenmonate. 


J. 
Jägerkorps, Anwärter, Anrechnung d. Militärdienſtzeit 
d. 78, 122. 
Immunitäten, ſteuerliche für Beamte 32. 
Snduftrieorte 85, 118. 
Snformatoriihe Beihäftigung d. Militäranmwärter 133. 
Inſtitute, jtändiiche, Militäramvärter in 142. 
Sournaldienft, Hälfte d. Stellen den Militäranwärtern 
146. 
Suden, Beamteneid der 11. 


8. 

Kämmerer Hannov. Anjtellung 293; Nebenbeihäftigung 
und Nebenämter. 585 Wahl 294; Wohnfigpflidt am 
Dienitort 38. 

Kalfulaturdienft, Militäranmwärter im 146. 

Kanalijation als Betrieböverwaltung 109. 

Kanzleidienft, Stellen den Militäranwärtern vorbehalten 
127, 143. 


d 
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Kafjenbeamte, fiehe Kafjendienit. 

Kaſſendienſt, Militäranwärter ım 128, 146. 

Kajjenverbände, provinzielle ın Rheinland, Weitfalen 365. 

Kajtellane, Arreititrafen 390. 

Klaffe von Beanten im Sinne des Militäraniwärterge- 
ſetzes 129. 

Körperverlegung im Amte 423. 

Kommunalaufjihtsbehörde, Feititellung der, den 
Militäranmwärtern vorbehaltenen Stellen 134, 158. 

Kommunalverbände, Beamte der gewerblichen Unter- 
nehmungen 139; Bejegung der Subaltern- und Unter. 
beamtenftellen mit Militäranwärteen 126 ff., 137 ff.; 
Haftung der K. für Berjehen der Beamten 67; tm 
Sinne d. Gef. v. 21. VII. 92. 141; d. K. B. G. 92. 

Kommunalverwaltungsbehörde, ©enehmigung bei 
Bewilligung von Gnadenkompetenzen 72, 102, 378, 

379, 384. 

Konlurrenz v. Kommunalverbänden bei Belteuerung 30. 

Konzertunternehmungen als Betriebsverwaltungen 
109. 

Koogsgemeinden des Kreiſes Tondern 184, 186, 

Kopiſten, Nichtbeamte 99. 

Krankfheitsfälle, Yortzahlung des Gehalts in 40. 

Kreisausshuß Feitjegung der Bejoldungen und Dienjtbe- 
züge der Bürgermeijter und Gemeindebeamten in Helfen- 
Naſſau 194; Feſtſetzung der Bejoldung und Dienjt- 
unfojtenentihädigung für Bürgermeifter und Remuneration 
der Gemeindeerheber in der Nheinprovinz 214; Feſt—⸗ 
fegung der Beſoldung der Amtmänner und Der 
Pemuneration der Gemeindeeinnehmer in Weitfalen 218; 
Regelung der Beamtenverhältniffe in den ländlichen 
Kommunalverbänden 84; Zuftändigfeit bei Anftellung 
der rheiniihen Bürgermeifter und der weitfäliihen Amt- 
männer 86, 119; Zuftändigfeit in vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten 14; Zuftimmung zur Verfagung der Be- 
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ftätigung des Gemeindevorftehers und der Schöffen 164, 
169, 183, 190, 203. 

Kreisbeamte der öſtlichen Provinzen ſiehe diefe; der 
anderen Provinzen, fiehe unter denfelben. 

Kreisiteuer 32. 

Kreistag, Beſchluß des, über Einrichtung von Kreisämtern 
298; Regelung der NRechtöverhältniffe der Kreisbeamten 
mit Genehmigung des Bezirksausfchuffes 87. 

Kriegsinvaliden, Anftellung der 127. 

Kündigung, fiehe Anitellung. 

Kündigungsredt bei Miethungen von Wohnungen 36. 

Kündigungsfriiten bei Miethungen von Wohnungen 36. 

Kurverwaltungen ald Bertieböperwaltungen 109. 


2. 

Zagerhäufer, Betriebsverwaltung 109. 

Landbürgermeiftereien, Rheiniſche, Beamte d. 206. 

Xandgemeinden, Beamte d. ſiehe unter den einzelnen 
Provinzen. 

Landgemeindeordnung für die Öftlichen Provinzen, fiehe 
diefe; für die anderen Provinzen, fiehe unter denjelben. 

Landesdireftor, Mahl und Beſtätigung 303; Disziplinar- 
gewalt 400; Tisziplinarverfahren gegen d. 400. 

Landesdireftoriun Hannover 304. 

Pandesherrlidhe Berleihung der Anftellungsberedtigung 
130. 

Yauenburg, Landeskommunalverband, Beamte d. 315; 
Reglement über deren Verhältniſſe 315; Landichafts- 
follegium 315. 

Leiitungsfähigfeit d. Städte, Vorausfegung der zwangs— 
weifen Gehaltserhöhung 76. 

Lohnſchreiber, Militäranwärter als 127. 


Magiitratsmitglieder fiehe unter den einzelnen Pro- 
vinzen. 
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Markthallen, Betriebsverwaltung 109. 

Mechaniſche Dienftleiftungen, auh von Nichtbeamten 
mwahrnehnibar 99. 

Militär, Einziehung zum, Urlaub nicht erforderlich 43. 

Militäranmwärter, Anjtellung d. 126; ehemalige 129; 
Entlafjung d. 156; Stellenverzeichnifie 132, 161. 

Militärbediente 1. 

Militärbehörden, zuftändige für Militäranmwärter 153. 

Militärdienftzeit, Anrechnung derfelben 78, 113. 

Minifter des Innern, Disziplinargewalt d. 392. 

Mißbrauch des Amtes, Nöthigung duch Amtsgewalt 422. 

Mißverhältniß, auffälliges zwiſchen Bejoldung und amt- 
lihen Aufgaben der Stelle, Einjchreiten der Auffichts- 
behörde 76, 111. 

Mobilmachung, Zurüditelung im Yalle der 43. 

Monopol 108. 

Mufeen ftädtifche, Betriebsverwaltung 109. 


N. 
Katuralbezüge bei Penſionsberechnung 353. 
Saturaldienite 31. 
Naturalifationsurfunde, erſetzt dur Beitellung 8. 
Nebenamt, Genehmigung zur Uebernahme 56; für Han- 
noverſche jtädt. Beamte 58; Penſionsanſpruch aus, 354. 
Nebenbeſchäftigungen 57; für Hannov. jtädt. Beamte 58. 
Ktebenthätigfeit 71. 
Neuvorpommern u. Rügen, Ernennung der Bürger: 
meijter 7, 240. 
Nichtverjorgungsberehtigte, „vorübergehende Be— 
ſchäftigung d. 157. 
Notirung der Militäranwärter 152. 
Nöthigung eines Beamten 418. 


O. 
Oberpräſident, Beſchluß des 15; Beſtätigung der Magi- 
jtratsmitglieder in Berlin 237. 
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Dberverwaltungsgeriht, Berufung, Revifion an das 
14. 

Obrigkeitliche Befugniſſe 99. 

Deftlihe Provinzen, Landgemeinden, Beamte der 178; 
Gemeindebeamte, Anftelung d. 177; Gemeindevoritand 
follegialiiher 179; Gemeindevoriteher 178; befoldete 
176, 179; Bejtätigung d. 182; Entihädigung d. 182; 
Ernennung d. GStellvertr. 183; Vereidigung d. 183; 
Wahl d. 179; Schöffen 178; Ernennung von Stell 
vertretern 183; Wereidigung d. 183; Wahl d. 183; 
Wahlhandlung 180; Wahlvorftand 179; Zwedver- 
bände, Beamte der 218; Verbandsausfhup 221, 222; 
Verbandsitatut 221; Verbandsvörſteher 220; Beitätigung 
d. 220; Stellvertreter Ernennung d. 221; Wahl d. 220, 
222; Amtsperbände, Beamte der 230; Amtsporfteher, 
Anftelung d. 230; Beitallungsurfunde d. 231; Tome 
miffarifhe 230; NRemuneration d. 230; Stadtge- 
meinden, Beamte der, Beigeordnete, Bejtätigung 
d. 236; Wahl d. 234; Betoldungen, Feſtſetzung d. 238; 
Bürgermeiiter, Betätigung d. 2365 Wahl d. 234; 
Magiitrat, Wahl d. 232; Zuſammenfſetzung d. 232; 
Magiftratsmitglieder, Beftätigung d. 236; Penftontrung 
d. 236, 239; Mahl d. 234; Meagiftratsitellen, kom⸗ 
miſſariſche Verwaltung d. 2375; Normalbejoldungsetat 
238; Penſion, Fortfallen d. 337; Ruhen d. 337; 
Steigen d. 337; Vereinbarung wegen d. 337; Schöffen, 
Betätigung d. 236; Wahl d. 234; Stadtältefte 238; 
ſonſtige jtädt. Beamte, Anftellung d. 290; Beanfjichtigung 
d. 2905 Kreisperbände, Beante der 298; Bes 
auflihtigung d. 299; Bejoldung d. 298; Ernennung d. 
299; Brovinzialverbände, Beante der 302; leitende 
302; obere 302, 307; Cinführung, Vereidigung 307; 
Büreau: u. Kaſſenbeamte 308; Beſetzung d. Stellen d. 
309; Einführung u. Bereidigung d. 309; Gejchäfts- 
injtruftion 309; Ernennung der Beamten 303; Einrichtung 
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von Provinzialämtern 303; Landesdireftor, Landeshaupt- 
mann in Brandenburg 302, 303; Beitätigung d. 303; 
Einführung d. 306 ; kommiſſariſche Verwaltung der Stelle 
d. 304; BVereidigung d. 306; Wahl d. 305; Provinzial- 
ausfhuß 302; Provinziallandtag 302; Propinzialftatut 
302; Provinzialinftitute, Beamte d. 309; Reglements 
über Beamtenverhältniffe 309; Genehmigung d. 310. 
Offiziere, verjorgungsberedhtigte 129. 
DOrdnungsitrafen, disziplinare 389 ; gegen Amtsvorſteher 
398; Kreisbeamte 399; ländliche Beamte 394; Pro— 
vinzialbeantte 400; ftädtiiche Beamte 392; Entſcheidung 
der Disziplinarbehörden maßgebend für Gerichte 16; 
wegen Nichtverwendung d. Stempels 61. 
DOrganijationsbefugnijie ftaatlidde 100. 
DOrtsitatute betr. Abweichungen von dem Grundſatz der 
lebenslängliden Anjtelung 75, 106; Form der An— 
ftellungsurfunden 95 ; Feitießung der Betrtebsverwaltungen 
75, 107; Yürforge für Betriebsunfälle 374; Benfio- 
nirungen von Beamten 115; Regelung ländlicher Be— 
amtenverhältnifje 85, 118. 


P. 

Parlamentariſche Thätigkeit 42. 

Pauſchalentſchädigung für Tagegelder und Reiſekoſten 
104. 

Penſionirung, abweichende Feſtſetzungen 112; Anrech— 
nung der Dienſtzeit 354, der Kriegsjahre 356; Berechnung 
der Penſion 352; der Beamten der rheiniſchen Land- 
bürgermeijtereien 335; der weſtfäliſchen Aemter 335; der 
Bezirfsbeamten in Caſſel und Wiesbaden 336; der 
Forſtſchutzbeamten im Negierungsbezirte Wiesbaden 336; 
der Hejlen-Naflauifchen Landgemeindebeamten 335; der 
Kreisfommunalbeamten 335; der Lauenburgiſchen Landes» 
tommunalbeamten 336; der Magiftratsmitglieder 336 ff. ; 
der Provinzialbeamten 336; der rheinifch-weitfäliichen 
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Amts⸗ und Gemeindeeinnehmer 335; der rheintich-weit- 
fälifhen Forjtbeamten 335; der ftädtiichen Beamten 78, 
112, 348 ff., in Hannover 348; der Standesbeanten 
79, 114; Recdtsverhältniffe der Penjion, Abtretung, Be: 
Ichlagnahme, Ruben, Berpfändung 359; Verfahren bei 
Penftionirungen 357; Vorausſetzung der Penſionirung 
350; MWiedereintritt eines Penfionärs in den Kommunal- 
dienft 360; Zahlung der Penfion 359. 

Penſionsberechtigung, fakultative der Beantten der 
Amtsbezirke, Landgemeinden, Zweckverbände 336. 

Penſionsgeſetz, ftaatlide8 auf Kommunalbeamte an- 
wendbar 350. 

Penſionskaſſenverbände in Rheinland und Weftfalen 
89, 120, 365. 

Perſonal, eigenes, Kriterium der Betriebsverwaltung 108. 

Pfändung des Gehalts, Wirkung derjelben 22. 

Pfändungsvorrechte 22. 

Pfandfreie Gehaltsforderungen 23, 25; Penfionstheile 
23, 25; Saden 22. 

Pflegihaft, Genehinigung zur llebernahme 59. 

Pflichten der Beamten 1, 4, 38. 

Pflichtverletzung feitend Beamter 386. 

Pförtner, Nichtbeamte 99. 

Polizeibeamte, ftädtifche, Gehaltsrepifion 78, 112. 

PBolizeterefutivbeamte 78. 

PVolizeifergeanten 145. 

Polizeivermaltung, dÖrtlide 77. 

Pofen, Kreisbeante 300; Beauflihtigung, Beloldung, 
Ernennung 300; €. der Bureau- und Kafjfenbeamten 313; 
Provinzialbeamte 310; Beamte der Provinzial: 
Shauffee- u. Wegeverwaltung 314; Landesdireftor, Be- 
ftätigung des 310; Einführung und Bereidigung 312; 
fommifjariihe Verwaltung der Stelle 312; Wahl 310, 
311, Beitellung des Stellvertreter 311. 

Privatverfiherungsgejellihaften 117. 
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Probezeit (Militäranmwärter) 134. 
Probedienftleiftung (Militäranwärter) 134. 
Provinzialbeamte, fiehe die einzelnen Provinzen. 
Provinzialrath, Beihwerde an den 15. 
Propvinziale Armen: und Waiſenkaſſen 117. 
Prüfung für Subalternbeamte 132. 


O. 


Qualifikation zu einem Amte 2. 


R. 

Rang 4. 

Recht, ſtatutariſches 32. 

Rechte, beſondere der Beamten 4, 13 ff. 

Rechtsbeugung 423. 

Rechtsverhältniſſe d. Dienfteinfommens 17. 

Rechtsweg (ordentliher) 14; Erweiterung d. 16. 

Regelung der Beamtenverhältniffe der ländlichen Kome 
munalverbände 84, 118. 

Regierungspräjfident, Beitätigung der Yeld- u. Forlt- 
hüter 334 5 der Magiitratsmitglieder 236, 244, 250, 266, 
280, 287; der Polizeibeamten 77, 78; Einwirkung auf 
die Städte bezügl. ortsftatutarifcher Regelung d. Betriebs- 
veriwaltungen 107; bezügl. Vereinbarung mit Angeftellten 
älteren Rechts 110. 

NRegijtraturdienft 146. 

Reglement (provinzielles) 95. 

Reihsanzeiger 154. 

Reichstag, Eintritt in den 42. 

Neifefoftenentfhädigung 13, 72, 104. 

Renten bei Betriebsunfällen 369. 

Reviſion an das Oberverwaltungsgericht 14. 

Nheinprovinz, Landgemeinden, Beamte d. 162; 
Diener 163; Beftätigung u. Wahl 214; Gemeindeein- 
nehmer 86, 164,206, 210; Gemeindevorſteher 162; Beitäti- 
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gung 212; Ernennung d. Stellvertreter 212; Wahl d. 
212; Unterbeamte 163; Beftätigung u. Wahl 214; Xand- 
bürgermeiftereien, Beamte d. 206; Bürgermeijter 
206; Ernennung d. 207, 212; kommiſſariſche 208; 
Beigeordnete, bejoldete 209; Beitellung d. 208, 214; 
Diener, Unterbeamte 209; Beitätigung d. 209, 214; 
Wahl d. 209, 214; Städte, Beante d. 248; Bürger- 
meister, Beigeordnete 2485 Beltätigung d. 250; Er- 
nennung d. 251; Bereidigung d. 251; Wahl d. 249; 
Magiftratsperfonen 248; Gehaltsfeitiegung d. 252; 
Penfionirung d. 252, 338: Normalbeijoldungsetat 251; 
ſonſtige ftädt. Beamte, Anftellung d. 291; Beauffichtigung 
d. 291; Penfionirung d. 348; Kreisperbände, Be- 
amte v. 299; Beauffihtigung z. 299; Beſoldung d. 299; 
Ernennung d. 2995; Provinzialderband, Beamte des 
302; Einführung d. 309; Ernennung d. 303; Ber- 
eidigung d. 309; leitende 302; obere 302; Einführung 
d. 307; Vereidigung d. 307; Büreau u. Kaflenbeamte 
308; Bejegung d. Stellen d. 309; Cinführung und 
Vereidigung 309; Cinridtung von Provinzialämtern 
303; Geihäftsinftrultion 309; Landesdireftor 303; Ber 
ftätigung d. 303; Einführung d. 306; kommiſſariſche Ver- 
waltung jeiner Stelle 304; Bereidigung d. 306; Wahl 
d. 3035 Provinzialausfhuß 303; Provinzialinftitute, 
Beante d. 309; Provinziallandtag 302; Provinzialftatut 
302, 307; Reglement über Beamtenverhältniffe 309; 
Genehmigung d. 310; 

Rieſelfelder 109. 

Nügen, fiehe Neuporpommern. 

Ruhegehälter, Beiteuerung d. 29. 


©. 
Sachverſtändige, Gebühren der 73, 1035 Kommunal-⸗ 
beamte als 54. 


Schadenserj at wegen Amtsanmaßung 4; fiehe auch Ge- 
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jammthaftung; wegen eigenmädtiger Subftitution 39; 
gegen die Beamten 63; gegen den Kommunalverband 67, 
Schlachthöfe als Betriebsverwaltungen 99, 109. 
Schleswig-Holitein, Yandgemeinden, Beamte der 
184; Anjtellung 185; Gemeindevoritand, Tollegialiicher 
186; Gemeindevorfteher (Lehnsmann), bejoldete 184; Be⸗ 
jtätigung der 190; Entihädigung der 191; Stellvertreter 
der 186; Ernennung der Stellvertreter 191; Vereidigung 
der Gemeindevorfteher 191; Wahl der &. 186; Wahl- 
handlung 187; Wahlvoritand 1875; Zwedverbände, 
Beamte der 218; Verbandsausfchuß 221, 222; Verbands⸗ 
ftatut 221; Verbandsvorſteher 220; Beitätigung Des 
2205 Wahl des 220, 2225 Amtsverbände, Beamte 
der 226; Amtsvorſteher 227;. Anftellung des 228; Bes 
ftallungsurfunde des 229; kommiſſariſcher 227; deſſen 
Kemuneration 230; Städte, Beante der 274; Ge 
haltsfeſtſetzung 282; Gemeindeunterbeamte, Ernennung, 
Beauffihtigung 293; Stadtlaffirer 293; Kaution des 
294; Magijtratsmitglieder, Beitätigung 280; kommiſſa— 
riihe Verwaltung ihrer Stellen 281; PVereidigung 281; 
Wahl 276; Normalbejoldungsetat 282; Penfionirung 
der Magijtratsmitglieder 282, 339 5 der ſonſtigen ftädtifchen 
Beamten 348; Kreife, Beamte der 298; Beauffichtigung, 
Ernennung 299; Bejoldung 298; Provinz, Beamte 
der, leitende, obere 302; Einführung, Vereidigung der 
307; Büreau- und SKaffenbeamte 308; Bejegung der 
Stellen, Einführung und Vereidigung, Geſchäftsinſtruktion 
309; Einrichtung von Provinzialämtern 303; Ernennung 
der Beamten 3035 XLandesdireftor, Beitätigung 303; 
Einführung und BVereidigung 306; kommiſſariſche Ver: 
waltung der Stelle 304; Wahl 303; Provinzialausſchuß 
3035 Provinzialinftitute, Beamte der 309; Provinzials 
landtag 302; PBrovinzialjtatut 302, 307; Neglements über 
Beamtenverhältniffe 309; Genehmigung derjelben 310. 
Schöffe (Gerichte-), Berufung als 44. 


A 
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Berbandsporfteher, Drdnungsitrafen gegen 394; 
Nechtsverhältniffe der 220 ff., 224 fi. 

Berbindung, verbotene 419. 

Bereidigung, fiehe Dienjteid. 

Bereinbarung zwiſchen Städten und Beamten über bis- 
heriges Dienftverhältnig 110. 

Berhaftung, widerrechtliche 423. 

Berleitung Dienftuntergebener zu ftrafbaren Handlungen 
427. 

Berluft dauernder Öffentlicher Memter 416; des Amtes im 
Disziplinarwege 390; im gerichtlichen Strafverfahren 416. 

Vermögensrechtliche Anſprüche, Verfolgung derjelben 74. 

Beriehen im Amte 5. 

Berjegung als Disziplinaritrafe 390; giebt Kündigungs- 
recht des Miethsvertrages 36. 

Berjiderungsgelder, Anrechnung der 117. 

Berjorgung der Kommunalbeanten 91. 

Bertretungsperbindlidhfeit 5, 63ff., fiehe aud 
Schadenserjap. 

Bermaltung, abgefonderte, wirth] chaftliche als Betriebs⸗ 
verwaltung 108. 

Verwaltungsbehörden, Entſcheidungen der, maßgebend 
für richterliche Beurtheilung vermögensrechtlicher Verhält- 
niſſe 16. 

Verwaltungsregulative 102. 

Verwaltungsſtreitverfahren 13. 

Verwaltungszwangsverfahren 25. 

Verweis als Disziplinarſtrafe 389, 391. 

Verweiſung auf den Dienfteid bei Wiederwahl Hannover- 
ſcher Magijtratsmitglieder. 

Biehhof als Betriebsverwaltung 109. 

Vollſtreckung von Gelditrafen 26. 

Vorbereitung zum Subalterndienft 144. 

Borbildung, tehnifhe 128; wiſſenſchaftliche 128. 

Bormundihaft, Genehmigung zur Mebernahme 59. 
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Vorort 85, 118. 

Borprüfung 132. 

Vorſchriften, landesgefehliche, vermögensrechtlihe 17. 
Vorzugsrecht bei Stellenbefegung 155. 


W. 

Wahl der Kommunalbeamten 1. 

Waiſengeld 83, 116, 381. 

Warnung als Disziplinarſtrafe 389, 391. 

Wartegelder, Beſteuerung d. 29. 

Waſſerbauverwaltung, Militäranwärter in 134. 

Waſſerwerke, Betriebsverwaltung 109. 

Weſtfalen, Landgemeinden, Beamte d. 165; Diener d. 
165; Gemeindeeinnehmer d. 86, 166; Gemeindevorſteher 
d. 165; Unterbeamte d. 165; Aemter, Beamte d. 215; 
Amtmänner, Beigeordnete d. 216; Ernennung d. 218; 
beſoldete 215, 216; Ernennung d. 217; kommiſſariſche 
Berwaltung des Amtes 218; Amtsbeamte 218; Städte, 
Beamte d. 240; Beigeordnete 240; Beitätigung d. 244; 
Wahl d. 242; Beioldung, Feſtſetzung d. 246; Bürger: 
meilter 240; Beitätigung d. 244; Wahl d. 242; 
MagiftratsSmitglieder, bejoldete, Beftätigung d. 244; 
Penfionirung d. 247, 337; Bereidigung d. 246; Wahl 
d. 241; Magiftratstellen, fommiffariihe Verwaltung d. 
245; Normalbejoldungsetat 246; Schöffen 241; Be 
ftätigung d. 244; Wahl d. 242; fonftige Beamte, An⸗ 
ftellung d. 291; Beauffihtigung d. 291; Penfionirung 
d. 348; Kreisbeamte, Beauffihtigung, Beſoldung, 
Ernennung d. 299; Brovinzialverband, Beamte des 
302; Büreau- und Kafjfenbeamte d. 308, 309; Ein. 
rihtung von Provinzialämtern 303, Ernennung d. Be 
amten 303; Landesdireftor 303; Beitätigung d. 303; 
Einführung d. 306; kommiſſariſche Verw. d. St. d. 304; 
Bereidigung d. 306; Wahl d. 303; leitende Beamte d. 
302; obere Beamte 302; Cinführung d. 307; Ber 
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eidigung d. 307; Provinzialausfhuß 303, 309; Pro» 
pinzialinftitute, Beamte d. 309; Provinziallandtag 302; 
Provinzialitatut 302, 307; Reglements über Beamten» 
verhältnifie 309; Genehmigung d. 310. 

W iderſtand gegen die Staatsgewalt 417. 

Wiesbaden, Regierungsbezirk, Foritihugbeamte 88, 122, 
326; Beioldungsfeftfegungen 329; Benftonirung. 330; 
Stellenbejegung 328; Wittwen⸗ und Maifengelder 331; 
Bwangsetatifirung d. Beioldung 330. 

MWittwengeld 83, 116, 380. 

Wohnſitzpflicht 385 für Hannov. ftädt. Beamte 38. 

Mohnfigverlegung 38. 


3. 
Zeugengebühren 73, 103. 
Zeugnißpflidt 53. 
Zoologiſche Gärten, Betriebsverwaltung 109. 
Zuchthausſtrafe 416. 
Zugänglidfeit öffentliher Aemter 7. 
Zulaffung zu Öffentliden Aemtern 8. 
Zufiderungen an Beamte 16. 
Zuftändigfeitstabelle für vermögensredhtlide Anſprüche 
vd. Beamten 14. 
Zwangsmittel zur Anftellung von Beamten 98, 100. 
Zwangspenfionirung d. Beamten 413. 
Zwangsſtrafen, Einziehung von 26. 
Zwangsweiſe Regelung der Verhältniſſe Ländlicher 
Kommunalbeamten 84, 118. 
Zmwedverhände, fiehe unter den einzelnen Provinzen. 


* * v, 
/ / ji > 
Serrof6 & Ziemſen Wittenberg. 


Die Guttentag ſche Sammlung 


Deutfcher Reichageletze 
Preu Bifcher Geletze 


Text - Husgaben mit Anmerkungen 
und Sachregifter — Tafchenformat 





enthält alle wichtigen Gelege in absolut zu- 
verläffigen Oefeßestexten und in multergültiger, 
gemeinverftändlicher Weile erläutert 





Das am Schluß befindliche 
Schlagwort-Regifter wird geneigter 
Beachtung empfohlen. 


Guttentag’jge Sammlung 
Deutiher Reichsgeſetze. 


Text⸗ Ausgaben mit Anmerkungen. Taſchenformat. 


1. Berfaffung des Deutſchen Neid. Bon Dr. L. von 
Rönne. 9. Aufl. von Sandrat P. vom Rönne. 
1904. Mit Abünderungen vom Mai 1906. 
ZM. 40 Bf. 

2. Strafgeſetzbuch für das Deutihe Reid. Ben Dr. 
H. Rüdorfl. 23. Aufl, bearbeitet von Prof. 
Dr. Fr. v. Liszt und Dr. Ernst Delaquis. 
1910. IM. 80 Bf. 

3. Militärftrafgerichtorduung nebft Einführungsgejey 
Bon Wirkl. Geheimen Kriegsrat Dr. jur. A. Romen 
u. Kriegsgerichtsrat Dr. jur. Carl Rissom. 1910. 
EM. 


4. Haudelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 unter Aus⸗ 
ſchluß bes Seerechts. 14. Aufl. Beraußgegeben von 
Geh. Juſtizrat Prof. Dr. A. Mosse. Am Drud. 

5. Wechſelorduung vom 3. Juni 1908. Kommentar 
von Juſtizrat Dr. J. Stranz und Rechtsanwalt Dr. 
M.Stranz, und dad Wechſelſtempelſtenergeſetz vom 
15. Juli 1909 von Seh. Regierungdrat P. Lock. 
10. Aufl. 29099. 3 M. 

5a. Wechfelftempelftenergefek apart. 10. Aufl. IM. 25 Pf. 

6. Reichögewerbeorduung nebft Ausführungsbeftims- 
mungen. on Berger und Willhelmi. 18. ver» 
änderte und fehr vermehrte Auflage von Stabtrat 
Dr. Karl Flesch in Serbindung mit Dr. Friedr. 
Hiller u. Dr. Herm. Luppe. ı970. AM 

— 2 — 


Guttentag’iche Gemmlung Deutſcher dieichsgeſere 


Erganzungaband: Preukifhe Wusfühsungs- 
anmweifung. 1904. 2 M. 


7. Poſt⸗ uud Telegraphen⸗Geſetegebung. Nebſt Welt 
poftvertrag und internationalem Telegraphenvertrag. 
6. Aufl. von Geh. Ober⸗Poſtrat Dr. M. König, 
1908. LM. 


8. Die Reichögefege Über den Unterftägungswohnfig, 
die Freizligigleit, ben Erwerb unb Berluft ber 
Bundes und Gtantönngehörigleit. Bon Geheim⸗ 
rat Dr. J. Kreoh, Mitglied d. Bunbeßamied für 
das Heimatweſen. 7. Aufl. Mit Anhang: Geſetz 
für Elſaß⸗Lothringen v. 1909. 1908. 3 M. 


9. Sammlung Heinerer ſtrafrechtlicher Reichsgeſetze. 
on Dr. N. H. Kriegsmann, Privatdozent in 
Kiel. 3. Aufl. 1910. 4 M. 





10. Das Neichsbeamtengeſets von J. Pieper. 2. Aufl. 
1901, 4 M. 50 Pf. 
— Gele von 1907 fiehe Nr. 82. 


11” Bivilprogehorbuung mit @erichtönerfaffungdgeich 
in den neueften Faffungen. Bon R. Sydow. Fort⸗ 
geführt von L. Busch. 13. 13. Aufl. mit Novelle 
betr. Zuftänbigleit des Reichögerichtö v. 22. V. 1910. 
80%, 19200. 7M. 

Die Novelle (als Anhang, ber 12. Aufl.) entb. das’ 
Beiey v. 22. V.1910. 25 Pf. 
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Amts- und Gemeindeeinnehmer 335; der rheinijch-weit- 
fäliſchen Forſtbeamten 335; der ftädtiihen Beamten 78, 
112, 348 ff, in Hannover 348; der Standesbeamten 
79, 114; Rectsverhältniffe der Penſion, Abtretung, Be- 
ſchlagnahme, Ruben, Verpfändung 359; Verfahren bei 
PBenftontrungen 357; WBorausfegung der Penſionirung 
350; Miedereintritt eines Benfionärs in den Kommunal: 
dienft 360; Zahlung der Penfion 359. 

VBenjionsberedhtigung, fakultative der Beanıten ver 
Amtsbezirke, Landgemeinden, Zweckverbände 336. 

Benfionsgefeg, ftaatlihes auf Kommunalbeamte an- 
wendbar 350. 

Penſionskaſſenverbände in Rheinland und Weftfalen 
89, 120, 365. 

Perſonal, eigenes, Kriterium der Betriebsverwaltung 108. 

Pfändung des Gehalts, Wirkung derfelben 22. 

Pfändungsporredte 22. 

Pfandfreie Gehaltsforderungen 23, 25; Penfionstheile 
23, 25; Saden 22. 

Pflegihaft, Genehmigung zur Hebernahme 59. 

Pflichten der Beanten 1, 4, 38. 

Pflihtverlegung feitend Beamter 386. 

Pförtner, Nichtbeamte 99. 

Polizeibeamte, ftädtifche, Gehaltsrenifion 78, 112. 

Polizeierelutivbeamte 78. 

Polizeifergeanten 145. 

Polizeiverwaltung, dÖrtlide 77. 

Poſen, Kreisbeante 300; Beauffihtigung, Beioldung, 
Ernennung 300; €. der Bureau: und Kaflenbeamten 313; 
Provinzialbeamte 3105 Beamte der Provinzial: 
Chauſſee- u. Wegeverwaltung 314; Landesdireftor, Be 
jtätigung des 310; Einführung und Vereidigung 312; 
fommifjarifhe Verwaltung der Stelle 312; Wahl 310, 
311, Beitellung des Stellvertreter 311. 

PBrivatverfiherungsgejellfhaften 117. 
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Brobezeit (Militäranwärter) 134. 
Probedienjtleiftung (Militäranwärter) 134. 
Provinzialbeamte, fiehe die einzelnen Provinzen. 
PBrovinzialrath, Beſchwerde an den 15. 
Provinziale Armen: und Waiſenkaſſen 117. 
Prüfung für Subalternbeamte 132. 


O. 


Qualifikation zu einem Amte 2. 


R. 

Rang 4. 

Recht, ftatutarifches 32. 

Rechte, befondere der Beamten 4, 13 ff. 

Rechtsbeugung 423. 

Rechtsverhältniſſe d. Dienfteinfommens 17. 

Rechtsweg (ordentliher) 14; Erweiterung d. 16. 

Negelung der Beamtenverhältniffe der ländlichen Kom: 
munalverbände 84, 118. 

Negierungspräfident, Beitätigung der Feld- u. Forſt⸗ 
hüter 334 ; der MagiftratsSmitglieder 236, 244, 250, 266, 
280, 287; der Polizeibeamten 77, 78; Einwirkung auf 
die Städte bezügl. ortsftatutarifcher Regelung d. Betriebs- 
verwaltungen 107; bezügl. Vereinbarung mit Angeftellten 
älteren Rechts 110. 

NRegiftraturdienft 146. 

Reglement (provinzielles) 95. 

Reihsanzeiger 154. 

Reichstag, Eintritt in den 42. 

NReifeloftenentihädigung 13, 72, 104. 

Renten bei Betriebsunfällen 369. 

Revifion an das Oberverwaltungsgericht 14. 

Rheinprovinz, Yandgemeinden, Beamte d. 162; 
Diener 163; Beitätigung u. Wahl 214; Gemeindeein- 
nehmer 86, 164,206, 210; Gemeindevorfteher 162; Beltäti- 
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gung 212; Ernennung d. Stellvertreterd 212; Wahl d. 
212; Unterbeamte 163; Beltätigung u. Wahl 214; Yand- 
bürgermeiftereien, Beamte d. 206; VBürgermeiiter 
206; Ernennung d. 207, 212; kommiſſariſche 208; 
PReigeordnete, bejoldete 209; Beitellung d. 208, 214; 
Tiener, Unterbeamte 2095 Beftätigung d. 209, 214; 
Wahl d. 209, 214; Städte, Beamte d. 248; Bürger: 
meifter, Beigeordnete 2485 Beltätigung d. 250; Gr- 
nennung d. 251; Bereidigung d. 251; Wahl d. 249; 
Magiftratsperfonen 248; Gehaltsfeftiegung d. 252; 
Benfionirung d. 252, 3385 Normalbefoldungsetat 251; 
ſonſtige ftädt. Beamte, Anjtellung d. 291; Beauffichtigung 
d. 291; Penftionirung d. 348; Kreisverbände, Be 
amte d. 299; Beauffihtigung d. 299; Befoldung d. 299; 
Ernennung d. 299; Provinzialvderband, Beante des 
302; Einführung d. 309; Ernennung d. 303; Ber- 
eidigung d. 309; leitende 302; obere 302; Einführung 
d. 307; Bereidigung d. 307; Bürean u. Kaffenbeamte 
308; Bejeung d. Stellen d. 309; Einführung und 
Bereidigung 309; Cinridtung von Brovinzialämtern 
303; Geihäftsinitruftion 309; Landesdirektor 303; Be- 
jtätigung d. 303; Einführung d. 306; kommiſſariſche Ver- 
waltung jeiner Stelle 304; Bereidigung d. 306; Wahl 
d. 3035 Provinzialausfhuß 3035; Provinzialinftitute, 
Beamte d. 309; Provinziallandtag 302; Provinzialitatut 
302, 307; Reglements über Beamtenverhältniffe 309; 
Genehmigung d. 310; 

NRiefelfelder 109. 

Rügen, fiehe Neuvorpommern. 

Ruhegehälter, Beiteuerung d. 29. 


©. 
Sachverſtändige, Gebühren der 73, 1035 Konmunals- 
beamte als 54. 
Schadenserjaß wegen Amtsanmaßung 4; fiehe auch Ge 
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jammthaftung; wegen eigenmädtiger Subjtitution 39; 
gegen die Beamten 63; gegen den Kommunalverband 67. 
Schlachthöfe als Betriebsverwaltungen 99, 109. 
Schleswig-Holitein, Yandgemeinden, Beamte der 
184; Anjtellung 185; Gemeindevorſtand, Tollegialifcher 
186; Gemeindevorfteher (Lehnsmann), bejoldete 184; Be- 
ftätigung der 190; Entiehädigung der 191; Stellvertreter 
der 186; Ernennung der Stellvertreter 191; Vereidigung 
der Gemeindevorfteher 191; Wahl der ©. 186; Wahl- 
handlung 187; Wahlvoritand 187; Ziwedverbände, 
Beamte der 218; Verbandsausfchuß 221, 222; Verbands- 
ftatut 221; Verbandsvorſteher 220; Beftätigung des 
220; Wahl des 220, 222; Amtsperbände, Beamte 
der 226; Amtsporjteher 227;. Anjtellung des 228; Be- 
ftallungsurfunde des 229; kommiſſariſcher 227; deſſen 
Nemuneration 230; Städte, Beamte der 274; Ge- 
haltsfeſtſetzung 282; &emeindeunterbeamte, Ernennung, 
Beauffihtigung 293; Stadtlaffirer 293; Kaution des 
294; Magiitratsmitglieder, Betätigung 280; kommiſſa—⸗ 
riſche Verwaltung ihrer Stellen 281; Vereidigung 281; 
Wahl 276; NRormalbefoldungsetat 282; Penſionirung 
der Magiftratsinitglieder 282, 339; der ſonſtigen ftädttichen 
Beamten 348; Kreife, Beante der 298; Beauffichtigung, 
Ernennung 299; Bejoldung 298; Provinz, Beamte 
der, leitende, obere 302; Einführung, Vereidigung der 
307; Büreau⸗ und Kafjenbeamte 308; Bejeßung der 
Stellen, Einführung und Vereidigung, Geichäftsinftruftion 
309; Einrichtung von Provinzialämtern 303; Ernennung 
der Beamten 303; Xandesdireltor, Beitätigung 303; 
Einführung und Vereidigung 306; kommiſſariſche Vers 
waltung der Stelle 304; Wahl 303; Provinzialausſchuß 
303; Provinzialinititute, Beamte der 309; Provinzial- 
landtag 302; Provinzialjtatut 302, 307; Reglements über 
Beamtenverhältniffe 309; Genehmigung derjelben 310. 
Schöffe (GerichtE-), Berufung als 44. 


448 Sachregiſter. Die Ziffern weifen auf die Seitenzahlen Hin. 


Sicherung der Alten beim Tode eines Beamten 69. 

Situngszimmer, Räumung des 72. 

Staatsdiener 1. 

Staatsdienit, mittelbarer 8, 10. 

Stadtgemeinde, Beamte der, fiehe unter den einzelnen 
Provinzen; Definition der 84. 

Stadtfaffirer, fiehe Schleswig-Holftein, Beamte der 
Städte. 

Stadtjefretär, Hannover, fein Militäranwärter 148; 
Mahl des 294; Wohnſitzpflicht am Dienftort 38. 

Standesamtsbezirte 80. 

Standesbeamte 79, 114; Penfionirung 79; Stellver- 
treter 80; Widerruf jeiner Beitallung 81, 114. 

Statutoftroyirung 85, 119; nicht bei Gemeindeforit- 
beamten 122. 

Stellvertretungsfoften für beurlaubte Beamte 42. 

Stempelfontrole 60. 

Stempelfteuer, Haftbarkeit für 60; Zeit der Verwendung 
61. 

Sterbegeld bei Betriebsunfällen 369. 

Sterbemonate 377, 379; fteuerfrei 29. 

Steuergeheimniß bei Einkommen- und Gewerbefteuer 
55; Ergänzungsfteuer 56. 

Steuerprivilegien (Steuervorredte) 26. 

Strafentziehung 424. 

Strafverfegung gegen Provinzialbeante 390. 

Strafvollitredung, rechtswidrige 424. 

Straßenbauverwaltung, Militäranwärter in 134. 

Streit über vermögensrechtliche Anſprüche 13. 

Subalternftellen, Belegung durch Militäranwärter 76, 
126, 137. 

Subftitution, eigenmädtige verboten 39. 

Suspension eines Beamten 408. 
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T. 
Tagegelder 73, 104. 
Techniſche Beamte, Anſtellung auf Zeit 106. 
Theater, ſtädtiſche, Betrieböverwaltungen 99, 109. 
Sheilnehmer an geheimen Verbindungen 419. 
Titel 4, 71. 


N. 


Vebergangsbeftimmungen d. K.B. G. 88, 123. 

Umzugskoſten, Verluft des Anſpruches auf, als Disziplinar- 
ftrafe 390. 

Unfähigkeit zur Bekleidung Öffentlicher Aemter 416. 

Unfreiwillige Berfegung in den Ruheſtand, fiehe 
Zwangspentionirung. 

Unpfändbare Gegenjtände 22, 25; Gehaltsforderungen 
23, 25. 

Unterbeamtenftellen, Bejegung durch Militäranwärter 
76, 126, 137. 

Unterbeamte, Xrreititrafen 389; Stellen den Militäran- 
wärtern vorbehalten 126, 138. 

Unternehmungen, gewerbliche 108; wirthichaftliche 108.. 

Unteroffiztere mit acdhtjähriger Dienftzeit 132. 

Unterſchlagung im Amte 426. 

Unwürdiges Betragen im Amte 386. 

Unzüchtige Handlungen Beamter 420. 

Urfundenfälihung im Amte 425, 426. 

Urfundsperjonen, Beamte als 37. 

Urlaub, Entfernung vom Amte ohne 388; Ueberſchreitung 
des 388; fein, bei Erfüllung Öffentlicher Pflichten 42, 43. 

Urlaubsnachſuchung in Krankheitsfällen 40. 


V. 
Verabſchiedung der Beamten 6. 


Verbände, kommunalſtändiſche und landſchaftliche fallen 
nicht unter das K.B.G. 92. 


Kremski, Kommunalbeamtengeſetzgebung. 29 


Outtentag'jpe Gammiung Dentiier Meidägeiche, 


54. Die Neichögeiekgebung über ben Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchs⸗ 
gegenſtäͤnden. Bon Dr. Georg Lobhin, Nahrungs⸗ 
mittelchemiker. 1900. 2 M. 25 Pf. 

55. Das Recht der Beſchlagnahme von Lahn⸗ und Ge⸗ 
haltsfordernugen. Bon Juſtizrat eorg Meyer. 
4. Aufl. 1910. 2 M. 60 Pf. 


56. See, betr. die Belämpfung gemeingefährlicder 
Srantgeiten. Nebft Ausführungsbeitimmungen. Bon 
Dr. Bruno Burkharät, Regierungsrat, Mitglieb 
des Kaiſ. SeiunpheitlBamtd. 1900 1M. 40 Pf. 

57. See-Unfaliverfiherungsgefek. Bon Dr. Max 
Mittelstein, Oberlanbeögerichtörat in Hamburg. 
1901. 2 M. 

58. Daß Recht ber unchelidden Kinder nach dem BGB. 
on Hermann Jastrow, Amiög. Rat. 1901. 
1M. 80 Pf. 

59. Reichögefeg Über die Beurknudung bes Berfonens 
ſtaudes und bie Eheichliehung. Bon Dr. F. Fidler, 
Amtgeritörat. ı901. 1 M. SO Pf. 

60. Sefey, betreffend das Urheberrecht au Werten ber 

Literatur und ber Tonkunſt in der Faſſung vom 
22. V. 1910. Bon Oberlandesgeritsrat Otto 
Lindemann. 3. Aufl. 910. 1 M. 60 Pf. 


61. Befeg über das Verlagdrecht. Bon Juſtizrat 
E. Heinitz. 2. Aufl. Bearbeitet v. Rechtsanwalt 
Dr. Marwitz. ı911.. 1M. so Pf. 
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62. 


65. 


Gnttentag’jche Sammlung Dentfiher Reichsgeſetze. 


Gef. über private Berfiherungsunternchmungen. 
Son H. Könige, Reichsgerichtsrat. 2. Aufl. 1910. 
4 M. 20 Pf. — 


.Geſetzedtafel des Deutſchen Reichſsrechts. Syſte⸗ 


matiſch geordnete Nachweiſung des z. Z. gelten⸗ 
den Reichsrechts. Ergänzungsband zu der Gutten⸗ 
tag'jchen Sammlung Deutſcher Reichſsgeſetze. Bon 
Hugo Bruhns, Syndikus. 1902. 80. 2M. 50 Pf. 


. Sefegfammlung betr. den Sanbel mit Drogen und 


Giften. Reichsgeſetzl. Beflimmungen und Anhang 
mit den landesgefegl. Berorbnungen fümtlicher 
Bundbesftanten. Bon Rechtsanwalt H. Sonnenfeld, 
Syndik. d. Berl. DrogiftenInnung. 1902. 3M. 


Das Weingefe In der Faſſung v. 1909. Mit Aus⸗ 
füßrungsbeflimmungen von Dr. Georg Lebbin, 


gZandels⸗ u. Gerichtäißemiter, 2. Aufl. 1909, 


66. 


67. 


2M. 50 Pf. 


Die Eiſenbahn⸗Geſetzgebung. Bon W. Pietsch, 
Rechnungsrat im Reichs: Biienbahn Amt. 1902. 
5M. 


Militar⸗Strafgeſeizbnch. Von Romen u. RiBom. 
In Vorbereitung. 


. Daß Fleiſchbeſchaugeſetz. Vom 3. Juni 1900. Bon 


Dr. Georg Lebbin, Gerichtschemiker und Reqes— 
anwalt Dr. Georg Baum. 1903. AM, 
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69. 


70. 


71. 


72. 


73. 


74. 


75. 


Guttentagꝰſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. 


Reichsgeſez über die Naturalleiſtängen ber be⸗ 
waffneten Macht im Frieden nebſt den in 
Preußen geltenden Beſtimmungen. Bon Res 
gierungßafleffor Dr. Walter v. Hippel. 1903. 
1M. 25 Pf. 
Dos Neiche-Haftpflichtgefe, vom 7. Juni 1871. 
Bon Regierungsrat Dr. . Eger. 1903. Preis 3M. 
Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, v. 30. März 
1903. on H. Spangenberg, Oberverwaltungs⸗ 
gerichtsrat. 2. Aufl, 1904. IM. 60 Pf. 
UnfaliverfihderungSgefek für Laud⸗ und Forſt⸗ 
wirtfchaft von weil. Dr. E. von Woedtke, fortgeſegt 
von Alfred Radike, Geb. Regierungsrat und 
Senatspräſ. im Reichsverſicherungsamt. 2. Aufl. 
1994. 4 M. 50 #8. 
Entſchadigung für unſchuldig erlittene Verhaftung 
und Beſtrafung. Nebft Anbang, entb. die dazu 
gehörigen Nebengefege Über Schabenserfag. Bon 
Dr jur. A. Romen, Wirkl. Seh. Kriegärat. 1904. 2M. 
Die Kaufmanusgerichte nebft den preuß. Aus⸗ 
fübrungsbeflimmungen. Bon Prof. Dr. Max Apt, 
3. Aufl, 1905. 2M. 
Reichsgeſetz über die Konfnlargerichtäbarteit. Bon 
Dr. jur, A. F. Vorwerk, Rechtsanwalt in 
Schanghai. 2. Ausgabe, mit dem Schutgebiets⸗ 
gejeg und der Ausführungsverorbnung, betr. bie 
Rechtöverhältnifie in den Schuggebieten. 1908. 2M. 
. 1 — 


Guttentag ſche Sammlung Deutidger Reidhägefege. 


76. Die Rechtshilfe im Verkehr mit ben orbentlichen 
Gerichten nad dentſchem Reichſsrecht. Bon Land: 
richter Dr. A, Friedländer. 1906. IM. 80 Bf. 


77. Dad Reichserbſchaftsſtenergeſett. Bom 3. Juni 
1906. Bon Ulrich Hoffmann, Rechnungsrat im 
Kgl. Preuß. Finanzminifterium. 2. Aufl. 1911. 
5 M. 

78. Zigarettenſtenergeſett. Vom 15. Juli 1909. Bon 
Dr. Cuno, Regierungsafſeſſor. 2. Aufl. 1909. 
Im Drud, nad Erlaß der ſämtl. Ausf.Beft. 

79. Die Militärpenfiousgefege vom 31. Mai 1906 
nebft Ausführungdbeflimmungen. Zum Gebraud) 
für Heer, Marine und Schußtruppe von Dr. jur. 
A. Romen, Wirfliher Geheimer Kriegsrat. 

a) 1. Zeil: Dffigterpenfionsgefeg. 1907. 3M. 50 Pf. 

b) D. Zeil: Mannſchaftsverſorgungsgeſetz. 1908. 

3M. 50 Pf. 


80. Reichsgeſetzgebung über gerichtliche Regifterführung. 
Bon Otto Lindemann, Landrichter. 1906. 3 M. 

81. Geſetz, betr. Urheberrecht an Werken ber bildenden 
Künfte und der Photographie. Bon Dr. Ludw. 
Fuld, Rechtsanwalt. 1907. 1 M. 

82. Neihsbeamtengefek in der Faſſung vom 18. Mai 
1907 und feine Ergänzungen von GBeheimrat 
-Profeffor Dr. Ad. Arndt, 1908 3 M. 

83. Reichögejek über den Berſichernngsvertrag nebft 
Einführungsgefeg. Von Dr. Paul Hager und Dr.E. 
Bruck. 2. vermehrte u. verbefl. Aufl. 1910. 5M. 
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Gnttestag’ige Samminug 


Brenkiider Geleke. 


Zert:Außgaben mit Anmerkungen. Taſchenformat. 


1. 


6. 


Die Berfaffungs-Urkunde für den Preußiſchen Staat. 
Mit Einleitung, volfländigem Kommentar. Bon Prof. 
Dr. Adolf Arndt. 6. Aufl. 1907. 3M. 


. Breußiiche Venmten-Befehgebung. Enthaltenb bie 


wichtigſten Beamtengefege in Preußen. Bon 
C. Pfafferoth. 4. neubearb. Aufl. 1905. Mit An- 
bang: Abänderung vom 27. Mat 1907. 2M. 


. Die Anufnahme bed Notteſtaments durch die bes 


ftelten Urkundsperſonen. Anmweifung mit Mufter- 
beifpielen und Abriß bes Erbrechts von Amts 
gerichtörat C. Kurtz,. 1904, IM. 50 Pf. 


. Gebührenorbuung für Notare vom 25. Juli 1910. 


4. Aufl. bearbeitet von Juſtizrat Rausmitz. 1910. 
2M. 20 Bf. 


. Sefe vom 24. April 1854 (betr. bie außerehel. 


Schwängerung). Bon Dr. Schulze, 1873. 75 Pf. 
Bültiges Recht fiehe: Reichsgeſetze Nr. 58. 

Die Preuß. Ausführungsgefete und Berorbnungen 

zu deu Reichs⸗Juſtizgeſetzen. Bon R. Sydow. 

3. vermebrte Aufl. 1895. 2M.AOPf. ©. Seite 23, 


 Buld-Eylan, Ausführungsgefege. 
. Allg. Gerichtsordnuug und Preuß. Ronturdorbuung. 


Son F. Vierhaus, Bergriffen. 
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8. 


9, 


10. 


11. 


12. 


13. 


Gattentag'fge Sammlung Preußiſcher Geſetze. 


Bormuudſchaftserduuug. Bon F. Schultzenstein. 
‚Gültiges Recht fiehe: Reichsgeſetze Nr. 47. 


Die Preußiſche Grunbbuchgefegebung. Bon Prof. 
Dr. Fiseher. Vergriffen. Siehe: Reichsgeſetze Nr. 42. 
Einfonmenftenergefek. Bon A. Fernow, Geb. 
DbersFinanzrat. 7. Aufl. 1908/9. Mit Nachtrag 
v. 22. IH. u. 26.V.09. 3M. 25 Bf. 
Gewerbeftenergefet. Bon A. Fornow, Beh. Ober: 
Yinanzrat. 5., vermehrte Aufl. 1910. 3 M. 


Allgemeines Berggeſetz für die Preußifchen Staaten 
vom 24. Suni 1865. Bon W. Westhoff und 
W. Schlüter. 2. Aufl. 1907. Mit Nachtrag v. 
199. 5 M. 

Ergänzungsftenergefeg (Vermögensſteuerge⸗ 
ſe ). Bon A. Fernov, Geh. Ober⸗Finanzrat. 4. ver: 





mehrte Aufl. 1907. 2 M. 40 Pf. 


14. 


15. 


16. 


Sonmmmualabgabengefek. Bom 14. Juli 1893 und 
Sefeg wegen Aufhebung direkter Staatöfleuern. 
Von Dr. F. Adickes, Oberbürgermeifter. 4. Aufl. 
1906. 1 M. 50 Pf. 

Die Kreißorbunngen für den. Preußiichen Staat. 
Son O. Kolisch, Landgerichtörat. 1894. 4 M. 
Konzeffiouierung gewerblicher Anlagen. Preuß. 
Ausführungs-Anmweifung zu $$ 16 u. ff. der Gewerbes 
Drdnung. BonDr. W.v. Rüdiger, Beh. Regierungs⸗ 
u. Sewerberat. 2. Aufl. ı901. 2ZM. - 


Guttentag’ige Sammlung Preußiſcher Beiete. 


\ 
} 
\ 
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17. 


18. 


19. 


20. 


23. 


24. 


Preußiſches Sericgtstoftengefet. Bom 25. Juli 1910. 
Mit Roftentabellen Von Dr. P. Simdon, Kammer: 
gerichtörat. 6. Aufl. 1910. 3 M. 60 Pf. 


Preußiſches Stempelftenergefe vom 30. Juni 1909. 
Mit Ausführungsbeftimmungen. Bon P. Loeck, 
Geh. Regierungsrat. 7. Aufl, 8%. 1911. ca 7 M. 


Dos Jagdſcheingeſetz. Mit ausführlichen Erläute⸗ 
rungen. Bon F. Kunze, Wirklichem Geh. Ober⸗ 
Regierungdrat. 2. Aufl. 1899. 2 M. 


Die preufifchen Erbſchaftsſtenergeſetze. Unter Bes 
ruckſichtigung der Novelle vom 31. Juli 1895. Bon 
U. Hoffmann, Rechnungsrat im Königl. preuß. 
Finanzminifterium. 1905. 4 M. 

(Reichs⸗Erbſchaftsſteuergeſeg |. Neihägeieke Ar. 77). 


. Gejeg über die Haubelskammern. Bon F. 


Lusensky, Geh.Regierungsrat. 2. Aufl. 2909. 3M. 


. Gefeg, betr. Auſtellung und Berforgung ber Kom- 


munalbeausten. Bon Dr. W. Leodermann, Ma- 
oiftratsafleflos zu Berlin. 1899. 1M. 25 Pf. 
Ansführungsgeiek zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
Bon Kammergerichtsrat Dr. P. Simson, 2. Aufl. 
1905. 1 M. 80 Pf. 

Die Hinterlegungsorbuung in der Tyafiung bed Aus⸗ 
führungsgeſeges 3. BGB. v. 20. Sept. 1899 nebft 
Ausführungsbeftimmungen. Bon Regierungsrat 
Dr. &eorg Bartels. 2. Aufl. 1908, 2 M. 
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Outtentag’iige Sammlung Prenkifcher Geſetre. 


25. Preußiſche Kommunalbeamtengeſetzgebung. Bon 
Magiftr.»Affefj. Dr. Fr. Kremaki, Berlin. 1901. 3M. 


26. Geſetze über daß Dienfteintonmen ber Lehrer und 
Lehrerinnen, Auhegehalt und Färforge für Sinter- 
bliebene. Tabelle zur Berechnung der Ruhegehalts⸗, 
Witwen: u. Waifenbezüge. Bon Dr. Ed. Cremer, 
Beigeordneter. 1900. 2 M. 40 Pi. 


27. Geſetz, betreffend die Warenhausſtener. Bon Geb. 
Ober⸗Finanzrat Dr. &. Strutz, 1900, 1M. 20 Bf. 


28. Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. 
Bon Landgerichtsdirektor Dr. P. F. Aschrott. 
2. umgearbeitete Aufl. 1907. 2 M. 80 Pf. 


239. Geſet, betr. bie ärztlichen Ehrengerichte, Dad Um⸗ 
lagerecht und bie Kaſſen ber Mergtelammern. Bon 
Amtsgerihtsrat Dr. F. Fidler. 1901. 1M.50 Pf. 


50. Daß Preußiſche Staataſchuldbuch und Reichs⸗ 
ſchulbbuch. Bon Wirkl. Geh. Ober⸗Finanzrat 
J. Mücke, 1902. 2 M. 


Sta. Die geltenden Preußiſchen Geſindeordnungen. 
Seraudgegeben in zwei Bänden von Stephan 
Gerhard, Rechtsanwalt in Berlin. 1902. 


Band I: Sefindeorbnung für die altpreußiſchen 
Provinzen vom 8. XI. 1810, mit @rläuterungen 
unter Berüdfichtigung der Er änzungögefege und 
der Rechtöverbältniffe der Sefindevermieter, ſowie 
die eordnungen für Neuvorpommern und 
Rügen und für bie Rheinprovinz. 2.50 Pf 
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Guttentageſche Sammlung Preußiſcher Geſetze. 


31b. 


32. 


37. 


38. 


Baub II: Geſindeordnungen für Hannover, 
Schles wig⸗Holſtein, Hefjen-Naffau und den 
Regierungsbezirt Hohenzollern. 2 M. 50 Pf. 

Siehe au Seite 24: Ratgeber von Grieben. 


Die Stäpteordnung für Die ſechs Bftfichen Provinzen 
Preußens vom 30. Mai 1853. Bon Dr. jur. Walter 
Ledermann, Ragiſtrats⸗Afſeſſor zu Berlin. 8°. 
1903, 6 M. 


. Nentengutd» und Unerbeurehtö-@elekgebung im 


Prenfen. Bon Landgerichtärat MH. Peltaschn 
und Rechtsanwalt Bruno Peltssohn. 1903. 3 M. 


. Sammlung ber widtigften preußiſchen Strafgefetse 


nebſt Anbang: Geſetz betr. polizeiliche Straf⸗ 
verfügungen vom 23. April 1883. Von Otto 
Lindemann, Oberlandesgerichtsrat. 1903. 2 M. 
50 Pf. 


. Gefchäftsorbunng für Serichtänoligieher. Berichts: 


vollzieberordnung und Gebübrenfäge von Amts: 
gerichtsſekretär Emil Exner. 1904. 3M. 50 Pk. 


. Bolizeiverorbuunngen in Preußen. Don Otte 


Lindemann, Landridter. 1904, IM. 50 Pf. 
Beleg über die Enteigeung von Grundeigentum 
vom 11. Juni 1874. Bon Oberlandesgerichtsrat 
O0. Meyer. 2. Aufl. 1911. 2 M. 25 Pf. 
Kreiß-: und Provinzial: Mbgabengefik Vom 
23. April 1906. Bon Fr. Schmidt, Gemeindevor⸗ 
fießer. 1906. 1 M. 25 Pf. 
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Outtentag’ide Summinng Preußiſcher Geſetze 


39. Befeg betr. die Unterhaltung der Bff. Bollsſchulen. 
Bon Dr. A. Marcks, Reg.⸗Rat. 1906. 2M. 


40. Berwaltungdftrafverfahren bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Zollgefege und indirekte Reichs⸗ und 
Landedabgaben, ſowie die Beflimmungen über bie 
Schlacht⸗ und Wildpretfleuer vom 26. Zuli 1897. 
Von Dr. Richard Katzenstein, Gerichtsaſſeſſor. 
1907. 3 M. 60 Pf. 

41. Die preußifchen Jagdpolizeigeſetze. Bon Fr. Kunze, 
Wirkl. Beh. Oberregierungsrat und R.Klühnemann, 
Rechtsanwalt. 2. Aufl. 2907. 3 M. 60 Pf. 


42. Die Geſetzgebung über die Allgemeine Landes» 
verwaltung und über die Zuftändigfeit ber Ber 
waltungs⸗ uud BerwaltungsgerichtSbehörden. Bon 
Rechtsanwalt Dr. Karl Friedrichs. 1908. 3 M. 

43. Geſetz betr. die Zulaſſung einer Verſchuldungs⸗ 
grenze für lands und forftwirtichaftlich benutzte 

- &rundftüde v. 20. Auguft 1906 nebft Ausführung» 
vorſchriften. Bon,Dr. jur. R. Leweck, Syndilus 
‚ ber Dftpreuß. Landſchaft. 1908. 2 M. 40 Pf. 
44. Quellenſchutzgeſet; vom 14. Mai 1908 nebft den 
Ausfuhrungsbeſtimmungen von Carl Voelkel, 
Geheimer Bergrat. 1909. 1 M. 

45. Rechtsverhäftnifie der Juden in Preußen von 
Dr. jur. et rer. pol. Max Kollenscher, Redt3» 
anwalt. 1910. 2M. 40 Pf. 


_1— 
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Guttentag’fpe Sammlung von 
Geri-Jusgaben mit Sathregiſter ohne Anmerkungen. 


Taſchenformat, elegant in Leinen gebunden. 
Yelhs-Zufiizgefehe: Ser iclönertafiungögefet. Zivil⸗ 
proscehorbuung. Konkurßorbuuug. trafprozeß⸗ 
orduuug. 2. Aufl. u einem Bande 3 IR. SO BI. 
Zivilyro —— mit Geriätöverfaffungsgefe und 
Einfũ 8ggeſezen. Neue sat von 1909 mit Er- 
gänzungen dv. 22. Mat 1910. 
Kounkursordunng mit —— 80 Pf. 
Bürgerfiden nt nebſt Einfüßrungsgefek. 
Abdruck. 2 
— *— neh eungeaeict u. Seerecht. 
Abdrud. 1910, 
Ausfüßcnugsenwriiung ; her Gemerbeorbuung vom 
1. Mat 1904 nebft der preuß. techniſchen Anleitung. 2M. 
Nilitärfirafgeribtsordunng nebſt Einfährungsgefek 
u. Bef., betr. Dienftvergehen ber richterlichen Militärs 
juſtizbeamten u. unfreiwillige Berfegung derſelben ufw. 
Militär-Strafgefegbuch *) mit Abdruck der entſprechen⸗ 
den Beftimmungen bes Reichs⸗Strafgeſetzbuchs. 2. Aufl. 
IM. bo Pf. °) IR auch einzeln gu haben. Preis 1 MRE. 
Weifelordunng in der Fafſung der  oconntmadung v. 
3. Juni 1908. Mit Unhang: Werhlelprszeh uub 
Ansführungsanweifung. 1908. 1 DM 
De ri iſchen Ausfüßrn efeße mun BSfrger- 
a Bude en —5 Rare 
en obne Anmerkungen. b. Aufl. Taſchenformat. 
Geb. in ganz Leinen Preis IM. 80 Bi. 
Beastinanigefehe v. 15. Juli 1909 einſchließlich ber 
Reichsſtempelgeſetze u. des Ers ſch aftsſtenergeſeres. 
1909. Geb. in ganz Leinen. 2 M 
Zuwachsſtenergeſetz. 80 Pf. 
_ — 


Guttentag ſiche Sammlung von Tert-Uußgaben mit 
Sachregiſter ohne Anmerkungen. 


Die Iren iſchen Ausführungsgefehe, Yerordunugen 
uifteriellen Yerfigungen gu Dem Biirger- 

Fiden Geſetzbuche und ven Reichs⸗Juſtizgeſetzen nebſt 
anderen zugehörigen Geſetzen. Bon I. Busch. 
2. Aufl. von Vandrichter O. Eylau, 8°. Preis 


geb, iM. 50 Bf. 


Frenkifde Bürgerlide Geſetzſammlung. Sammlung 
der noch geltenden Landesgeſete —— 
Inhalts. —8* egeben von den der qusan⸗ oren 
er und Dr. F. Schroeder. 8°. 
Preis geb. tn ganz Leinen 20 M. 


Erſter Band: Das nigemeine Landrecht wit den 
Einführnugs⸗Patenten. Preis 6 M. 


Zweiter Band: Gefeke von 1773—1902. Preis 14M. 


Vreußiſches Banpolizeirehl,. Mit Kommentar der 
Baupolizeiverorbnung für die Bororte von Berlin. 
Bom 28. Mai 1907. Bon Bemeinde-Baurat Karl 
Saß, Königlichen Neg.:Baumeifter a. D. Preis 6M. 


Straßen- und Baufluhtliniengefeh. Kommentar für 
den praktiſchen Gebrauch mit zeichneriichen Darftellungen 
von Gemeindebaurat Karl Sah, Kal. Regierungs⸗ 
daumeifter a. D. 89% Preis Tartontert 3 M. 


Alndhtliniengefehe — Das Belek, betreffend die Au- 
Segung und PBeränderung von Straßen und Plägen 
in Städten und ländlichen Oxtichaften vom 2. Juli 1875. 
Des Kommentars von weil.Oberverwaltungsgerichtsrat 
R.Friedrichs. Sechſte, völlig neubearbeitete Auflage. 
Von Senatspräfident Dr. jur. Hugo von Strauß 
und Torney. 1910. Im Druck. 





J. Guttentag, Berlegbönähendiung, & m. b. 9 
in Berlin W 55. 





Suvalidenverfiherungsgefeß vom 13. Yult 1899, 
Handbausgabe mit Anmerkungen herausgegeben 
von Dr. Richard Freund, VBorfigendem ber Landes⸗ 
Berfiherungsanftalt Berlin. 3 Aufl, geb. 5 M. 


Wie leitet man eine Yerfammlung! Geſchäftlicher 
Handweiſer für Borfigende.. Bon einem Mitgliede 
des beutichen Reichſtages und bed preußilchen Ab⸗ 
georbnnetenhaufe®. 2. Aufl. 1908. FTart. IM. 


Sraltifher Aatgeber für Dienfißerrfhaften nad 
dem Preuß. Geſinderecht unter VBerädfihtigung ber 
neueren Entieidungen bearbeitet von H. Grieben, 
Berwaltungsdir. a. D. u. Bürgermeifter. 1908. 1 M. 


Das Het der SHaudlungsgeßilfen und Handlungs⸗ 
lehrlinge. Bon Rechtsanwalt Hugo Horrmwig. 
2. Aufl. 1905. (203 S.) Geb. in Leinen 3 M. 


Die Megifiratur. 2. Auflage. 1906. Bon Hermann 
Kollrad, Kol. Polizeiſekretär am Berliner Polizei⸗ 
präfibium. 89% (84 S.) art. 1 M. 40 Bf. 


Die Pflichten des Walfenrates. Ein praltifcher Leit: 

faden für Watfenräte und Verwaltungdbenmte. Bon 

. Baum, Geh. Juſtizrat und Vormundſchaftsrichter. 

chte vermehrte und verbeflerte Auflage. 1906. . 8°. 
(46 S) 60 Bf. 


Der Bormund, Gegenvormund, Pfleger u. Hamilien- 
traf. Nah dem Bürgerlichen Geſetzbuch, dem Reichs⸗ 
gefeg über die Angelegenheiten der fretiwilligen Gerichts⸗ 
barfeit unb dem Ausführungsgefeg zum BEB. Bin 
praftifcher Leitfaden. Bon F. Baum, Geh. Juſtizrat 
und Bormundiaftsridhter. 1399 8°, (64 5.) 50. BF. 





Schlagwort - Regifter. 


N. — Nummer ber Sammlung Deutſcher Reichsgeſese 
9. — Nummer ber Sn Preußiſcher Geſetze. 
. = e t 


Qsanbtungägeigätte R. 34. 
YHerztelammern 29. 
Aerztl. Ehrengerichte P. 28. 
Aktienrecht R. 24, 26. 
Alteräperficherungägei R. 30. 
Anerbenrechtsgeſetz P. 33. 
Anfechtungsgeſetz R. 13. 
Anſiedelungsgeſetʒ |. ©. 23 
Baupoltzeirecht. 
Arbeiterſchusgeſetʒ R. 6. 
Arbeiterverſicherungsgeſetze 
N. 20, 23, 28, 30, 67. 
Arzneimittel N. 6, 64, 
— zur 


Ausfuhrungsgeſetze 3. BGB. 
P. 23, S. 22. 

Ausfuͤhrungsgeſetze zu den 
WeiöfuRisgefegen B. 6, 


Austlieferungsverträge R. 86. 
Auswanderungsgeſetz R.9,44. 
Automobilgeſ. R. 92. 


Wantgeieg R. 26. 
Baufluchtengeſet; ©. 23. 
Banunfatverfißerungägeieh 


28 
Baupolizeirecht ©. 23. 


Beamtengejege R.10, 82, 94, 
P. 2. 


Belämpfung Bee 
licher Krankheiten R 
Belagerungszuſtand vᷣ. * 
Berggeſetz P. 12. 
Beſchlagnahme von Lohn⸗und 
Gehaltsforderungen R. bb. 
Beurkundung bes Perſonen⸗ 
ed R. 59. 
Binnenſchiffahrtsgeſetz R. 36. 
en u. zinkhaltige Gegenſt. 
9. 
Böriengefeg N. 41. 
Börfenfteergeieg R. 18. 
Branntweinfieuergeſ. R. 96. 
Brauftenererhebung N. 26. 
Bundes: und Staatsange⸗ 
Höriglett R. 8. 
Bürgerlicde Geſetzſammlung 
für Preußen S. 24. 
Bürgerliches Gefehud N. 
38/39, S. 22, 
Btzgerlices Hehtö-Geriton 


‘ 


Goaufiergeid 8. 34. 
kaltprngebordimung R. 11, 





GAlagwort-Regiier. (BE. ⸗Neichageſet, B. — preuß. Belek.) 


Dampftefieldeizien®., 34. 
eichgeſetz S. 23 (Baupolizei- 
recht). 
Depotgeſes R. 40. 
Dienſteinkommen der Sehrer 
und Lehrerinnen P. 2 
Dienfiboten fiehe — *8* 
Ratgeber &, Dienſtherr⸗ 
ſchaften S. 
Drogenhandel 48, 64. 


Eheſchließungsgeſen N. — 
Einfonmenfteuergefek 
Bifensagngefeggebung 


5—— 


ai lem⸗Diebſtahl N. 2. 
Enteignung von Grundeigen⸗ 
tum P. 37. 


Entminbigungsgefek N, 46. 
Entſchãdigung ma proche⸗ 

ner Perſonen R.1 
Entihäbigung — 
Jerhafteter u. Verurteilter 
Entziehung elektr. Arbeit R.2. 
oErd en taſnenergeſes R. 77, 


Emyänzungsfeuergefeh B. 18, 
Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften R. 29, 


ahrkartenſteuer R. 18. 
arbengeſet; R. 9, 48. 


rbenhandel R. 48. 
edaehan a und 


gen —— — ni 34, 
—— — 
Fiſchereigeſ 


tmwillige VGerichtsdarkeii 
N. 46. 


Preizügiglett N. 8. 
6, | Sürforgeergiegung Rinder: 
jähriger 9. 47, P. 28. 


Gaft⸗ u. Schankwirtſchafts⸗ 
gehilfen N, 6 
Gebrnußögegenfänbe, Ber: 


ter wit 
nn 


Gehtfrengeieh, vu — 


——— 1 N. 77. 
Sebübrenorbnung für’ Ge⸗ 
—— — R. 16. 
ebübrenorönung für 
—— für Rechts⸗ 
anwälte R.1 


— — 


verkänbige —X 


— Be⸗ 
ſchlagnahme non R. 66. 


Ti — —— 


Sqiaawort · egiter. (I. ⸗ deiqageſes. 9. = preub. Belek) 


Genehmigun werblicher 
Anlagen 

Genofenfhaftägefet N. 29. 
Ben uemitten, Verkehr mit 


| —22* freiwillige 


Vg ateronengeſer, deutſches 
———0 preuti- | 
Ge aordnung, Preußiſche 
— —— N. 
14, 11, 12, S. 22. 
Gertigtßtoltzleper-Bebüren: 
orbnung R. 15. 
Gefegäftäorhnung für Ge⸗ 


richtsvollzieher P. 36. 
u. ellſchaften mit nel chraͤnkter 


aftung R. 3 
ses, © Bürgers N. 
Gefegestafel rn eutfäen 
Reichsrechts N. 83. 
Sefege Sammig., preuß. S. 23. 
Geſindedienſtpflichten P. 84. 
Geftudeordnungen, preu⸗ 
hiſche B. 31a, 31b, ©, 24. 
Gefandpeitömefen N. 37. 
Gewerbebetrieb Im Umher⸗ 
ziehen R. 6, P. 34, 
Beiwerbegerichte R. 81. 
Gewerbeordnung R.6, S. 22. 
a reich, preuhts 
& 1. 


£ 


Gemesderitnfallverfigerungs: 


geieg R. 23 
Giſthandei N. 48, 64. 


Gold: u. Silberwaren⸗Fein⸗ 
gehalt R. 9, 
Grundbuchordnung R. 42, 
Grundbuchgeſ ** 
—— de P.9 
a" St Enteignung 


Bane Friedenskonferenz 
R. 99 


Haftpflichtgeſet; R. 70, 94. 
Handelsgeſetzbuch R. 4, S.22, 
Handelskammergeſetz P. 21. 
Handfeuerwaffen R. 9. 
Ben 8 24. 


. | Handbwertergefeg R. 


Hilfstaſſen, eingeſchr. 20. 
Hinterlegungsorduung P. 2 
Hypothekenbaunkgeſetz 


Jagodpolizeigeſet P. F 
Jagdſcheingeſet P. 19, 
Anged ervapiere mit Bahnen 
Internat, Privatrecht R. 90, 
Snnattbennerfidierung N. 30. 
S. 24, 
Kaligeſetz R. 100. 
Kaufleute, Pflichten bei Aufbe⸗ 
bung Don Wertpapieren 


Raufmannsgerichte N. 74. 


gg 


— 


Schlagwort ⸗ Negiſter. 


ſKiautſchou⸗Gebiet, militär. 
Strafrechtspllege im R. 3. 
Kinder, Recht d. unehel. R.58. 
—, Unterbringung verwahr: 
Iofter R. 47, ®. 28. 
Kinderarbeit ‚gewerbI.R.2, 71. 
Kinderfjuggeiek N. 71. 
Kolonialgeſetzgebung R. 49, 
Kommunalabgabengef. B. 14. 
Kommunalbeamtengei. P. 22 
Kommunagalbeamtenrecht P.26. 
Konkursordnung R.18, — 
Konkursordnung, vreuß. 
Konſulargerichtsbarkeit 76. 
—— N. 21, 


Ronzeffionterung gewerbl. Au⸗ 
lagen P. 16. 

Kraftfahrzeuge R. 18, 92. 
* Seuntennerfiherumgsgeieg 


greißaßrabengefeg P. 38. 
Kreisordnungen P. 15. 


Tadenſchluß R. 6. 
Banbesgeiege,privatrechtliche. 
(Bürg.Befekfammi.) &, 23. 
Landestrauer BP. 34. 
Landesverwaltunggeſ. B. 42. 
Zandredit, preußiſches ©. 23. 
Lehrergehalts⸗ u. »Benflons: 
gefege P. 26. 
Literaturfhug R. 60, 96. 
Lohnforderungen, Beichlag: 


nahme von R. bb. 


2otteriefpiel P. 34. 


7. | Minderjährige, 


(WR. — Reiäägeieh, 9. = preuß. Geſet⸗ 


Mannſchaftsverſorgungsgeſ. 
Rt. 79b. 
Mantelgefeg R. 28. 
Margarinegefeg R. 9, 54. 
Mebizinalgefeggedung R. 27. 
Milttärpenflonsgeleke 
Militaͤriſche Geheimniſſe, 
Verrat R.9, 84. 
weittießsnfgerigtBorbnung. 


weilitärtenfgelegnud N. 67, 


Oriotgee 
ziehung für R. 47, 
Mineraliengewinnung Pr 
Aneignung P. 34. 
Mobiliar: —— 
arobelihungeleuges. * 
Munzweſen R.2 
Nuſterſchusgeſet *. o. 


Haprungömittelgefege R. 9, 


Ratralletfung vi bie be⸗ 
waffnete Macht R. 

Notare, e 
für preußiſche 9. 4. 

Notenbankweien R. 26. - 

Rotteftament B.3. 


Offizierpenſionsgeſ. R. 79, 
Vatentgeſet R. 22, 9. 
Berjonenftandägef. it. 69,9,2. 
Penſionsgeſetze R. 10; 79, 
2, 26. 
Bhotographiefhug N. 81, 9. 


Eis v—— 


Sälagwort-Regifter. 
al ngen i. Preu⸗ 
36 


Poſtgeſetze N. 7. 

Poſtſcheckordnung R. 86. 

Preßgeſetz R. 9, 58. 

Preußiſche Verſaffung P. 1. 

Privatrechtliche preußiſche 
Landesgeſetze S. 23. 

—— Reichsgeſetze 
N. 84, 90. 


Brovinzinlabgabengef. P. 38. 
Quellenſchusgeſet P. 44. 


Ravongeſet R. 84. 
Reblausgeſetz NR. 84, B. 34. 
Rechte der Befiger v. Säulb: 
verſchreibungen R. 52. 
Rechts anwalt3 +» Gebuhren⸗ 
ordnung R. 17. 
Nechtsanwaltsordu. R. 16. 
Rechtshilfe R. 76. 
Rechtslexikon S. 23. 


—cc der Juden 
Rente führung, gerichtliche 
Regiftratur S. 24. 
Reichsbeamtengeſetz R.10,82 
Reichseiſenbahngeſetzgebung - 
N. 36, 66. 
Reichsexbſchaftsſteuer R. 77. 


Reichsfimanzgeſetze S. 23 
neihägewerbeordnung N. 6, 
. 22. 


(8. = Reiägägeieh, V. = preuß. Gefeh.) 


Reichsſsgrundbuchordn. N. 42, 
ep - Juſtizgeſetze S. 22 
R. 11, 12, 13. 
— —, Ausführungsgefeg 
dazu ©, 22. 
Neihstaffenicheine NR. 9. 
Reichsmilitärgeſetz R. 84. 
Reichspreßgeſetz R. b3. 
Reichsſchuldbuch PB. 30. 
Reichsſeuchengeſetz R.9, 66. 
Reichsſtempelgeſetz R. is. 
Reichsverfaſſung R. 1. 
Rentengutsgeſetze P. 33. 
Rinderpeſt 9.9. 


Zaccharingeſes N. 9, 54. 
Schadenserſatz an miſchuldig 
Verhaftete u. Verurteilte 
R. 73. 

Scheckgeſetz R. 8b. 

Schlahthäufer P. 34. 

Schladtvießgefeh R.9, 54,68. 

Schonzeit des Wildes P. 34. 

S@ulbverfäreißungsgeieg Rt, 


Sẽ unterhalungsgel 8.39. 
Schutzgebietsgeſetz R. 75, 97. 
Schutztruppe, Strafverfahren 
R. 3, Benfion R. 79 
Schwängerung, angerabeliiie 
.58, 9.5. 
Seegeleggebung 8.19. 
Seeredt vide HGB. Text. 
rn :Unfallverfierungsgefet 


Senfengefeg N. 56. 





Shlagwort-Regifter. (WM. — Reiägeiek, V. = preuß. Geſen) 


Stlavenbandel R. 9. 
Spztalpolitiide Geſetze R. 
20, 23, 28, 80, 57, 72. 

Sprengfiofigeieg W.2, 9. 
Stantäongehirigtent, Erwerb 
und Berluf 8.8. 
Staatsſchuldbuch P. 30. 
Staatsſtenern, Geieg betr. 
Aufhebung direkter P. 14. 
Stadteordnung für die 6 öſt⸗ 
lien Provinzen 
Sanyeitenergeich 


Stempelizuergefet für das 
Reich N. 


Stenersefege R. 5, 18, 26, 
8.10,11,13, 14,18, 20, 27. 
Strafgeiehbug N. 2. 
Strafgefege preuß. v;e er 
Stenfprogeborbuung DR, 


Strafrechtliche RS. R. 9. 

Straßen: und Baufludten- 
gefeg S. 24. 

Subhaftattonsgefeg R. 48. 

SapRofie, tünftlihe R. 9, 54, 
64. 


reihen 


Bantiomenfteuer R. 18. 
Telegrapbengefeße R. 7. 
Teſtamentsrecht P. 3. 


Aneheliche Kinder R. 68. 

Unfallverſicherungsgeſetze R. 
23, 28, 57, 72. 

Unlauterer Wettbewerb 8.37. 


Unterbringung vermahzlofter 
Kinder 9.47, 28. 
ung d. Boltsſchulen 


Unterſtutzungswohn N. 8. 
Urheberrechtsgeſetze R. 9, 60, 
22, 81, 96. 


ereindgefeh N. 88, 
Verfaffung, Reich 8.1. 
Berfafiung, preußiſche ®. 1. 


Vermogenoſtenergefes P. 13. 
Berrat militäriſcher Ges 


beimnifie 8. 2, 9. 
"| Berfammlung, wie leitet man 
eine &. 24. 
Berihuldungsgrenge 
Berfiderungäpertrag er 
erfiherungsunternehisun: 


Bermallungöftafuerjäfsen 


er 
zungSmittel, en Kai 
De —— 


—E as FF 


S&lagwori-Regifer. (WM. — Reihägeieh, B. — preuß. Beieh.) 


Bogelfhußgeieh R. 89. Wertpapiere, Depotgeſen 
Bormundfchaftsordnung, R.46. 

vreutile ®. 8. Betidewerb, Belämpfung uns 
Bormundfgaftöreiit, Deut: | Iauteren I. 37. 

fürs R. 47, ©, 26. WIlD-SHonzeit 3 34. 

Bugergeieh N. 2. 
Watfenzat S. 24. Srengengesage N. 15. 
ii 


Bald: und Baffergenoffen: | Bigarettenfenergefeg R. 78. 
haft ®. 34. BuRänbigleitögefeg B. 42. 
Wandergewerbebeirich B.34. | Buwadjäfteuergefeg ©. 22. 
Warenzeichenrecht R. 9, 87. | Bmwangserziehung R. 47. 
— v. 27. Zwanenerhhama an Sa 





Becifelor mobilien R. 43. 
Bedieifempeifenergel. R.5. | Bwangsvotfredungsgefet 
Weingejeg R. 9, 54, 64, 66. | N. 43. 


erfii ie Ri 
SG AL 


— — —— 
ver e nn °, el 
in ganz Leinen kein ie 


